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EDITORIAL/078: Liebe Leserinnen und Leser (SB)





Wochendruckausgabe 78 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
17.03.2018
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Liebe Leserinnen und Leser,

mit der Ausgabe Nr. 80 wird der MA-Verlag noch einmal den gut
vorbereiteten Versuch unternehmen, die
Schattenblick-Wochendruckausgabe dem interessierten Zeitgenossen als
Abonnement regelmäßig zugänglich zu machen.

Zu diesem Zweck sind 25,- Euro inklusive Versandkosten auf das unten
angegebene Konto für die Übersendung von vier aufeinander folgenden
Schattenblick-Wochenzeitungen zu überweisen, und bei
Fortsetzungswunsch des Abonnements ist dieser sieben Tage vor Ablauf
der ersten Abo-Bestellung mit jeweils 25,- Euro fortgesetzter
Überweisung für die entsprechenden nächsten Ausgaben zu bestätigen.

Bleibt diese Bestätigung während der entsprechenden Frist aus, gilt
das Abonnement als fristgemäß gekündigt.

Selbstverständlich kann die Wochendruckausgabe des Schattenblick auch
als Einzelbestellung erworben werden, jedoch muß auch hier mit der
jeweiligen Bestellung die Einzahlung auf das Konto sieben Tage vor
Erhalt getätigt worden sein. Ein Einzelexemplar kostet dann
allerdings 8,50 Euro.

Wie auch immer, als einzelner Leser oder im Zusammenschluß mit anderen
wünschen wir Euch und uns das Beste für die jeweils in Betracht
gezogene Form der ab Ausgabe 80 möglichen und doch sehr überschaubaren
Bestellabwicklung.

Weiterhin viel Spaß beim Lesen und Stöbern im Schattenblick wünscht
Euch

Eure Schattenblick-Redaktion


P.S. Kontoverbindung:

MA-Verlag, Commerzbank Heide

IBAN: DE54 2184 0078 0432 8720 00

BIC: COBADEFF218


16. März 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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WALD/257: Hambacher Forst - Stop marken ... (Michael Zobel)


Nach der Roten Linie/dem 47. Waldspaziergang - wir kommen wieder - 4
Jahre Sonntagsführungen

von Michael Zobel, 19. März 2018



Guten Tag zusammen,

Montag, 19. März 2018, der Abend nach dem 47. monatlichen Waldspaziergang
und der Roten Linie im Hambacher Wald.

War das kalt!

Und trotzdem waren zum Beginn der Roten Linie trotz Wetterbericht und der
immer noch andauernder Grippewelle sagenhafte 603 große und kleine Menschen
am Waldrand und am Tagebau, diesmal 11 Monate bis 78 Jahre, weiteste
Anreise von den Phillipinen und aus Brasilien.

Nach der Roten Linie der 47. monatliche Waldspaziergang - trotz der
klirrenden Kälte haben 132 Menschen durchgehalten, zusammen mit fast 100
individuell gebuchten Führungen für Umweltverbände, Kirchen, Schulklassen,
Lehrerkollegien sind wir jetzt bei unfassbaren 12326 TeilnehmerInnen an
Führungen im Hambacher Wald angekommen. Viel mehr, als bei RWE in den
Tagebauen und den Kraftwerken arbeiten...

Das Netzt ist voll mit Bildern, Links zu einer kleine Auswahl siehe unten
[1] und die Drohne war unterwegs: 

https://vimeo.com/260684154

• DANKE an die BesucherInnen und ganz besonders DANKE an die
Waldschützer im Hambi. Wir alle zusammen werden auch die nächste
Rodungssaison verhindern. Auch wenn seit heute schon wieder die RWE- und
Polizei-Propagandamaschine läuft...

• DANKE an all die Menschen, die in Anbetracht des kalten
Winterwetters die Waldschützer mit warmer Kleidung, Decken und mehr
unterstützen.

• DANKE an Eva und Antje, an Todde und Andreas, Anja, Tim, das
Küchenkollektiv und all die anderen fleißigen HelferInnen, ohne Euch wären
die Waldspaziergänge und die Rote Linie gestern nicht zu einer solchen
Erfolgsgeschichte geworden.

• DANKE an den BUND, der durch seinen andauernden juristischen Kampf
den diesjährigen Rodungsstopp erst möglich gemacht hat, DANKE Dirk.



Keine Zeit zum Atemholen, nach wie vor gilt, nach der Führung ist vor der
Führung...

Wir machen weiter, wir kommen wieder, bitte die Werbetrommel rühren. Der
Wald braucht uns mehr denn je. Wir haben die Rodungssaison 2017/2018
verhindert, es darf kein Baum mehr fallen!

Sonntag, 15. April, 48. Waldspaziergang im Hambacher Wald - wieder ein
Grund zum Feiern - vier Jahre Waldspaziergänge

Eine weitere Führung im wunderbaren Frühlingswald, wir werden erneut
zeigen, warum auch der kleine Rest des ehemals stolzen Waldes unbedingt
schützenswert ist.

Geänderte Anfangszeit 11.30 Uhr.

!!!!!!!Achtung: Der Treff-/bzw. Ausgangspunkt kann sich ändern, das werden
wir natürlich auch kurzfristig mitteilen!!!!!!!

Wahrscheinlich ist es wie in den Vormonaten das Kieswerk Collas...

Anmeldung und weitere Infos bei mir per Mail info@zobel-natur.de



Antjes Petition braucht nach wie vor Unterschriften, jetzt sind es mehr
knapp 68000, da geht noch was... bitte unterzeichnen, weiterleiten...,
danke [2].

Wer Todde's Film "Reise in die Unterwelt" noch nicht gesehen hat:

https://vimeo.com/240797566

Lasst uns diesen Rückenwind nutzen, lasst uns weitermachen, im Hambacher
Wald, rund um Garzweiler. Wir haben die einmalige Chance, dem IrRWEg ein
Ende zu machen.

Aktuelle Informationen aus dem Hambacher Wald auf:

https://hambacherforst.org/

Die nächsten Sonntagsspaziergänge 15. April, 13. Mai, 10. Juni, 15. Juli...

Verhindert weitere Rodungen, rettet den Rest des Hambacher Waldes!

Termine:

26. April, RWE-Hauptversammlung Grugahalle Essen, wir sind dabei...




Danke für Ihre/Eure Unterstützung,

Michael Zobel, Naturführer und Waldpädagoge, Eva Töller, Antje Grothus,
Todde Kemmerich und viele weitere Menschen, die sich für den Erhalt des
Hambacher Waldes einsetzen



[1] Link zu Bildern:

https://www.flickr.com/photos/infozentrale/sets/72157691564459442

https://twitter.com/Oliver_Krischer/status/975373901550190592

https://de-de.facebook.com/BuirerFuerBuir

https://www.flickr.com/photos/146797043@N04/sets/72157691587768552

https://www.facebook.com/bund.nrw/photos/pcb.969121893241107/969119676574662/?type=3&theater

http://www.buirerfuerbuir.de/index.php/aktuelles/pressemitteilungen/254-hunderte-herzen-fuer-den-hambacher-wald-buerger-innen-fordern-beherzten-kohleausstieg

[2] Link zur Petition

https://weact.campact.de/petitions/hambacher-wald-retten-klimaziele-realisieren-1

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 19. März 2018

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. März 2018 
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WALD/256: Hambacher Forst - auf Verhandlungswegen ... (Buirer für Buir)


Initiative Buirer für Buir - 18. März 2018

Hunderte Herzen für den Hambacher Wald:

Bürger*innen fordern beherzten Kohleausstieg



Über sechshundert rot gekleidete Menschen versammelten sich am Sonntag
trotz Eiseskälte am Tagebau Hambach, um erstmals das Ende einer
Rodungssaison zu feiern, in der RWE nur zwei Tage im Hambacher Wald roden
durfte. Mit aufgemalten roten Herzen und mit den Händen geformten Herzen
drückten die Demonstrierenden ihre Freude über den vorläufigen Erhalt des
Waldes aus, richteten aber auch klare Forderungen an die neue Große
Koalition in Berlin und an die nordrhein-westfälische Landesregierung. Auf
einem großen Banner prangte der Schriftzug
"Kohleausstieg beherzt anpacken".

"Die Bundespolitik hat über ein halbes Jahr mit Sondierungs- und
Koalitionsgesprächen verloren. Nun gilt es den Kohleausstieg umso beherzter
und ambitionierter anzupacken. Im Rheinischen Revier betreibt RWE die
ältesten und schmutzigsten Kraftwerksblöcke, die zugleich zu den klima- und
gesundheitsschädlichsten in ganz Deutschland zählen. Ebenso wie die
Tagebaue müssen sie sehr bald stillgelegt werden", fordert Antje Grothus,
die direkt am Tagebau Hambach wohnt und sich bei der Initiative Buirer für
Buir engagiert.

"Wir feiern heute die erste Rodungsverhinderungs-Saison seit 40 Jahren. Mit
der Herz-Aktion machen wir darauf aufmerksam, wie sensationell das ist und
bedanken uns bei allen, die zu diesem Erfolg beigetragen haben", sagt
Alfred Weinberg vom Bündnis gegen Braunkohle. Bei aller Freude ist den
Initiator*innen bewusst, dass nach der Saison vor der Saison ist: "Dieser
wunderbare Wald darf nicht länger der Kohleförderung geopfert werden. Die
alte A4 muss die Rote Linie sein, an der die Bagger stoppen - um den Wald,
aber auch das Klima zu retten", sagt Michael Zobel, der seit vier Jahren
informative Spaziergänge durch den Hambacher Wald anbietet. Bereichert
wurde die Rote-Linie Aktion durch den international bekannten Fotokünstler
Horst Wackerbarth und seine Rote Couch. Seit Jahren porträtiert er in
Nordrhein-Westfalen markante Menschen und Landschaften für das Projekt
heimat.nrw. " Die Rote-Linien gegen Braunkohle" - Aktionen geben
Bürger*innen auf kreative Art und Weise eine Möglichkeit ihren politischen
Willen auszudrücken. Daher freue ich mich, dass auch sie nun Teil des
fantastischen Projekts werden", sagte der am Morgen eigens aus Düsseldorf
angereiste Künstler.

Hintergrund:

Die Aktion gehört zur Reihe "Rote Linie gegen Kohle" und fand im Rahmen
eines Waldspaziergangs von Michael Zobel und Eva Töller statt. Auch das
Bündnis gegen Braunkohle und die Initiative Buirer für Buir hatten zu der
Aktion eingeladen. Die Veranstalter*innen wollten sich bei den vielen
tausend Menschen bedanken, die sich seit Oktober 2016 immer wieder aktiv
gegen die Klima-, Natur- und Heimatzerstörung durch die Braunkohle in
Nordrhein-Westfalen und weltweit einsetzen.

Michael Zobel und Eva Töller haben in den vergangenen vier Jahren bereits
über 12.000 Teilnehmer*innen bei fast 150 Waldspaziergängen durch den
Hambacher Wald geführt. Im Herbst 2016 hatte die erste Rote Linie-Aktion
stattgefunden. Seitdem gab es vier Rote Linie Aktionen mit über 5.2000
Teilnehmer*innen. Die Petition zur Rettung des Hambacher Waldes, die
zeitgleich startete, wurde von fast 67.000 Menschen unterzeichnet.

Als großen Erfolg bezeichnen die Aktiven die mittlerweile sechs Jahre
währende Waldbesetzung, die den Hambacher Forst bekannt machte und den
Rodungsstopp, der in erster Linie den nicht nachlassenden juristischen
Bemühungen des BUND NRW zu verdanken ist.


Weitere Informationen:

www.bund-nrw.de/hambach_klage

https://weact.campact.de/petitions/hambacher-wald-retten-klimaziele-realisieren

https://weact.campact.de/petitions/kein-neues-braunkohlekraftwerk-in-nrw

https://vimeo.com/257992910

http://www.buirerfuerbuir.de/ 

http://bündnis-gegen-braunkohle.de/

http://naturfuehrung.com/hambacher-forst/

#SeidieRoteLinie #betheredline #endcoal #hambibleibt #hambacherforst #keepitintheground

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

Andreas Büttgen

Zum Hoover Feld 19, 50170 Kerpen

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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WALD/255: Hambacher Forst - was haben wir vor ... (Kampagne "Ende Gelände")


Ende Gelände - Pressemitteilung vom 18.03.2018

Ende Gelände kündigt Massenaktion zivilen Ungehorsams im Rheinischen
Braunkohlerevier für 2018 an 

Den Hambacher Forst durch sofortigen Kohleausstieg retten



Bonn, 18.03.2018. Am heutigen Sonntag kommen hunderte Menschen im Hambacher
Forst zusammen und stellen sich mit einer "Roten Linie" schützend vor den
Wald. Das Bündnis gegen Braunkohle und die Bürger*inneninitiative Buirer
für Buir rufen zu der Aktion gegen Kohle auf. Zum ersten Mal seit 40 Jahren
gelang es der Klimagerechtigkeitsbewegung, über eine gesamte Rodungssaison
hinweg die weitere Abholzung des Waldes für den Hambacher Tagebau zu
verhindern. Ende Gelände fordert einen dauerhaften Rodungsstopp und kündigt
für die nächste Saison ab Oktober 2018 eine Aktion massenhaften zivilen
Ungehorsams an. Am Tagebau Hambach wird das Bündnis wieder für einen
sofortigen Kohleausstieg eintreten.

"Der Erhalt des Hambacher Forsts ist eine Sofortmaßnahme für
Klimagerechtigkeit hier und weltweit. Alle wissen, dass die Kohle im Boden
bleiben muss, um die Klimakrise nicht zu verschärfen. Dennoch zerstört RWE
aus Profitinteresse weiterhin den Wald. Ende Gelände stellt sich dieser
Absurdität entgegen", sagt Pressesprecherin Karolina Drzewo.

Im letzten Jahr blockierte das Bündnis Ende Gelände im August und November
Kohleinfrastruktur im Rheinischen Braunkohlerevier. Mit Aktionen
massenhaften zivilen Ungehorsams setzt sich Ende Gelände als Teil der
globalen Klimagerechtigkeitsbewegung für den sofortigen Kohleausstieg ein.
Der Hambacher Forst wurde bereits zu großen Teilen für den Tagebau
zerstört. Braunkohle ist die klimaschädlichste und dreckigste
Energiequelle. Bevor RWE den Wald aufkaufte, gehörte er den umliegenden
Gemeinden. Sie setzen sich heute gemeinsam mit vielen Akteur*innen für den
Erhalt des Waldes ein.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/420: Klimakampf und Kohlefront - Ökowiderstandscamp in Leipzig ... (Klimacamp Leipziger Land)


Klimacamp Leipziger Land - Pressemitteilung vom 20. März 2018

1. Klimacamp im Leipziger Land - Eine andere Welt ist möglich



Leipzig. Diesen Sommer vom 26.07 bis 05.08. findet zum erstem Mal ein
Klimacamp im Braunkohlerevier bei Leipzig statt. Mit der Veranstaltung
soll auf die sozialen wie ökologischen Folgen des Braunkohleabbaus
aufmerksam gemacht und Alternativen für eine soziale, demokratische und
ökologische Gesellschaft erprobt werden. Bis zu 1000 Menschen werden
erwartet.

Gemeinsam lernen, diskutieren und Alternativen leben: Mit zahlreichen
Workshops und Podiumsdiskussionen bietet das Klimacamp viel Raum, um
von- und miteinander zu lernen. Pressekontakt Florian Teller erklärt:
"Auf dem Camp organisieren wir uns basisdemokratisch und treffen
Entscheidungen im Konsens. Sorgearbeit, wie Klos putzen oder kochen wird
von allen erledigt. Wir vernetzen uns mit anderen sozialen Bewegungen,
denn nur gemeinsam können wir Gesellschaft verändern. Daneben ist auch
vielfältiger Protest Bestandteil des Klimacamps".

Für den Abbau von Braunkohle werden Menschen in der Region
zwangsumgesiedelt und ganze Dörfer vernichtet. Braunkohle ist einer der
klimaschädlichsten Energieträger und beschleunigt den Klimawandel. Von
dessen Folge sind vor allem Menschen in Ländern des globalen Südens
betroffen, die am wenigsten dazu beigetragen haben. "Mit dem Klimacamp
wollen wir auf diese Ungerechtigkeit aufmerksam machen. Wir fordern
Klimagerechtigkeit: Dazu ist ein schnellstmöglicher Ausstieg aus der
Braunkohle notwendig, wichtig ist aber auch, dass dieser nicht zu Lasten
der Menschen aus der Region oder der Beschäftigten geht. Daher suchen
wir nach Wegen, wie der Kohleausstieg schnellstmöglich und
sozial-verträglich umgesetzt werden kann und als Teil eines nachhaltigen
Strukturwandels gedacht wird," so Florian Teller weiter.

Das Klimacamp findet in enger Zusammenarbeit mit lokalen Akteuren, wie
dem Bündnis "Pödelwitz bleibt" statt. Obwohl der Ausstieg aus der
Braunkohle bereits auf Bundesebene diskutiert wird und es mit
erneuerbaren Energien längst Alternativen gibt, sind immer noch Dörfer
vom Abriss bedroht. So will die Mitteldeutsche Braunkohle AG (Mibrag)
ihren Tagebau Vereinigtes Schleenhain erweitern, dem sollen die Dörfer
Pödelwitz und Obertitz zum Opfer fallen. Jens Hausner vom Bündnis
"Pödelwitz bleibt" und Anwohner erläutert: "Den Tagebau zu erweitern,
ist aus klimapolitischer Sicht vollkommen aus der Zeit gefallen. Dieser
Tagebau hat jetzt schon eine genehmigte Laufzeit bis 2040. Selbst ein
Großteil der bereits zum Abbau genehmigten Braunkohle muss im Boden
bleiben, um beim Klimaschutz nicht komplett zu scheitern. Darum muss man
öffentlich machen, welche vollkommen abwegige Planungen die Mibrag hier
verfolgt".

Auf dem Klimacamp wird auch die Degrowth-Sommerschule zu Gast sein. Nach
drei Jahren im Rheinland findet sie nun erstmals im Raum Leipzig statt.
Die Degrowth-Bewegung sieht in der Wachstums- und Profitorientierung
unserer Wirtschaft eine grundlegende Ursache für soziale, globale
Ungleichheit. "In einer Welt mit begrenzen Ressourcen ist unendliches
Wachstum nicht möglich und führt zu sozialer und ökologischer
Ausbeutung. Das sehen wir auch hier vor Ort. Während der Sommerschule
suchen wir nach Alternativen unsere Gesellschaft so zu organisieren,
dass ein gutes Leben für Alle möglich wird," so Ruth Krohn,
Pressekontakt der Sommerschule. Kernstück der Sommerschule sind
mehrtägige Kurse, die sich in diesem Jahr mit Visionen für eine soziale,
ökologische und demokratische Gesellschaft befassen.

In den Braunkohlerevieren im Rheinland und in der Lausitz haben
Klimacamps bereits Tradition. Klimacamps sind Orte des gemeinsamen
Lernens, der Vernetzung, des Lebens von Alternativen und des kreativen
Protestes. Das Klimacamp im Leipziger Land ist Teil einer wachsenden
Klimagerechtigkeitsbewegung. Diesen Sommer finden in zahlreichen
europäischen Ländern Camps und Protestaktionen gegen fossile Energie statt.
Alle Veranstaltungen sind öffentlich und Menschen aus der Region
herzlich eingeladen das Klimacamp zu besuchen.

Weiter Informationen zum Programm finden Sie zukünftig online unter:

www.klimacamp-leipzigerland.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. März 2018

Klimacamp Leipziger Land

E-Mail: presse@klimacamp-leipzigerland.de

Internet: www.klimacamp-leipzigerland.de
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KOHLEALARM/419: Klimakampf und Kohlefront - Rätsel um Nichtverlängerung ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 16.03.2018

LEAG schweigt zu Laufzeit des Tagebaues Jänschwalde - Genehmigung bis
2019 befristet



Cottbus, 16.03.2018. Die bergrechtliche Genehmigung des
LEAG-Braunkohletagebau Jänschwalde läuft bereits 2019 aus. Dass bisher kein
Verlängerungsantrag vorliegt, wollte die LEAG In der gestrigen Sitzung des
Brandenburgischen Braunkohlenausschusses nicht kommentieren. Bisher war ein
Betrieb bis 2023 angekündigt.

"Es ist ungewöhnlich, wenn 21 Monate vor dem Auslaufen der Genehmigung kein
Antrag auf Verlängerung gestellt ist und die LEAG Fragen dazu nicht
beantwortet. Beim Tagebau und Kraftwerk Jänschwalde kommen für das
Unternehmen offensichtlich auch ganz andere Varianten in Frage, als in
seinem offiziellen Revierkonzept dargestellt."sagt René Schuster,
Braunkohle-Experte der GRÜNEN LIGA.

Beim Tagebau Welzow-Süd hat die LEAG vier Jahre vor Ablauf der Befristung
einen Antrag auf Verlängerung des bergrechtlichen Rahmenbetriebsplanes über
das Jahr 2023 hinaus gestellt. Der Rahmenbetriebsplan Tagebau Jänschwalde
ist in der gleichen Weise befristet, jedoch nur bis 2019. Auf die Frage
eines Ausschussmitgliedes, ob ein Verlängerungsantrag für Jänschwalde
überhaupt noch vorgesehen sei, war der LEAG-Vertreter gestern nicht bereit
zu antworten.

Ein früherer Stop des Tagebaues würde einen größeren Abstand der Grube zum
Ort Taubendorf ermöglichen und die Auswirkungen der Grundwasserabsenkung
auf die Seen der Region im Vergleich zur vollständigen Auskohlung
begrenzen. Dies wird seit Monaten von Anwohnern, Umweltverbänden und der
Gemeinde Schenkendöbern gefordert. Eine vollständige Auskohlung des
Tagebaues wäre zudem nur unter Zwangsenteignung eines privaten
Waldgrundstückes möglich, dessen Besitzer bereits öffentlich angekündigt
haben, nicht an die LEAG zu verkaufen.

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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SPRACHE/966: 45. Jahrestagung Deutsch als Fremd- und Zweitsprache 2018 (idw)


Universität Mannheim - 19.03.2018

45. Jahrestagung Deutsch als Fremd- und Zweitsprache 2018

Vom 5. bis zum 7. April tagen Wissenschaftler und Praktiker an der
Universität Mannheim



Unter dem Motto "Deutsch weltweit - der FaDaF zu Gast im Mannheimer
Schloss" findet vom 5. bis zum 7. April 2018 die 45. Jahrestagung "Deutsch
als Fremd- und Zweitsprache (DaF/DaZ)" statt. Sie steht ganz im Zeichen
des internationalen Interesses an der deutschen Sprache. So eröffnet Dr.
Hans-Joachim Althaus, Geschäftsführer der Gesellschaft für Akademische
Studienvorbereitung und Testentwicklung (g.a.s.t.), die Tagung mit einem
Vortrag über "Deutsch, wo es lohnt. Sprachenkonzepte in Projekten
deutscher Hochschulen im Ausland". Schüler, Studierende oder Berufstätige
haben viele Gründe, Deutsch zu lernen: selbst gesetzte Bildungsziele oder
Sprachkenntnisse für eine freiwillige oder erzwungene Migration. "Deutsch,
wo es lohnt", zielt auf Qualität, nicht auf Quantität. Konzepte hierfür
stehen im Fokus dieses Beitrags.

Doch im Zentrum der Fachvorträge, Workshops und Diskussionen steht nicht
nur die Frage der Stellung des Deutschen und des Deutschunterrichts im
Ausland; darüber hinaus sind Lehrwerksanalyse, Wortschatzarbeit und
Sprachberatung bzw. Sprachcoaching Themenschwerpunkte der Jahrestagung
DaF/DaZ 2018. Die Bandbreite der Vortragsthemen reicht von Kernkompetenzen
von Sprachenlernberatenden und Sprachlerncoaches über den Umgang mit
kultureller Vielfalt im Klassenzimmer bis hin zur Vorbereitung von
Geflüchteten auf ein Studium in Deutschland.

Wer wird kommen? Der Fachverband Deutsch als Fremd- und Zweitsprache e.V.
(FaDaF) rechnet, dass rund 400 Besucher und Besucherinnen aus Wissenschaft
und Praxis, die in der Ausbildung von Lehrkräften wie in der Vermittlung
deutscher Sprache und Kultur im In- und Ausland tätig sind, sich von den
Themen angesprochen fühlen.

Unterstützt wird die Tagung auch vom Deutschen Akademischen
Austauschdienst e.V. (DAAD). Dr. Ursula Paintner, Leiterin des Referats
Germanistik, deutsche Sprache und Lektorenprogramm, betont, dass 'Deutsch
als Fremdsprache' nicht nur die Vermittlung der Sprache an
Nicht-Muttersprachler, sondern auch den internationalen wissenschaftlichen
Austausch über Forschung und Lehre im Fach meint. "Darum ist uns die
internationale Komponente der Tagung besonders wichtig."

Dr. Annegret Middeke, Geschäftsführerin des FaDaF e.V., die mit den Teams
der Universität Mannheim und der Geschäftsstelle des Verbandes die Tagung
organisiert, lobt den Standort Mannheim: "Mannheim als Sitz des Instituts
für Deutsche Sprache hat für uns natürlich einen besonderen Stellenwert.
Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind bereits auf das schöne Mannheimer
Schloss als Tagungsort gespannt und neugierig darauf, zu erkunden, was
sich hinter dem Namen 'Quadratestadt' verbirgt."

Ausgerichtet wird diese größte und wichtigste Jahrestagung im Bereich
Deutsch als Fremd- und Zweitsprache von der Universität Mannheim Service-
und Marketing GmbH und mit Unterstützung des FaDaF.

Der FaDaF e.V.

Der Fachverband Deutsch als Fremd- und Zweitsprache vertritt alle, die es
professionell mit der Vermittlung des Deutschen als Fremd- und
Zweitsprache zu tun haben: Sprachlehrerinnen und -lehrer und die sie
beschäftigenden Institutionen ebenso wie die im Bereich Deutsch als Fremd-
und Zweitsprache tätigen Hochschullehrerinnen und -lehrer und
wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Eine wichtige Aufgabe
ist hierbei die Sicherung und Weiterentwicklung von Standards in der
Sprachvermittlung - so nimmt der FaDaF beispielweise im Auftrag der
Hochschulrektorenkonferenz (HRK) die Qualitätssicherung der Deutschen
Sprachprüfung für den Hochschulzugang (DSH) wahr. Durch seine Expertise
und sein vielfältiges Engagement ist der Verband der zentrale
Ansprechpartner für Politik und Wirtschaft in Sachen Deutsch für
Nichtmuttersprachler im In- und Ausland, etwa wenn es um die Pläne der
neuen Bundesregierung laut Koalitionsvertrag im Bereich der Integration
und Deutschförderung weltweit geht.

Die kommentiert der Vorstandsvorsitzende des FaDaF, Dr. Matthias Jung, so:
"Der FaDaF begrüßt das Bekenntnis der neuen Bundesregierung zur
Fortsetzung und zum Ausbau der bisherigen Sprachförderung und zwar sowohl
im Bereich der Auswärtigen Kulturpolitik als auch der Integrationspolitik.
Allerdings muss bei den Integrations- und Berufssprachkursen die
Anerkennung der Lehrkräfte dringend verbessert werden, aber es gilt auch
Bürokratisierung und technokratisches Denken zugunsten eines pädagogischen
Ansatzes zurückzuschrauben. Unter unseren Mitgliedern sind
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, Kursträger wie auch
Praktikerinnen und Praktiker und hier insbesondere die Lehrkräfte
vertreten, die sich auf der Jahrestagung begegnen und voneinander
profitieren. Der Verband kann hier insofern neue wissenschaftliche
Erkenntnisse mit Relevanz für die Berufspraxis verbinden und auf die
aktuellen Herausforderungen der Praxis, die neue Forschungsfragen aufwirft
bzw. in der sich die wissenschaftlichen Erkenntnisse zu bewähren haben,
mit fachlicher Expertise durchdringen. Nur so kann sich das Fach Deutsch
als Fremd- und Zweitsprache Gehör in der öffentlichen Debatte
verschaffen."




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution61

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Mannheim, Katja Bär, 19.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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UNIVERSITÄT/236: Erleichterter Studienzugang für Geflüchtete - FernUniversität und Kiron arbeiten zusammen (idw)


FernUniversität in Hagen - 19.03.2018

Erleichterter Studienzugang für Geflüchtete: FernUniversität und Kiron
arbeiten zusammen



Mansour Tumeh profitiert als erster Studierender von der neuen
Kooperation zwischen der FernUniversität in Hagen und der Bildungsplattform
Kiron Open Higher Education. Ziel ist es, Geflüchteten den nahtlosen
Übergang in ein Fernstudium zu erleichtern.

Informatik war schon immer Mansour Tumehs Leidenschaft: Nachdem er in
Syrien eine Ausbildung als Informatiker abgeschlossen hatte, studierte er
das Fach für zwei Semester an einer syrischen Online-Universität. Während
seines Studiums arbeitete er als Programmierer. Dann kam der Krieg: Vor
fünf Jahren musste Tumeh seine Heimatstadt Damaskus verlassen. Seine
Flucht führte ihn nach Ägypten, in die Türkei und im Oktober 2015
schließlich nach Deutschland. Im niedersächsischen Vechta fand er eine
Bleibe. Dort lernte er an der Universität Deutsch, suchte sich eine neue
Arbeit im IT-Bereich und bestand den international anerkannten Test
"Deutsch als Fremdsprache" (TestDaF). Jetzt ist dem 29-Jährigen ein
weiterer wichtiger Schritt gelungen: Zum Sommersemester 2018 hat er sich
an der FernUniversität in Hagen eingeschrieben - mit einem klaren Ziel vor
Augen: "Ich möchte mein Bachelorstudium in Informatik fortsetzen."

Tumehs Weg hin zu einem regulären Studium ebnete die gemeinnützige
Organisation Kiron Open Higher Education. Im Juli 2016 meldete er sich auf
ihrer Online-Plattform an. Hier können Menschen ganz ohne sprachliche,
finanzielle oder bürokratische Hürden ins Studium einsteigen - unabhängig
von ihrem jeweiligen Aufenthaltsort. Geflüchteten einen Zugang zu
akademischer Bildung ermöglichen - das ist auch ein wichtiges Anliegen
der FernUniversität. Deshalb startet jetzt eine Kooperation zwischen der
Hagener Hochschule und Kiron. Fortan soll es leichter sein, ein
Kiron-Onlinestudium in ein reguläres Bachelorstudium an der FernUniversität
zu überführen. Ein erster Schwerpunkt liegt dabei auf dem Fernstudiengang
Informatik.

Flexibles Lernen passt perfekt in den Alltag

Mansour Tumeh ist der erste Studierende, der von der neuen Zusammenarbeit
profitiert. Die Immatrikulation an einer Präsenzuniversität kam für den
Syrer nicht infrage: "Ich bin jetzt fast 30 Jahre alt und muss praktische
Erfahrungen sammeln. Deswegen hat das Arbeiten für mich Priorität. Das
Teilzeitstudium an der FernUniversität ist eine gute Lösung für mich."

Einige Lernerfolge bei Kiron kann Tumeh ins Studium an der FernUniversität
einbringen. Außerdem ist er durch sein bisheriges Onlinestudium bereits
gut mit digital gestützten Lernmodellen vertraut. Virtuelle und
multimediale Angebote sind zusammen mit klassischen Studienbriefen und
wenigen kürzeren Präsenzveranstaltungen ein wesentlicher Bestandteil der
Hagener Lehre. Für den IT-Experten passt diese flexible Art des Lernens
perfekt in den Alltag.

Tumeh hofft, dass er irgendwann in ein befriedetes Syrien zurückkehren und
beim gesellschaftlichen Wiederaufbau helfen kann. Bis dahin bleibt er in
Deutschland, um so viele berufliche und fachliche Qualifikationen wie
möglich zu sammeln: "Ich plane auch schon meinen Master." Durch seine
Anstellung als Informatiker bei einem Lebensmittelproduzenten hat der
IT-Experte schon eine konkrete Idee, in welche Richtung er sich später
spezialisieren möchte: "An der FernUniversität gibt es auch das Fach
Wirtschaftsinformatik. Das finde ich sehr interessant!"

Perfekte Partnerinnen

Prof. Dr. Ada Pellert, Rektorin der Hagener Hochschule, zeigt sich
überzeugt: "Durch ihre offene Ausrichtung und die große Erfahrung in der
digitalen Fernlehre ist die FernUniversität eine ideale Partnerin für
Kiron." Das hohe Maß an Flexibilität und die große Diversität ihrer
Studierendenschaft gehören fest zum Profil der FernUniversität. Auf Basis
ihres Blended-Learning-Konzepts kombiniert sie erfolgreich Studienbriefe,
Präsenzveranstaltungen und Online-Lehre. So bestehen gute
Anschlussmöglichkeiten für Geflüchtete an ihr bisheriges Kiron-Studium -
auch wenn sie aufgrund ihrer Lebenssituationen weiterhin flexibel bleiben
müssen. Ronny Röwert, Verantwortlicher für akademische Beziehungen bei
Kiron, freut sich ebenfalls über die günstige Ausgangslage für die
Zusammenarbeit: "Gerade die Flexibilität des Fernstudiums an der
FernUniversität hat für viele studieninteressierte Geflüchtete den
Vorteil, dass sie mit einem Nebenjob Geld verdienen können und für die
Aufnahme des Studiums nicht erneut aus der gewohnten Umgebung umziehen
müssen. Darüber hinaus gibt es nach Abschluss des Kiron Online-Programms
wenig Veränderungen im Lernformat."

"Reibungslos" ins Fernstudium

Das Modell von Kiron sieht vor, dass Geflüchtete nach einer Online-
Studieneingangsphase an eine Partnerhochschule wechseln, um dort auf einen
anerkannten Bachelorabschluss hinarbeiten zu können. An dieser
"Nahtstelle" sieht Prof. Dr. Jörg Desel, Dekan der Fakultät für Mathematik
und Informatik, eine wichtige Aufgabe der FernUniversität: "Viele
Geflüchtete werden in ihre Heimat zurückkehren und nicht in eine deutsche
Universitätsstadt ziehen wollen oder können. Nur ein durchgehendes
Fernstudium erlaubt ihnen eine Fortsetzung des Studiums, egal wo sie
später wohnen."

Künftig können zwei Kiron-Module fließend in die Studieneingangsphase an
der Hagener Fakultät für Mathematik und Informatik eingebracht werden: Sie
werden als vollwertiges Äquivalent zu den Pflichtmodulen "Mathematische
Grundlagen" und "Einführung in die imperative Programmierung und
Datenstrukturen I" des Bachelorstudiengangs Informatik angerechnet. Darauf
aufbauende Kurse werden - wie die übrigen Angebote der FernUniversität -
weiterhin in deutscher Sprache angeboten.


Über Kiron Open Higher Education

Kiron Open Higher Education (gGmbH) ist eine gemeinnützige EduTech
Organisation, welche durch digitale Innovationen geflüchteten Menschen den
Zugang zu Hochschulbildung ermöglicht. Das Programm bietet auf einer
digital kollaborativen Plattform ein auf die Studierenden angepasstes
Curriculum an. Dieses wird durch zusätzliche online und offline basierte
Unterstützungsangebote ergänzt.

Über die FernUniversität in Hagen

Die FernUniversität in Hagen ist die einzige staatliche deutsche
Fernuniversität und mit ihren rund 74.000 Studierenden die größte
Hochschule in Deutschland. Sie bietet ihren Studierenden, von denen rund
80 Prozent berufstätig sind, ein hohes Maß an Flexibilität: Das
Fernstudium lässt sich mit großer zeitlicher und örtlicher Freiheit in
Teilzeit oder Vollzeit gestalten. In der Lehre fußt es auf einem
Blended-Learning-Konzept, das verschiedene Medienformen von Online bis Print
mit Präsenzveranstaltungen kombiniert. Fachlich reicht das Studienangebot
der FernUniversität von der Wirtschaftswissenschaft und der
Rechtswissenschaft über die Mathematik und Informatik bis hin zu Kultur- und
Sozialwissenschaften. Die Betreuung vor Ort gewährleistet ein breites Netz
aus Regional- und Studienzentren mit Standorten im In- und Ausland.

Weitere Informationen unter:

http://www.kiron.ngo

- Weitere Infos zu Kiron

http://e.feu.de/gefluechtete

- Angebote der FernUniversität für Geflüchtete

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution151

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

FernUniversität in Hagen, Stephan Düppe, 19.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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PROFIL/099: Zwischen den Epochen - Vor 150 Jahren wurde Maxim Gorki geboren (NG/FH)


Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte Nr. 3/2018

Zwischen den Epochen

Vor 150 Jahren Wurde Maxim Gorki geboren

Von Hanjo Kesting



Über die russische Literatur hat Vladimir Nabokov einmal gesagt, dass
sie "ganz in der Amphore eines runden Jahrhunderts" enthalten sei.
Nabokov meinte die Literatur aus der Zeit zwischen Alexander Puschkin
und Maxim Gorki. deren Hauptvertreter die großen Erzähler sind:
Nikolai Gogol, Iwan Turgenjew, Iwan A. Gontscharow, Fjodor
Dostojewski, Lew Tolstoi und Anton Tschechow. Maxim Gorki, geboren
1868, mit eigentlichem Namen Alexei Maximowitsch Peschkow, markiert
den Endpunkt dieser Entwicklung und zugleich einen Wendepunkt. Er
steht zwischen den Zeiten und Epochen, die er mit seinem Leben und
seinem Werk ebenso repräsentiert wie überbrückt: auf der einen Seite
Erbe der russischen Erzähltradition, auf der anderen Repräsentant
dessen, was man seit der Revolution von 1917 "Sowjetliteratur"nannte.

Gorkis literarisches Ansehen, sein internationaler Ruhm, die frühe
Verbindung mit den Bolschewiki, die persönlichen Beziehungen zu
Wladimir Iljitsch Lenin und Josef Stalin machten ihn zur literarischen
Galionsfigur der jungen Sowjetunion. Als er 1932 nach seinem durch
eine Lungenkrankheit bedingten jahrelangen Aufenthalt in Italien nach
Russland zurückkehrte, war sein Ruhm so stark angewachsen, dass seine
Geburtsstadt Nischni Nowgorod, die alte Handelsmetropole, den Namen
des Schriftstellers erhielt - Tribut an den fatalen Personenkult in
Stalins Machtbereich. Sechs Jahrzehnte lang trug Nischni Nowgorod den
Namen Gorki, ehe die Stadt nach dem Sturz des Sowjetsystems ihren
angestammten Namen zurückerhielt. Auch Maxim Gorki, der große
Schriftsteller, zahlte posthum seinen Preis dafür, dass er diesem
System so eng verbunden gewesen war.

Wege zum Ruhm

Von Herman Melville, dem Verfasser des Moby Dick, stammt der
Satz: "Ein Walschiff war mein Yale und mein Harvard." Ähnliches konnte
auch Gorki von sich sagen, nur waren seine Universitäten die
Landstraßen des riesigen Landes, das er auf langen Wanderungen
durchquerte. Wie wenige Schriftsteller lernte er "das Volk", die
kleinen Leute und alle Formen der Armut kennen, um einmal, wie Stefan
Zweig schrieb, "der rechte und gemäße Anwalt alles Elends zu werden".
Gorki ist es nirgends mehr als in seinen autobiografischen Büchern
Meine Kindheit, Unter fremden Menschen und Meine
Universitäten. Sie verblüffen den Leser mit einer unerschöpflichen
Figurenfülle und einem erstaunlichen Reichtum an Beobachtungen,
Erlebnissen und Episoden aus der späten Zeit des Zarismus. Zu dieser
Zeit gehörte auch die Sehnsucht nach sozialer Gerechtigkeit, die in
den 1880er Jahren in vielen unterschiedlichen Spielarten immer mehr
anwuchs: von religiöser Schwärmerei und dem slawophilen Kult der
Volkstümler über nihilistische und anarchistische Tendenzen bis zu den
sozialrevolutionären Bestrebungen der frühen Marxisten.

In Kasan, wo er ein Studium begann, fand Alexei Peschkow Kontakt zur
politisierten Studentenschaft. Er sah sich hineingestellt in den
politischen Kampf und die Verfolgungen der revolutionären russischen
Intelligenz. Zum ersten Mal hörte er die Namen Karl Marx und Charles
Darwin und kam in Berührung mit der materialistischen Philosophie und
Naturwissenschaft. Aber mit dem Blick des Entrechteten, der durch eine
leidvolle Jugend geschärft war, erkannte er auch die breite,
unüberwindbare Kluft, welche die Intelligenzija vom einfachen Volk,
den armen Bauern und rechtlosen Arbeitern trennte. Diese Erkenntnis
löste eine tiefe Krise aus und führte zu einem Selbstmordversuch. Er
schoss sich eine Kugel in die Brust, die in der Lunge stecken blieb,
bedrohlich für sein ganzes weiteres Leben.

Alexei Peschkow war 24 Jahre alt, als seine erste gedruckte Erzählung
erschien: Makar Tschudra, publiziert unter dem Namen Gorki,
"der Bittere", ein Pseudonym, das fortan beibehalten wurde. Seit Mitte
der 1890er Jahre folgten die sogenannten Barfüßler-Novellen, die am
Beispiel von Vagabunden und Landstreichern den sozialen Umbruch des
Landes beschrieben, die schnelle Entwicklung des Kapitalismus und die
Industrialisierung der Metropolen. Mit diesen Erzählungen machte sich
Gorki bald einen Namen. 1898 sah er ein Theaterstück von Tschechow,
Onkel Wanja, und erkannte "eine vollkommen neue Art der
dramatischen Kunst". Wenig später traf er Tschechow in Jalta und
begann selbst Stücke zu schreiben; im Januar 1900 folgte der erste
Besuch bei Tolstoi. Gorki schloss Freundschaft mit dem späteren
Nobelpreisträger Iwan Bunin, dem Sänger Fjodor Schaljapin, dem
Theaterregisseur Konstantin Stanislawski. Er wurde zu einer
Zentralfigur des literarischen Lebens, denn besser als jeder andere
wusste er persönliche und ideologische Gegensätze zu überbrücken.
Stanislawski nahm sein erstes Theaterstück Die Kleinbürger zur
Uraufführung an, im Dezember 1902 folgte die Uraufführung des
berühmten Nachtasyls - Max Reinhardt spielte es schon einen
Monat später in Berlin. Mit einem Schlag war Gorki eine europäische
Berühmtheit. In Deutschland erschienen parallel deutsche und russische
Ausgaben seiner Bücher. In Russland erreichte Nachtasyl
innerhalb eines Jahres die Auflage von einer Dreiviertelmillion.

Der Roman Die Mutter

Das Jahr 1905 begann mit dem "Petersburger Blutsonntag":
Demonstrierende Arbeiter, die zum Winterpalais gezogen waren, wurden
von Soldaten zusammengeschossen. Gorki war Augenzeuge des Massakers
und veröffentlichte einen "Aufruf an alle russischen Bürger und die
öffentliche Meinung der europäischen Staaten". Er wurde verhaftet und
fünf Wochen auf der Peter-Paul-Festung in St. Petersburg festgehalten.
Die Freilassung erfolgte aufgrund einer Protestwelle aus ganz Europa
und nach Zahlung einer Kaution von 10.000 Rubel, die ein
Großindustrieller für Gorki hinterlegte. Er schloss sich der
sozialdemokratischen Arbeiterpartei Russlands an, ging aber, um der
zaristischen Verfolgung zu entgehen, für neun Jahre ins Ausland, die
er, bedingt durch immer neue Ausbrüche von Lungentuberkulose,
größtenteils auf Capri verbrachte. Um für die Revolution zu agitieren
und Geld zu sammeln, reiste Gorki nach Frankreich und Amerika, wo er
viel Bewunderung aber auch viele Anfeindungen erfuhr. In den USA
begann er an dem Roman Die Mutter zu schreiben, der 1906 auf
Capri vollendet wurde. Zu dieser Zeit war Maxim Gorki bereits der
führende Schriftsteller Russlands.

Für viele Millionen Menschen, so Ilja Ehrenburg, war dieses Buch "ein
dumpfer Trommelwirbel". Dass es in seiner Zeit als Zeichen des
Umbruchs gewirkt hat, ist unbestreitbar. Die zaristischen Behörden
verfolgten es als ein Werk, das, wie es regierungsamtlich hieß, "zu
schweren Vergehen reizt, die Feindseligkeit der Arbeiter gegen die
besitzenden Klassen schürt und zu Akten der Widersetzlichkeit und
Rebellion aufruft". Noch Bertolt Brecht hat von dieser agitatorischen
Qualität des Stoffes Gebrauch gemacht, als er den Roman 1932, in der
Schlussphase der Weimarer Republik, in einer dramatisierten Fassung
auf die Bühne brachte. Seine Eigenart beschrieb er mit den Worten:
"Alles, was Gorki erzählt, ist wahr: Er hat es gesehen, und er hat es
auch bestimmt richtig gesehen, und auch seine Beschreibung hat nichts
verfälscht. Auch spricht er nicht von Dingen, die nur ihn angehen, und
erzählt nichts, was nicht auch ohne seine Erzählerkunst von großer
Bedeutung wäre."

Wie steht es, rein künstlerisch, mit dieser Erzählerkunst? Vladimir
Nabokow nannte Die Mutter einen "durch und durch zweitklassigen
Roman". Und tatsächlich: Wenn Gorki in einigen Literaturgeschichten
den zweifelhaften Ruhm genießt, einer der Stammväter oder vielleicht
sogar der Stammvater des "Sozialistischen Realismus" zu sein, dann
wird besonders Die Mutter unter diesem Vorwurf zu leiden haben.
Es kam dem Autor darauf an, Geld für die Partei der Arbeiterbewegung
zu sammeln. Später schrieb er selbstkritisch: "... die Mutter ist
wirklich ein schlechtes Buch, geschrieben im Zustand des Jähzorns und
der Gereiztheit und mit agitatorischer Zielsetzung. Ich glaube aber,
daß es in gewissem Grade doch sein Ziel erreicht hat, wodurch es
natürlich nicht besser wird, als es ist."

Nach sieben Jahren Exil kehrte Gorki 1913, nach Russland zurück.
Sogleich tauchte er wieder ein in die politischen
Auseinandersetzungen, kämpfte gegen die immer wieder aufflackernden
Judenpogrome und, nach Beginn des Ersten Weltkriegs, gegen
großrussischen Nationalismus und abenteuerliche Eroberungspläne. Nach
der Oktoberrevolution schrieb er gegen die Exzesse des Bürgerkriegs,
auch gegen die von bolschewistischer Seite. Wahrscheinlich war es
diese Kritik, die Lenin veranlasste, den unbequemen Schriftsteller
1921 ins Ausland zu schicken. Lungenkrank verbrachte er weitere zehn
Jahre fern der Heimat, meist in Sorrent, und nur nach 1928 kehrte er
auf Reisen gelegentlich in die Sowjetunion zurück.

Die Galionsfigur

Erst 1932, für die letzten vier Jahre seines Lebens, folgte die
endgültige Übersiedlung auf die Krim. Gorki übernahm offizielle
Funktionen, etwa den Vorsitz im neugegründeten Schriftstellerverband.
Er war in den 30er Jahren, als man seine Geburtsstadt Nischni Nowgorod
auf seinen Namen taufte, unermesslich berühmt, genoss Verehrung im
ganzen Land - kaum eine Arbeiter- oder Studentenbehausung, an deren
Wand sein Konterfei fehlte: das strenge Gesicht mit den
Kalmückenknochen, den prüfenden Augen und dem struppigen
Nietzsche-Schnurrbart.

Natürlich bleibt die Frage, was Gorki von Stalin, dem sowjetischen
Diktator, wirklich hielt, ob er blind war für dessen Exzesse und die
russische Wirklichkeit unter dem Kommunismus: die Ermordung der
Kulaken, den Terror der Geheimpolizei, die Existenz der Lager und das
große Netz des Gulag, das das Land überzog und sich gerade in den 30er
Jahren immer mehr zu füllen begann, während Partei und Regierung den
berühmten Dichter hofierten. Niemals wollten die Spekulationen
darüber abreißen, dass auch bei Gorkis Tod die Geheimpolizei Tscheka
ihre Hand im Spiel hatte, zumal er viele missliebige Künstler und
Schriftsteller ihrem Zugriff zu entziehen gewusst hatte.

Mit einer rein retrospektiven Betrachtung, sozusagen vom schlechten
Ende her, kann man Gorki nicht gerecht werden. Seine persönliche
Integrität ist vielfältig bezeugt, und wenn er auch als Galionsfigur
des Regimes missbraucht wurde und sich missbrauchen ließ, so steht
sein Sinn für literarische Qualität außer Frage. In künstlerischen
Dingen tolerant und undogmatisch, förderte er Autoren
unterschiedlichster Herkunft und Schreibweise. Immer wieder hat er
sich für verfolgte und bedrohte Schriftsteller eingesetzt - unter
Stalins Herrschaft ein riskantes Unternehmen. Er hielt seine Hand über
Boris Pilnjak, als dieser den Diktator in einer Erzählung öffentlich
attackierte, und er schützte Isaak Babel, den begabtesten unter den
jungen russischen Autoren, solange er selbst am Leben war - Pilnjak
und Babel fielen erst nach Gorkis Tod den sogenannten "Säuberungen"
zum Opfer. Babel hat es Gorki gedankt, ihm einige seiner Erzählungen
gewidmet und hochherzig über ihn geschrieben. "Alles, was es in der
Sowjetunion an Hervorragendem gibt, ist von ihm entdeckt und
großgezogen worden ..."


Hanjo Kesting ist Kulturredakteur dieser Zeitschrift.
Zuletzt erschien bei Wallstein: Bis der reitende Bote des Königs
erscheint. Über Oper und Literatur.

 * 
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AKTION/7132: Offenbach - 23. März 2018 Welttag der Meteorologie (Deutscher Wetterdienst)


Deutscher Wetterdienst - Pressemitteilung vom 19.03.2018

23. März - Welttag der Meteorologie

Thema Wetter und Klima - Wissen wie es funktioniert



Offenbach, 19. März 2018 - Jedes Jahr steht der Welttag der
Meteorologie, der 23. März, unter einem besonderen Thema, das
üblicherweise die WMO, die Internationale Organisation für
Meteorologie in Genf, oder auch die Nationalen Wetterdienste der
jeweiligen Länder vorgeben. In diesem Jahr hat der Deutsche
Wetterdienst (DWD) in Offenbach das Wissen und Lernen rund um die
Vorgänge in unserer Atmosphäre zum Thema gemacht. Hintergrund sind der
Klimawandel und die damit verbundenen Veränderungen in Dauer oder
Abfolge von Großwetterlagen, Wetterzuständen oder
Extremwettersituationen. In regelmäßigen Abständen melden WMO oder
nationale Wetterbehörden für ihre Zuständigkeitsbereiche neue
Temperaturrekorde. 2015 war das bisher global wärmste Jahr seit
Aufzeichnungsbeginn. Dabei lagen 16 der 17 wärmsten Jahre in diesem
Jahrhundert, was die Notwendigkeit zum besseren Verstehen des
Wettergeschehens einerseits und zum konsequenten Handeln andererseits
unterstreicht.


Komplexe Vorgänge einfach verstehen lernen

Meteorologie ist eine komplexe Wissenschaft, jedoch lassen sich die
allgemeinen Zusammenhänge des Wasserkreislaufs, das Entstehen von
Hochdruck, Tiefdruck und Wind oder den Jahreszeiten bereits in der
Grundschule problemlos vermitteln. Grundsätzliches Wissen über
Wetterabläufe oder die Sprache der Wolken am Himmel hilft, das Wetter
der nächsten Stunden einzuschätzen und sensibilisiert Groß und Klein
auch für den allmählichen Wandel des Wetters und des Klimas. Neben
zahlreichen Büchern - von einfach bis anspruchsvoll - gibt es weitere
Möglichkeiten sich mit diesem zunehmend wichtigen durchaus
unterhaltsam Thema auseinanderzusetzen.


Wetter für Kinder, Wetterlexikon, Wettermuseum, Wetterpark

In diesem Zusammenhang verweist der DWD auf seine Internetseiten für
Kinder (www.dwd.de/kinder) und auf sein Wetterlexikon
(www.dwd.de/lexikon), dem umfangreichsten Speziallexikon in deutscher
Sprache zu diesem Thema. Viele Informationen über Messmethoden,
Geräte, Wetterballons und die Geschichte der Wetterkunde vermittelt
das Wettermuseum Lindenberg bei Berlin (www.wettermuseum.de), in der
Nachbarschaft des dortigen Meteorologischen Observatoriums des DWD.
Weltweit einzigartig auch ist der Wetterpark Offenbach
(www.wetterpark-offenbach.de). Der ganzjährig zugängliche Erlebnispark
ist ein Projekt der Stadt Offenbach, des DWD sowie des
Planungsverbandes Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main. Wetterphänomene
und die Arbeit einer eigenen hauptamtlichen Wetterstation werden dort
verständlich erklärt und durch Führungen und Experimente sinnlich
erfahrbar gemacht. Das Besucherzentrum des Wetterparks eröffnet
pünktlich am 23. März, dem Welttag der Meteorologie, die Sommersaison.

© DWD 2018

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19.03.2018

Pressestelle des Deutschen Wetterdienstes,

Zentrale: Frankfurter Straße 135, 63067 Offenbach

Telefon: 049 (0)69 / 80 62 - 0, Fax: 049 (0)69 / 80 62 - 4484

E-Mail: info@dwd.de

Internet: www.dwd.de
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KURSUS/4947: Bielefeld - "Englisch intensiv und kompakt", 26.3.-6.4.2018


VHS-Kurs: Englisch intensiv und kompakt



Bielefeld (bi). In den Osterferien (26. März bis 6. April) bietet die
Volkshochschule in der Alten Vogtei, Heeper Straße 442, einen Kurs
"Englisch intensiv und kompakt" auf den Niveaustufen A2 bis B1 an.
Gelernt wird an acht Vormittagen, jeweils von 10 bis 12.30 Uhr. Der
Kurs wendet sich an Erwachsene und Schüler ab 16 Jahren, die
Zeitformen, grundlegende Strukturen im Englischen und ihre mündliche
Ausdrucksfähigkeit erweitern möchten. Nähere Informationen und
Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon (0521) 51 30 84.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 20. März 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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KURSUS/4946: Leverkusen - Medien, Social Media, Roboter und mehr für junge Leute ab 3.4.18


Neu im zdi-Osterferienprogramm: Medien, Social Media und Roboter
als Berufsbilder der Zukunft?



Gleich zwei Tagesangebote und ein Wochenangebot hat das örtliche
zdi-Netzwerk cLEVer Bildungsregion Rhein Wupper kurzfristig in das
Osterferienprogramm aufgenommen. Alle Angebote richten sich an
Jugendliche ab Klasse 8 und finden in der zweiten Ferienwoche in der
Gesamtschule Schlebusch statt. Bei diesen drei Angeboten sind jeweils
noch einige Plätze frei.

Beim Tagesangebot "Alexa, Siri, Google? Wie soll meine berufliche
Zukunft aussehen?" geht es um die Frage nach den Berufen der Zukunft
für junge Leute. Roboter und künstliche Intelligenzen lernen immer
mehr dazu und können teilweise schon jetzt Menschen ersetzen. Deswegen
fragen sich viele junge Menschen auch, welche Chancen sie künftig noch
gegen Alexa, Siri und Co. haben werde. Nach einer theoretischen
Einführung in die audiovisuelle Produktion erstellen die
Kursteilnehmer ihr eigenes Erklärvideo und machen erste Schritte als
Mediengestalter. Dieses Angebot findet am Mittwoch, 4. April, in der
Gesamtschule Schlebusch statt. Es wird eine Verpflegungspauschale in
Höhe von 5 Euro erhoben, und jeder Teilnehmer erhält ein Zertifikat.

Beim Tagesangebot "Abenteuer Social Media und Informatik" lernen die
Teilnehmer erste Schritte, um eine Social-Media-Plattform zu
programmieren und unter Anleitung selbst Beiträge für Facebook,
Youtube & Co. zu erstellen. Dieses Tagesangebot findet am Freitag,
dem 6. April, in der Gesamtschule Leverkusen Schlebusch statt. Es wird
eine Verpflegungspauschale in Höhe von 5 Euro erhoben, und jeder
Teilnehmer erhält ein Zertifikat.

Wer sich intensiver mit Medien beschäftigen will, ist in der zweiten
Ferienwoche bei dem Angebot "Medien - die Welt in Bild, Ton und Text"
gut aufgehoben. Vom 3. bis 6. April bietet das zdi-Osterferienprogramm
in den Räumen der Gesamtschule Leverkusen tiefe Einblicke in die Welt
der Medien. Jeweils von 10-16 Uhr werden Jugendliche ab der 8. Klasse
selbst zu Mediendienstleistern und verstehen die technischen
Grundlagen der Medien. Es wird nur eine Verpflegungspauschale in Höhe
von 25 Euro erhoben, und jeder Teilnehmer erhält wie auch bei den
Tagesangeboten ein Zertifikat.

Weitere Infos zu diesen Kursen sowie Anmeldung zu den Ferienangeboten
bei Petra Hellmich unter 02171 - 406 - 4021 (Di-Fr, 08:30-13:00 Uhr)
oder über anmeldung@clever-zdi.de möglich. Weitere Infos:
www.clever-zdi.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 19. März 2018

Stadt Leverkusen

E-Mail: postmaster@stadt.leverkusen.de

Internet: http://www.leverkusen.de
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LESUNG/4028: Hamburg - HIGH VOLTAGE, Ein sehr runder Fußballabend, 3 Buchvorstellungen, 21.04.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im April 2018

Samstag, 21.4.2018, 19.30 Uhr

FC St. Pauli Clubheim, Harald-Stender-Platz 1

HIGH VOLTAGE - Ein sehr runder Fußballabend

Christoph Biermann, Jürgen Kaube und Birgit Schönau stellen ihre
neuen Bücher vor

Moderation: Rainer Moritz



Es ist nicht zu verhindern: Die Fußballweltmeisterschaft in Russland
steht vor der Tür, in Zeiten, da der Fußball im Geflecht von
Transferirrsinn und Funktionärsseilschaften vielleicht vor seinem
Niedergang steht. Anlass genug, über ihn - und nicht zuletzt über
seine Fasziention - nachzudenken. Mit dem FAZ-Herausgeber Jürgen
Kaube, der in »Lob des Fußballs« (C.Beck) erklärt, warum früher alles
besser war, das Spiel aber nie so gut wie heute. Mit Christoph
Biermann, Mitglied der 11-Freunde-Chefredaktion, der in »Matchplan«
(Kiepenheuer & Witsch) erklärt, wie mathematische Analysen und
Digitalisierungsprozesse das Spiel verändern und eine »neue
Fußballmatrix« schaffen. Und mit Birgit Schönau,
Italien-Korrespondentin der ZEIT und Sportreporterin der Süddeutschen
Zeitung, die in »La Fidanzata. Juventus, Turin und Italien«
(Berenberg) die Drama Queen unter den italienischen Clubs vorstellt,
mit ihrem bunten Gefolge von Kommunisten, Kardinälen, Königssöhnen und
Revolutionsführern.

Keine Frage, dieser Abend ist für die WM-Vorbereitung unverzichtbar.

Ein gemeinsames Festival von Stromnetz Hamburg und Literaturhaus
Hamburg

Eintritt: EUR 12,--

Ort: FC St. Pauli Clubheim, Harald-Stender-Platz 1

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/4027: Hamburg - HIGH VOLTAGE, Margriet de Moor, "Von Vögeln und Menschen", 18.04.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im April 2018

Mittwoch, 18.4.2018, 19.30 Uhr

UKE, Erika-Haus (Haus W, Martinistraße 52

HIGH VOLTAGE - Margriet de Moor

liest aus ihrem neuen Roman »Von Vögeln und Menschen«

Moderation: Christoph Bungartz



Vor dem Amsterdamer Hauptbahnhof klafft eine Baugrube. Auf dem
schmalen Steg davor begegnen sich zwei Frauen. Schreiend beginnt die
jüngere auf die ältere einzuschlagen, bis diese in die Grube stürzt
und den Tod findet. Seit ihrer Kindheit hat Marie Lina den Gedanken an
Rache im Herzen getragen, an diesem Tag bricht er sich Bahn. Marie
Linas Mann ist Vogelvertreiber am Flughafen, sie führen eine gute Ehe.
Die tiefe Wut seiner Frau aber kann er nicht vertreiben. Warum hat
Marie Linas Mutter einst einen Mord gestanden, den sie nicht begangen
hat?

»Von Vögeln und Menschen« (Übersetzung: Helga van Beuningen) ist ein
Roman über drei starke Frauen - spannend, dicht und unglaublich
raffiniert erzählt.

Margriet de Moor, 1941 in Noordwijk geboren, gehört zu den
bedeutendsten niederländischen Autoren der Gegenwart. Sie studierte
Klavier und Gesang, bevor sie sich dem Schreiben zuwandte. Ihre Romane
und Erzählungen sind in alle Weltsprachen übersetzt und erscheinen im
Hanser Verlag. Margriet de Moor lebt heute in Amsterdam.

Ein gemeinsames Festival von Stromnetz Hamburg und Literaturhaus
Hamburg, Medienpartner NDR Info, Kulturpartner NDR Kultur

Eintritt: EUR 12,--

Ort; UKE, Erika-Haus (Haus W, Martinistraße 52

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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TREFF/1118: Hamburg - HIGH VOLTAGE, Ein Laurence-Sterne-Abend, 24.04.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im April 2018

Dienstag, 24.4.2018, 19.30 Uhr

HIGH VOLTAGE - Ein Laurence-Sterne-Abend

mit Susanne Fischer, Gerd Haffmans, Frank Schulz und Michael Walter



Laurence Sterne - zum 250. Todestag des Meistererzählers erscheint die
erste deutsche, prachtvoll ausgestattete Werkausgabe im Galiani
Verlag, mit zahlreichen Erst- und Neuübersetzungen des vielfach
preisgekrönten Michael Walter. »Der freieste Schriftsteller aller
Zeiten« (Friedrich Nietzsche), »Der Paganini der Abschweifungen«
(Harry Rowohlt), »Der schönste Geist, der je gewirkt hat« (Goethe) -
ungezählt sind die Verneigungen, Kniefälle und Lobeshymnen auf den
Erfinder des modernen Romans.

Sternes Romane lesen sich heute noch so modern, überraschend und
unglaublich komisch wie vor 200 Jahren und sind seit Erscheinen
Grundbestand jedes guten Bücherschranks. Freilich: außer dem
Ewigkeitsklassiker »Tristram Shandy« und der »Empfindsamen Reise« gab
es seit langer Zeit kaum etwas von ihm zu lesen.

Nun wird das anders, denn der große, sicher nicht nur 90 Minuten
dauernde Sterne-Abend zeigt die Bandbreite dieses famosen Autors.
Demonstriert von seinem Übersetzer Michael Walter, seinen
nachgeborenen Kollegen Susanne Fischer und Frank Schulz sowie dem
Verleger Gerd Haffmans. Mehr geht nicht.

Ein gemeinsames Festival von Stromnetz Hamburg und Literaturhaus
Hamburg

Eintritt: EUR 12,--

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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TREFF/1117: Hamburg - HIGH VOLTAGE, Ein Heino-Jaeger-Abend, Komödiant, 23.04.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im April 2018

Montag, 23.4.2018, 19.30 Uhr

Das Schiff - Hamburgs Theaterschiff, Nikolaifleet Holzbrücke 2

HIGH VOLTAGE - Ein Heino-Jaeger-Abend

mit Hans Peter Korff und Christiane Leuchtmann



»Wie konnte es geschehen, dass Heino Jaeger 25 Jahre ein Geheimtipp
blieb? Wir haben ihn wohl nicht verdient«, bemerkte Loriot einst, und
obwohl es inzwischen nicht an Bewunderern (darunter Olli Dittrich) des
1997 in Bad Oldesloe gestorbenen und begrabenen Heino Jaeger fehlt,
kennen ihn und sein wunderbar versponnenes Werk noch viel zu wenige.
Das brillante Schauspielerduo Christiane Leuchtmann und Hans Peter
Korff sinnt auf Abhilfe und erinnert mit einem nicht minder brillanten
Abend »Man glaubt es nicht« an den großen Heino Jaeger. An jenen von
Hanns Dieter Hüsch entdeckten Komödianten, der Popularität im Hörfunk
durch seine Rezitationen in Rollenprosa erlangte und den Eckhard
Henscheid den »Mozart der Komik« nannte. Bekannt wurde er vor allem
Ende der 1960er-, Anfang der 1970er-Jahre mit seinen vom
Saarländischen Rundfunk produzierten Serien »Fragen Sie Dr. Jaeger«
und »Das aktuelle Jaegermagazin«. Seine Bücher und CDs erlebten immer
wieder Neuauflagen, darunter Klassiker wie die »Alkoholprobleme in
Dänemark«.

Wer Heino Jaegers großes Werk kennt, wird diesen Abend lieben. Wer
Heino Jaegers großes Werk noch nicht kennt, wird den Autor an diesem
Abend zu lieben beginnen.

Ein gemeinsames Festival von Stromnetz Hamburg und Literaturhaus
Hamburg, Medienpartner NDR Info

Eintritt: EUR 12,--

Ort: Das Schiff - Hamburgs Theaterschiff, Nikolaifleet Holzbrücke 2

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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VORTRAG/8305: Bielefeld - Sprechtraining mit der VHS am 24. und 25. März 2018


Sprechtraining mit der VHS



Bielefeld (bi). Warum der Vortrag von Geschichten, Gedichten und
anderen Texten faszinieren kann, ist Thema eines Workshops der
Volkshochschule am Samstag, 24., und Sonntag, 25. März, in der
Ravensberger Spinnerei. Der Regisseur Gunther Möllmann zeigt, wie mit
Stimmübungen oder durch Übereinstimmung von Klang und Inhalt
lebendiges Vortragen geübt werden kann. Weitere Informationen und
Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon (0521) 51 22 22.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 19. März 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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APPELL/110: An Bremer Bundestagsabgeordnete - Nein zum Bundeswehreinsatz in Syrien (Bremer Friedensforum)


Bremer Friedensforum - Pressemitteilung vom 20. März 2018

Friedensforum an Bremer Bundestagsabgeordnete: 

Nein zum Bundeswehreinsatz in Syrien - Ja zu zivilen Lösungen!



Bremen. Anlässlich der bevorstehenden Bundestagsabstimmung über die
Verlängerung und Erweiterung des Bundeswehrmandats für Syrien und den Irak
fordert das Bremer Friedensforum die fünf bremischen Bundestagsabgeordneten
auf, sich im Syrienkrieg und im Kampf gegen den Terrorismus ausschließlich
mit zivilen Mitteln einzusetzen und den Bundeswehreinsatz zu beenden.

In der Vorlage für die anstehende Mandatsverlängerung versucht die
Bundesregierung, durch eine Zusammenlegung mit dem militärischen Engagement
im Irak dem Syrien-Einsatz die bislang fehlende völkerrechtliche
Legitimation zu verschaffen. Dem widerspricht das Bremer Friedensforum
entschieden und plädiert stattdessen dafür, Maßnahmen der 
nicht-militärischen Konfliktbearbeitung und Terrorismus-Prävention deutlich
auszubauen. Der Antrag der Bundesregierung auf Verlängerung des
Bundeswehrmandats wird am kommenden Mittwoch in den zuständigen Ausschüssen
beraten. Die namentliche Abstimmung ist für Donnerstag, 22. März, gegen
17:20 Uhr, anberaumt. Das Mandat bezeichnet das Friedensforum als "ein
Zeichen der Militarisierung des Denkens". Stattdessen plädiert die
Bürgerinitiative für den Einsatz von Friedensfachkräften, die vor Ort
Konflikte bearbeiten und die Regierung beraten können. Die Bremer
Bundestagsabgeordneten sollten mit "Nein" stimmen, wünscht sich das Bremer
Friedensforum.

"Wenn es an einem in Syrien nicht mangelt, dann sind es Waffen, dann ist es
Militär, dann ist es Gewalt", so das Bremer Friedensforum. "Und doch soll
das Bundeswehrmandat für Syrien zum nunmehr dritten Mal verlängert werden.
Und es soll zusätzlich erweitert werden um die Ausbildungsmission im Irak.
Wie kommt die deutsche Politik immer wieder darauf, dass es gut, dass es
sinnvoll, dass es friedensfördernd wäre, in einen kriegerischen Konflikt
noch mehr Soldatinnen und Soldaten, noch mehr Waffen, Tornados und
militärisches Know-How zu schicken? Wie kommt deutsche Politik immer wieder
darauf, dass es friedensfördernd wäre, unterschiedlichste Konfliktparteien
militärisch auszubilden? Viel zu oft haben wir in vergangenen Konflikten
erlebt, dass am Ende wieder deutsche Waffen gegen deutsche Waffen kämpfen.
Dass am Ende wieder die von uns ausgebildeten Konfliktparteien
gegeneinander kämpfen. Wieso lernen wir nicht daraus?", so das Bremer
Friedensforum weiter.

"Warum werden im Irak zur Minenentschärfung nicht zivile Kräfte eingesetzt -
 so wie in Deutschland beim Kampfmittelräumdienst auch? Warum muss es ein
Militärkrankenhaus sein, wenn es auch zivile Ärztinnen und Ärzte gibt?
Warum Militär? Warum Krieg? Warum Völkerrechtsbruch?" fragen die Bremer
Friedensaktivisten abschließend.

 * 

Quelle:

Bremer Friedensforum

Villa Ichon, Goetheplatz 4 - 28203 Bremen

Telefon: 0049 - (0) 421-3 96 18 92

E-Mail: info@bremerfriedensforum.de

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum
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LESUNG/6002: Hamburg - HIGH VOLTAGE, Hans Joachim Schädlich, "Felix und Felka", 22.04.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im April 2018

Sonntag, 22.4.2018. 11.00 Uhr

Bezirksamt Bergedorf, Spiegelsaal, Wentorfer Straße 38

HIGH VOLTAGE - Hans Joachim Schädlich

liest aus seinem neuen Buch »Felix und Felka«

Moderation: Renatus Deckert



Rom, an einem Nachmittag im Mai 1933. Ein tätlicher Angriff des Malers
Hanns Hubertus Graf von Merveldt zwingt den deutsch-jüdischen Maler
Felix Nussbaum, die Villa Massimo zu verlassen. Die Rückkehr nach
Deutschland ist ihm und seiner Lebensgefährtin, der polnisch-jüdischen
Malerin Felka Platek, angesichts der nazistischen Judenverfolgung
unmöglich. Nach Aufenthalten an der italienischen Riviera, in Paris
und Ostende finden sie schließlich eine Bleibe in Brüssel. Dem
dringlichen Rat eines Freundes, sich nach Palästina zu retten, folgen
sie nicht. Obwohl die Bedrohung durch die deutschen Besatzungsbehörden
zunimmt, bleiben sie in Brüssel, verstecken sich in einer Mansarde.

In »Felix und Felka« (Rowohlt) zeigt sich der vielfach ausgezeichnete
Hans Joachim Schädlich erneut als Meister der so kunst- wie
eindrucksvollen Reduktion. Wohl noch nie ist ein Künstlerleben, das
unter den Zwängen der rassistischen Verfolgung stand, derart
verdichtet literarisch dargestellt worden. In unvergesslichen
Momentbildern gelingt es ihm, existentielle Ängste spürbar zu machen.

Ein gemeinsames Festival von Stromnetz Hamburg und Literaturhaus
Hamburg, Medienpartner NDR Info

Eintritt: EUR 12,--

Ort: Bezirksamt Bergedorf, Spiegelsaal, Wentorfer Straße 38

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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LESUNG/6001: Hamburg - HIGH VOLTAGE, Andreas Maier, "Die Universität", 20.04.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im April 2018

Freitag, 20.4.2018, 19.30 Uhr

Staats- und Universitätsbibliothek, Lichthof im Altbau, Von-Melle-Park 3

HIGH VOLTAGE - Andreas Maier

liest aus seinem neuen Roman »Die Universität«

Moderation: Jörg Magenau



2010 begann der unter anderem mit dem Wilhelm Raabe-Literaturpreis
ausgezeichnete Andreas Maier seinen auf elf Bände konzipierten großen
autobiografischen Romanzyklus. Mit »Die Universität« (Suhrkamp) liegt
bereits der sechste Band vor, der in Frankfurt spielt, an der
Universität, 1988/89. Das Betätigungsfeld erstreckt sich vom
Biertrinken im »Doctor Flotte« bis hin zu Seminaren über
Wahrheitstheorie, die den Studenten der Philosophie schon innerhalb
eines Semesters zu Arztbesuchen treiben. Auf der Suche nach einer Bude
stößt der Protagonist auf ein Erotikmagazin, in dem er eine alte Liebe
aus dem Jahr 1983 wiederzuerkennen glaubt. Aus seiner Matratzengruft,
in der er sich verzweifelt-lethargisch einrichtet, rettet ihn
ausgerechnet ein Pflegefall: Gretel Adorno, die uralte Witwe des
Philosophen, bei der er durch seinen Studentenjob Dienst tut. Er lässt
sich von ihr zerkratzen und beschimpfen, aber eigentlich versteht er
sich mit ihr besser als mit seiner ganzen Umwelt.

»Die Universität« ist ein Roman über jenen Zustand Anfang zwanzig, in
dem wir zwar noch im Rollenspiel der Jugend verhaftet sind, zugleich
aber längst begriffen haben, dass es irgendwo anders hingehen muss.

Ein gemeinsames Festival von Stromnetz Hamburg und Literaturhaus
Hamburg

Eintritt: EUR 12,--

Ort: Staats- und Universitätsbibliothek, Lichthof im Altbau, Von-Melle-
Park 3

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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LESUNG/6000: Hamburg - HIGH VOLTAGE, Felicitas Hoppe, Prawda, 19.04.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im April 2018

Donnerstag, 19.4.2018, 19.30 Uhr

Warburg-Haus, Bibliothek, Heilwigstraße 116

HIGH VOLTAGE - Felicitas Hoppe

liest aus ihrem neuen Buch »Prawda«

Moderation: Hubert Spiegel



Im Westen endlich was Neues: die Wahrheit über Amerika. Felicitas
Hoppe auf Expedition in einem unbekannten Amerika. Zehntausend so
komische wie hochpoetische Meilen reist Hoppe von Boston über San
Francisco bis Los Angeles und zurück nach New York. Hellwach und
hellsichtig begibt sie sich als literarischer Wirbelsturm auf die
Spuren von Ilf und Petrow, zweier russischer Schriftsteller, die 80
Jahre vor ihr unterwegs waren und zu Kultfiguren wurden. Ob Hoppe mit
ihnen die Ford-Werke und den ersten elektrischen Stuhl besichtigt,
nebenbei den Zaun von Tom Sawyer streicht, in einem Tornado
verschwindet oder im Auge des Sturms auf Quentin Tarantino persönlich
trifft - »Prawda« (russisch: Wahrheit), bei S. Fischer erschienen,
lässt die Leser Dinge sehen, wie sie über dieses unglaubliche Land der
Erde noch nie geschrieben wurden: eine literarische Weltentdeckung.

Felicitas Hoppe, 1960 in Hameln geboren, lebt als Schriftstellerin in
Berlin. Für ihr Werk wurde sie mit zahlreichen Preisen ausgezeichnet,
unter anderem mit dem aspekte-Literaturpreis, dem Bremer
Literaturpreis, dem Georg-Büchner-Preis und zuletzt dem Erich Kästner
Preis für Literatur.

Ein gemeinsames Festival von Stromnetz Hamburg und Literaturhaus
Hamburg, Kulturpartner NDR Kultur

Eintritt: EUR 12,--

Ort: Warburg-Haus, Bibliothek, Heilwigstraße 116

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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AUSSICHTEN/8221: Und morgen, den 21. März 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 21.03.2018 bis zum 22.03.2018 +++






[image: Jean-Luc 8221 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Strahlenbündel, Sonnenköcher

und im dichten Wolkenmeer

viele kleine Himmelslöcher,

das Erwachen fällt Jean schwer.
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GRENZEN/148: Bitteres Jubiläum - 2 Jahre EU-Türkei-Deal (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 20. März 2018

Bitteres Jubiläum: 

Der Deal, das Leid der Flüchtlinge in der Ägäis und ein völlig enthemmter
türkischer »Partner«

PRO ASYL: Schäbigen Deal mit Erdogan beenden!



Zum 2. Jahrestag der Umsetzung des sogenannten Flüchtlingsdeals mit Erdogan
gibt es wieder tote Geflüchtete in der Ägäis und der »Partner der EU« bei
der Flüchtlingsabwehr, die Türkei, führt einen völkerrechtswidrigen Angriff
in Nordsyrien. Mehr als 150.000 Menschen flohen bereits aus der Stadt
Afrin.

PRO ASYL fordert, endlich den schäbigen Deal zu Lasten der
Flüchtlingsrechte zu beenden. Die Türkei ist kein »sicherer Drittstaat«.
Erdogan produziert mittlerweile die Flüchtlinge im eigenen Land und in
Nordsyrien, für deren »Abwehr« er sich von der EU hofieren und bezahlen
lässt.

Seit Inkrafttreten des EU-Türkei-Deals am 20. März 2016 herrscht ein
permanenter Ausnahmezustand auf den Inseln in der Ägäis. Sie wurden zu
einem Freiluftgefängnis für Tausende Schutzsuchende. Das griechische
Asylrecht wurde mehrfach auf Druck aus Brüssel und Berlin verschärft, um es
mit dem Türkei-Deal kompatibel zu machen: Rechtsstaatlichkeit und
Unabhängigkeit der sich erst im Aufbau befindenden griechischen
Asylinstitutionen werden dabei geopfert.

Circa 13.000 Flüchtlinge vegetieren aktuell in den Lagern - den sogenannten
EU- Hotspots - unter unmenschlichen Bedingungen vor sich hin: Zelte im
Morast, unzumutbare hygienische Bedingungen, Berichte von Suiziden,
psychischen und physischen Erkrankungen. Mangelnde Sicherheit ist in den
EU-Hotspots die Norm, es gibt schwerwiegende Vorwürfe sexueller Gewalt
gegen Frauen und Mädchen.

Wie dramatisch die Auswirkungen des EU-Flüchtlingsdeals sind, zeigt der
Fall des 19-jährigen Humam aus Syrien. Er floh gemeinsam mit seinem kranken
Vater. In der Türkei wurden sie in Haft misshandelt und an der Grenze
beschossen. Endlich in Griechenland angekommen, droht Humam die Abschiebung
in die Türkei. Ein Fall aus der Arbeit von PRO ASYL/RSA.

Seit Monaten appellieren Flüchtlinge und Menschenrechtsorganisationen, die
Schutzsuchenden endlich auf das griechische Festland zu verbringen - raus
aus den Freiluftgefängnissen in der Ägäis. Das Elend und das Leid der
Flüchtlinge auf den ägäischen Inseln, das bewusst im Namen Europas
herbeigeführt wurde, muss unverzüglich beendet werden. Die griechischen
Inseln müssen geöffnet werden und die Weiterreise auf das griechische
Festland ermöglicht werden. Danach müssen sichere und legale Wege für
Flüchtlinge von Griechenland nach Europa geschaffen und das Recht auf
Familienzusammenführung so schnell als möglich gewährt werden.

 * 
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SPANIEN/028: Die Relikte des Franquismus (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Die Relikte des Franquismus

Von Krystyna Schreiber, 19. März 2018



In Spanien bemühen sich verschiedene zivilgesellschaftliche
Initiativen um die historische Aufarbeitung der franquistischen
Diktatur. Das wird von der Rechten blockiert - ein Demokratiedefizit,
finden viele Bürger.

Madrid, 1947. Im Arbeiterviertel Lavapiés sitzt ein kleiner Junge an
einem Küchentisch. Unter dem Lichtkegel einer Öllampe diktieren ihm
seine Großmutter und seine Tante einen Brief. Der Junge schreibt mit
großen runden Buchstaben: "Sehr geehrte Frau Eva Perón, mein Vater
wurde hingerichtet und jetzt wollen sie auch meine Mutter hinrichten.
Bitte helfen Sie mir, damit ich nicht als Waise aufwachsen muss".

So empfand der katalanische Erfolgsregisseur Agustí Villaronga die
Szene aus dem wahren Leben in seinem preisgekrönten Fernsehfilm "Ein
Brief an Eva" nach. Der Junge, Alexis Meson, erinnert sich noch genau
an die damaligen Ereignisse.

Es war der Abend seines neunten Geburtstags, als die franquistische
Sozialpolitische Brigade (Brigada Politica y Social) seine Mutter, die
Kommunistin Juana Doña, abholte. Juana Doña war 28 Jahre alt. Bereits
mit 14 trat sie in die Vereinte Kommunistische Jugend (UJCE) ein, wo
sie später den Antifaschistischen Frauenverband leitete. In der
stürmischen Zweiten Spanischen Republik lernte sie den Kameraden
Eugenio Meson kennen, ihren späteren Ehemann. 1939 wurde Juana
erstmals festgenommen und von Francos Terrormiliz gefoltert. Eugenio,
inzwischen Generalsekretär der Vereinten Sozialistischen Jugend (JSU),
wurde nach dem Sieg Francos zusammen mit zahlreichen Kameraden
standrechtlich erschossen. Als Juana Doña 1941 aus dem Gefängnis kam,
ging sie in den Untergrund. Jegliche Opposition wurde vom Diktator mit
Brutalität und Todesstrafen unterdrückt. Aber die Menschen hungerten.
Nachdem Francos faschistischen Alliierten im Rest Europas besiegt
waren, stand der Diktator allein. 1947 bittet Franco den
argentinischen Präsidenten Perón um Hilfe. Dieser schickt seine
charismatische Frau, Evita, begleitet von Schiffsladungen voller
Getreide nach Spanien. Als Francisco Franco im Radio verkündet,
Spanien sei "eine Oase des Friedens", beschließen Juana Doña und ihre
Kameraden praktisch zu antworten. Sie legen einen Sprengsatz an der
argentinischen Botschaft, der lediglich Sachschaden verursacht.

Juana Doña wird nicht nur erneut brutal gefoltert, sondern vom
Generalísimo persönlich zweifach zum Tode verurteilt. In seinem
Film zeigt Villaronga, wie Franco ihre Todesstrafen und die ihrer
Kameraden an einem opulent gedeckten Frühstückstisch unterzeichnet.
"Wir versuchten alles", erinnert sich ihr Sohn Alexis. "An der Hand
meiner Großmutter besuchten wir einflussreiche Menschen und
Institutionen." Doch niemand will helfen, auch nicht die Kirche, die
Franco unterstützt: "Der Pfarrer sagte uns, wir sollten uns Gott
anvertrauen. Doch wir wussten, Franco gab nie seine Beute auf. Ihm war
völlig egal, wie viele Mütter weinten". Aber Eva Perón erhält den
Brief des kleinen Alexis. Perón nutzt Francos Lage aus und zwingt ihn
zur Aufhebung der Todesstrafen der jungen Kommunistin. Juana Doña
bekommt 30 Jahre Haft. "Wir haben ideologisch und politisch nichts
gemeinsam, aber ich bin Eva Perón mein Leben lang dankbar, dass sie
meine Mutter rettete", sagt Alexis. Seine Mutter sah das in jenem
Moment etwas anders. Vor dem Richter gilt ihre erste Frage den 51
Kameraden. Deren Todesurteil war einen Tag vorher vollstreckt worden.
"Sie haben mir nichts geschenkt. Alle meine Kameraden sind tot und ich
kann mich retten dank der Gnade eines Diktators?", soll sie gerufen
haben. Alex, stolz auf die Standhaftigkeit seiner Mutter, tritt später
auch in die verbotene Kommunistische Partei ein, wofür er drei Jahre
ins Gefängnis geht.

Nach 16 Jahren in franquistischen Gefängnissen kommt Juana frei und
setzt ihren Kampf für eine gerechtere Welt erst im Untergrund, nach
Francos Tod im öffentlichen Leben fort. Neben ihrer Arbeit in der
Partei gründet sie eine Frauenbewegung, in der sich Aktivistinnen
unterschiedlicher ideologischer Gesinnungen für ihre Rechte in einer
vom Franquismus und Katholizismus geprägten Gesellschaft einsetzen. In
den 1970er und 1980er Jahren bringen sie die Zeitschrift Sal
(Salz) heraus. Bald beginnt Juana die Geschichte des republikanischen
Widerstands in Romanen für die zukünftigen Generationen festzuhalten.
"Desde la Noche y la niebla" (Aus Nacht und Nebel), ein Zeitzeugnis
über die Frauengefängnisse im Franquismus, gehört an vielen
Universitäten zur Pflichtlektüre. Juana Doña stirbt 2003 mit 84 Jahren
im Kreis ihrer Familie. Heute trägt dank der Bürgermeisterin von
Podemos Manuela Carmena, ein Frauenhaus in Madrid ihren Namen.
Diese öffentliche Anerkennung einer Republikanerin und Kommunistin sei
allerdings eine Ausnahme, sagt ihr Sohn. Das sei die große Schande des
heutigen Spaniens. Es habe in vier Jahrzehnten Demokratie keine
historische Aufarbeitung stattgefunden. "Meine Mutter wäre heute stolz
auf die geleistete Arbeit für die Frau. Am 8. März findet ein
Generalstreik der Frauen statt, weil dies ein Thema ist, das die ganze
Gesellschaft betrifft. Aber es wird kaum einen Streik für die 114.000
Vermissten des Bürgerkriegs und die Zehntausenden von Opfern der
Franco-Diktatur geben", sagt er bitter.

Auch die Familie Doña machte ihre Erfahrung mit dem politischen und
institutionellen Widerstand gegen die Aufarbeitung des Franquismus.
2007 trat unter dem Sozialisten José Rodríguez Zapatero ein Gesetz in
Kraft, das zwar von vielen als unzureichend bewertet wird, aber die
Öffnung von Massengräbern und die Entfernung von franquistischen
Symbolen unterstützt. Doch das Gesetz werde vom Partido Popular
und den rechtsliberalen Ciudadanos umgangen. Allein einen
franquistischen Straßennamen zu ändern, erklärt Alexis, sei ein Kampf,
ganz zu Schweigen von der Abschaffung der Monumente wie dem Valle
de los Caídos der Grabstätte Francos, oder der
Francisco-Franco-Stiftung, die das Gedankengut des Diktators,
jahrelang auch mit öffentlichen Geldern, am Leben erhält. Erst Ende
2017 wurde im nationalen Parlament die Initiative von Podemos
das Valle de los Caídos zu einer Gedenkstätte für die
Diktaturopfer zu machen, abgelehnt. "In Madrid sollten Straßennamen
von Mördern wie Gonzalo Queipo de Llano, ein franquistischer General,
der in Andalusien einen brutalen Genozid beging, mit Namen von
Aktivisten ersetzt werden, darunter Juana Doña. Rajoys
Regierungspartei und Ciudadanos stimmten im Stadtrat von Madrid
dagegen. Da sie unterlagen, gingen sie vor Gericht", schildert Alexis.
Das Projekt liege nun seit zwei Jahren auf Eis, in einem Land, in dem
die Justiz "von den Rechten kontrolliert werde". Dies sei nicht mit
den Tausenden von Vermissten, Folteropfern und Ermordeten zu
vergleichen, meint er, aber ein Symptom für den enormen Widerstand,
die wahre Geschichte Spaniens anzuerkennen. "In anderen Ländern ist
der Nazismus verurteilt worden. In Spanien nicht. Alles was Licht in
dieses dunkle Kapitel unserer Geschichte bringt, wird blockiert."


40 Jahre Verfassung, 40 Jahre Demokratie?

Dieses Jahr ist der 40. Jahrestag der spanischen Verfassung, 40 Jahre
Demokratie. Doch ähnlich wie Juana Doñas Sohn sehen viele Spanier in
der fehlenden Aufarbeitung ein Demokratiedefizit. Jeden letzten
Samstag des Monats versammeln sich auf der Plaça de Sant Jaume in
Barcelona ehemalige politische Gefangene des Franquismus und
Familienangehörige der unter Franco ermordeten Systemgegner und
Vermissten. Die Handvoll Demonstranten im fortgeschrittenen Alter
wirken auf dem großen Platz etwas verloren. Auf dem Boden haben sie
Schwarzweißfotos von Toten und Folteropfern mit deren Namen
ausgebreitet. Vor ihren Füßen liegen vier Fahnen, zu einer großen
zusammengenäht: die Fahne der Spanischen Republik, die der
Anarchisten, die Estelada (die für die Unabhängigkeit
Kataloniens steht) und die Fahne der UDSSR. Gemeinsam halten sie ein
langes Banner hoch, auf dem "Gerechtigkeit, Wahrheit,
Wiedergutmachung" steht.

Eine junge Frau, Maria José, vertritt die Mesa de Catalunya,
die Organisatoren der Demo, die zahlreiche Bürgerinitiativen für die
historische Aufarbeitung vereint. "Wir demonstrieren hier seit neun
Jahren jeden Monat für Gerechtigkeit, Wahrheit und Wiedergutmachung.
Die heutige Demokratie ist nicht echt, denn sie ist auf den
menschlichen Überresten tausender Vermisster errichtet. Nach einer
Republik mussten wir eine Monarchie akzeptieren, die nie hinterfragt
wurde. Wir wollten eine bessere Gesellschaft in der Republik, aber die
Reichen wollen das mit allen Mitteln verhindern," sagt sie. Ihr
Vertrauen in die Institutionen ist nach Jahren vergeblicher Bemühungen
gering: "In diesem Staat, der sich nicht für die Bürger interessiert,
müssen wir alles selbst in die Hand nehmen." Weil in Spanien die
Verbrechen des Franquismus aufgrund eines Amnestiegesetzes aus dem
Jahr 1977 nicht juristisch verfolgt werden, sammelt Maria José
Unterschriften für eine Klage von Argentinien aus, die mehr als 100
Privatpersonen und Bürgerinitiativen vertritt. Bereits 2014 verlangte
die argentinische Richterin María Servini de Cubría die Auslieferung
franquistischer Verbrecher, darunter Antonio González Pacheco, alias
Billy El Niño, ein berüchtigter Folterer der Sozialpolitischen
Brigade. Die spanische Justiz wies die Auslieferung zurück, da keine
"systematische Folter vorliege". Erst im Februar 2018 wurde erneut
eine Klage gegen ihn abgelehnt. "Es fällt mir schwer, zu akzeptieren,
dass der Mann, der mich gefoltert hat, nicht nur auf freiem Fuß ist,
sondern dass diese Folter nicht anerkannt wird", erklärt Felipe, ein
kleiner älterer Herr, der gerade ein Manifest verlesen hat. Dass die
historische Aufarbeitung in Spanien auch für Richter ein heißes Eisen
ist, bekam der prominente Richter Baltasar Garzón zu spüren, der von
einer rechtsextremen Organisation verklagt wurde, weil er 2008 im
Auftrag von Familien die Öffnung von Massengräbern anordnete. Damals
argumentierte Garzón, dass es sich um Verbrechen gegen die
Menschlichkeit handelte, die nicht verjähren, eine Meinung, die auch
UNO-Sonderbeauftragte wie Pablo de Greiff teilen. Die UNO hat Spanien
mehrfach aufgefordert, die historische Aufarbeitung anzugehen. Bisher
ohne Ergebnis.


Keinen Euro aus der Staatskasse

Seit Regierungsantritt des Partido Popular im Jahr 2011 fließt
kein staatlicher Euro in die historische Aufarbeitung, obwohl das
Gesetz dies vorsieht, klagen die Demonstranten. So hänge die Öffnung
der mehr als 2500 Massengräber in ganz Spanien vom Gutdünken der
regionalen Behörden ab. In Mallorca wurde dank der Unterstützung der
Regionalregierung 2016 ein Grab mit den sterblichen Überresten von 49
Menschen geöffnet. "Francos Truppen begingen auf Mallorca einen
Genozid. Es gab keinen Widerstand, trotzdem wurden systematisch
hunderte von Frauen und Männern ermordet", erklärt Maite Lopez, die
ihren Großvater im "Grab von Porreres", wie die Mallorquiner es
nennen, gefunden hat. Maite erklärt, dass viele Menschen in vielen
Orten Spaniens wissen, wo ihre Familienangehörigen verscharrt wurden,
aber keine Erlaubnis bekommen, das Grab zu öffnen und die Überreste in
Würde zu bestatten. "Es geht nicht nur um den seelischen Frieden der
Familien. Es geht um unser Land, um unsere Demokratie", sagt Maite.
"Wenn wir in einer wirklichen Demokratie leben würden, hätte mein
Großvater nicht 81 Jahre lang im Boden verscharrt gelegen". In
Katalonien unterstützt die katalanische Regierung eine DNA-Datenbank,
um Angehörigen die Suche nach den Vermissten zu erleichtern. Mit der
Zwangsverwaltung aus Madrid liegt aber die Finanzierung der
Ausgrabungen auf Eis. Doch warum mehr als 80 Jahre später alte Wunden
öffnen? Für Maite waren die Gewissheit, ihren Großvater gefunden zu
haben und die soziale Anerkennung wichtig: "Wir können nichts dafür,
dass das Leben unserer Angehörigen so weggeworfen wurde. Aber wir -
wie viele andere Menschen auch - haben ein Recht darauf, dass diese
Wunden geschlossen werden" sagt sie. Felipe glaubt, die historische
Aufarbeitung sei nicht nur deshalb nötig, weil Francos Genozid am
spanischen Volk nicht einfach ignoriert werden darf, sondern vor
allem, um das heutige Demokratiedefizit im Staat zu bekämpfen.


Transition ohne echten Wandel

Die Demonstranten sind sich einig, dass der Übergang nach dem Tod
Francos zur parlamentarischen Monarchie von 1975 bis 1978 ein
Camouflage-Manöver der herrschenden Klasse war, um ihre Macht zu
sichern. "Es gab kein Referendum über die Frage 'Republik oder
Monarchie?', also gibt es für mich auch keine Demokratie", sagt
Felipe. "Natürlich leben wir nicht mehr im Franquismus, aber die Art
und Weise des Tuns ist ähnlich. Ein tiefgreifender Wandel fand nicht
statt. Man geht doch nicht als Franquist ins Bett und wacht als
Sozialist wieder auf. Genau das ist aber oft passiert", meint Maria
José. Die Amnestie von 1977 sei nicht für die politischen Gefangenen
gewesen, sondern für die franquistischen Verbrecher, die damit der
Justiz entgingen. "Wir haben die vielen Vermissten, die Folteropfer,
die Ermordeten. Wir brauchen Gerechtigkeit. Dass man die Schuldigen
anzeigt, die Falangisten, die immer noch Franco beschwören, die
Guardia Civil, die noch heute existiert. Weil Spanien keine
juristische Aufklärung zulässt, müssen wir von Argentinien aus
klagen", beschwert sie sich. Aber aus Angst vor einem neuen
Bürgerkrieg akzeptierten viele Menschen den damaligen 'Pakt des
Schweigens'. "Nach 40 Jahren Diktatur nimmst du doch jedes Bonbon, was
dir gereicht wird. Die spanische Bevölkerung war nicht politisch
aufgeklärt, um eine echte Transition zur Demokratie durchzuführen",
erklärt Felipe.

Auch die Geschichte schrieben die Sieger. "Mein Sohn ist jetzt 25. In
der Schule wurde ihm erklärt, es sei ein Bürgerkrieg zwischen zwei
gleichen Seiten gewesen. Aber Franco beging einen Militärputsch, einen
Staatsstreich gegen eine legitime und demokratische Republik. Es ging
damals darum, ein demokratisches Regime gegen den in ganz Europa
wachsenden Faschismus zu verteidigen", sagt Maite. Auch Juana Doñas
Sohn, Alexis, hat die Erfahrung gemacht, dass gerade junge Leute fast
nichts über die Vergangenheit ihres eigenen Landes wissen. Er besucht
Universitäten und Gymnasialklassen, um über seine Erlebnisse zu
berichten. "Plötzlich horchen die Schüler auf und fragen nach. Viele
können nicht glauben, dass die Geschichte der Besiegten, der
Republikaner, so gut wie aus dem Unterricht verbannt ist. Dabei ist es
nötig, dass eine Gesellschaft ihre Geschichte kennt: Warum stehen wir,
wo wir stehen? Warum hat diese Demokratie die Fehler, die sie hat? Die
neuen Generationen müssen die Vergangenheit ihres Landes kennen, damit
dieses Unrecht nie wieder geschehen kann. Und es würde die Qualität
unseres Rechtsstaats deutlich verbessern."

Der Verein La Comuna macht sich in Madrid für die Klage aus
Argentinien stark. Woran die historische Aufarbeitung ihrer Meinung
nach scheitert: In Spanien werde eine offizielle Version der
Geschichte gefördert, um die sozialen Fortschritte in der Spanischen
Republik, den Militärputsch Francos, den Genozid, die ideologische
Säuberung, die Rache der Nachkriegszeit sowie die 40 Jahre währende
Unterdrückung und Korruption zu verleugnen. Dies geschehe durch eine
subtile Gleichsetzung beider Seiten, die Dämonisierung der Republik,
die absolute Passivität des Staates gegenüber neofranquistischen
Äußerungen in der Öffentlichkeit, das Verweigern des Abrisses von
faschistischen Monumenten und die Gleichgültigkeit gegenüber den
Opfern und Zeugen der franquistischen Verbrechen. Mit der Amnestie von
1977 verweigere man nicht nur den Opfern Gerechtigkeit, sondern die
Verbrechen der franquistischen Seite an sich werden geleugnet. Während
angebliche Verbrechen der Republikaner vor illegitime Gerichte kamen,
wurden die Kriegsverbrechen, die Standgerichte unter der Diktatur und
die Verletzungen der Menschenrechte durch die Franquisten amnestiert,
bevor sie überhaupt untersucht und als solche anerkannt wurden. Luis
Roncero von La Comuna war selbst unter Franco im Gefängnis. Er
ist vor allem auf die Sozialisten wütend: "40 Jahre Demokratie und die
Sozialisten, die angebliche Partei der Linken, haben in all dieser
Zeit fast nichts für die Opfer getan, auch als sie die absolute
Mehrheit hatten. Man sagt, nach Kambodscha sei Spanien das Land mit
den meisten vermissten Personen weltweit".

Auch die wirtschaftlichen Verbrechen des Franquismus fielen unter die
Amnestie. Güter und Besitztümer im Wert von vielen Millionen Euro
fielen durch die franquistische Korruption den oberen Zehntausend im
Schatten der Diktatur in die Hände. Allein der Nachlass der Tochter
des Diktators, Carmen Franco, beträgt 500 Millionen Euro, die dem
Sozialstaat und den Opfern des Franquismus verloren gehen. Manche
heutigen Privilegien und Besitztümer der katholischen Kirche stammen
aus dem Franquismus. "Deshalb ist es ein Klassenkampf zwischen den
Interessen der Mächtigen auf der einen Seite und unserer Würde als
Gesellschaft auf der anderen", sagt Luis. Wie die Madrider
Organisation erklärt, habe die Transition nicht dem demokratischen
Bruch gedient, sondern der Fortsetzung der Ausübung der Macht durch
die franquistischen Eliten und der Erhaltung des franquistischen
Staatsapparats. Das soziale Erbe der Republik sei durch die
Sicherstellung der Monarchie geleugnet worden. Noch heute finde man
Reste des franquistischen Gedankenguts in führenden Polizei- und
Militäreliten sowie in Grundstrukturen des Staates wie der Justiz. In
diesem Zusammenhang sei eine zunehmende Repression und
Kriminalisierung von Grundrechten wie der freien Meinungsäußerung und
der Selbstbestimmung der Nationen zu beobachten. "Da wird in Meetings
eben ernsthaft vorgeschlagen, gegen Katalonien die Panzer
rauszuholen", sagt Luis.
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Studien zum Pendlerverkehr in der Großregion: Bessere Kooperation der
Nachbarländer notwendig



Luxemburg boomt - immer mehr Menschen zieht es zum Arbeiten in das
Großherzogtum. Täglich pendeln sie mit Autos oder öffentlichen
Verkehrsmitteln aus den Nachbarländern in das Land. Dabei ist die
Verkehrsinfrastruktur längst an ihre Grenzen gestoßen. An der Technischen
Universität Kaiserslautern (TUK) beschäftigt sich das Team um Professorin
Dr. Karina Pallagst mit der Verkehrssituation in der Großregion: Es hat
den Zustand des grenzüberschreitenden öffentlichen Nahverkehrs und der
Verkehrsinfrastruktur untersucht und überprüft, welche Pläne es gibt, um
den Pendlerverkehr in den Griff zu bekommen. Am effektivsten seien
bilaterale Abkommen zwischen den Ländern und langfristige
Kooperationen.

Verstopfte Straßen, lange Staus auf den Autobahnen, überfüllte Züge -
immer mehr Menschen arbeiten in Luxemburg: Zwischen 2000 und 2014 ist die
Anzahl der Beschäftigten im Großherzogtum um 55 Prozent gestiegen. "Die
meisten Arbeitnehmer pendeln dazu täglich. Sie kommen aus den
Nachbarländern, aus Rheinland-Pfalz und dem Saarland, vor allem aber aus
dem strukturschwachen Lothringen und der Wallonie in Belgien", sagt
Professorin Dr. Karina Pallagst, die den Lehrstuhl für Internationale
Planungssysteme an der TUK innehat. "Es gibt rund 219.000 Menschen, die
täglich in Luxemburg zur Arbeit fahren. 76 Prozent davon stammen aus den
Nachbarländern."

Die Autobahnen sind dabei bereits an ihre Belastungsgrenzen gestoßen. Auch
beim Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) sieht es nicht besser aus. "Es
gibt zwar neue Konzepte, etwa das Auto an der Grenze abzustellen und mit
dem Bus weiterzufahren, aber vieles wird nur langsam von den Pendlern
angenommen oder aus Kostengründen nicht direkt in die Praxis umgesetzt",
sagt Doktorandin Beate Caesar. Die Forscherin hat sich genauso wie
Masterstudent Daniel Baum näher mit der Verkehrssituation in der
Grenzregion befasst. "Auf politischer Ebene gibt es viele Absprachen und
es sind auch eine Reihe von Verkehrsprojekten geplant", fährt sie fort.
Allerdings seien die einzelnen Verkehrsverbünde der Nachbarstaaten nach
wie vor schlecht miteinander verbunden, da die Verkehrsplanung noch immer
national ausgerichtet ist. "Für Pendler ist es häufig schwierig, die
Verbindungsangebote zu überblicken. Es gibt zum Beispiel sehr
unterschiedliche Tarifsysteme", sagt sie. Luxemburg subventioniert den
ÖPNV sehr stark. "Dadurch sind die Preise hier deutlich günstiger als bei
den Nachbarn", fährt sie fort. Dies macht es für Kooperationen schwer, da
strukturschwache Regionen wie etwa Lothringen wenige Gelder dafür
investieren.

Caesar und Baum haben zudem festgestellt, dass für eine schnelle
Umsetzbarkeit der Absprachen in der Großregion oft zu viele Akteure an
einem Tisch sitzen. "Umsetzen lassen sich solche grenzüberschreitenden
Projekte am besten auf bilateraler Ebene, das heißt zwischen zwei
Ländern", sagt die Forscherin. Dies mache eine Zusammenarbeit einfacher.
Hinzu kommt, dass bei der Abstimmung von mehreren Ländern, wie in der
Großregion zum Beispiel Luxemburg, Frankreich, Belgien und Deutschland
(Rheinland-Pfalz und Saarland), auch oftmals unterschiedlich aktuelle
Dokumente zur Verkehrsplanung vorliegen. "Sie basieren auf Bedürfnissen
und Daten, welche zu unterschiedlichen Zeiten erhoben wurden und haben
unterschiedliche Planungshorizonte, sodass es schwer ist, auf deren Basis
gemeinsame Konzepte zu erarbeiten. Das kostet wieder Zeit", so Caesar
weiter.

Dennoch kam sie bei einer Befragung für ihre Promotion zu dem Ergebnis,
dass viele Pendler die Verkehrsinfrastruktur in der Großregion als gut
einschätzten und zufrieden mit dem Angebot seien. Die Raumplanerin hat
sich in ihrer Arbeit auch mit der deutsch-polnischen Grenzregion zwischen
dem Land Brandenburg und der polnischen Woiwodschaft Lubuskie befasst.
"Hier ist die Infrastruktur noch nicht in dem Maße vorhanden wie in der
Großregion", so Caesar. Einen gut vernetzten ÖPNV gebe es zum Beispiel nur
punktuell und auch Straßenanbindungen über die Grenzflüsse Oder und Neiße
seien nicht überall vorhanden.

Pallagst und Caesar mahnen für die Großregion an, eine Verkehrsplanung
langfristig anzugehen und konkrete Umsetzungsstrategien für einen
effizienten grenzüberschreitenden Pendlerverkehr zu entwickeln. Auch schon
bestehende Informationsangebote über ÖPNV-Verbindungen im Internet müssten
beispielsweise ausgebaut und langfristig gepflegt werden.

Wichtige Impulse für die Grenzraumforschung liefert dabei das neue Center
for Border Studies der Universität der Großregion, an dem auch
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der TUK forschen und in dessen
Lenkungsgruppe Professorin Pallagst berufen ist. Es soll in den kommenden
Jahren dazu beitragen, die beteiligten Akteure solcher Projekte besser
miteinander zu vernetzen und die Kommunikation untereinander
sicherzustellen.

Daniel Baum hat für seine Masterarbeit "Analyse des grenzüberschreitenden
ÖPNV in der Großregion Saar-Lor-Lux+ vor dem Hintergrund des zunehmenden
Pendlerverkehrs nach Luxemburg" im Dezember den renommierten Reinhard
Baumeister Preis erhalten. Der Preis wird alle zwei Jahre vom
Regionalverband Mittlerer Oberrhein für herausragende Arbeiten im Bereich
der Regionalplanung verliehen und ist mit 1.000 Euro dotiert. Namensgeber
des Preises ist Reinhard Baumeister (1833 - 1917), der als Begründer des
wissenschaftlichen Städtebaus in Deutschland gilt.


Über das Center for Border Studies

Das Center for Border Studies oder Zentrum für Grenzraumforschung ist ein
neues Projekt der Universität der Großregion, an der auch die TUK
beteiligt ist. Es wird mit über zwei Millionen Euro vom EU-Programm
INTERREG VA der Großregion gefördert und dadurch mit Mitteln des
Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE) kofinanziert. Es soll
die Grenzraumforschung in der Großregion fördern und international
sichtbarer machen.

Weitere Informationen unter:

http://www.uni-gr.eu/fr/de-news?page=2

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution124

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Kaiserslautern, Melanie Löw, 19.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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WETTBEWERB/062: Zivilgesellschaft warnt - Bayer-Monsanto-Fusion könnte zum digitalem Oligopol führen (AbL)


Eine Pressemitteilung von: Aktion Agrar, Arbeitsgemeinschaft bäuerliche
Landwirtschaft (AbL), Coordination gegen BAYER-Gefahren (CBG), Forum Umwelt
und Entwicklung, Goliathwatch und Oxfam.

Zivilgesellschaft warnt: Bayer-Monsanto-Fusion könnte zum digitalem
Oligopol führen

20. März 2018



Die zivilgesellschaftliche Initiative "Konzernmacht beschränken" fordert
die Wettbewerbskommissarin Margrethe Vestager gemeinsam mit vielen weiteren
europäischen Organisationen in einem offenen Brief auf, die Mega-Fusion von
Bayer und Monsanto aus wettbewerbsrechtlichen Gründen abzulehnen. Die
Konzernmacht-Initiative weist darauf hin, dass auch bei digitalen
Plattformen im Agrarbereich ein marktbeherrschendes Oligopol entstehen
würde, wenn die Fusion genehmigt werden sollte.

Insbesondere durch die Kombination von Saatgut, Pestiziden und Digitaler
Landwirtschaft droht der Initiative zufolge eine gefährliche (vertikale)
Konzentration. Bayer-Monsanto würde zusammen mit Dow-DuPont und
ChemChina-Syngenta, die bereits 2017 fusionierten, in Zukunft 60 Prozent
des kommerziellen Saatguts und 70 Prozent des weltweiten Pestizidmarktes
dominieren. Zudem würde der Konzern die Digitalisierung der Landwirtschaft
kontrollieren: Über digitale Plattformen könnten die eigenen Produkte
vermarktet und große Datenmengen gesammelt werden. Beide Konzerne (Bayer &
Monsanto) haben erheblich investiert - und somit einen riesigen
Technologievorsprung gegenüber anderen Wettbewerbern - was zukünftig zu
einer marktbeherrschenden Stellung führen würde und andere Akteure
ausschließen könnte.

Konzentrationsprozesse bedrohen Bauern und Bäuerinnen

"Dieser Konzentrationsprozess wäre verheerend für Bauern und Bäuerinnen
hierzulande und im globalen Süden. Sie gefährdet den Ausbau einer sozial
und ökologisch nachhaltigen Landwirtschaft und Ernährung", sagt Oxfams
Agrarexpertin Marita Wiggerthale "Kleinere Unternehmen, die Innovation und
Wahlmöglichkeiten für Bauern und Bäuerinnen bringen würden, haben keine
Chance auf den Markt zu kommen. Die Auswahlmöglichkeiten von Bäuerinnen und
Bauern werden noch stärker reduziert und die Sortenvielfalt enorm
eingeengt."

Ein völlig ungelöstes Problem ist der Datenschutz, vor allem, wenn es
keinen strengen Rechtsrahmen für Datensammlung und -nutzung sowie keine
Transparenzvorschriften gibt. Die Vormachtstellung, die die Konzerne mit
ihrer Fusion als digitale Landwirtschaftsplattform einnehmen würden, können
sie dazu nutzen, ihre Marktmacht auszuweiten. Zudem kann die Fusion anderen
Wettbewerbern den Zugang zu diesem Zukunftsmarkt verschließen, was das
Bayer-Monsanto-Oligopol zusätzlich ausweiten würde.

Bayer-Monsanto-Fusion muss abgelehnt werden



"Diese Mega-Fusionen sind nicht im öffentlichen Interesse", betont Jutta
Sundermann, Agrarexpertin bei Aktion Agrar. "Selbst wenn Bayer wie
angekündigt Teile seines Saatgut- und Pestizidgeschäfts an BASF verkauft,
führt doch dies nur dazu, dass der ohnehin stark im Pestizidgeschäft
präsente Konzern BASF noch weiter gestärkt wird. Durch diesen Verkauf wird
kein Wettbewerb hergestellt. Es müsste stattdessen einen völlig neuen
Player geben, der Teile des Saatgut- und Pestizidgeschäfts übernimmt.
Unterm Strich ist die Fusion zu groß um genehmigt zu werden. Daher fordern
wir die EU-Kommission auf, die Bayer-Monsanto-Fusion abzulehnen."

Die Initiative "Konzernmacht beschränken" gründete sich anlässlich der
zunehmenden Mega-Fusionen in vielen Bereichen des täglichen Lebens und
fordert eine Verschärfung des Wettbewerbsrechts. Fusionen sollten schon bei
Unternehmen mit einem Marktanteil von 20 Prozent verboten werden können. In
hochkonzentrierten Märkten sollte dem Kartellamt als letztes Mittel erlaubt
werden, Konzernteile oder Geschäftsfelder übermächtiger Konzerne
abzuspalten. Es muss Transparenz über Firmenstrukturen, Marktsegmente,
Verflechtungen, Lieferketten und Lobbyaktivitäten hergestellt werden.



Der offene europäische Brief [1] an Margrethe Vestager wurde von 72
europäischen Organisationen gezeichnet.

Aus Deutschland zeichneten den Brief: Aktion Agrar, Arbeitsgemeinschaft
bäuerliche Landwirtschaft, Coordination gegen BAYER-Gefahren, FDCL e.V.,
Forum Umwelt und Entwicklung, Gen-ethisches Netzwerk, Goliathwatch, IATP
Europe, INKOTA-netzwerk e.V., MISEREOR, Oxfam, Rettet den Regenwald e.V.,
SEEDS ACTION NETWORK, Stop Bayer Monsanto, Werkstatt Ökonomie e. V.

[1] http://www.abl-ev.de/fileadmin/Dokumente/AbL_ev/Neu_Themen/Gentechnikfrei/Mergers-sign-on-letter.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. März 2018

AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Bahnhofstraße 31, 590067 Hamm

Telefon: 02381/49 22 20, Fax: 02381/49 22 21

E-Mail: info@abl-ev.de

Internet: www.abl-ev.de
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KURSE/450: Braunschweig - Geschichtenbaukasten-Workshop "Kamishibai" am 26.3.2018


Stadt Braunschweig

Geschichtenbaukasten-Workshop "Kamishibai"



Braunschweig. Zu einem "Kamishibai"-Workshop (japanisches
Papiertheater zum Geschichtenerzählen) lädt die Stadtbibliothek im
Schloss, Schlossplatz 2, am Montag, 26. März, von 10 bis 15 Uhr,
Kinder zwischen sechs und neun Jahren im Rahmen von FiBS (Ferien in
Braunschweig) ein. Da die Teilnehmerzahl begrenzt ist, ist eine
Anmeldung bis Samstag, 24. März, unter der Telefonnummer 470-6834
erforderlich.

Ein "Geschichtenbaukasten" mit verschiedenen Handlungskarten regt dazu
an, eine Geschichte an mehreren Orten mit den unterschiedlichsten
Helden auszudenken. Dabei darf man nicht den roten Faden verlieren.
Die ausgedachte Geschichte wird künstlerisch auf Bildkarten verewigt
und den anderen Teilnehmern frei erzählt während im Theaterkasten die
Karten anzusehen sind. So können die Kinder ihrer Fantasie freien Lauf
lassen und entwickeln ihr eigenes "Kamishibai".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 19. März 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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LESUNG/1711: Hamburg - HIGH VOLTAGE, Familienlesung, Gruseln mit Nadia Budde, Eins zwei drei Vampir, 21.04.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im April 2018

Samstag, 21.4.2018, 15.00 Uhr

Haus 12, Betriebsgelände Stromnetz GmbH, Bramfelder Chaussee 130

HIGH VOLTAGE - Familienlesung

Gruseln mit Nadia Budde und ihrem Buch »Eins zwei drei Vampir«



»Eins zwei drei Vampir« lässt lauter gefährliche Gestalten
aufmarschieren, immer drei von einer Sorte und dann als Überraschung
eine vierte. Niemand muss sich um die kindliche Seele sorgen: Die
Skelette, Taranteln, Haifische und Hornissen in diesem Pappbilderbuch
sind ungefähr so erschreckend wie die dreijährigen Gespenster, die zu
Halloween zaghaft an unsere Haustür klopfen.

»Eins zwei drei Vampir« (Peter Hammer) ist der längst uällige
Nachfolger von Nadia Buddes erstem Bilderbuch »Eins zwei drei Tier« -
als Geniestreich bejubelt, mit feinsten Preisen dekoriert und längst
zum Klassiker avanciert. In ihren Workshops für Kinder von sechs bis
elf Jahren wird immer fürchterlich viel gereimt und mit schrecklich
viel Farbe gemalt.

Nadia Budde, geboren 1967 in Berlin, zählt zu den renommiertesten
deutschen Illustratorinnen. Ihre Bücher wurden zweimal mit dem
Deutschen Jugendliteraturpreis, mit dem Oldenburger Kinder- und
Jugendbuchpreis, dem Troisdorfer Bilderbuchpreis und dem LUCHS
ausgezeichnet und in viele Sprachen uetzt. Nadia Budde lebt mit ihrer
Familie in Berlin.

Ein gemeinsames Festival von Stromnetz Hamburg und Literaturhaus
Hamburg

ab 6

Eintritt: EUR 4,-

Ort: Haus 12, Betriebsgelände Stromnetz GmbH, Bramfelder Chaussee 130

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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MUSEUM/788: Kassel - Workshop "Von Landgrafen, Bühnenstars und anderen Helden" am 27.3.


Stadt Kassel

Workshop "Von Landgrafen, Bühnenstars und anderen Helden der
Kasseler Geschichte"



Am Dienstag, 27. März, 10 bis 13 Uhr findet ein Workshop unter dem
Titel "Von Landgrafen, Bühnenstars und anderen Helden der Kasseler
Geschichte" statt. Komm mit und erobere das Stadtmuseum. Ein
interessanter und lustiger Ferienworkshop: Foto-Memory, Original und
Fälschung, unbekannte Portraits erforschen: Hier kannst du bei 
Mitmach-Spielen viel über Kasseler Bürgerinnen und Bürger erfahren. Und bei
einer Foto-Aktion kannst du dich verkleiden und tolle Preise gewinnen.
Der Workshop mit Hannes Hellberg ist für Mädchen und Jungen von acht
bis zwölf Jahren. Die Teilnahme kostet fünf Euro.

Verbindliche Anmeldung: Telefonnummer 05 61/7 87-44 05

Treffpunkt: Stadtmuseum, Ständeplatz 16

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 19. März 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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TREFFEN/142: Hamburg - HIGH VOLTAGE, Schullesungen, Veranstaltungen voller Literatur, 18.-24.04.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im April 2018

Mittwoch, 18.4.2018 bis Dienstag, 24.04.2018, 10.00 Uhr

HIGH VOLTAGE - Schullesungen

Veranstaltungen voller Literatur für Menschen ab sechs



Neben den sieben HIGH VOLTAGE-Veranstaltungen für Erwachsene bieten
wir ein spannendes Programm für Kinder. Den Anfang der Schullesungen
machen am Mittwoch (18.4.) Matthias von Bornstädt und seine furchtlose
Forschermaus »Nevio« (Arena). Gemeinsam mit den Schülerinnen und
Schülern entdecken sie das Universum und bauen ihr eigenes
Sonnensystem. Viel Entdeckermut ist auch am Donnerstag (19.4.)
gefragt, wenn Lena Hach aus ihrem Buch »Der verrückte
Erfinderschuppen. Der Hitzefrei-Regler« (Mixtvision) liest. Spannung
ganz anderer Art verspricht am Freitag (20.4.) die Lesung von Sabine
Ludwig: Schwarzer Humor, ein mysteriöser Hotelgast und ein unbekannter
Toter, das sind die Zutaten für ihren neuesten Krimi »Pandora und der
phänomenale Mr Philby« (Dressler). Ein wenig praktischer geht es dann
am Montag (23.4.) zu. Der Übersetzer Uwe-Michael Gutzschhahn gibt
Einblicke in seine Arbeit, beantwortet Fragen und liest aus den
Abenteuern des Welpen »Spider« (Rowohlt rotfuchs). Den Abschluss am
Dienstag (24.4.) bestreitet Rüdiger Bertram. Mit »Milla und das
erfundene Glück« (Ravensburger) entführt er sein Publikum in die Welt
der Esoterik und (falschen) Wahrsagerei.

Am Samstagnachmittag lädt Nadia Budde ein zum Gruselspaß für die ganze
Familie mit ihrem gereimten Bilderbuch »Eins zwei drei Vampir« (Peter
Hammer). Aber keine Angst, die Vampire, Gespenster und Taranteln sind
natürlich alle ganz harmlos. Oder etwa doch nicht ...?

Ein gemeinsames Festival von Stromnetz Hamburg und Literaturhaus
Hamburg

ab 6

Eintritt: EUR 4,-

Ort: Haus 12, Betriebsgelände Stromnetz GmbH, Bramfelder Chaussee 130

Anmeldung erforderlich

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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FÜHRUNG/939: Hanau - Rundgang durch die Sonderausstellung "F.W. Bernstein" am 25.3.2018


Führung durch Sonderausstellung "F.W. Bernstein"



Fritz Weigle alias F.W. Bernstein ist nach Hans Traxler und
Greser&Lenz der dritte Träger des Ludwig Emil Grimm-Preises der Stadt
Hanau. Ihm zu Ehren präsentiert das Historische Museum Hanau Schloss
Philippsruhe in Kooperation mit dem Caricatura Museum Frankfurt eine
Sonderausstellung in der Galerie des Schlosses.

Die Ausstellung zeigt humorvolle (Selbst-)Porträts, biografische
Skizzen und heitere Gedichte des Altmeisters der komischen Kunst. Ein
Highlight bilden die "Hesseköpp-Porträts" und die bemalten
Strandmatten.

Am Sonntag, 25. März 2018, lädt Museumspädagogin Susanna Rizzo M.A. um
15 Uhr zu einer Führung durch die Sonderausstellung ein. Die Kosten
betragen zwei Euro pro Person zzgl. Museumseintritt. Maximal 20
Personen können an der Veranstaltung teilnehmen, daher wird um
vorherige Anmeldung per E-Mail an museen@hanau.de oder telefonisch
unter 06181 - 295 1799 gebeten. Die nächste "Sonntags um Drei"-Führung
im Rahmen der Ausstellung findet am 15. April 2018 um 15 Uhr statt.

Weitere Informationen rund um die Ausstellung "F.W. Bernstein" sowie
das Begleitprogramm finden sich auf der Webseite der Städtischen
Museen Hanau unter: www.museen-hanau.de.

Individuelle Termine für Führungen durch die Städtischen Museen können
nach Vereinbarung per E-Mail museen@hanau.de oder telefonisch unter
06181 -295 1799 gebucht werden.

Termin: Sonntag 25. März, 15 Uhr in Schloss Philippsruhe

Ort: Historisches Museum Hanau Schloss Philippruhe Philippsruher Allee
45, 63454 Hanau

www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 19. März 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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VORTRAG/281: Bonn - "Art Déco - Modegrafik und Interieur" am 23. März 2018


VHS-Vortrag: Art Déco - Modegrafik und Interieur



BN - Der Kunsthistoriker Hermann F. Schweitzer lässt in seinem Vortrag
die Modewelt und Szenerie des Paris der 20er Jahre entstehen: elegant,
sportlich, erfrischend und mondän.

Zu diesem Vortrag lädt die VHS ins Haus der Bildung, Mülheimer Platz
1, am Donnerstag, 23. März 2018, um 19.30 Uhr, ein. Der Eintritt
beträgt sechs Euro. Nach dem Ersten Weltkrieg entwickelte sich die
Modebranche in Frankreich schnell zu alter Dynamik und Brillianz.
Berühmte Designer und Künstler, darunter Erté, Le Pape oder Georges
Barbier, der auch für die "Ballet Russes" die Kostüme entwarf,
fertigten Entwürfe und farbige Illustrationen. Diese wurden in
aufwendigen Serien-Grafiken für damals führende Mode- und
Stilzeitschriften gefertigt und erreichten Kultstatus. Viel Prominenz,
von Barbara Streisand bis Joop hat diese Grafik gesammelt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 19. März 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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AUFBAU/528: Sexistische Gewalt als Teil des Systems begreifen


aufbau Nr. 92, März/April 2018

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Sexistische Gewalt als Teil des Systems begreifen



ME TOO Sexualisierte Gewalt ist ein wichtiges Mittel zur
Aufrechterhaltung der partriarchalen Unterdrückung der Frauen. Durch
«me too» wird diese alltägliche Gewalt sichtbar. Das reicht nicht,
doch ist es ein notwendiger Schritt hin zu einer emanzipierten
Gesellschaft.


(fk) Das Wort «Feminismus» ist aktuell wieder in aller Munde.
Und das ist erstmal gut so. 2013 sorgte der Hashtag Aufschrei für
Furore in den sozialen Medien und thematisierte sexuelle Übergriffe
in einer breiteren Öffentlichkeit. Und seit fünf Monaten hält die
«Me-too-Debatte» die Welt in Atem und hat bereits nicht wenigen
mächtigen Männern Gesicht, Job und Karriere gekostet. Spätestens seit
den Demonstrationen am Tag des Amtsantrittes von Trump (so grosse
Demos gab es in den USA seit den Antikriegsdemos 1969 nicht mehr) ist
klar, dass der Frauenkampf wieder auf den Strassen angekommen ist und
nicht nur ein Phänomen der sozialen Medien ist. Und das ist noch
besser.

«Me too» kam von unten

«Me too» hat seinen Ursprung nicht bei den Hollywood-Sternchen,
welche Ende Oktober 2017 den milliardenschweren Hollywood-Produzenten
Harvey Weinstein zu Fall brachten, indem sie dessen sexuelle
Übergriffe öffentlich machten. «Me too» begann im Jahr 2006 mit der
afroamerikanischen Aktivistin Tarana Burke, welche den Hashtag ins
Leben rief, als Teil einer Grassroot-Kampagne von afroamerikanischen
Frauen gegen sexuelle Übergriffe. Es ist wohl kein Zufall, dass
dieser Begriff erst dann wie eine Bombe einschlug, als weisse und
reiche Schauspielerinnen ihn aufnahmen, hingegen nicht, als schwarze
Frauen von unten sich gemeinsam gegen sexualisierte Gewalt
zusammenfanden. Die Statistiken haben es eigentlich auch schon lange
gesagt: Von sexuellen Übergriffen und sexualisierter Gewalt ist eine
Mehrheit der Frauen in ihrem Leben ein- oder mehrmals betroffen,
weltweit und egal welcher Klasse sie angehören. Mit der aktuellen
Debatte entsteht eine Sichtbarkeit, die von fundamentaler Bedeutung
ist. Denn Schweigen (und Wegsehen!) ist Voraussetzung und Folge der
sexualisierten Gewalt. Endlich wird dieses Schweigen gebrochen und so
manche Frau hat wohl durch die öffentliche Debatte den Mut gefunden
aufzustehen gegen das eigene alltägliche Leid. Diese Welle der
Empörung ist richtig, doch daraus sollte eine Selbstverständlichkeit
entstehen. Ja eigentlich sollte es normal sein, dass jede sexistische
Handlung als eine solche denunziert wird.

Die Antwort auf «me too» ist reaktionär

So wie die Debatte aktuell in den bürgerlichen Medien geführt wird
(und ein jeder Trottel noch seine Meinung zum Besten geben darf!),
treibt die Diskussion haarsträubende Blüten: Eine Soziologin rät den
Frauen vom Schminken ab als Lösung gegen sexualisierte Gewalt, andere
finden «Belästigen gehört zum Flirten» und nochmals andere reden
plötzlich nur noch von den ach so armen Männern, welche völlig
verunsichert gar nicht mehr wissen, wie sie eine Frau ansprechen
sollen.

Und immer wieder werden die Frauen, die Übergriffe denunzieren, hart
kritisiert. Äussern sich die Frauen anonym im Netz, wird ihnen
Feigheit vorgeworfen oder es wird ihnen nicht geglaubt; wenn eine
Frau öffentlich mit ihrem Gesicht hinsteht, dann wird auf ihre Person
geschossen. So spottete Roger Köppel in der Weltwoche über eine
Nationalrätin, die über Sexismus im Bundeshaus sprach: «Eine
Politikerin, die ich noch nie ohne kurzen Rock oder hautenge Bluse
gesehen habe, beschwert sich, sie würde mit gewissen Herren niemals
in den Lift steigen.» Egal, wie Frauen sich äussern, es ist immer
falsch, denn sie sollten schweigen, weil sexualisierte Gewalt eines
der potentesten Mittel zur Aufrechterhaltung von heteronormativen,
patriarchalen Machtverhältnissen ist! Es greift die Integrität der
betroffenen Person an, um sie zu unterwerfen. Wird dieses
Machtinstrument kritisiert, dann reagieren die mächtigen Herren
panisch, solch ein wirkungsvolles Instrument gibt niemand freiwillig
aus der Hand.

Sexualisierte Gewalt ist ein Herrschaftsinstrument

PsychologInnen haben gezeigt, dass es bei sexualisierter Gewalt fast
nie um den falsch ausgedrückten Wunsch nach Sex geht, sondern immer
um Macht und Gewalt. Die Feministin Diana Russel und der Psychologe
Richard Johnson beobachteten zudem, dass sexualisierte Gewalt
besonders häufig dort auftritt, wo die Frauenemanzipation
Fortschritte macht, wo Frauen sich Rechte und Räume erkämpfen. Dieses
Phänomen kann im Kleinen wie auch im Grossen beobachtet werden: Nach
den Aufständen in Ägypten 2011 während des «arabischen Frühlings»
stieg die sexualisierte Gewalt auf den Strassen deutlich an.
Ägyptische Feministinnen sehen darin einen direkten Zusammenhang mit
der aktiven Rolle, die die Frauen während der Proteste gespielt
haben. Die ägyptische Regierung dulde nicht nur - ja, sie begrüsse
die sexualisierte Gewalt, um die Frauen wieder an ihre Plätze zu
verweisen und aus dem öffentlichen Raum zurückzudrängen. Auch in der
«westlichen» Welt gibt es einen Zusammenhang zwischen Zunahme von
sexualisierter Gewalt und Errungenschaften der Frauenbewegung. Doch
nicht nur auf gesellschaftlicher Makro-Ebene lässt sich das
beobachten: Statistiken zu häuslicher Gewalt zeigen eindrücklich,
dass die Gewalt drastisch ansteigt, sobald die Frauen aus den
traditionellen Geschlechterverhältnissen ausbrechen, also
typischerweise bei einer Trennung. Die krasseste Form dieser Gewalt
ist der sogenannte Feminizid, also die Tötung von Frauen aufgrund
ihres Geschlechts. Weltweit gibt es momentan verschiedene Bewegungen
zu diesem Thema (zum Beispiel «ni una menos» in Argentinien). Auch in
der Schweiz sind Feminizide eine Realität, die wenigen bewusst ist,
doch die Statistik dazu ist relativ klar: Von allen Tötungsdelikten
an Frauen in der Schweiz zwischen 2000-2004 (das waren rund 429)
handelte es sich bei 73% der Täter um den (ehemaligen) Partner oder
um ein Familienmitglied. Auch die Zahlen aus Deutschland sind
deutlich: 2016 wurden rund 149 Frauen durch ihren (Ex-) Partner
umgebracht, bei den Männer, waren es 14.

Sprechen wir nicht über Monster und Opfer....

Sexualisierte Gewalt verhindert man nicht mit Appellen oder
moralischer Empörung oder reisserischer Berichterstattung zum Thema
Sex und Flirten. Und auch nicht, wenn einzelne mächtige Säcke als
«Monster», sexsüchtig oder triebgesteuert in die Psychiatrie
geschickt werden, die ganzen anderen Sexisten selbstgefällig nicken
und vor sich hinmurmeln: «Es gibt schon hässliche Männer, aber wir
sind zum Glück nicht so!» Sexualisierte Gewalt verhindert man
vielmehr, indem wir dafür sorgen, dass Abhängigkeiten und
Machtverhältnisse angegriffen und angesprochen werden. Sei das nun im
Betrieb als Arbeiterin, die vom Chef belästigt wird und um ihren Job
fürchtet, wenn sie aufmuckt; sei das die geflüchtete Frau, welche bei
ihrem gewalttätigen Partner ausharrt aus Angst die Aufenthaltspapiere
zu verlieren; sei das die Frau mit Behinderung oder die Frau im
Knast. Oder sei es die Mutter, die häusliche Gewalt aushält, weil
sie sonst in Armut alleinerziehend leben muss. Das sind alles
Gesichter der Frauenunterdrückung, deren Grundlage die
geschlechtsspezifische Arbeitsteilung ist. Daraus resultieren
Lohnungleichheit, Rollenbilder, Machtgefälle und Abhängigkeiten, die
den Boden für die sexuellen Übergriffe bereiten. All diese Beispiele
zeigen auch, wie weit entfernt Cathrine Millet (eine weisse, reiche
bürgerliche Publizistin, die sich vor Kurzem über «Me too»
beschwerte) von der Mehrheit der arbeitenden Frauen ist, wenn sie
sagt «jede normale Frau kann sich wehren!» Natürlich stimmt das
theoretisch, doch der Preis dafür ist sehr unterschiedlich:
Ausschaffung, Kündigung oder sogar Tod. Da kann Frau Millet noch
lange in der warmen Stube sitzen und ihre Texte schreiben...

...sondern greifen wir den patriarchale Kapitalismus an

Darum betonen wir, dass Feminismus nicht gleich Feminismus ist: Denn
zur besonderen Situation der Frauenunterdrückung gehört, dass zwar
alle Frauen davon betroffen sind, dass die Frauen aber auch
verschiedenen Klassen angehören und darum zusätzlich die Interessen
der jeweiligen Klasse vertreten. Umso wichtiger ist es, dass in der
aktuellen Debatte, in der sich vor allem eher gut gestellte
bürgerliche Frauen zu Wort melden, immer wieder auch die Wurzeln der
Frauenunterdrückung angesprochen werden: die geschlechtsspezifische
Arbeitsteilung, welche ein Grundpfeiler des Kapitalismus ist. Die
ökönomische Schlechterstellung und Entwertung der Frauen ist die
Voraussetzung für die aktuellen Übergriffe. Darum gilt: Wer Sexismus
bekämpfen will, muss auch den Kapitalismus angreifen. Und
gleichzeitig muss der Schutz für betroffene Frauen im Hier und Jetzt
ausgebaut werden. Trotz «me too» gibt es beispielsweise immer noch
viel zu wenig Frauenhäuser, ja die Gelder werden im Zuge der
Sparpolitik sogar gestrichen und es herrscht eine hohe
Straflosigkeit in diesem Bereich.

Sexismus trifft die Frauen einzeln, doch die Antwort muss kollektiv
und organisiert sein. Das geschieht weltweit immer mehr, das ist
nicht nur gut - das ist unentbehrlich! Und irgendwann werden wir von
der Verteidigung in die Offensive kommen, vom «me too» zu einer Faust
in die Fresse, hin zu einem Kampf für eine klassenlose Gesellschaft
ohne patriarchale Unterdrückung.

 * 
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GRASWURZELREVOLUTION/1741: Ein gelungener Comic zur Tierethik


graswurzelrevolution Nr. 427, März 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

- beilage libertäre buchseiten -

Ein gelungener Comic zur Tierethik

von N.O. Fear



Die Diskussionen über ethische Grundlagen der Tierethik nehmen in den
letzten Jahren immer größeren Umfang an. Da ist es günstig, dass mit
dem Sachcomic des AutorInnengespanns Julia Kockel und Oliver Hahn nun
eine kurzweilige Einführung vorliegt, die in der Darstellung die
Komplexität des Themas nie verliert.

Das Verhältnis von Text zu Bild ist ausgewogen. Durch die
Schwarz-Weiß-Zeichnungen werden sowohl die besprochenen
TheoretikerInnen portraitiert als auch in oft witziger Weise
Diskussionsstränge dargestellt, z.B. auf S. 35 in einer Illustration
zum "Verrohungsargument" (das Quälen von Tieren färbt auf den
Charakter des Menschen ab), wo ein Esel seinem mit der Peitsche
drohenden Eigentümer sagt: "Das darfst du aber nicht, oder willst du
abstumpfen?" Die Zeichnungen vermeiden es dabei angenehm, die
Abbildung des Massenmords an Tieren exzessiv in den Vordergrund zu
stellen.

Die inhaltliche Konzeption besteht einerseits aus einer sehr
kompetenten historischen Darstellung von der Antike bis heute, wobei
die Befürworter des Anthropozentrismus (Descartes, Kant usw.) und die
tierethischen ProtagonistInnen vom reformistischen Tierschutz über
moralische Pflichten, Tierrechte bis zum politischen Veganismus und
zur Tierbefreiung dargestellt werden. Dabei wirkt die Heranziehung des
im Verlag Graswurzelrevolution erschienen Buches "Das Schlachten
beenden" als Quelle produktiv, weil so die linkssozialistischen und
anarchistischen Traditionen mitberücksichtigt werden. Die AutorInnen
scheuen sich nicht vor der Diskussion vieler problematischer Aspekte.
So werden die Behindertenfeindlichkeit des "Präferenzutilitarismus"
Singers oder Irrwege in den Biozentrismus und falsches Ausspielen von
Herrschaftsformen (Sexismus und Holocaust-Vergleich in den
Peta-Kampagnen) problematisiert. Gleichzeitig wird, ausgehend von den
britischen Feministinnen des 19. Jahrhunderts um Francis Power Cobbe
über Anarchistinnen wie Clara Wichmann bis hin zu jüngsten
Vertreterinnen wie Carol Gilligan oder Birgit Mütherich der Beitrag
des Feminismus zur tierethischen Debatte gewürdigt. Die Komplexität
der aktuellen Diskussion wird im hinteren Teil des Comics
zusammengefasst. Hier finden auch TierrechtsaktivistInnen und
VeganerInnen Diskussionen, die sie vielleicht noch nicht reflektiert
haben.

Eine Kritik an der inhaltlichen Konzeption habe ich aber: die
Nicht-Berücksichtigung Gandhis im historischen Teil mit entsprechenden
Folgen auf den Abschnitt "Ziviler Ungehorsam oder Tierterrorismus?"
Gandhi ist in seinen Londoner Studienjahren dem hier gewürdigten Henry
Stephens Salt (S. 43ff.) persönlich begegnet und war sein Schüler.
Gandhi konnte so das traditionell-relgiöse Ahmisa-Gebot des Jainismus
in Indien mit modernen Tierrechtsideen verbinden und schrieb auch
selbst Texte und Reden zur "ethischen Grundlage des Vegetarismus". Die
weltweite Verbreitung des Gandhischen Vegetarismus war bedeutender als
die des in der "Dritten Welt" unbekannt gebliebenen Salt.

Der Comic behandelt bei der gewaltfreien Grundlegung der Tierethik
hier leider ausschließlich die Tradition Tolstois und verengt somit
das dargestellte Verständnis gewaltfreien Widerstands auf
"individuelle Selbstveränderung" (S. 46 ff., S. 116). Bei Gandhi wird
aber das Eintreten für Tierrechte mit kollektivem gewaltfreiem
Widerstand verknüpft. Aufgrund dieser Nicht-Berücksichtigung Gandhis
können die AutorInnen Sachbeschädigungen von TierbefreierInnen beim
Einbruch in Tierfabriken begrifflich nicht anders denn als "Gewalt
gegen Sachen" fassen, anstatt sich bei Sachen, wie bei Tieren, die
entscheidende Frage zu stellen: Können Sachen Gewalt empfinden? Das
können sie im Unterschied zu Tieren nicht. Sachbeschädigung ist also
gewaltfrei, Gewalt gegen Tiere nicht. Im Comic wird hier nur von einer
vergleichsweise geringeren Gewalt gesprochen - und so legitimatorisch
das Tor für die rechtsstaatliche Verfolgung von TierbefreierInnen als
TerroristInnen geöffnet. Gandhi hätte im Gegensatz zu Tolstoi nicht
"Gewalt gegen Sachen" abgelehnt (S. 116), sondern "gewaltfreie
Sachbeschädigung" unter bestimmten Umständen befürwortet. Daher kommt
seine Kampagne des massenhaften Verbrennens aus England importierter
Kleidung im antikolonialen Befreiungskampf.

Verdrängt wird durch diese begrifflich ungenügende Diskussion um
"Gewalt gegen Sachen" auch eine weitere Erscheinung im
Tierrechtsaktvismus, die im Comic nicht vorkommt, die Tatsache, dass
es immer wieder militante TierbefreierInnen gibt, die zwar Gewalt
gegen Tiere ablehnen, aber keineswegs Gewalt gegen Menschen (seien es
der Metzger vor Ort oder die Chefs der Pelzindustrie). Hier wird der
Grundsatz der moralischen Gleichbehandlung von Lebewesen in bestimmten
Bereichen ins Gegenteil verkehrt: Das menschliche Leben wird hier als
weniger wert erklärt als tierisches Leben.

Dieser Einwand im Detail dokumentiert aber eher die Lust zur
Diskussion, die der Comic weckt, als grundlegende Kritik.



Julia Kockel, Oliver Hahn: Tierethik. Der Comic zur Debatte,
Wilhelm Fink Verlag, Paderborn 2017, 155 S., 19,90 Euro,
ISBN 978-3-7705-6289-3
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OSSIETZKY/995: Sackgassendebatte Schuldenbremse


Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

Nr. 5 vom 10. März 2018

Sackgassendebatte Schuldenbremse

von Manfred Sohn



Fast alles, was Heinz Bontrup in der Ossietzky Nr. 23 im
Dezember letzten Jahres schrieb, ist richtig. Das im Grundgesetz und
parallel dazu in fast allen Landesverfassungen mit jeweiliger
Zustimmung der SPD in Beton gegossene Verbot, künftig zur Finanzierung
staatlicher Aufgaben bei strenger Regelung von Ausnahmen neue Schulden
aufzunehmen, zieht jetzt schon seine tiefe Spur im Koalitionsvertrag
der nächsten Merkel-Regierung. Die verschiedenen Versprechungen dieser
Regierung - ob nun Digitalisierungs- oder Bildungsprogramme - stehen
unter dem Vorbehalt dieser Schuldenbremse. Noch gravierender - und
spürbar vor allem im Bildungsbereich - werden ab 2020 die Auswirkungen
dieser politischen Selbstrestriktion für die meisten Länderhaushalte
sein.

Das Eingangswörtchen "fast" bezieht sich lediglich auf einen Absatz
von Bontrups Aufsatz, der bezeichnenderweise mit "Unerträglich"
eingeleitet wird - das legt der Entfaltung der Diskussion um diesen
Punkt eine gewisse emotionale Barriere in den Weg. Es sei "ökonomisch
einfältig", darauf hinzuweisen, dass eine Verschuldung des Staates
gegenüber privaten Vermögenden auf längere Sicht immer mit Zinsen
aller Steuerzahler gegenüber den Vermögenden beglichen würde. Der
Einfaltsvorwurf wird, eingeleitet mit einem "Denn:", mit dem Hinweis
begründet, Zinseinnahmen entstünden nicht nur durch
Staatsverschuldung, sondern aus der Tatsache heraus, dass das Vermögen
in Deutschland völlig ungleich verteilt sei und deshalb die
Vermögenden in die für sie glückliche Lage versetzt würden, dem Staat
ihre Ersparnisse anbieten zu können. Das offenbart ein etwas naives
Staatsverständnis - als sei es im Kapitalismus jemals möglich gewesen,
von ganz kurzen historischen Zwischenphasen abgesehen, das finanzielle
Agieren der kapitalistischen Staatsmaschine von ihren ökonomischen
Grundlagen, dem Ausbeutungsverhältnis, zu trennen, das die
Ungleichheit stündlich und täglich so zwangsläufig neu hervorbringt
wie die Sonne Kartoffelknollen wachsen lässt. Es war daher auch weder
unerträglich noch einfältig, wenn beispielsweise die DKP oder auch
Teile der Jusos in den 1970er Jahren mit genau diesem hier von Bontrup
gegeißelten Argument gegen die damals rasant und für die Vermögenden
einträglich wachsende Staatsverschuldung angingen. Vor allem aber und
auf heute bezogen: Der Grundgedanke von Marx war es ja gerade, dass
die Befreiung der Arbeiter und mit ihnen der Frauen, der Jugend und
anderer an diesem System irre werdenden Ausgebeuteten und Abhängigen
nicht durch die noch so entschiedene Bekämpfung der Wirkungen dieses
inneren Mechanismus,. sondern nur durch die Beseitigung der Ursachen,
also letztlich des kapitalistischen Lohnsystems als Ganzes gelingen
kann und wird - oder eben auch (noch) nicht.

Solange das so ist, nützt es wenig, gebetsmühlenartig darauf
hinzuweisen (auch richtig), dass die Summe der Schulden in einer
Volkswirtschaft immer gleich ist mit der Summe allen Vermögens, nützt
es wenig, wenn - wie beispielsweise durch die niedersächsische
Landtagsfraktion der Partei Die Linke von 2008 bis zu ihrer Abwahl
2013 auf ihrer Website geschehen - neben einer Schuldenuhr eine
"Vermögensuhr" installiert wird oder Unterschriften gegen die
Schuldenbremse gesammelt werden. Die nachvollziehbare Verzweiflung,
mit der Bontrup und andere jetzt gegen die Schuldenbremse zu Felde
ziehen, ist insofern nur eine Symptom für die verzweifelte Lage, in
der sich die Linke hierzulande (wie auch in vielen anderen
kapitalistischen Hochburgen) befindet. Selbst die geforderte
"Vermögensuhr" findet sich bei den Regierungssozialisten der
Linkspartei in Berlin, Brandenburg und anderswo nicht mehr auf ihren
Websites. Längst arrangieren sie sich mit der Schuldenbremse. Und in
der Verteidigung selbst so defensivster Positionen wie der, doch bitte
als kapitalistischer Staat weiter wie bei Roosevelt oder Brandt
Schulden machen zu dürfen, sind wir schon wieder ein weiteres
Stückchen nach hinten gedrängt worden.

Damit reiht sich die Debatte um die Schuldenbremse ein in eine ganze
Serie von Diskussionen um "Übergangsforderungen". Dieser Kranz an
Forderungen war, ausgehend von den Niederlagen der revolutionären
Welle in den 1920er Jahren und den bitteren Erfahrungen mit dem
italienischen und deutschen Faschismus beziehungsweise dem japanischen
Militarismus, in den Jahren danach entstanden, um so Kräfte, die sich
nicht als antikapitalistisch verstanden, dennoch zusammen mit
kommunistischen Kräften gegen die jeweils gefährlichste und
reaktionärste Fraktion der herrschenden Klassen bündeln zu können.
Diese Strategie hatte in den 1940er Jahren einige Erfolge und wurde
dann so etwas wie Allgemeingut in der marxistisch orientierten Linken
auch der Bundesrepublik Deutschland. Ob "antimonopolistische
Demokratie" oder die Losung "Rüstung runter, Bildung rauf" oder "Geld
ist genug da - umverteilen!" oder am Ende der Straße jetzt "Lasst uns
wieder Schulden machen dürfen - weg mit der Schuldenbremse!": Das ist
der nun ein halbes Jahrhundert gegangene Weg, durch immer weniger
revolutionäre Losungen immer breitere Volkskreise gegen den
vermeintlichen Hauptgegner ins Feld zu führen und ihn von seinen
potentiellen Verbündeten trennen zu können. Die Linke ist in dieser
Zeit nicht stärker, sondern beständig schwächer geworden. Die
Strategie mag dafür nicht ursächlich gewesen sein - sie hat aber
unsere zentrale Niederlage von 1989 wie auch die darauf folgenden
Etappenniederlagen nicht verhindert. Welche Rückzugslinie, welche noch
weniger systemumstürzende Forderung soll jetzt noch kommen ohne dass
es beginnt, peinlich zu werden?

Cul-de-sac - die Sackgasse ist da. Wer mit dem Rücken an der Wand
steht und nichts mehr zu verlieren hat als seine politische Würde,
sollte sich in den Kampf nach vorne werfen - und ins Zentrum wieder
die zentralen Forderungen stellen: Nicht für den gerechten Lohn,
sondern für die Abschaffung des Lohnsystems, nicht für den besseren
Kapitalismus, sondern für seine Abschaffung und für den praktischen
Beginn des Aufbaus einer sozialistischen Alternative - ideologisch,
organisatorisch und politisch.
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VORWÄRTS/1361: Mut tut gut - 30 Jahre Wen-Do Zürich


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 07/08 vom 8. März 2018

Mut tut gut - 30 Jahre Wen-Do Zürich

von Wen-Do Zürich



1988 wurde Wen-Do Zürich gegründet. Die in der autonomen
Frauenbewegung entwickelte feministische Selbstverteidigungs- und
Selbstbehauptungspraxis Wen-Do hat - nicht nur in Zürich - viel
bewirkt und entwickelt sich mit dem gesellschaftlichen Wandel
kontinuierlich weiter. Immer wieder erhält Wen-Do neuen Aufschwung und
befähigt Mädchen* und Frauen*, sich zu behaupten und zu wehren.


Ihren Anfang nahm die feministische Selbstverteidigung "Wen-Do"
im Kanada der 1970er Jahre. Von dort aus verbreitete sie sich in der
autonomen Frauenbewegung in den USA und Europa sowie in einigen
Ländern Asiens und Südamerikas. Aus Diskussionen, Kampagnen, Demos und
(militanten) Aktionen gegen Gewalt an Frauen entwickelte sich ein
feministisches Verständnis von Selbstverteidigung. Die politische
Perspektive war, dass die Frauenbewegung Frauen* - das Sternchen macht
sichtbar, dass wir Frauen* und Mädchen* Personen verstehen, die sich
weiblich identifizieren, ob cis oder trans - die Kraft verleiht, sich
zu organisieren, selbst zu verteidigen und gemeinsam zu befreien.
Feminismus wurde als lebendige Theorie und Praxis verstanden, um die
Gesellschaft zu verändern und Frauen zu befreien. Zentral war,
Männergewalt und Sexismus als Bestandteil patriarchaler Gesellschaften
zu begreifen und die Gewalt der (sexistischen) Normalität zu benennen.

So rief die internationale Frauenbewegung 1976 zu einem ersten grossen
Tribunal gegen Gewalt an Frauen auf. Über 2.000 Frauen aus 33 Staaten
nahmen am viertägigen Treffen in Brüssel teil. Verschiedenste Formen
von Unterdrückung und Gewalt gegen Frauen wurden thematisiert und
Simone de Beauvoir begrüsste das internationale Tribunal in ihrer
Eröffnungsrede als "ersten Schritt zur radikalen De-Kolonialisierung
der Frauen". Das Tribunal hatte eine nachhaltige Wirkung auf die
Frauenbewegung in vielen Ländern.


Feministische Selbstorganisierung

Der Einsatz für Gesetzesänderungen war Teil des feministischen
Kampfes. Gleichzeitig war den Frauen bewusst, dass Gesetze alleine die
Gesellschaft nicht verändern. Deshalb bauten in den 1970ern autonome
Feministinnen feministische Strukturen auf, unabhängig von Männern,
Parteien und vom Staat. Frauen sollten sich gegenseitig solidarisch
darin unterstützen, persönliche und kollektive Wege aus
Gewaltverhältnissen zu gehen, sowie gemeinsam gegen sexistische Gewalt
und Gewaltstrukturen kämpfen. Es wurden autonome Frauenorte aufgebaut,
in denen Frauen Schutz suchen konnten, um sich aus gewalttätigen
Beziehungen und Familien zu befreien.

Das erste Frauenhaus in Europa entstand 1971 in England, ab Mitte der
1970er gab es Frauenhäuser in der BRD, seit 1979 auch in der Schweiz.
In diesem Kontext wurde die Entwicklung einer feministischen
Selbstverteidigungspraxis als notwendig angesehen, da jede Frau ihre
Befreiung und Veränderung selbst verwirklichen muss - alltäglich,
kollektiv und organisiert. Ein Ziel der feministischen
Selbstverteidigung war und ist, dass sich Frauen und Mädchen
verteidigen lernen, sodass ein Eintritt in ein Frauenhaus im besten
Fall gar nicht nötig wird.


Feministische Selbstverteidigung

"Wen" ist aus dem englischen "Women" abgeleitet und "Do" bedeutet auf
Japanisch "Weg". Wen-Do heisst also "Frauen auf dem Weg". Eine
Wen-Do-Trainerin beschrieb 1991 ihren Weg der Selbstbehauptung als
eine Auseinandersetzung mit gesellschaftlichen Rollen: "Fusstritte,
Fauststösse, Befreiungstechniken und diverse Strategien zur verbalen
Selbstbehauptung lassen sich bis zur Perfektion im Training erlernen.
Aber was ich auf der einen Seite lerne, muss ich auf der anderen
ver-lernen. Ich muss die typischen weiblichen Rollenmuster verlassen.
(...) Je länger, je mehr stelle ich fest, wie vielschichtig ich doch
mit den gängigen weiblichen Sozialisationsmustern verwoben bin. So
musste ich dem Prozess des Lernens und Lehrens gleichgewichtig das
bewusste Ver-Lernen hinzufügen."

Feministische Selbstverteidigung bedeutet, das Bewusstsein und die
Praxis zu verbreiten, dass Frauen* die Kraft und das Recht haben, sich
zu verteidigen und bestenfalls patriarchale Verhältnisse zu Fall
bringen können. Dazu gehören auch Vorstellungen und Visionen, wie eine
Gesellschaft ohne Sexismus aussehen kann.

Feministische Selbstverteidigung beginnt damit, sich selbst und andere
Frauen* ernst zu nehmen und persönlich sowie kollektiv für einander
einzustehen. Sie heisst, sich der eigenen Grenzen bewusst zu werden
und ihre Einhaltung gegenüber anderen einzufordern. Sie bedeutet,
Erfahrungen auszutauschen, Erfolgsgeschichten zu erzählen, voneinander
zu lernen, gemeinsam Kraft zu entwickeln, Würde zu erkämpfen, sich im
Alltag zu verteidigen - beim Zusammenleben, in Beziehungen, in den
Nachbarschaften, am Arbeitsplatz, in der Schule, in sozialen und
politischen Zusammenhängen. Dies zu vermitteln, ist Basisarbeit und
hat zum Ziel, die Selbstorganisierung von Frauen* zu fördern.


Wen-Do in Zürich

Als Frauen der autonomen Bewegung im November 1988 Wen-Do Zürich
gründeten, arbeitete eine Trainerin hauptberuflich und an die 80
Frauen trainierten regelmässig. Lesben waren massgeblich an der
Entwicklung von Wen-Do beteiligt. In Zusammenarbeit mit dem Nottelefon
fand 1989 ein Aktionstag mit Schnuppertraining statt, an dem über 250
Frauen teilnahmen. In der Folge war die Nachfrage so gross, dass
monatelange Wartelisten geführt werden mussten. 1990 wurden
schliesslich drei weitere Trainerinnen ausgebildet. Das Sozialamt, das
zwecks Subventionierung kontaktiert wurde, hatte Interesse am
Kurskonzept, aber nicht an einem autonomen Selbstverteidigungszentrum
für Frauen und Mädchen. Zur Kooperation wäre Wen-Do bereit gewesen,
wollte sich jedoch nicht vereinnahmen lassen, denn "ein
uneingeschränkt frauenparteilich ausgerichtetes Zentrum darf nicht in
die bestehenden Herrschaftsverhältnisse eingebunden sein" (Wen-Do
Zürich, 1989). Die Idee eines Selbstverteidigungszentrums für Frauen
und Mädchen verwirklichte Wen-Do im besetzten Kanzleischulhaus. Auf
dem Frauenstock wurde ein Dojo eingerichtet. In diesen Jahren
entstanden auch Wen-Do Bern, Basel, St. Gallen und Luzern. 1998
erhielt Wen-Do Zürich den Förderpreis der Stadt Zürich zur
Gleichstellung von Frau und Mann. Wen-Do Zürich ist nach wie vor ein
Kollektiv und führt regelmässige Kurse und Trainings für Frauen*,
Jugendliche* und Mädchen* durch. Wen-Do ist in Schulen und
verschiedenen Institutionen aktiv, jährlich finden Austausch- und
Vernetzungstreffen statt.


Wen-Do im Wandel

Wie die Diskussionen innerhalb feministischer Zusammenhänge, hat sich
auch Wen-Do gewandelt. Der Fokus der körperlichen Selbstverteidigung
wurde zunehmend in Richtung verbaler Selbstbehauptung und
Selbstermächtigung verschoben. Geblieben ist der Anspruch an eine
Gesellschaft ohne Diskriminierung - d.h. ohne Sexismus, Rassismus,
Homophobie, Antisemitismus, Trans*phobie, Behindertenfeindlichkeit,
ohne Ausgrenzung von Alten und benachteiligten sozialen Schichten. Die
Wen-Do-Kurse werden weiterhin von Frauen* für Frauen* und Mädchen*
geleitet, weil weibliche Sozialisation und sexualisierte
Gewalterfahrungen aufgrund des Geschlechtermachtverhältnisses
Schwerpunkte der Arbeit sind. Das Konzept von Wen-Do, dass Frauen* nur
zusammen solidarisch in einer patriarchalen Gesellschaft etwas
erreichen können, zeigt sich auch in der #MeToo-Kampagne. Viele
mutige Frauen* machen ihre Erfahrungen sexueller Übergriffe öffentlich
und so wird sichtbar, wie oft und wo überall sexistische Belästigung
geschieht. Zurzeit vergeht kaum eine Woche, in der nicht irgendwo in
Europa und den USA ein einflussreicher Mann aus Politik, Kultur oder
Sport seinen Posten räumen muss wegen sexistischer Belästigung und
Gewalt. Im Dezember 2017 mussten sechs Abgeordnete in den USA
zurücktreten. #MeToo zeigt aber auch, dass die Opfer von Übergriffen
oft sehr lange schweigen, angefeindet werden, wenn sie diese
öffentlich machen, und nach wie vor alleine dastehen. Die Erfahrungen
in den Wen-Do-Kursen zeigen, wie wichtig es ist, sich über die
Übergriffe auszutauschen sowie die eigene Handlungsperspektive bewusst
zu machen und zu erweitern. In diesem Sinne ist #MeToo ein
notwendiger und mutiger Schritt, der in ein kollektives Handeln
übergehen sollte - auch ausserhalb der virtuellen Welt.


Selbstverteidigung in Rojava

Den Begriff der Selbstverteidigung ebenfalls mit Bedeutung gefüllt und
weiterentwickelt haben kurdische Kämpferinnen. Die Frauenbewegung in
Rojava, der demokratischen Föderation in Nordsyrien, beschreibt ihr
Verständnis von Selbstverteidigung folgendermassen: "In einer Ära, in
der alle Arten der Zerstörung der Frau als systematische Kriegsmittel
benutzt werden (...), ist die Notwendigkeit eines neuen Verständnisses
von Selbstverteidigung unumgänglich. Selbstverteidigung ist die
einzige Form des Überlebens. In einem Zeitalter, in dem die direkte
physische Gewalt ein ideologischer Angriff auf die Gesellschaft ist,
ist es notwendig, Selbstverteidigung auf alle Dimensionen des Lebens
zu erweitern. (...) Selbstverteidigung [muss] eine Neuinterpretation
der Geschichte aus weiblicher Sicht umfassen (...) muss ein neues
Paradigma der Frauenwissenschaft beinhalten (...) muss den Aufbau
ökologischer Alternativen vorantreiben.

In einer Zeit, in der Gewalt und Angriffe auf die Gesellschaft und auf
die Frau durch vorherrschende Auffassungen von Wissenschaft,
Gesellschaft und Bildung gestärkt werden, muss die Selbstverteidigung
die Gründung basisdemokratisch gestalteter sozialer Organisationen und
Akademien beinhalten." (Dilar Dirik)


Gemeinsam sind wir stark

Ob in Form von #MeToo, beim alltäglichen Setzen von Grenzen gegen
sexistische Übergriffe, als Selbstverteidigungseinheit in Rojava oder
in einem Wen-Do-Kurs in Zürich, Apulien, El Salvador: Wirkliche Stärke
erreichen wir, indem wir uns solidarisch zusammentun und über soziale,
ideologische und geografische Grenzen hinweg für unser Recht auf
Selbstverteidigung und Selbstbehauptung einstehen, voneinander lernen
und uns gegenseitig unterstützen.

 * 
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FEATURE/992: Deutschlandfunk Kultur - Neue Sicherheitstechniken im Deichbau, 22.3.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Wellenmaschinen

Neue Sicherheitstechniken im Deichbau

Von Achim Nuhr

Zeitfragen. Feature

Donnerstag, 22. März 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Im niederländischen Forschungsinstitut Deltares steht nahe Delft die
größte Wellenmaschine der Welt: Der Delta Flume produziert
Weltrekord-Brecher von maximal 4,5 Metern Höhe, die am Ende eines 300
Meter langen Kanals auf Nachbauten von teils Jahrhunderte alten
Deichen aufschlagen. Computer analysieren die Wellenwirbel im Maßstab
1:1 und liefern dann Prognosen, wie lange die Deiche halten werden. Um
sich auf den möglichen Klimawandel und steigende Meeresfluten
vorzubereiten, bauen Städte wie Rotterdam Deiche mit integrierten
Restaurants und Möbelhäusern hinter Panzerglas.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 13. März 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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FEATURE/991: ARD radiofeature - Türke in Deutschland, 21.-25.3.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Türke in Deutschland

Ein Feature über das making of der größten Minderheit

Eine Produktion des Bayerischen Rundfunks für das ARD radiofeature
2018

SWR 2 - Mittwoch, 21. März 2018, 22:03 - 23:00 Uhr

BR 2 - Samstag, 24. März 2018, 13:05 - 14:00 Uhr

SR 2 KulturRadio - Samstag, 24. März 2018, 17:04 - 18:00 Uhr

Bremen Zwei (RB) - Samstag, 24. März 2018, 18:05 - 19:00 Uhr

WDR 5 - Sonntag, 25. März 2018, 11:05 - 12:00 Uhr

NDR Info - Sonntag, 25. März 2018, 11:05 - 12:00 Uhr

hr2-kultur - Sonntag, 25. März 2018, 18:05 - 19:00 Uhr



Das deutsch-türkische Verhältnis durchlebt schwierige Zeiten. Nicht
nur auf der großen politischen Bühne, auf der die Freilassung des
Journalisten Deniz Yücel zuletzt immerhin für etwas Entspannung
sorgte, sondern auch im Zwischenmenschlichen. Die Entwicklung der
Türkei unter Präsident Erdogan, der jüngst eine Militäroffensive auf
die syrische Stadt Afrin befahl, sorgt für Streit und Konflikte
zwischen Deutschen und Türken, aber auch zwischen türkischstämmigen
Menschen untereinander. Rund drei Millionen leben in Deutschland. Zwei
von ihnen hat ARD-Autor Sammy Khamis zwei Jahre lang begleitet.

Im neuen ARD radiofeature geht er den Fragen nach: Warum fühlen sich
viele Deutschtürken nicht als vollwertige Mitglieder der Gesellschaft?
Warum wollen viele kein Teil dieser Gesellschaft werden? Weshalb wird
Türkeistämmigen bis heute genau das erschwert? Und weshalb werden
Worte wie Leitkultur und Integration wieder zu Kampfbegriffen? "Türke
in Deutschland - Ein Feature über das making of der größten
Minderheit" heißt das neue ARD radiofeature. Ab Mittwoch, 21. März
2018, ist es in sieben Wort- und Kulturwellen der ARD zu hören und im
Netz.

"das ARD radiofeature" begibt sich auf Spurensuche. Recherchiert
Hintergründe und Zusammenhänge, sucht nach der Wahrheit hinter der
Wirklichkeit.

"Wenn die Deutschen uns nicht haben wollen, warum sollen wir uns
anbiedern?", sagt etwa Mustafa Esmer, 43 Jahre alt, aus
Nordrhein-Westfalen. Er hat sich von der deutschen Gesellschaft
abgewendet und sich einer türkischen Gruppierung angeschlossen. Esmer
betont, dass der Verein sich nur um die Menschen kümmere, die sonst
vergessen werden: türkische Jugendliche.

Merve Gül hat einen deutschen und einen türkischen Pass. Seit dem
Putschversuch im Sommer 2016 wird immer wieder von ihr verlangt,
Stellung zu beziehen. Loyalität gegenüber der Türkei oder Loyalität
gegenüber Deutschland? "Welche Haltung soll ich denn zeigen?", fragt
sie sich. "Ich zeige doch schon seit Jahren Haltung, zu was ich gut
finde und was ich schlecht finde." Die letzten zwei Jahre haben aus
Menschen wie Merve oder Mustafa wieder eines gemacht: Türken in
Deutschland.

Sammy Khamis, Jahrgang 1986, lebt in Köln und arbeitet seit 2011 für
verschiedene öffentlich-rechtliche Sender der ARD. Seit 2011 verfolgt
er die Umwälzungen im Nahen Osten, er hat mehrfach aus der Türkei
berichtet: Unter anderem über die Rolle der Fußball-Ultras während der
Gezi-Proteste im Sommer 2013. Im Jahr 2017 hat er den
Kurt-Magnus-Preis für herausragenden Hörfunkjournalismus erhalten.

Redaktion: Katja Huber (BR)

 * 
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MUSIK/2508: Deutschlandfunk - Der amerikanische Pianist Alan Pasqua, 22.3.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Das Feine und das Raue

Der amerikanische Pianist Alan Pasqua

Von Karsten Mützelfeldt

JazzFacts

Donnerstag, 22. März 2018, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Er zeigt sich als klangsensibler Feingeist und als Freund einer
raueren Gangart, pflegt lyrischen Jazz genauso wie brodelnde
Fusion-Musik. Der Pianist Alan Pasqua ist ein Mann für viele Fälle.
Vielseitigkeit, Präzision, Einfühlungsvermögen - das sind unabdingbare
Voraussetzungen für einen Studiomusiker. Doch Pasqua ist nicht nur
eine verlässliche Größe im Dienstleistungsgewerbe der Studios. Ihn
zeichnet darüber hinaus das aus, was von den Individualkünstlern des
Jazz erwartet wird: die viel zitierte eigene Handschrift. Nach frühen
Band-Stationen bei Tony Williams, Bob Dylan und Carlos Santana nahm er
erst mit Anfang 40 sein Debüt auf. Seitdem hat Alan Pasqua mit
Postbop, Kammerjazz und elektronisch geprägtem Jazzrock gleichermaßen
überzeugen können.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 13. März 2018
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TALK/1552: 1LIVE - Gespräch mit dem Produzenten-Kollektiv "KitschKrieg", 21.3.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Produzenten-Kollektiv "KitschKrieg"

Studiogast: Kitschkrieg

Moderation: Jörn Behr

1LIVE Talk

Mittwoch, 21.03.2018, 23.00 - 24.00 Uhr, 1LIVE



"KitschKrieg" - dieses Wort hört man kurz in Hits von Trettmann und
Joey Bargeld. Das klingt nicht nur cool, sondern ist auch
Erkennungszeichen des aktuell angesagtesten Produzenten-Kollektivs der
deutschen Hip-Hop-Welt.

Acts wie Trettmann, Joey Bargeld und Haiyti verdanken dem Kreuzberger
Trio nämlich nicht nur ihre krassesten Beats, KitschKrieg sind eine
Art Gesamtkunstwerk. Vom Sound über Fotos, Videos, Merchandise und
Management - bei KitschKrieg kommt alles von KitschKrieg. Fiji Kris
feilt an den Beats, °awhodat° kümmert um stylische Bilder und Videos,
während Fizzle als Manager am Start ist. Und ein bisschen machen auch
alle alles.

2014 gegründet, sind die drei mit Trettmanns Verwandlung 2016 richtig
durchgestartet. Aus dem sächselnden Reggae-Witzbold Ronny Trettmann
wurde der coole Hip-Hop-Star, der zu sphärischen Beats und in
einprägsamen Schwarz-Weiß-Videos über "grauen Beton" rappt - dank
KitschKrieg.

Das Rezept von KitschKrieg: Viel Zeit mit den Künstlern verbringen,
Schubladendenken vermeiden. Im 1LIVE Talk verraten KitschKrieg 1LIVE
Moderator Jörn Behr, warum sie "nur mit den Echten" arbeiten, wie sie
mit dem Erfolg umgehen, und ob sie eigentlich immer noch zusammen in
einer WG wohnen - am Mittwoch, 21. März 2018 von 23 bis 24 Uhr im
1LIVE Talk - und danach jederzeit im Podcast.

Redaktion: Natalie Szallies
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KURSUS/1717: Hanau - "Word für Anfänger" für Senioren, 4 Termine vom 9.-30.4.2018


Senioren-PC-Kurs: Word für Anfänger



Das Seniorenbüro Hanau bietet ab Montag, 9. April, einen vierteiligen
PC-Kurs "Word für Anfänger" an. Word ist ein Programm zur
Textverarbeitung. Teilnehmende lernen in diesem Kurs wie man Texte
erstellt und formatiert. Diese können dann leicht korrigiert und
redigiert sowie ansprechend gestaltet werden. Wie das geht zeigt die
ehrenamtliche Mitarbeiterin Ellen Neuberger. PC-Grundkenntnisse sind
jedoch erforderlich.

Der Kurs findet immer montags, am 9., 16., 23., und 30. April 2018 um
14 Uhr statt und umfasst vier Einheiten von je zwei Stunden. Kursort
ist das Seniorenbüro Hanau, Raum 106, 1. OG, Steinheimer Straße 1,
63450 Hanau. Der Kurs kann mit acht Teilnehmenden belegt werden. Die
Gebühr beträgt 20 Euro. Anmeldung im Seniorenbüro bei Inge Gach,
Telefon 06181-66 820 41.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 19. März 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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KURSUS/1716: Unna - "W-LAN und Heimnetzwerke richtig einrichten" am 7. April 2018


VHS-Aktuell: W-LAN und Heimnetzwerke richtig einrichten



Kreisstadt Unna. Das drahtlose Netzwerk, das so genannte W-LAN, hat
mittlerweile in Privathaushalten breiten Einzug gehalten. Es macht
unabhängig von Datenkabeln und es kann an jedem beliebigen Ort
gesurft, auf Daten zugegriffen oder gedruckt werden. Doch wenn ein
W-LAN richtig und vor allem sicher genutzt werden soll, dann müssen
einige Dinge sowohl bei der Hardware als auch bei der Software
beachtet werden.

Was zu beachten ist, das zeigt die VHS in einem dreistündigen
Workshop. Neben den Themen Sicherheit und W-LAN beschäftigen sich die
Teilnehmenden mit Verschlüsselungsarten und dem korrekten Einrichten
des Routers sowie der Konfiguration des W-LANs. Im Anschluss daran
widmet man sich der vernünftigen Absicherung des eigenen
Heimnetzwerkes gegen Fremdzugriffe.

Das Seminar "W-LAN einrichten" mit der Kursnummer 181-4150 findet
Samstag, den 07.04.2018 von 09.30 Uhr bis 12.45 Uhr im Raum 006 im zib
in Unna statt. Die Gebühr beträgt 17 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 48 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT > Internet / Netzwerk" zu finden. Und
natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre, 02303 /
103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zum Kurs nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -714
entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch
online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 20. März 2018

Stadt Unna, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna
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CHIRURGIE/514: Trichterbrust - Die häufigste Brustwandfehlbildung bei Kindern in Deutschland (idw)


Universitätsklinikum Düsseldorf - 16.03.2018

Trichterbrust: Die häufigste Brustwandfehlbildung bei Kindern in Deutschland

Eins von 10.000 Neugeborenen ist betroffen



Ein kleines Stück Metall, etwa 30 cm lang und rund 120 Gramm schwer.
Zwischen 2013 und 2017 wurden in der kinderchirurgischen Sprechstunde der
Klinik für Allgemein-, Viszeral- und Kinderchirurgie am
Universitätsklinikum Düsseldorf (UKD) insgesamt 75 Patientinnen und
Patienten mit Trichterbrust behandelt, die meisten mit Hilfe von speziell
angefertigten Saugglocken. Fünf Jugendliche wurden operativ versorgt.
Dabei wird minimal-invasiv eben jener Metallbogen zur Korrektur der
häufigsten deutschen Brustwandfehlbildung bei Kindern implantiert. Etwa
zwei Jahre bleiben die individuell für den Patienten angepassten Bögen im
Brustkorb und helfen, das Brustbein in Normalstellung zu halten.

Etwa eins von 10.000 Neugeborenen in Deutschland ist von der Deformierung
betroffen, Erkrankungen kommen bei Jungs vier Mal häufiger vor als bei
Mädchen. Bei der Trichterbrust (Fachbegriff: Pectus Excavatum) nimmt der
Brustkorb aufgrund von Veränderungen der Knorpelverbindungen zwischen den
Rippen und dem Brustbein deutlich die Form eines Trichters ein. Folge: Ein
nach innenzeigendes Brustbein. Etwa 40 Prozent aller Erkrankungen sind
familiär bedingt, häufig gibt es über mehrere Generationen hinweg
Betroffene.

Therapie mit Hilfe einer Saugglocke: Unkompliziert und sicher

Häufigste Therapieform der Trichterbrust an Düsseldorfs größtem
Krankenhaus ist die Behandlung mit einer Saugglocke aus Silikon, die auf
den verformten Brustkorb aufgesetzt wird. Mit Hilfe von einer Vakuumkammer
und Unterdruck wird der Brustkorb dann angehoben. Eine Behandlung dauert
mindestens sechs Monate, die Glocke wird über mehrere Stunden täglich
getragen. "Die Funktion der Saugglocke ist ähnlich der einer losen
Zahnspange", erklärt Dr. Mariana Santos, Leiterin des Funktionsbereichs
Kinderchirurgie am UKD. "Durch den Druck wird die Trichterbrust Stück für
Stück behoben. Die Saugglocke ist häufig die optimale Therapie
insbesondere für Kinder und Jugendliche, kann aber auch bei Erwachsenen
eingesetzt werden. In Kombination mit begleitender Physiotherapie ist sie
unkompliziert und sicher."

Therapie mit der Nuss-Technik: Ein Metallbügel hebt das Brustbein an

Per se stellt die Trichterbrust kein gesundheitliches Risiko dar, aufgrund
des eingeengten Brustkorbes kann es aber insbesondere bei Anstrengung zu
Auswirkungen auf die Herz- und Lungenfunktion kommen, da beide Organe
nicht genug Platz haben. "Viele Betroffene leiden zudem unter einer
Beeinträchtigung der Lebensqualität und fühlen eine starke seelische
Belastung", beschreibt Dr. Wiebke Simmerling von der UKD-Kinderchirurgie.
"Gerade junge Menschen fühlen sich unwohl mit einem deformierten
Oberkörper und vermeiden es zum Beispiel ins Schwimmbad zu gehen."

Mit der sogenannten "Nuss-Technik" - benannt nach ihrem Begründer Dr.
Donald Nuss - können insbesondere betroffene Kinder und Jugendliche
zwischen 12 und 16 Jahren gut behandelt werden. Dabei wird der
Metallbügel an einer Seite des Brustkorbs eingeführt und komplett unter
dem Brustbein und den Rippen platziert, gedreht und exakt fixiert. "Durch
den Bügel wird das Brustbein angehoben und in die Normalstellung gebracht
und gehalten. Wir können die Trichterbrust so korrigieren", erklärt Dr.
Santos. "Vorteile des minimal-invasiven Verfahrens: Wir müssen an Knochen
und Knorpel nicht operieren und die zurückbleibenden Narben sind sehr
klein. Nach zwei oder drei Jahren wird der Bügel wieder entfernt. Der
Brustkorb hat sich in dieser Zeit in der Regel in der gewollten
Normalstellung verfestigt und benötigt die zusätzliche Unterstützung nicht
mehr." Eine große Angst vieler jugendlicher Patientinnen und Patienten
kann Dr. Santos auch beruhigen: "Sport kann man mit dem Bügel bereits
sechs Wochen nach der Operationen wieder machen."


Kinderchirurgische Sprechstunde:

Vier Mal die Woche (Montag, Dienstag, Donnerstag, Freitag) bietet die
UKD-Kinderchirurgie in der Kinderklinik eine Sprechstunde an.

Telefonnummern zur Terminvereinbarung:

Tel. (0211) 81-19604/ 18335

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uniklinik-duesseldorf.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2157
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GENETIK/547: Wächter des Genoms (idw)


Max-Planck-Institut für molekulare Zellbiologie und Genetik - 16.03.2018

Wächter des Genoms

Eine umfassende Ressource enthüllt die Dynamik von 70
DNA-Reparaturproteinen - eine leistungsstarke Plattform für die
Grundlagenforschung und die Bewertung von Krebsmedikamenten.



Im Laufe des Lebens wird unser Erbgut, die DNA, ständig durch Umwelt- oder
körpereigene Faktoren beschädigt. Diese Schäden müssen schnellstens
repariert werden, um zu verhindern, dass sich Mutationen, genetische
Störungen oder Krebs entwickeln. Eine Vielzahl von Proteinen repariert
jeweils unterschiedliche Schäden. Diese Proteine organisieren sich, je
nach Art der Beschädigung, in individuellen Signalwegen, die jeweils
räumlich und zeitlich koordiniert werden müssen, um komplexe DNA-Schäden
wirksam zu reparieren. Aufgrund der Komplexität und der schnellen Dynamik
dieses Prozesses, ist bisher noch kaum bekannt, wie die Zelle dies
bewerkstelligt. Diese Frage ist jedoch besonders wichtig, da viele
Krebsmedikamente entweder die DNA schädigen oder auf DNA-Reparaturproteine
abzielen. Eine systematische Untersuchung der Auswirkungen solcher
Medikamente auf den gesamten DNA-Reparaturprozess könnte neue Erkenntnisse
über deren Wirkungsmechanismen liefern, neue Anwendungen ermöglichen oder
denkbare Nebenwirkungen aufzeigen.

Ein internationales Team von Forschern an mehreren wissenschaftlichen
Einrichtungen, wie dem Institut für Molekularbiologie der Bulgarischen
Akademie der Wissenschaften (IMB-BAS) an der Universität von Sofia, dem
Max-Planck-Institut für molekulare Zellbiologie und Genetik (MPI-CBG), dem
Biotechnologischen Zentrum (BIOTEC) und der Medizinischen Fakultät, beide
an der TU Dresden, sowie dem mathematischen Institut der University of
Pennsylvania, hat nun eine derartige systematische Untersuchung
durchgeführt. Es gelang ihnen, ein hochauflösendes, quantitatives Modell
der Dynamik zu erstellen, in dem beschrieben wird, wann 70 wichtige
DNA-Reparaturproteinen an Stellen mit komplexer DNA-Schädigung eintreffen und
diese wieder verlassen. Die Forscher berichten über ihre Ergebnisse in der
aktuellen Ausgabe der Fachzeitschrift Molecular Cell. Die Gruppierung der
Proteine nach der Zeit ihres Eintreffens an DNA Schäden, zeigte
unerwartete Aspekte im zeitlichen Ablauf der Reparatur komplexer
DNA-Schäden. Die Wissenschaftler konnten zeigen, dass die Proteine, die im
Rahmen des Reparaturprozesses, neue DNA-Abschnitte herstellen, zu
unterschiedlichen Zeiten eintreffen: Diejenigen Proteine, die fehlerfreie
DNA herstellen, werden innerhalb von 30 Sekunden herbeigerufen, während
Proteine, die ungenau und fehlerhaft DNA-Abschnitte herstellen, eine
Minute später ankommen. In dieser Studie wird der Mechanismus aufgedeckt,
der diese Verzögerung verursacht, und damit eine präzise Reparatur
komplexer DNA-Schäden ermöglicht.

Die Studie zeigt zudem, dass die Behandlung mit dem vielversprechenden
Krebsmedikament BMN673 (Talazoparib) den zeitlichen Ablauf drastisch
verändert in dem DNA-Reparaturproteine zu komplexen DNA Schäden
herbeigerufen werden: Insbesondere verzögert BMN673 das Eintreffen von
Proteinen, die fehlerfreien DNA-Abschnitte herstellen, die aber auch
fehlerbehaftete Reparaturproteine mit sich bringen. Diese veränderte
Reihenfolge, in der Reparaturproteine eintreffen und sich entfernen,
könnte den DNA-Reparaturprozess beeinflussen Der Studienleiter Stoyno
Stoynov vom IMB-BAS, ehemaliger Gastwissenschaftler am MPI-CBG sowie
Alexander von Humboldt-Stipendiat an der TU Dresden fasst zusammen: "Diese
Studie hat eine umfassende, auf Kinetik basierende Ressource erschaffen,
die ein mächtiges Werkzeug ist, um das Zusammenspiels und die Koordination
zwischen DNA-Reparaturabläufen zu untersuchen. Noch wichtiger: diese
Quelle kann als Plattform für die systematische Bewertung von
Krebsmedikamenten dienen, die auf den DNA-Reparaturprozess abzielen".


Aleksandrov, Radoslav et al. Molecular Cell, Volume 69, Issue 6, 1046 -
1061.e5

https://doi.org/10.1016/j.molcel.2018.02.016


Über das MPI-CBG

Das Max-Planck-Institut für molekulare Zellbiologie und Genetik (MPI-CBG)
ist eines von 84 Instituten der Max-Planck-Gesellschaft, einer
unabhängigen gemeinnützigen Organisation in Deutschland. 500 Menschen aus
50 Ländern arbeiten am MPI-CBG um die Frage zu klären: Wie organisieren
sich Zellen zu Geweben? Das Institut bringt Menschen aus den
verschiedensten Disziplinen zusammen, was neue Einsichten und Erkenntnisse
ermöglicht.

Über das IMB-BAS

Institut für Molekularbiologie (IMB-BAS) ist eines von 42 Instituten der
Bulgarischen Akademie der Wissenschaften. IMB-BAS ist die führende
bulgarische Forschungseinrichtung auf dem Gebiet der Molekular- und
Zellbiologie sowie der Biochemie.

Über das BIOTEC

Das Biotechnologische Zentrum (BIOTEC) wurde 2000 als zentrale
wissenschaftliche Einrichtung der Technischen Universität Dresden mit dem
Ziel gegründet, modernste Forschungsansätze in der Molekular- und
Zellbiologie mit den in Dresden traditionell starken
Ingenieurswissenschaften zu verbinden. Seit 2016 ist das BIOTEC eines von
drei Instituten der zentralen wissenschaftlichen Einrichtung Center for
Molecular and Cellular Bioengineering (CMCB) der TU Dresden. Die
Forschungsschwerpunkte der internationalen Arbeitsgruppen bilden die
Zellbiologie, die biologische Physik und die Bioinformatik.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2232
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NEUROLOGIE/956: Elektrische Hirnstimulation verbessert Sprachverstehen (idw)


Carl von Ossietzky-Universität Oldenburg - 16.03.2018

Elektrische Hirnstimulation verbessert Sprachverstehen



Eine neuartige Anwendung der elektrischen Hirnstimulation könnte Menschen
mit Hörproblemen künftig helfen, Sprache auch bei starken
Hintergrundgeräuschen besser zu verstehen. Ein Forscherteam um den
Oldenburger Psychologen Prof. Dr. Christoph Herrmann setzte die sogenannte
transkranielle elektrische Hirnstimulation so ein, dass einfache Sätze
trotz Rauschens für Testpersonen verständlicher waren. Ihre Ergebnisse
haben die Wissenschaftler aus Oldenburg, Lübeck und Salzburg in der
Fachzeitschrift "Neuroimage" veröffentlicht. Herrmann hat zudem für dieses
Prinzip der Hirnstimulation ein Patent angemeldet.

Sprache ist oft schwerer zu verstehen, wenn zusätzliche Stimmen als
Störgeräusche auftreten - etwa in einem lauten Restaurant. Dies gilt vor
allem für ältere Menschen und jene, die Hörgeräte tragen. Selbst moderne
Hörhilfen können diesen sogenannten Cocktail-Party-Effekt nicht
ausgleichen. Denn die Geräte erhalten keine Information darüber, welchem
Sprecher ihr Träger gerade folgen möchte.

"In diesen Situationen könnte die transkranielle elektrische
Hirnstimulation Abhilfe schaffen", sagt Herrmann. Um mit dieser Methode
das Sprachverstehen zu verbessern, wertet ein eigens von den Oldenburger
Forschern entwickeltes Computerprogramm zunächst ein auf die Ohren
treffendes Schallsignal aus und berechnet die sogenannte Hüllkurve.
Gemeint ist die grobe Struktur des Schalls, beispielsweise eines
gesprochenen Satzes. Dieses Signal wird als schwacher elektrischer
Wechselstrom über zwei oder mehr auf der Kopfhaut angebrachte Elektroden
durch den Schläfenlappen geleitet - die Region, in der das Gehirn
Hörinformationen verarbeitet. Ziel ist, die Wahrnehmung für eine bestimmte
Schallquelle zu schärfen, indem die elektrische Hirnaktivität, die beim
Hören zu messen ist, mit der äußeren Stromquelle in Gleichtakt gebracht
wird. "In der Fachsprache heißt dies Frequenzmitnahme", erläutert
Herrmann.

In der aktuellen Studie erhielten insgesamt 19 junge gesunde Testpersonen
eine solche Stimulation, während sie aus fünf Wörtern bestehende Sätze
hörten. Dabei überdeckte unterschiedlich starkes Rauschen diese Sätze. Im
Anschluss wiederholten die Probanden die Worte - soweit sie diese
verstanden hatten. Die Stärke des Stroms, den die Testpersonen während des
Experiments über die Elektroden erhielten, war dabei gerade so hoch, dass
sie diesen nicht spürten. Die Wissenschaftler führten auch
Kontrollmessungen durch, in denen entweder gar kein Strom oder nur ein
leichter Gleichstrom durch die Elektroden floss. Die jeweilige
experimentelle Situation kannten allerdings weder die Testpersonen noch
die Wissenschaftler vor Ende des Experiments, die Studie war also
doppelt-blind.

Das Ergebnis: Die Testpersonen verstanden im Vergleich zu den
Kontrollmessungen die Sätze trotz Rauschens signifikant besser, wenn sie
eine transkranielle Hirnstimulation erhielten. Dabei zeigte sich
allerdings, dass sich eine Zeitverzögerung im Bereich von Zehntelsekunden
zwischen Einsetzen des Sprachsignals und Einsetzen des stimulierenden
Stroms individuell unterschiedlich auf die Testpersonen auswirkte. Die
Forscher vermuten, dass der verabreichte Strom die sogenannte
Frequenzmitnahme entweder verstärkt oder stört - je nach gewählter
Verzögerung.

"Mit unserer Studie haben wir gezeigt, dass die Methode prinzipiell
funktioniert", sagt Herrmann. Doch bevor die Technik alltagstauglich ist,
müssen die Forscher noch einige Hürden überwinden. Beispielsweise sei noch
nicht klar, wie lange der Effekt durch die Hirnstimulation anhalte. Zudem
müssen die Wissenschaftler noch realistischere Gesprächssituationen
testen. Und noch ist die Apparatur sperrig. Langfristig sei daher das
Ziel, die Elektroden und die datenverarbeitende Technik möglichst klein zu
machen und mit vorhandenen Hörhilfen zu kombinieren, sagt Herrmann.

Dieses Ziel verfolgen die Forscher im Rahmen eines Verbundprojekts, das
das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) von 2017 bis 2020
mit gut zwei Millionen Euro fördert. Unter der Federführung des
Unternehmens Neuroconn in Ilmenau, einem Hersteller von Hirnstimulatoren,
kooperiert das Team um Herrmann mit dem Hörzentrum Oldenburg, dem
Fraunhofer-Institut für Digitale Medientechnologie (IDMT, Projektgruppe
Hör-, Sprach- und Audiotechnologie), der Universität Siegen und dem
Hörgeräte-Unternehmen Advanced Bionics. "Unser Ziel ist, im Laufe des
Projekts einen Prototypen zu entwickeln", sagt Herrmann.


Originalpublikation: 

Anna Wilsch, Toralf Neuling, Jonas Obleser, Christoph
S. Herrmann (2018): Transcranial alternating current stimulation with
speech envelopes modulates speech comprehension. 

Neuroimage 172, 766-774.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://doi.org/10.1016/j.neuroimage.2018.01.038

http://uol.de/psychologie

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution24
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NEUROLOGIE/955: MS-Patienten profitieren von neuem Infusionszentrum und innovativer Antikörper-Therapie (idw)


Universitätsklinikum Carl Gustav Carus Dresden - 15.03.2018

MS-Patienten profitieren von neuem Infusionszentrum und innovativer Antikörper-Therapie



Das Multiple Sklerose-Zentrum der Klinik für Neurologie des
Universitätsklinikums Carl Gustav Carus Dresden erweitert sein Angebot für
Patienten mit Multipler Sklerose (MS): Ab sofort stehen zwölf
tagesklinische Behandlungsplätze für die ambulante Gabe von
Infusions-Therapien zur Verfügung. Neben den bereits seit gut zehn Jahren bewährten
Medikamenten für die in Schüben auftretende MS ist seit gut einem Monat
auch eine Therapie für die von Anfang an progrediente - schleichende -
Multiple Sklerose zur Behandlung zugelassen und wird ebenfalls am Dresdner
Uniklinikum angeboten. Zuvor hatten ausgewählte Patienten diese neue
Infusionstherapie bereits im Rahmen einer Studie erhalten.

Mit der Tagesklinik für Neurologische Infusionstherapien sowie dem breiten
Spektrum innovativer Therapien und Diagnostikverfahren unterstreicht das
Multiple Sklerose-Zentrum seine führende Rolle in der patientennahen
Forschung und exzellenten Krankenversorgung von MS Betroffenen.

"Durch die neue Tagesklinik können wir die modernen und oft sehr wirksamen
Infusionstherapien ambulant anbieten - ein unschätzbarer Vorteil für
unsere zumeist jungen Patienten, die zu einem großen Teil berufstätig sind
und so lediglich wenige Stunden in der Klinik bleiben müssen. Die neue
Tagesklinik erhöht die Angebotsvielfalt unseres Zentrums damit noch einmal
deutlich", sagt Prof. Tjalf Ziemssen. In dem von ihm geleiteten Multiple
Sklerose-Zentrum werden Infusionen mit Antikörpern bereits seit deren
Zulassung im Jahr 2006 gegeben. Auch haben sich die Neurologen des
Dresdner Uniklinikums bereits vorher an den Studien beteiligt, die
Wirksamkeit und Verträglichkeit nachgewiesen haben. Von dieser
wissenschaftlichen Arbeit und den Erfahrungen der Ärzte und der Pflegenden
profitieren die MS-Patienten weiterhin. "Mit der neuen Tagesklinik für
Neurologische Infusionstherapien schafft das Universitätsklinikum eine
Infrastruktur, um sich so flexibel wie möglich auf neue Anforderungen des
Gesundheitswesens einstellen zu können. Weil im neuen Infusionszentrum
Wissenschaft, Krankenversorgung und Lehre sowie Weiterbildung verknüpft
werden, ist diese Investition ein gutes Beispiel für die Sonderrolle der
Hochschulmedizin. Sie stärkt den guten Ruf des MS-Zentrums als Ort
patientennaher Forschung und lässt die dabei gewonnene Expertise nahtlos
in den Versorgungsalltag einfließen, von der wiederum die an Multipler
Sklerose Erkrankten direkt profitieren", sagt Prof. Michael Albrecht,
Medizinischer Vorstand des Dresdner Universitätsklinikums.

In der letzten Zeit haben die Krankenkassen die Kosten für die stationäre
Gabe der Antikörper nicht mehr übernommen, die aber bisher die einzige
Möglichkeit dieser Therapie darstellte. Mit der neuen Struktur ist es in
den meisten Fällen nicht mehr notwendig, die Infusionen im Rahmen eines
stationären Aufenthalts zu verabreichen. Für die zumeist jüngeren, im
Berufsleben stehenden Patienten war die stationäre Aufnahme zur Infusion
ohnehin häufig mit großen Unwägbarkeiten verbunden: "Nicht selten mussten
wir Termine absagen, weil die Stationen unserer Klinik durch Notfälle mit
anderen Patienten voll belegt waren", berichtet Prof. Ziemssen über das
regelmäßige Ärgernis.

Insgesamt verfügt das MS-Zentrum über zwölf Plätze für Infusionen, die bis
zu sechs oder sieben Stunden dauern können. Hinzu kommt ein Zeitfenster,
in dem die MS-Kranken nach der Therapie zur weiteren Beobachtung bleiben
müssen. Aktuell plant das Zentrum mit 100 Patienten pro Woche, die hier
eine Infusion erhalten. Nicht alle haben Multiple Sklerose: Auch Menschen
mit Myasthenia gravis - einer neurologisch bedingten Muskelschwäche -
kommen beispielsweise in die neue Tagesklinik für Neurologische
Infusionstherapien.

Die nicht-stationäre Gabe dieser Infusionen ist nur mit einer speziellen
ärztlichen wie pflegerischen Betreuung durchführbar. In der neuen
Tagesklinik sind dafür eine Ärztin und zwei spezialisierte Schwestern
zuständig. Sie begleiten die Patienten nicht nur während der Infusion,
sondern auch bei den einige Tage vorher erfolgenden Untersuchungen. Um
hier reibungslose Abläufe sicherzustellen und den individuellen
Bedürfnissen der Patienten gerecht zu werden, bedarf es einer guten
Organisation.

Eingespielte Strukturen erleichtern die Versorgung
Das durch die Deutsche Multiple Sklerose Gesellschaft zertifizierte
MS-Zentrum bietet seit seiner Gründung vor gut zehn Jahren eine
Patientenversorgung auf höchstem nationalen Niveau an. Dazu trägt auch die
am Standort vorliegende Infrastruktur bei: In internen Einrichtungen wie
dem Zentrallabor und dem neuroimmunologischen Labor werden Proben deutlich
schneller untersucht, als bei externen Dienstleistern. Auch die enge
Zusammenarbeit mit dem Institut für Diagnostische und Interventionelle
Neuroradiologie trägt dazu bei, die Behandlungsabläufe zu straffen und den
Patienten schnellstmöglich die benötigte Bildgebung in exzellenter Art und
Weise zukommen zu lassen.

Seit seiner Gründung ist das MS-Zentrum stetig gewachsen. Heute behandeln
die Neurologen des Klinikums pro Monat rund 900 Patienten. Als eine der
bundesweit größten und renommiertesten Einrichtungen dieser Art verknüpft
das Zentrum die ambulante medizinische Versorgung der Patienten mit einem
umfangreichen psychosozialen Beratungsangebot und einer regen
Forschungstätigkeit. Die 2011 bezogenen Räume im ABAKUS-Gebäude an der
Blasewitzer Straße bieten den Patienten, Ärzten und Forschern auf knapp
600 Quadratmetern optimale Behandlungsmöglichkeiten, die nun um die
Tagesklinik für Neurologische Infusionstherapien ergänzt wird. Für die
hohe Qualität der medizinischen Versorgung steht auch die erneute
Auszeichnung der Focus-Klinikliste 2018 als deutschlandweit eines der drei
besten Multiple Sklerose-Therapiezentren.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uniklinikum-dresden.de/neu

http://msz.uniklinikum-dresden.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1564
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STATISTIK/099: 73 Prozent der Bevölkerung gegen Zeitumstellung (DAK-Gesundheit)


DAK-Gesundheit - 20. März 2018

Große Mehrheit glaubt an Ende der Sommerzeit

DAK-Umfrage: 73 Prozent der Bevölkerung gegen Zeitumstellung



Streitpunkt Sommerzeit: In Deutschland glaubt eine große Mehrheit der
Bevölkerung an die Abschaffung der Zeitumstellung. Nach einer
repräsentativen Umfrage* der DAK-Gesundheit erwartet jeder Dritte ein
baldiges Ende in den kommenden fünf Jahren. Der Widerstand gegen den
regelmäßigen Wechsel zwischen Sommer- und Winterzeit bleibt mit 73
Prozent konstant hoch. Die wenigsten Probleme mit dem Dreh an der Uhr
haben jüngere Menschen unter 30 Jahren. Am kommenden Sonntag werden
nachts die Uhren von zwei auf drei Uhr vorgestellt. Ab dann gilt in
allen Ländern Europas wieder die Sommerzeit. Auch das Europäische
Parlament diskutiert die Abschaffung der Zeitumstellung und untersucht
mögliche Gesundheitsprobleme.

Laut DAK-Studie erwarten 31 Prozent der Befragten ein Ende der
Sommerzeit innerhalb der kommenden fünf Jahre. Knapp jeder Fünfte hält
einen Zeitraum von zehn Jahren für realistisch. Durch die
Zeitumstellung leiten nach der Umfrage die meisten Menschen an
Einschlafproblemen und Schlafstörungen - 63 Prozent der Frauen und 53
Prozent der Männer. Knapp ein Drittel konnte sich nach eigenen Angaben
schlechter konzentrieren, 26 Prozent fühlten sich gar gereizt. Am
häufigsten gaben die Befragen an, sich müde oder schlapp gefühlt zu
haben: Depressive Verstimmungen kamen bei zehn Prozent der Befragten
vor. Menschen mittleren Alters gaben dabei weit häufiger an, in Folge
der Zeitumstellung Probleme gehabt zu haben. Bezogen auf die
Gesamtbevölkerung bleibt die Häufigkeit der Beschwerden im Vergleich
zu den Vorjahren ähnlich.

Jeder fünfte Berufstätige ist nach der Zeitumstellung schon einmal zu
spät zur Arbeit gekommen. DAK-Ärztin Dr. Susanne Bleich erklärt: "Der
Körper lebt nach seiner eigenen Uhr - und die stellt sich eben nicht
von einem Tag auf den anderen um. Wer Beschwerden hat, der darf also
nicht gleich verzweifeln, sondern braucht einfach ein wenig Geduld.
Entspannung und frische Luft können darüber hinaus auch helfen, um mit
der Umstellung besser klar zu kommen." Mit 73 Prozent gab die große
Mehrheit der Befragten indes an, keinerlei gesundheitliche Probleme
mit der Zeitumstellung zu haben. Diese Zahl ist im Vergleich zu den
Vorjahren ebenso nahezu konstant geblieben.

In der Bundesrepublik Deutschland wurde die Sommerzeit im Jahr 1980
als Reaktion auf die Ölkrise zwei Jahre zuvor eingeführt. Ziel dieser
Maßnahme war es, Energie zu sparen. Da auch die DDR zur damaligen Zeit
plante, die Uhren vorzustellen, musste Bonn nachziehen, um das Land
und Berlin nicht auch noch zeitlich zu teilen. Seit 1996 gilt die
Sommerzeit EU-weit und beginnt jeweils am letzten Sonntag im März. Am
letzten Sonntag im Oktober werden die Uhren dann in allen Staaten der
EU wieder auf die Winterzeit - also die Normalzeit - zurück gedreht.

Für einen besseren Schlaf bietet die DAK-Gesundheit im Internet ein
umfangreiches Schlaf-Special an: 

Auf www.dak.de/schlaf gibt es viel Wissenswertes rund um das Thema
gesunder Schlaf sowie ein Schlaftagebuch. Betroffene können damit
ihren Schlaf-Wach-Rhythmus genau protokollieren. Das ist eine
wertvolle Grundlage, um Beschwerden einordnen zu können.


*Repräsentative Bevölkerungsumfrage zur Zeitumstellung durch
Forsa, 7. und 8. März 2018, 1.005 Befragte bundesweit.

 * 

Quelle:

DAK-Gesundheit - Zentrale

Pressemitteilung vom 20. März 2018

Nagelsweg 27-31, 20097 Hamburg

Telefon: 040/239 60

Internet: http://www.dak.de
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AUSLAND/2484: Deutsch-koreanische Kooperation in der Plasmamedizin (idw)


Leibniz-Institut für Plasmaforschung und Technologie e.V. - 15.03.2018

Deutsch-koreanische Kooperation in der Plasmamedizin



Im Sommer 2016 wurde in der koreanischen Hauptstadt Seoul das "Applied
Plasma Medicine Center" gegründet, ein gemeinsames Projekt von
Wissenschaftlern des Leibniz-Instituts für Plasmaforschung und Technologie
(INP) und des Plasma Bioscience Research Institute der Kwangwoon
University. Jetzt ziehen Experten beider Forschungsstandorte anlässlich
eines internationalen Workshops in Greifswald eine erste Bilanz.

Während die medizinische Anwendung von kalten Atmosphärendruckplasmen in
zahlreichen deutschen Kliniken etabliert ist, steht dieser Schritt im
asiatischen Raum noch bevor. Seit 2013 sind drei Plasmageräte in Europa
zugelassen, darunter der am INP entwickelte kINPen© MED. Es ist absehbar,
dass weitere Produkte in diesem Bereich auf den Markt kommen werden.
Derzeit gestaltet es sich jedoch schwierig, diese Geräte und deren
Wirksamkeit ebenso wie deren Sicherheit miteinander zu vergleichen. Daher
haben das Leibniz-Institut für Plasmaforschung und Technologie Greifswald
sowie das Plasma Bioscience Research Institute der Kwangwoon University
Seoul ihre Forschungsaktivitäten gebündelt, um gemeinsame Standards und
Diagnostiken in der Plasmamedizin zu definieren. Mit der offiziellen
Eröffnung des "Applied Plasma Medicine Centers" (APMC) im Februar 2017
wurde diese Zusammenarbeit im Rahmen des ersten APMC-Workshops
institutionalisiert. Erstmals wurde ein Leibniz-Institut zum Partner eines
koreanischen Exzellenzforschungsprogramms.

"Wir streben eine Harmonisierung der Testmethoden für Plasmageräte an und
wollen vergleichbare Ergebnisse erzielen", sagt der Leiter des
Forschungsschwerpunkts Plasmamedizin am INP, Prof. Thomas von Woedtke.
"Das Ziel ist, eine internationale Norm zu etablieren, um
Plasmatechnologien weltweit auf neue Anwendungsbereiche in der Medizin
übertragen zu können."

Im ersten Jahr seit Eröffnung des APMC waren Forscher des INP Greifswald
an insgesamt 126 Tagen in Seoul, um die jeweils unterschiedlichen Methoden
und Geräte zu testen. Die bei dieser Forschungsarbeit gewonnenen Daten
sollen den Schritt in den Klinikalltag vorbereiten. "Genehmigungsverfahren
für medizinische Produkte sind in Korea genauso aufwändig wie in
Deutschland", sagt Dr. Kai Masur, Leiter der Forschungsgruppe
Plasma-Wundheilung am ZIK plasmatis, einem interdisziplinären Forschungszentrum
am INP. "Wir empfinden es als große Ehre, dass wir unsere koreanischen
Partner auf diesem Weg begleiten können."

Bei einem zweiten Workshop des APMC am 22./23. März im Biotechnikum
Greifswald wollen Plasma-Forscher aus beiden Ländern über die bisherigen
Ergebnisse und Erfolge berichten. Die Veranstaltung findet im Anschluss an
den Internationalen Workshop on Plasma for Cancer Treatment (IWPCT) statt,
zu dem am 20./21. März rund 120 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
aus 21 Ländern in der Universitätsmedizin Greifswald und im INP erwartet
werden.


Über das INP Greifswald:

Plasma ist nach fest, flüssig und gasförmig der vierte Aggregatzustand,
den Materie annehmen kann. Das elektrisch leitfähige Teilchengemisch aus
Atomen, Ionen, Elektronen und Molekülen entsteht dann, wenn einem
neutralen Gas weiter Energie zugeführt wird. Dieses natürliche Phänomen
findet man in Blitzen, in der Sonne oder in Polarlichtern. Am
Leibniz-Institut für Plasmaforschung und Technologie (INP), der größten
außeruniversitären Forschungseinrichtung für Niedertemperaturplasmen in
Europa, forschen rund 200 Mitarbeitende an Technologien, die zur
Beschichtung von Oberflächen, Dekontamination von Lebensmitteln, Reinigung
von Abwässern, zur Behandlung von Hautkrankheiten und chronischen Wunden
sowie in der Elektrotechnik eingesetzt werden. Das INP betreibt
anwendungsorientierte Grundlagenforschung und bietet auch
kundenspezifische Lösungen, Studien sowie Beratungen für die Industrie an.
Viele Innovationen führten bereits zur Entwicklung von Prototypen und
Ausgründungen.


Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment65004

English version

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution244

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Plasmaforschung und Technologie e.V.

Henning Kraudzun, 15.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSLAND/2483: EU-Türkei-Deal aus humanitärer Perspektive gescheitert (Ärzte ohne Grenzen) 


Ärzte ohne Grenzen - 19. März 2018

EU-Türkei-Deal aus humanitärer Perspektive gescheitert 

Ärzte ohne Grenzen: EU und Mitgliedstaaten verursachen mit Abschreckungspolitik großes Leid



Zwei Jahre nach dem von Bundeskanzlerin Merkel ausgehandelten
EU-Türkei-Deal herrschen in den überfüllten EU-Hotspots für
Asylsuchende auf den griechischen Inseln sehr schlechte
Lebensbedingungen und Gewalt. Trotzdem steigt die Zahl der neu
ankommenden Flüchtlinge, allein in den ersten beiden Märzwochen kamen
589 Menschen neu auf den Inseln an.

Die EU-Hotspots auf Lesbos und Samos sind überfüllt. In Lesbos leben
5.400 Menschen in einem Lager für höchstens 2.300 Personen, in Samos
2.000 Menschen in einem Lager für höchstens 700 Personen. Die
Lebensbedingungen sind inakzeptabel. Im Hotspot Moria auf Lesbos gibt
es oft kein fließendes Wasser, Toiletten und Waschräume sind oft nicht
benutzbar und verdreckt. Immer wieder werden die Teams von Ärzte ohne
Grenzen zu Zeugen von Gewalt. Es gibt in den Lagern keinerlei
Vorkehrungen, um besonders verletzliche Menschen wie Kinder und Frauen
wirksam vor Gewalt zu schützen. Am vergangenen Mittwoch kam es in
Moria erneut zu Ausschreitungen. Die Teams von Ärzte ohne Grenzen
behandelten 19 Patienten mit Panikattacken oder weil sie Tränengas
ausgesetzt wurden - darunter 11 Kinder und ein sechs Monate altes
Baby.

Selbst eine grundlegende Gesundheitsversorgung ist nicht
gewährleistet. Ärzte ohne Grenzen hatte sich im März 2016 aus Protest
gegen den EU-Türkei-Deal aus dem Lager Moria auf Lesbos zurückgezogen.
Derzeit betreibt die Organisation vor den Toren des Lagers eine
Klinik. Die Ärzte dort behandeln sehr viele Kinder unter fünf Jahren,
die auf Grund der schlechten Lebensbedingungen oft mehrfach mit
Atemwegserkrankungen, Durchfall und Hautkrankheiten in die Klinik
gebracht werden.

In den Lagern auf den griechischen Inseln herrscht ein psychosozialer
Notstand. Die schlechten Lebensbedingungen, die Unsicherheit über ihre
Zukunft und Gewalterfahrungen in ihrer Heimat und auf der Flucht
führen zu massiven psychischen Beschwerden. Erst vergangene Woche
versuchten erneut zwei junge Männer in Moria, sich durch einen
Stromschlag das Leben zu nehmen. "Ich habe mit vielen Menschen
gesprochen, die jegliche Hoffnung und ihr Gefühl von Würde verloren
haben", sagt Aliki Meimaridou, Psychologin von Ärzte ohne Grenzen.
"Menschen, die Folter und Gefangenschaft in ihren Heimatländern
überlebt haben, machen diese traumatischen Erlebnisse jetzt erneut
durch. Sie erzählen mir: Ich habe alles getan, um Gewalt und
Missbrauch zu entkommen, und jetzt bin ich wieder eingesperrt und lebe
in Angst und Unsicherheit."

Statement von Florian Westphal, Geschäftsführer Ärzte ohne Grenzen in Deutschland

"Der EU-Türkei-Deal ist alles andere als ein Erfolg. Die EU und ihre
Mitgliedstaaten haben aus humanitärer Sicht versagt - allen voran die
Bundesregierung, die diesen Deal auf Kosten der Flüchtenden maßgeblich
ausgehandelt hat. Die Kliniken von Ärzte ohne Grenzen auf Lesbos,
Chios und Samos sind überfüllt mit verzweifelten Menschen, die vor
Krieg und Gewalt fliehen, und die fürchten, zurückgeschickt zu werden.
Sie haben jegliche Hoffnung verloren, Frieden für sich und ihre Kinder
zu finden. Diese Menschen werden heute genauso im Stich gelassen wie
bereits schon vor zwei Jahren. Jeden Tag behandeln unsere Mitarbeiter
Wunden, sowohl physische als auch psychische, die diese Politik
geschaffen hat. Nach den Behandlungen können sie nichts Anderes tun,
als diese Menschen zurück in die gleichen Zelte, überfüllten Container
und in den Schwebezustand zu schicken, die das Leid hervorrufen. Ist
dieser unerträgliche Teufelskreis die Erfolgsgeschichte, die die EU
weiterhin feiert?

Der EU-Türkei-Deal ist keine Abmachung, die darauf abzielt, Bedürftige
zu schützen. Sie verursacht Leiden für die Menschen, die das Meer
überqueren. Es ist eine Abmachung, die andere von dieser Überfahrt
abhalten soll. Bundeskanzlerin Angela Merkel hat immer wieder gesagt,
das Türkei-Abkommen würde aus irregulärer Migration legale Migration
machen. Da es aber keine Alternative gibt, riskieren weiterhin täglich
Familien aus Ländern wie Syrien, dem Irak und Afghanistan alles, um
Griechenland zu erreichen. Die EU-Verantwortlichen behaupten, Menschen
zu schützen, indem sie Grenzen sichern. Dies ist nicht nur falsch,
sondern es funktioniert auch nicht.

Vor zwei Jahren haben die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten
die Entscheidung getroffen, Tausende Menschen im Stich zu lassen. Sie
haben zugestimmt, Asylsuchende, die in Europa Sicherheit suchen, in
die Türkei zurückzuschicken. Seitdem haben unsere Teams in
Griechenland Elend und Verzweiflung der Männer, Frauen und Kinder
erlebt, die weiterhin auf den griechischen Inseln ankommen und dort
gefangen sind. Sie zahlen den Preis für diesen schmutzigen Deal.

Wir werden nicht aufhören, die EU und die griechischen Behörden
aufzufordern, diese zynische Strategie der Abschottung zu beenden. Sie
dürfen die Gesundheit unserer Patienten nicht weiter gefährden und
müssen deren Würde respektieren."


Ärzte ohne Grenzen fordert von der EU und ihren Mitgliedstaaten:


	dringend die Übersiedlungen von Asylsuchenden auf das griechische Festland auszuweiten

	Übersiedlungen von Asylsuchenden in andere EU-Staaten (Relocation) wiederaufzunehmen

	zusätzliche Wohnmöglichkeiten auf dem griechischen Festland zu schaffen

	dringend auf den griechischen Inseln die medizinische und humanitäre Versorgung zu verbessern




Hier finden Sie einen Bericht einer österreichischen Psychologin
aus Moria: 

https://www.aerzte-ohne-grenzen.de/griechenland-europa-traumatisierender-als-mossul

Hier finden Sie einen Bericht über den von den Psychologen dokumentierten psychosozialen Notstand auf Lesbos und Samos: 

https://www.aerzte-ohne-grenzen.de/griechische-inseln-fluechtlinge-verzweiflung-suizid

 * 

Quelle:

Ärzte ohne Grenzen e. V. / Medecins Sans Frontieres

Pressemitteilung vom 19. März 2018

Am Koellnischen Park 1 - 10179 Berlin - Germany

Pressestelle: Telefon: + 49 (30) 700 130 - 230

Fax: + 49 (30) 700 130 - 340

E-Mail: office@berlin.msf.org

Internet: www.aerzte-ohne-grenzen.de
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LUNGE/062: Asthma und COPD - Neue Leitlinien (idw)


Deutsche Atemwegsliga e.V. - 16.03.2018

Asthma und COPD - Die neuen Leitlinien der Deutschen Atemwegsliga und der DGP



Asthma gehört mit mehr als fünf Millionen Patienten zu den häufigsten
chronischen Erkrankungen in Deutschland. Mehr als 10 % aller Kinder und
Jugendlichen und ca. 5 % aller Erwachsenen leiden an Asthma. Zur
Epidemiologie der COPD liegen bislang nur wenige Daten vor. Experten
schätzen die Prävalenzen der erwachsenen Bevölkerung in Deutschland und
Österreich zwischen fünf und zehn Prozent. Diagnose und Therapie der
beiden Volkskrankheiten erfolgen in Deutschland auf der Grundlage
wissenschaftlicher Leitlinien. Seit Veröffentlichung der letzten
Leitlinien gab es viele Evidenz-basierte Neuentwicklungen in Diagnostik
und Therapie, die in die Neufassung der beiden Leitlinien eingeflossen
sind.

Asthma

Die neue Asthma-Leitlinie definiert die Erkrankung als eine heterogene,
multifaktorielle, meist chronisch-entzündliche Erkrankung der Atemwege,
die meist durch eine Überempfindlichkeit der Bronchien und/oder eine
variable und partiell reversible Verengung der Atemwege charakterisiert
ist. Typische Beschwerden des Asthmas sind v.a. Luftnot, Brustenge,
Atemnebengeräusche und Husten mit wechselnder Intensität. Bei der Mehrzahl
der Patienten ist das Asthma Folge einer Allergie gegen Aeroallergene
(v.a. Pflanzenpollen, Milben, Tierhaare), aber vor allem bei Erwachsenen
kann ein Asthma auch durch nicht-allergische Trigger ausgelöst werden. Die
Diagnostik eines Asthmas gründet bei typischen Beschwerden auf dem
Nachweis einer Verengung der Bronchien mittels Messung der Lungenfunktion.
Ist diese Verengung durch Inhalation eines antiasthmatischen Medikamentes
vollständig reversibel, besteht an der Asthma-Diagnose kein Zweifel.
Liegen dagegen keine Verengung und auch keine messbare Überempfindlichkeit
der Bronchien vor, ist ein Asthma sehr unwahrscheinlich. Im Graubereich
zwischen Bestätigung oder Ausschluss eines Asthmas ist eine definitive
Diagnose häufig erst durch eine Verlaufsbeurteilung möglich.

Basis der Asthma-Therapie sind inhalative Glukokortikoide (ICS), die die
dem Asthma zugrundeliegende Entzündungsprozesse wirksam unterbinden. Ist
dadurch keine Asthma-Kontrolle möglich, wird die Behandlung um ein
inhalatives langwirksames Beta2-Mimetikum (LABA) ergänzt, ein die
Bronchien für bis zu 24 Stunden erweiterndes Medikament. Relevante
Nebenwirkungen sind durch die inhalative Anwendung der genannten
Medikamente kaum zu befürchten. Diese Dauerbehandlung wird durch die Gabe
von rasch wirksamen Bronchodilatatoren ergänzt, die nur bei Bedarf
inhaliert werden. Eine für viele Patienten besonders einfache
Asthma-Behandlung besteht in einem Kombinationspräparat eines inhalativen
Glukokortikoids mit einem langwirksamen Beta2-Mimetikum. Bei schwerem
Asthma muss die inhalative Therapie durch monoklonale Antikörper ergänzt
werden, die sich gegen die dem Asthma zugrundeliegenden
Entzündungsmechanismen richten und diese unterbinden.

Die neue Asthma-Leitlinie enthält darüber hinaus eine Vielzahl von
Evidenz-basierten Empfehlungen zur nichtmedikamentösen Asthma-Therapie
(u.a. Patientenschulung, Physiotherapie, Rehabilitation), zum Umgang mit
typischen Asthma-Begleiterkrankungen (z.B. Allergie, Schlafstörungen,
Raucherlunge), zur Asthma-Prävention (z.B. Allergenvermeidung), zur
Diagnose und Behandlung des beruflich bedingten Asthmas und zum Management
der Asthmaerkrankung in der Schwangerschaft.

COPD

Die Diagnose COPD ist bei allen Patienten mit Atemnot, Husten und/oder
Auswurf zu erwägen und durch den Nachweis einer nicht vollständig
reversiblen Obstruktion in der Lungenfunktion zu sichern. Während die
internationale GOLD-Guideline bei der Diagnose ausschließlich auf die
Spirometrie und die Forcierte Expiratorische Einsekundenkapazität (FEV1)
fokussiert, empfehlen die deutschen Leitlinien, die Bodyplethysmographie
und die Diffusionskapazität zu berücksichtigen. Es werden einfache
Kriterien vorgestellt, die im Sinne einer Mustererkennung eine
Unterscheidung zwischen Asthma und COPD ermöglichen.

Analog zu GOLD wird empfohlen, COPD-Patienten mit dem ABCD-Schema
aufbauend auf die Symptomatik und die Exazerbationshistorie zu evaluieren
und diese Einstufung als Basis für die medikamentöse Therapie zu
verwenden. Auch die Empfehlungen für die medikamentöse Therapie folgen im
wesentlichen GOLD. Es wurde aber eine andere Art der Darstellung gewählt
mit einer Trennung in nicht behandelte und vorbehandelte Patienten.
Darüber hinaus wurden die GOLD-Gruppen C und D im Therapiealgorithmus
zusammengefasst, weil die Empfehlungen für diese häufig exazerbierenden
Patientengruppen identisch sind.

Sowohl in der GOLD-Guideline als auch in der aktuellen Leitlinie wurde der
Stellenwert inhalativer Glukokortikoide (ICS) deutlich reduziert. ICS sind
in der Initialtherapie nicht indiziert und finden Einzug in die Therapie,
wenn der Verdacht besteht, dass eine asthmatische Komponente vorliegt. Bei
Patienten mit reiner COPD kommen ICS frühestens dann zum Einsatz, wenn die
bronchialerweiternde Therapie ausgeschöpft ist. Dauern Exazerbationen
unter ICS weiter an, können sie auch wieder abgesetzt werden. Bzgl. der
Behandlung von COPD-Exazerbationen sind die Autoren der deutschen
Leitlinie der Ansicht, dass zu viele Patienten aktuell mit Antibiotika
behandelt werden. Daher werden konkrete Empfehlungen für die Indikationen
zur antibiotischen Therapie gegeben.

Der außerklinischen Beatmung von COPD-Patienten mit respiratorischer
Insuffizienz wurde aufgrund der in mehreren Studien nachgewiesenen
signifikanten Überlebensvorteile für die beatmeten Patienten ein
ausführliches Kapitel gewidmet. Ein besonderes Augenmerk legt die
deutschsprachige Leitlinie auf mögliche berufliche Ursachen der COPD.

Pressetext zur Pressekonferenz der Deutschen Atemwegsliga vom 15. März
2018 im Rahmen des 59. Kongresses der Deutschen Gesellschaft für
Pneumologie und Beatmungsmedizin in Dresden.

Referenten

Prof. Dr. med. Roland Buhl, Mainz, Leiter des Schwerpunktes Pneumologie,
III. Medizinische Klinik und Poliklinik, Universitätsmedizin der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz zum Thema "Die S2k-Leitlinie zur Diagnostik
und Therapie von Patienten mit Asthma"

Prof. Dr. med. Claus Vogelmeier, Leiter der Klinik für Innere Medizin,
Schwerpunkt Pneumologie, Uniklinikum Gießen und Marburg, Marburg, zum
Thema "Die S2k-Leitlinie zur Diagnostik und Therapie von Patienten mit
chronisch obstruktiver Bronchitis und Lungenemphysem (COPD)"


Weitere Informationen finden Sie unter

http://bit.ly/2tS9ntV Langfassung der Asthma-Leitlinie

http://bit.ly/2Gy02Km Langfassung der COPD-Leitlinie

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution446

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Atemwegsliga e.V., Dr. Ulrich Kümmel, 16.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1231: Methode zur Planung von Antibiotika-Therapien entwickelt (idw)


Freie Universität Berlin - 16.03.2018

Wissenschaftler aus Berlin und Zürich entwickeln Methode zur Planung von Antibiotika-Therapien



Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Freien Universität Berlin und
der Eidgenössischen Technische Hochschule (ETH) Zürich haben eine
mathematische Methode zur Vorhersage von Resistenzen gegenüber Antibiotika
und Arzneimitteln entwickelt. Das Verfahren wurde von der
deutsch-schweizerischen Gruppe um Prof. Dr. Jens Rolff vom Fachbereich Biologie,
Chemie, Pharmazie der Freien Universität und Professor Dr. Roland Regoes
von der ETH Zürich erarbeitet; es kann auf verschiedenste Antibiotika
angewandt werden. Die dafür benötigten Daten können für jedes Antibiotikum
leicht erhoben werden.

Die Forscherinnen und Forscher erhoffen sich von dem Verfahren eine
weitere Möglichkeit zur nachhaltigen Planung von Antibiotika-Therapien und
zur Entwicklung neuer Antibiotika. Die Studie erschien in der jüngsten
Ausgabe der Zeitschrift Proceedings of the Royal Society.

Die Erforschung und Vermeidung von Resistenzen auf Antibiotika zählt zu
den größten Herausforderungen der Medizin. Ein Grund ist es, dass es
extrem schwierig ist vorauszusagen, wann und wie eine Resistenz gegen
Antibiotika entsteht. Das nun entwickelte Verfahren beruht auf der
Dosis-Wirkung der Medikamente, also im Prinzip auf der Beobachtung, wie groß die
Spanne ist zwischen einer Dosis, die keinen Effekt hat, und einer Dosis,
die alle Bakterien abtötet. Klassische Antbiotika und eine neue
Wirkstoffgruppe, die antimikrobiellen Peptide, unterscheiden sich
fundamental in ihrer Dosis-Wirkung. Das vom Wissenschaftler-Team
hervorgebrachte Modell sagt korrekt voraus, dass Resistenzen gegen
antimikrobielle Peptide im Vergleich zu klassischen Antibiotika viel
seltenter entstehen, was mit empirischen Daten übereinstimmt. Dieses neue
Verfahren beruht auf Methoden, die bei Anwendern weit verbreitet sind.
Damit steht ein Werkzeug zur Verfügung, das es erstmalig ermöglicht,
Vorraussagen über die Neuentstehung Resistenzen zu machen. Es kann bei
Einsatz und Entwicklung neuer Antibiotika eingesetzt werden, also bevor
resistente Stämme auftreten.


Artikel

DOI: DOI: 10.1098/rspb.2017.2687

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution9

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Freie Universität Berlin, Carsten Wette, 16.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / PHARMA





MELDUNG/425: "6-Monats-Frist" - guter Einstieg bei der Bekämpfung gegen Arzneimittelengpässe (Pro Generika)


Pro Generika e.V. - 20. März 2018

Zum 1. März 2018 ist eine entscheidende Gesetzesregelung zur Bekämpfung von Engpässen bei Arzneimitteln in Kraft getreten: 

die sogenannte "6-Monats-Frist" des AMVSG



	
- 6 Monate müssen gemäß dem jetzt in Kraft getretenem Satz 3 des

§ 130a SGB V Abs. (8) nach der ersten Information über den

Ausschreibungsgewinn bei Generika vergehen, bis ein pharmazeutisches

Unternehmen den geschlossenen Rabattvertrag vollumfänglich beliefern




	
 muss. 




	
- Rund 30 Millionen Verordnungen jeden Monat sind rabattierte

Arzneimittel - Das sind 58 % aller Verordnungen!

- Ein pharmazeutischer Hersteller für alle Versicherten: Immer noch

ist das 1-Partner Modell bei den Ausschreibungen generischer

Arzneimittel weit verbreitet, obwohl die Gefahren für die Versorgung

hinreichend bekannt sind.








Die "6-Monats-Frist" ist ein guter Einstieg bei der Bekämpfung von
Ursachen von Arzneimittelengpässen. Arzneimittelhersteller erhalten so
die Möglichkeit, sich angemessen auf die Versorgung der
Patientenanzahl vorzubereiten. Das senkt das Risiko von
Lieferengpässen, insbesondere beim Start eines neuen Rabattvertrages,
erheblich.

Eine bekannte weitere Gefahr für die Liefersicherheit von
Arzneimitteln sind die Ausschreibungsmodelle der Krankenkassen: Erhält
nur ein Hersteller den Zuschlag für einen Rabattvertrag, dann kann es
zu Marktverengungen kommen und somit die Patientenversorgung
gefährden. Pro Generika setzt sich dafür ein, dass Rabattverträge nur
mit mehreren Partnern geschlossen werden dürfen. Damit wird die
Versorgung der Patienten mit einem bestimmten Wirkstoff auf mehrere
Schultern verteilt und die Versorgungssicherheit gestärkt.

Vorschläge, wie man Lieferengpässen begegnen kann, gibt es darüber
hinaus viele - aber nur wenige, die das Problem bei der Wurzel packen.
Der neue "Faktencheck" auf der Webseite von Pro Generika greift die
gängigsten Vorschläge auf und klopft sie auf echte Lösungen ab.

www.progenerika.de/zahl-des-monats

 * 

Quelle:

Pro Generika e.V.

Pressemitteilung vom 20. März 2018

Unter den Linden 32-34, D-10117 Berlin

Telefon: 030 / 816 16 09-0, Fax: 030 / 816 16 09-11

E-Mail: www.info@progenerika.de

Internet: www.progenerika.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





JAZZ/2122: Unna - Big Band "Jazzpark" am 27. April 2018


25 Jahre "Jazz in den Mai"

Jubiläum im Kühlschiff am 27. April 2018



Kreisstadt Unna. Seit 1993 lädt der Musikbereich der Jugendkunstschule
unter dem Motto "Jazz in den Mai" zu einem Jazzfestival ihrer
zahlreichen und vielfältigen Jazz-Combos ein. Amateure und
Profimusiker teilen sich diesmal am Donnerstag, 27. April ab 20 Uhr
die Bühne des Kühlschiffs und feiern den 25. Geburtstag der
Konzertreihe.

Zum 20. Jubiläum war Fabian Ostermann noch selbst Teil der
Jugendjazzcombo der JKS. Mittlerweile leitet der 25jährige
Musikstudent selbst die Jugendband "Sharp5" an, für die er bekannte
Stücke aus Rock und Jazz kreativ arrangiert.

Seit 20 Jahren etabliert hat sich die Big Band "Jazzpark" unter der
Leitung von Jörg Budde in Unna. Viele Gründungsteilnehmer sind in
dieser Combo, die JKS und VHS jetzt in Kooperation anbieten, bis heute
dabei geblieben.

Besondere Sängerinnen hat die Musikbereichsleiterin Sabine Miermeister
durch ihre langjährige gesangspädagogische Arbeit für das
Vokalensemble "Extravoice" zusammen gebracht. Das hervorragende
Gesangsquintett war bereits mehrfach beim Stadtfest und bei "Vocal
total" in Unna zu hören und darf auch diesmal für das
Geburtstagsständchen nicht fehlen.

Zusammen mit Volker Kienast (Gitarre) präsentiert die Initiatorin des
Festivals anschließend ihre eigenen Jazzballaden in der Formation
"Twice as nice", die Jörg Budde (Saxophon) und Fabian Ostermann (Bass)
an dem Abend komplettieren.

Ein Reigen weiterer Dozenten und Berufsmusiker der JKS jazzt im
Anschluss zusammen: Im legendären "Klangorchester" unter Leitung von
Matthias Nadolny (auch am Piano) sind Dima Tyelmanov (Trompete),
Daniel Fellmann (Posaune), Karin Hatzel (Altsaxophon), Erasmus Wegmann
(Tenorsaxophon), Sebastian Wiemhöfer (Gitarre), Uli Bär (Kontrabass)
und Ralf Bornowski (Schlagzeug) zu hören.

Und mit etwas Glück wird auch der berühmteste Musiker, der je bei
"Jazz in den Mai" aufgetreten ist, zum Geburtstag dabei sein: der
Ausnahmepianist Vadim Neselovski will es versuchen.

Karten sind im Vorverkauf bei der JKS und im Schalander für 10 Euro
erhältlich, Karten an der Abendkasse kosten 13 Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 19. März 2018

Stadt Unna, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8650: Aus aller Welt - 20.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Norwegens Justizministerin erklärt ihren Rücktritt

Nach Protesten wegen eines umstrittenen Eintrags bei Facebook hat
Norwegens Justizministerin Sylvi Listhaug ihren Rücktritt angekündigt
und damit wohl eine Regierungskrise abgewendet. Die 40jährige
Politikerin der rechtspopulistischen Fortschrittspartei (FrP) kam mit
dem Schritt einem geplanten Mißtrauensvotum der Opposition im
Parlament zuvor. Anfang März hatte Listhaug den oppositionellen
Sozialdemokraten im sozialen Netzwerk Facebook vorgeworfen, ihnen
seien die Rechte von Terroristen wichtiger als die Sicherheit des
Landes und damit einen Sturm der Entrüstung ausgelöst.

20. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8650: Kriminalität und Rechtsprechung - 20.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Razzia bei Volkswagen wegen des Verdachts auf falsche CO2-Angaben

Wegen des Verdachts auf Marktmanipulation hat die Staatsanwaltschaft
Braunschweig Büros in der Wolfsburger Konzernzentrale durchsucht.
Laut Behördenangaben geht es dabei um möglicherweise falsche
Verbrauchsangaben und den Ausstoß des Klimagases Kohlendioxid (CO2).
Die Ermittlungen konzentrieren sich unter anderem auf die angewandten
Meßtechniken, die möglicherweise zu besseren Ergebnissen geführt
haben. Es werde geprüft, ob Konzernmitarbeiter grob fahrlässig oder
vorsätzlich gehandelt haben, sagte Oberstaatsanwalt Klaus Ziehe.

20. März 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8646: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 20.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Die NATO zieht um

Die NATO bezieht ihr neues Quartier in Brüssel. Die Zentrale der
Allianz wurde für 1,2 Milliarden Euro auf einem Gelände in
unmittelbarer Nähe des alten Hauptquartiers im Nordosten der
belgischen Hauptstadt errichtet. In drei Monaten sollen sich die rund
4.000 Mitarbeiter und Diplomaten in dem neuen Gebäude eingerichtet
haben. Wegen Problemen mit dem neuen IT-System, das die elektronische
Kommunikation und die Bewachung des Hochsicherheitsgebäudes steuert,
hatte sich der Umzug um ein Jahr verzögert.

20. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8648: Aus Parlament und Gesellschaft - 20.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Zwei Frauen führen die Linke in Brandenburg an

Die Brandenburger Linke hat eine weibliche Doppelspitze gewählt. Auf
einem Landesparteitag in Potsdam erhielt Sozialministerin Diana Golze
78,5 Prozent und die bisherige Linke-Geschäftsführerin Anja Mayer
82,5 Prozent Zustimmung. Die beiden Frauen treten die Nachfolge von
Parteichef Christian Görke an, der nach vier Jahren nicht mehr
kandidierte. Görke hatte die Doppelspitze vorgeschlagen. Er bleibt
Finanzminister und stellvertretender Ministerpräsident in einer
rot-roten Koalition.

20. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8647: Tragisches und Kurioses - 20.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Zwei Schwerverletzte nach Schiffskollision auf dem Rhein

Am Dienstagmorgen sind zwei Menschen schwer verletzt worden, als zwei
Schiffe auf dem Niederhein bei Xanten zusammenstießen. Bei dem Unfall
habe ein flußaufwärts fahrendes großes Motorschiff ein
entgegenkommendes kleineres Schiff regelrecht überrollt, teilten die
Behörden mit. Das Steuerhaus des kleinen Schiffes wurde dabei völlig
zerstört. Der Schiffsführer erlitt schwere Kopfverletzungen, seine
Frau wurde ebenfalls schwer verletzt. Der genaue Hergang der Havarie
war zunächst unklar.

20. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7732: Aus Forschung und Technik - 20.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Ein neues Lebenserhaltungssystem für die ISS

Der Airbus-Konzern in Friedrichshafen hat eine neues,
fortschrittliches Lebenserhaltungssystem zur Luftreinigung und
Sauerstofferzeugung für die Internationale Raumstation ISS
entwickelt. Nebenher könne das Advanced Closed Loop System (ACLS)
auch noch Wasser produzieren, teilte das Unternehmen mit. Das ACLS
extrahiert einen Teil des Kohlendioxids in der Kabinenatmosphäre und
wandelt es mit Hilfe von Wasserstoff, das aus der Aufspaltung von
Wasser entstanden ist, zu Methan und Wasser um. Aus diesem Wasser
wird dann mittels Elektrolyse Sauerstoff gewonnen. Dies erhöhe die
Gesamteffizienz des Systems und reduziere den Bedarf an Lieferungen
von der Erde, heißt es in einer Pressemitteilung. Ein japanischer
HTV-Frachter soll das ACLS im August 2018 vom Raumfahrtzentrum
Tanegashima aus zum Orbitalkomplex transportieren.

20. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7745: Aus aller Welt - 20.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Frankreich führt neues Regime zur Arbeitslosenkontrolle ein

In Frankreich wird ein neues Regime zur Kontrolle von
Arbeitssuchenden aufgelegt. Nach Beratungen mit Sozialpartnern gab
das Arbeitsministerium am Montagabend bekannt, von kommendem Jahr an
müßten Arbeitssuchende jeden Monat auflisten, was sie auf der Suche
nach einer Stelle unternommen haben. Die Protokolle sollen von
Verwaltungsmitarbeitern gelesen und bewertet werden. Deren Anzahl
wird von 200 auf 1000 verfünffacht. Präsident Macron droht den
Arbeitslosen empfindliche Kürzungen staatlicher Transferleistungen
an, sollten sie nicht belegen, bei der Jobsuche hinreichend initiativ
geworden zu sein. Das Arbeitsministerium hat die Arbeitgeber und
Gewerkschaften über die anstehenden Strafmaßnahmen informiert. Wird
beispielsweise zum erstenmal eine unzureichende Jobsuche konstatiert,
erhält der Arbeitslose für einen Monat kein Geld zum Lebensunterhalt.
Beim zweiten derartigen Vorkommnis werden die Bezüge zwei Monate und
beim drittenmal vier Monate ausgesetzt und in beiden Fällen dauerhaft
gekürzt.

20. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7706: Medizin und Gesundheitswesen - 20.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Intensivstationen leiden unter Pflegepersonalmangel

Intensivstationen sind ein Sinnbild dafür, zu was die moderne Medizin
fähig ist. Allerdings zeichnet sich dort laut Deutschem Ärzteblatt
ein gravierender Mangel an Pflegepersonal ab. Darauf hat die
Deutsche Gesellschaft für Internistische Intensivmedizin und
Notfallmedizin (DGIIN) hingewiesen. Angesichts dessen hat die
Fachgesellschaft an die Politik appelliert, die Rahmenbedingungen für
die Intensivpflege neu zu ordnen und Arbeitsbedingungen,
Pflegeschlüssel und Bezahlung deutlich zu verbessern. Ansonsten
können die Intensivstationen nicht mehr den hohen Ansprüchen gerecht
werden, die an sie gestellt werden.

20. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7733: Kriminalität und Rechtsprechung - 20.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Frankreichs Ex-Präsident Sarkozy wird von Polizei vernommen

Frankreichs ehemaliger Präsident Nicolas Sarkozy ist am
Dienstagmorgen von Polizei in Gewahrsam genommen worden. Er steht im
Verdacht, für den Präsidentschaftswahlkampf 2007 rund 50 Millionen
Euro vom libyschen Machthaber Muammar al-Gaddafi angenommen zu haben,
obwohl die Obergrenze für Spenden von Einzelpersonen 4500 Euro
betrug. Außerdem durften die Präsidentschaftskandidaten maximal gut
21 Millionen Euro für ihren Wahlkampf ausgeben. Ob sich der Verdacht
gegen Sarkozy bestätigt oder nicht, auf jeden Fall hat sich der
Präsident gegenüber Gaddafi letztlich nicht als Freund erwiesen. 2011
trug Frankreich wesentlich zu dessen gewaltsamen Sturz bei. Gaddafi
selbst wurde von Aufständischen schwerst mißhandelt und getötet.
Libyen hat sich seit dem Angriff von Frankreichs NATO-Verbündeten
nicht mehr erholt. Die französische Justiz, die dem Verdacht gegen
Sarkozy bereits seit fünf Jahren nachgeht, nahm diesen laut
französischen Medienberichten zur Vernehmung fest, nachdem
Mitarbeiter von Sarkozys damaliger Partei UMP der Polizei von großen
Bargeldbeträgen berichtet hatten, die beim Wahlkampf 2007 im Umlauf
waren.

20. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7659: Sprache, Kunst und Medium - 20.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Frankfurter Ausstellung zu Kubricks Weltraumabenteuer "2001"

50 Jahre nach der New Yorker Erstaufführung des atemberaubenden
Weltraumabenteuers "2001: A Space Odyssey" ("2001: Odyssee im
Weltraum") des britischen Regisseurs Stanley Kubrick präsentiert das
Deutsche Filmmuseum in Frankfurt ab Mittwoch eine Ausstellung zu dem
Streifen, der zweifellos zu den Meilensteinen der Filmgeschichte
zählt.

Mit Hilfe zahlreicher Originalexponate aus verschiedenen Sammlungen
wird die Entstehung und Wirkungsgeschichte des Films erzählt.

Die Inszenierung sollte später die Entstehung zahlreicher
Science-Fiction-Filme beeinflussen, zumal dieser noch vor der ersten
Mondlandung entstanden war. Auch die (Pop-)Musik sowie Mode und Design
wurden von Kubricks Ideen inspiriert.

Die Ausstellung wird vom 21. März bis 23. September gezeigt.

20. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7723: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 20.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Deutscher Notarzt berichtet aus Afrin

Michael Wilk aus Wiesbaden setzt sich seit mehreren Jahren immer
wieder als unabhängiger Notarzt in Syrien ein. Zur Zeit hält er sich
in Qamislo in der Nähe von Afrin auf. Die mehrheitlich von Kurden
bewohnte Stadt im Norden Syriens wurde am vergangenen Sonntag von
türkischen Invasionstruppen und dschihadistischen Milizen erobert.
Wilk berichtete dem Deutschlandfunk am Dienstagmorgen davon, was er
telefonisch von Geflohenen sowie von Menschen erfahren hat, die
direkt aus Afrin nach Qamislo kamen. Laut Wilk sind nach der
türkischen Attacke mehrere hunderttausend Menschen aus dem Gebiet
Afrin geflohen. Sie halten sich meist bei keinerlei oder nur
marginaler Versorgung unter freiem Himmel im Gebiet zwischen Tell
Rifaat und Aleppo auf. Vor dem von Wilk als völkerrechtswidrig
bezeichneten türkischen Vormarsch im Januar auf das Gebiet Afrin
stellte dieses einen Ruhepol innerhalb des bestialischen
Kriegsgebiets Syrien und Nordsyrien dar. Entsprechend viele Menschen
sind in das Gebiet geflohen, so daß man von mehreren hunderttausend
Flüchtlingen ausgehen muß, die zu der ansässigen, mehrheitlich
kurdischen Bevölkerung hinzugekommen sind. Diese Menschen sind jetzt
dem aggressiven Vorgehen der türkischen Truppen und vor allem
islamistischen Hilfstruppen ausgesetzt, vor denen sie andernorts
geflohen waren. Nun fliehen sie erneut, vor allem seit letzte Woche
massiv die Innenstadt von Afrin beschossen wurde und Verletzte,
Schwerverletzte und Leichen in den Straßen der Stadt lagen, so Wilk.
Viele sind mit wenig mehr als dem, was sie auf dem Leib trugen,
geflohen. Dabei mußten sie noch für ihre Flucht bezahlen. An der
Grenze zu dem von syrischen Truppen kontrollierten Gebiet werden sie
von Grenzposten abkassiert. Wilk wurde von verschiedenen Seiten
berichtet, beim Grenzübertritt würden 1200 bis 2000 Dollar pro Kopf
fällig.

Zu den kurdischen Volksverteidigungseinheiten YPG sagte der Arzt, ihm
sei berichtet worden, diese hätten die Bevölkerung von Afrin über
Lautsprecher der Minarette dazu aufgerufen, das Gebiet zu verlassen,
weil sie den Schutz ihres Lebens nicht mehr garantieren könnten. Es
herrsche Krieg im Gebiet von Afrin. Ein Bedrohung für die Türkei sei
von dort nie ausgegangen. Wilk ergänzte, die internationalen
Hilfsorganisationen am Ort hätten seit Wochen versucht bis hoch zu
den Vereinten Nationen, bis hoch zum EU-Menschenrechtsrat über die
Lage zu berichten. Es sei noch nicht mal der Hauch einer Antwort
gekommen. Der Arzt schloß seinen Bericht mit den Worten:

"Angesichts dessen, daß deutsche Waffenexporte hier ein immenses
 Unheil anrichten, muß ich sagen, ich schäme mich dafür und ich
 halte das Tun und vor allem das Nichttun für völlig
 verantwortungslos, was die deutsche Regierung anbelangt."



20. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7737: Aus Parlament und Gesellschaft - 20.03.2018 (SB)




VOM TAGE



EU fördert Einrichtung kostenloser WLAN-Netze

Die EU-Kommission stellt Städten und Gemeinden zunächst 120 Millionen
Euro zur Einrichtung kostenloser Internetzugangspunkte im
öffentlichen Raum zur Verfügung. Die schnellsten tausend
Antragsteller können mit einem Zuschuß von maximal 15.000 Euro
rechnen. Für den Betrieb und die Wartung der WLAN-Netze müssen die
Kommunen selbst aufkommen. Digitalkommissarin Mariya Gabriel stellte
die WiFi4EU-Initiative am Dienstag in Brüssel vor.
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SONSTIGES/7709: Tragisches und Kurioses - 20.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Kleiner Bruder erschießt seine Schwester im Streit um Spielkonsole

Im US-Bundesstaat Mississippi hat die ältere Schwester ihrem
neunjährigen Bruder den Controller für die Spielkonsole, mit der sie
sich die Zeit vertrieben, nicht geben wollen. Das machte den Jungen
derartig wütend, daß er sich einen Revolver aus dem elterlichen
Schlafzimmer holte und der Dreizehnjährigen in den Hinterkopf schoß,
wie USA Today unter Berufung auf die Polizei aus der Ortschaft Okolona
berichtete. Das Mädchen starb einen Tag später im Krankenhaus.

Der örtliche Sheriff meldete allerdings Zweifel an, daß der Junge
wirklich zwischen Spiel und Ernst unterscheiden konnte. Offenbar war
die Waffe geladen und nicht unter Verschluß.
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SOZIALES/7734: Arbeit, Soziales und Familie - 20.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Marketingkampagne mit Einbecker Zehner

Das niedersächsische Einbeck hat aus Marketinggründen den sogenannten
Einbecker Zehner eingeführt. Den zur Regionalwährung deklarierten
Gutschein können Inhaber in 61 Geschäften und Restaurants einlösen.
Die Unternehmen tauschen ihn dann bei einer Bank eins zu eins in
Euro. Den Einbecker Zehner bekommt man unter anderem bei Banken und
bei der Tourist-Info für zehn Euro.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7717: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 20.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Müllaktion auf den Galápagos-Inseln

Die zu Ecuador gehörenden Galápagos-Inseln zählen zum Welterbe
der Unesco. Auf ihnen leben zahlreiche Arten, die es nirgendwo sonst
auf der Welt gibt, darunter Riesenschildkröten und Pinguine.
Allerdings droht Gefahr. Trotz eines Meeresschutzgebiets, das rund um
die Inseln 138.000 Quadratkilometer umfaßt, und eines
Plastiktüten-Verbotes auf den Inseln, drohen sie unter den Müllmassen
zu ersticken. Um dem entgegenzuwirken, haben afp zufolge Vertreter
des 1959 gegründeten Nationalparks, der große Teile des Archipels
bedeckt, seit Januar 22 Tonnen Müll an den Küsten der Inseln
gesammelt. Dabei geht es nicht nur um die Beseitigung des Mülls.
Vielmehr wird das Abfall auch dahingehend untersucht, ob darin
womöglich invasive Arten zu finden sind.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7722: Märkte und Finanzen - 20.03.2018 (SB)




VOM TAGE



US-Führung verbietet Transaktionen mit venezolanischem Petro

US-Präsident Trump verbietet amerikanischen Bürgern und Unternehmen
per Dekret die von Venezuela vor rund vier Wochen eingeführte
Kryptowährung Petro bei ihren Geschäften zu nutzen. Venezuelas
Präsident Maduro hatte den von den fünf Milliarden Barrel Öl des
Felds Nr. 1 des Ayacucho Blocks im Orinoco-Ölgürtel gedeckten Petro
aufgelegt, um vom US-Dollar weniger abhängig zu werden. Trump sieht
in dem Petro einen Versuch, die von den USA gegen die Bolivarische
Republik verhängten Sanktionen zu umgehen. Venezuela soll sich nicht
für den Wiederaufbau seiner Wirtschaft Kapital am internationalen
Finanzmarkt besorgen können. Die Landeswährung Bolivar leidet unter
Hyperinflation.

Insgesamt sollen 100 Millionen Petro in Umlauf gebracht werden. Der
Petro wurde entsprechend dem Gegenwert von einem Barrel Öl auf
zunächst 60 US-Dollar festgelegt. Regierungsangaben zufolge wurden im
Vorverkauf (Initial Coin Offering) Petro für 735 Millionen US-Dollar
gegengezeichnet. Das Dekret des US-Präsidenten vom Montag dieser
Woche schließt alle digitalen Währungen ein, die Venezuela herausgibt
oder herausgeben wird, also auch den geplanten, von venezolanischen
Goldvorkommen gedeckten Oro. Am Dienstag wurde der Petro erstmals für
den Handel freigegeben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7740: Aus Forschung und Technik - 20.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Samsung arbeitet offenbar an 3D-Gesichtserkennung

Mit dem Galaxy S9 und S9+ hat Samsung gerade erst zwei Smartphones
der Spitzenklassen an den Start geschickt, und schon wird über den
Nachfolger spekuliert. Da die Südkoreaner bei Display und Kamera
schon jetzt weit vorne sind, wird allgemein erwartet, daß endlich der
Fingerabdruckscanner von der Rückseite aufs Display wandert. Außerdem
scheint man bei Samsung auf die 3D-Erfassung von Gesichtern zu
setzen. Dafür spricht nicht nur, daß man in Südkorea die Qualität des
Kameramoduls vorangetrieben hat. Laut AppDated arbeitet Samsungs
Kamera-Ausrüster seit neuestem offenbar mit dem israelischen Startup
Mantis Vision zusammen, um hier einen entscheidenden Schritt nach
vorne zu machen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





BIOCHEMIE/224: Die universelle Sprache der Hormone (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 19.03.2018

Die universelle Sprache der Hormone



Bioinformatiker der Universität Würzburg haben eine bestimmte Klasse von
Hormonen untersucht, die für Pflanzen, Bakterien und indirekt auch für den
Menschen von Bedeutung sind. Dabei haben sie festgestellt: Die bisherige
Lehrmeinung stimmt nicht.

Zytokinine sind eine Gruppe kleiner Hormone, die man vor allem in Pflanzen
findet. Dort wirken sie steuernd auf das Wachstum und die Entwicklung von
Pflanzen ein und verzögern beispielsweise den Alterungsprozess. Darüber
hinaus zeigen aktuelle Studien, dass Zytokinine auch beim Kampf der
Pflanze mit Krankheitserregern eine wichtige Funktion übernehmen, indem
sie die Pflanze gegen bestimmte Erreger resistent machen. Das Wirken von
Zytokininen ist allerdings nicht auf die Pflanzenwelt beschränkt: Man
findet die Hormone auch in tierischen Geweben sowie in Bakterien, Pilzen
und Algen.

Bioinformatiker der Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU) haben
jetzt neue Details über die Entstehung von Zytokininen entschlüsselt und
damit die bisherige Lehrmeinung korrigiert. Daran beteiligt waren
Professor Thomas Dandekar, Inhaber des Lehrstuhls für Bioinformatik, und
seine Mitarbeiter Dr. Muhammad Naseem und Dr. Elena Bencurova. Die
Ergebnisse ihrer Arbeit haben sie in der aktuellen Ausgabe der
Fachzeitschrift Trends in Biochemical Sciences veröffentlicht.

Datenbanken müssen überarbeitet werden

Das zentrale Ergebnis: Der bisherigen Lehrmeinung nach sollten diejenigen
Enzyme, die Zytokinine aktivieren, zur Klasse der Lysin-Dekarboxylasen
gehören. Das allerdings ist falsch: "Unsere Untersuchungen zeigen
zweifelsfrei, dass diese Enzyme über keinerlei Dekarboxylase-Aktivität
verfügen. Sie aktivieren Zytokinine auf einem anderen biochemischen Weg",
erklärt Thomas Dandekar. Dementsprechend sei es jetzt notwendig, diese
Zuschreibung aus den relevanten Datenbanken zu entfernen.

123 Organismen hat Elena Bencurova für diese Studie an einem aktuellen
Stammbaum untersucht und dabei deren Eiweißbausteine genauen Motifanalysen
unterzogen oder - wie sie sagt - eine Protein-Sequenzanalyse erstellt. Ihr
Interesse galt denjenigen Enzymen, die Zytokinine aktivieren - den
sogenannten "Lonely-Guy-Enzymen" (LOG). Woher der Name stammt? "Blüten
einer Reismutante hatten nur ein Staubgefäß, aber keine Stempel. Deshalb
hat man diese Mutation mit einsamen Staubblättern auf den englischen Namen
'Lonely Guy' getauft", erklärt Thomas Dandekar.

Verräterische Muster in der Sequenzanalyse

Innerhalb dieser Aminosäuresequenzen hat die junge Wissenschaftlerin nach
Mustern gesucht, die für Lysin-Dekarboxylasen charakteristisch sind. Diese
ließen sich allerdings nicht nachweisen. Stattdessen konnte Elena
Bencurova ein Muster identifizieren, das den LOG-Enzymen entspricht, und
dabei vier Unterklassen aufschlüsseln.

Was sich nach einer Entdeckung anhört, die nur für eine kleine Gruppe von
Spezialisten von Interesse ist, hat tatsächlich eine weitreichende
Bedeutung. "Mit der Summe der in unserer Übersicht zusammengefassten
neuesten Untersuchungen kann man jetzt diese universelle Kommunikation bei
Bakterien, Pflanzen und Tieren besser verstehen", sagt Thomas Dandekar.
"Entscheidenden Anteil hat an diesem Erfolg Dr. Muhammad Naseem aus
unserer Arbeitsgruppe, der wegen seiner systembiologischen Publikationen
über Cytokinine seit Januar Professor an der Zayed Universität in Abu
Dhabi ist. Damit eröffnen sich unterschiedliche Einsatzgebiete - von der
Pflanze bis zum Menschen."

Hautcreme und Tuberkulose

"Menschliche Hautzellen verstehen die Sprache der Zytokinine", sagt der
Biochemiker. Als Bestandteil einer Hautcreme könnten sie somit die Zellen
vor schädlichen Einflüssen schützen und den Alterungsprozess bremsen.
Allerdings haben hier eigene Studien gezeigt, dass es dabei auf die Dosis
ankommt: "Niedrig dosiert, schützen sie die Zellen. Eine hohe Dosis
hingegen schadet", so Dandekar.

Indirekt wirken sich Zytokinine auf den Menschen aus, wenn sie
beispielsweise in den Bakterien aktiv sind, die Tuberkulose verursachen.
Sie versetzen die Krankheitserreger in die Lage, ihre Umgebung - das
Lungenepithel - so zu manipulieren, dass sich die Bakterien dort besser
einnisten können und für das Immunsystem oder Medikamente schwerer zu
bekämpfen sind (Ergebnisse von Samanovic et al., Mol Cell 2015).

In der Pflanzenzucht kann das Wissen von Naseem, Dandekar und Kollegen
über die universelle Sprache der Zytokinine dazu beitragen, die Pflanzen
vor Krankheitserregern besser zu warnen und deren Abwehrmechanismen
aktivieren, wie in eigenen Arbeiten an der Ackerschmalwand gezeigt.

Weitere Forschung nötig

"Zytokinine sprechen eine universelle Hormonsprache, die von vielen
Lebewesen verstanden wird und die zu den unterschiedlichsten Ergebnissen
führt", fasst Thomas Dandekar das zentrale Ergebnis der jetzt
veröffentlichten bioinformatischen Übersicht zusammen. Bis diese Sprache
bis ins letzte Detail verstanden ist, sei allerdings noch viel Forschung
nötig. Das jetzige Forschungsergebnis sei dementsprechend "ein kleiner
Fortschritt in einer größeren Story", ergänzt Elena Bencurova. Allerdings
ein Schritt, der das Fundament legt für weitere Erkenntnisse.


The Cytokinin-Activating LOG-Family Proteins Are Not Lysine
Decarboxylases.

Naseem M, Bencurova E, Dandekar T.

Trends in Biochemical Sciences. 2018 Mar 7. 

doi: 10.1016/j.tibs.2018.01.002.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ORNITHOLOGIE/413: Zebrafinken - In monogamen Systemen ist ein passender Partner wichtiger als ein gutaussehender (idw)


Max-Planck-Institut für Ornithologie - 19.03.2018

In monogamen Systemen ist ein passender Partner wichtiger als ein
gutaussehender



Die Farbe von Markierungsringen, wie sie zur individuellen Unterscheidung
an den Beinen von Vögeln angebracht werden, wirkt sich nicht auf deren
Verhalten, Physiologie, Lebensgeschichte und Fortpflanzungserfolg aus.
Dieses Ergebnis einer Studie von Wissenschaftlern des Max-Planck-Instituts
für Ornithologie in Seewiesen widerlegt langjähriges Textbuchwissen und
stellt in Frage, ob Schönheitsideale bei monogamen Tierarten überhaupt
eine große Rolle spielen.




[image: Bild: © Wolfgang Forstmeier / MPIO]

Ein Zebrafinkenweibchen und zwei Männchen mit roten bzw. grünen
Markierungsringen

Bild: © Wolfgang Forstmeier / MPIO



Seit über 35 Jahren hält sich in der Fachliteratur hartnäckig die Theorie,
dass die Farbe von Markierungsringen bei Zebrafinken die Attraktivität
eines Individuums und damit die Partnerwahl beeinflusst. Es klingt ja auch
durchaus nach einer runden Sache: Männchen, die mit einer bestimmten
Ringfarbe geschmückt sind (rot), sind attraktiver für Weibchen als andere
(vor allem grün), denn sie haben einen roten Schnabel, dessen Wirkung auf
die Weibchen durch die roten Ringe verstärkt wird. Seit der
Erstveröffentlichung gab es 39 weitere Publikationen, von denen 23
bestätigten, dass rotberingte Männchen den grünen überlegen sind. Acht
weitere Studien fanden immerhin irgendeinen Effekt auf die jeweils
untersuchten Parameter.

Die hier vorgestellte Studie von Wissenschaftlern der Abteilung
Verhaltensökologie und Evolutionäre Genetik des Max-Planck-Instituts für
Ornithologie in Seewiesen umfasst insgesamt acht Experimente, bei denen
Fitnessparameter von 730 mit verschiedenen Farben beringten Tieren aus
vier Populationen gemessen wurden. Sie ist damit umfangreicher als die
Stichprobe aller jener 23 Studien zusammen, die einen klaren Effekt der
Ringfarbe auf das Verhalten beschrieben. Die Forscher fanden jedoch
keinerlei Auswirkungen der Ringfarbe auf die Fitness von Männchen oder
Weibchen quer durch die verschiedenen Populationen. "Die große Stichprobe
zeigt, dass der Effekt gar nicht vorhanden ist", sagt Wolfgang Forstmeier,
Leiter der Studie. "Beleuchtet man die Statistik der veröffentlichten
Studien genauer, so sieht man auch dort, dass nur kleine Stichproben zu
positiven Ergebnissen geführt haben." Für ihn ist es nicht verwunderlich,
dass die Ringfarbe keine Rolle spielt für den Fortpflanzungserfolg: Eine
frühere Studie aus der Abteilung zeigte, dass Zebrafinkenweibchen einen
für sie passenden, nicht unbedingt einen gut aussehenden Partner suchen.
Da in monogamen Partnerschaften jedes Weibchen nur ein Männchen bekommt,
wäre das Buhlen aller um das hübscheste Männchen mit zu hohen Kosten
verbunden, denn letztlich profitiert ja nur ein Weibchen davon. "Die
individuelle Partnerwahl bei Zebrafinken führt nicht zur Ausprägung von
bestimmten Ornamenten, die alle sexy finden", sagt Bart Kempenaers,
Direktor der Abteilung. Für eine optimale Brutfürsorge wäre es vielmehr
wichtig, dass sich die Partner gut verstehen - und die Farbe des Rings ist
für den Bund des Lebens egal.


Weitere Informationen unter:

http://onlinelibrary.wiley.com/journal/10.1111/(ISSN)1558-5646

(Studie online ab 19.03.18)
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MELDUNG/280: Großbritannien wird Mitglied bei European XFEL (idw)


European XFEL GmbH - 19.03.2018

Großbritannien wird Mitglied bei European XFEL



Großbritannien ist zwölftes Partnerland bei European XFEL. Heute
unterzeichneten Regierungsvertreter des Vereinigten Königreichs,
Deutschlands und der anderen European XFEL-Vertragsparteien im Rahmen
einer feierlichen Zeremonie in der britischen Botschaft in Berlin die
Beitrittsdokumente. Der Beitrag des Vereinigten Königreichs liegt bei 26
Millionen Euro, das entspricht rund zwei Prozent der Gesamtbaukosten der
Anlage in Höhe von 1,22 Milliarden Euro (jeweils Preisniveau 2005), sowie
bei einem Beitrag von ebenfalls zwei Prozent zu den jährlichen
Betriebskosten.

Im European XFEL-Council, dem obersten Leitungsorgan der
Forschungseinrichtung, wird das Vereinigte Königreich durch den Science
and Technology Facilities Council (STFC) vertreten sein.

Der Vorsitzende des European XFEL-Council Prof. Martin Meedom Nielsen
erklärte in Berlin: "Die European XFEL-Mitgliedstaaten freuen sich sehr
über den offiziellen Beitritt des Vereinigten Königreichs.
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus dem Vereinigten Königreich
waren von Anfang an sehr aktiv an European XFEL beteiligt, und ihre
Beiträge und ihr Know-how sind überaus geschätzt. Wir werden nun gemeinsam
weiter daran arbeiten, die Position von European XFEL als weltweit
führende Einrichtung für Forschung mit Röntgenstrahlen zu erhalten und
auszubauen."

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus dem Vereinigten Königreich
tragen bereits jetzt auf unterschiedliche Weise zu European XFEL bei. Die
STFC Central Laser Facility am Rutherford Appleton Laboratory bei Oxford
beispielsweise baut derzeit einen Hochenergielaser für die
Experimentierstation HED (High Energy Density) bei European XFEL. Der neue
"DiPOLE-Laser" wird Zustände erzeugen, wie sie im Inneren von Planeten
herrschen, so dass diese mit den Röntgenblitzen des European XFEL
untersucht werden können.

Ebenfalls bei STFC entwickelt wurde der erste bei European XFEL
installierte hochentwickelte Detektor, der Large Pixel Detector LPD. Der
LPD ist eine Hochtechnologie-Röntgenkamera, die Bilder innerhalb von
Milliardstel Sekunden aufnehmen kann. Mitte 2017 wurde der Detektor an der
FXE-Experimentierstation (Femtosecond X-ray Experiments) bei European XFEL
installiert.

"Die volle Mitgliedschaft bei European XFEL ermöglicht britischen
Wissenschaftlern Forschungsmöglichkeiten auf atomarer, molekularer und
Nano-Ebene, die bislang nicht zugänglich sind", erklärte
STFC-Geschäftsführer Dr. Brian Bowsher. "Das ist ein sehr wichtiger Tag für
die Wissenschaft im Vereinigten Königreich und STFC. Aufbauend auf die von
STFC und anderen Forschungseinrichtungen im Vereinigten Königreich bereits
geleisteten Beiträge blicke ich mit Spannung auf die Entdeckungen der
nächsten Jahre, die unsere britischen Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler gemeinsam mit dem European XFEL-Team machen werden."

Das Vereinigte Königreich hat auch bei beim Serial Femtosecond
Crystallography Nutzerkonsortium (SFX-UC) eine führende Rolle inne. Das
Konsortium stellt Instrumentierung bereit, die es den Nutzern ermöglicht,
auf Basis von Nanokristallen und einzelnen Partikeln mit Hilfe von
Röntgenbeugung Aufnahmen von biologischen Makromolekülen zu machen. Das
neue XFEL-Forschungszentrum, das diese Aktivitäten koordiniert, ist an der
Diamond Light Source in Oxfordshire angesiedelt. Das Zentrum wird Nutzer
auch bei der Probenvorbereitung vor den Experimenten unterstützen, die
Datenverarbeitung und -analyse vereinfachen und Trainings anbieten.

European XFEL-Geschäftsführer Prof. Robert Feidenhans'l sagte:
"Internationale Zusammenarbeit ist für die Wissenschaft und European XFEL
unverzichtbar. Das Vereinigte Königreich hat bei der Gestaltung der
Zukunft unserer Forschungseinrichtung immer eine wichtige Rolle gespielt.
Wir freuen uns sehr über den offiziellen Beitritt und die zukünftig noch
engere Zusammenarbeit."


Über European XFEL

European XFEL ist eine internationale Forschungsanlage der Superlative in
der Metropolregion Hamburg: 27.000 Röntgenlaserblitze pro Sekunde und eine
Leuchtstärke, die milliardenfach höher ist als die der besten
Röntgenstrahlungsquellen herkömmlicher Art eröffnen völlig neue
Forschungsmöglichkeiten. Forschergruppen aus aller Welt können an dem
europäischen Röntgenlaser atomare Details von Viren und Zellen
entschlüsseln, dreidimensionale Aufnahmen im Nanokosmos machen, chemische
Reaktionen filmen und Vorgänge wie die im Inneren von Planeten
untersuchen. European XFEL ist eine gemeinnützige Forschungsorganisation,
die eng mit dem Forschungszentrum DESY und weiteren internationalen
Institutionen zusammenarbeitet. Sie beschäftigt mehr als 300
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, im September 2017 hat die Anlage den
Nutzerbetrieb aufgenommen. Mit Kosten von 1,22 Milliarden Euro
(Preisniveau 2005) für Bau und Inbetriebnahme und einer Länge von 3,4
Kilometern ist European XFEL eine der größten und ambitioniertesten
europäischen neuen Forschungseinrichtungen. Derzeit beteiligen sich zwölf
Länder: Dänemark, Deutschland, Frankreich, Italien, Polen, Russland,
Schweden, die Schweiz, die Slowakei, Spanien, Ungarn und das Vereinigte
Königreich. Deutschland (Bundesministerium für Bildung und Forschung sowie
die Länder Hamburg und Schleswig-Holstein) trägt 58 Prozent der Kosten für
die Einrichtung, Russland 27 Prozent. Die anderen Partnerländer sind mit
ein bis drei Prozent beteiligt.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1685

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

European XFEL GmbH, Dr. Bernd Ebeling, 19.03.2018

WWW: http://idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / GEOWISSENSCHAFTEN





MELDUNG/339: Stromatolithe in der Tiefsee (idw)


MARUM - Zentrum für Marine Umweltwissenschaften an der Universität Bremen -
19.03.2018

Stromatolithe in der Tiefsee

Forscherteam entdeckt Fossilien in 730 Metern Tiefe



Stromatolithe zählen mit 3,5 Millionen Jahren zu den ältesten Fossilien.
Die Kalkablagerungen kamen allerdings bisher lediglich in Flachmeeren mit
Wassertiefen bis zu zehn Metern vor. Denn wachsen können die Kalklagen
nur, wenn lichtabhängige und Photosynthese betreibende Mikroorganismen
beteiligt sind. Eine Studie von Geowissenschaftlerinnen und
-wissenschaftlern aus Deutschland, Österreich und den USA zeigt, dass mit
Hilfe von lichtunabhängigen, Chemosynthese betreibenden Mikroben
Stromatolithe auch am Meeresboden in 731 Meter Wassertiefe wachsen können.
Ihre Ergebnisse haben Tobias Himmler vom MARUM - Zentrum für Marine
Umweltwissenschaften der Universität Bremen und sein Autorenteam jetzt in
der Zeitschrift Geology veröffentlicht.




[image: Bild: © MARUM - Zentrum für Marine Umweltwissenschaften, Universität Bremen]

Die Mikrobenmatten wölben sich an den Gasaustritten. Sie sind am Bau
der domartigen Stromatolithe beteiligt.

Bild: © MARUM - Zentrum für Marine Umweltwissenschaften, Universität Bremen



Bremer Geowissenschaftlerinnen und -wissenschaftler haben bei einer
Expedition im Arabischen Meer vor der Küste Pakistans domartig aufgewölbte
Mikrobenmatten an Methanaustritten in 730 Meter Wassertiefe entdeckt. Mit
Hilfe des Greifarms von Tauchroboter MARUM-QUEST 4000 konnten sie einen
etwa 40 Zentimeter hohen Kalkdom bergen. In seinem Inneren fand das Team
fein laminierte und ebenfalls gewölbte Kalksteinstrukturen, die
ursprünglich von den Mikrobenmatten bedeckt waren.

Diese Mikroben wurden am MARUM genauer geochemisch untersucht. Das
Ergebnis: Am Bau der so genannten Stromatolithe sind methanabbauende
marine Mikroorganismen, die Archaeen, beteiligt. Im griechischen Ursprung
des Namens verbirgt sich bereits die Form der Kalkhügel: Das
altgriechische stroma steht für Decke, lithos für Stein. "Anders als die
im Flachmeer lebenden photosynthese-betreibende Mikroben, die Energie für
ihren Stoffwechsel aus Sonnenstrahlen gewinnen, benutzen diese Mikroben in
der Tiefsee Energie, die beim Abbau von Methan entsteht: In der Dunkelheit
betreiben sie Chemosynthese", berichtet Gerhard Bohrmann vom MARUM

Auf dem Meeresboden lebende Bakterien verwandeln den Schwefelwasserstoff,
der beim Methanabbau entsteht. "Faserbündel dieser sulfidoxidierenden
Bakterien konnten wir in Gesteinsdünnschliffen unter dem Mikroskop
identifizieren", berichtet Dr. Tobias Himmler, Erstautor der Studie. "Wie
diese Bündel erhalten sind, ist außergewöhnlich. Da die Bakterien im
Arabischen Meer in dieser Wassertiefe kaum freier Sauerstoff zur Verfügung
haben, nutzen sie wahrscheinlich Nitrat anstelle von Sauerstoff, was die
Kalkbildung begünstigt", ergänzt Prof. Dr. Jörn Peckmann von der
Universität Hamburg.

Ihre Vermutung bekräftigt ein geochemisches Modell, das Kalkbildung durch
den Chemosynthese basierten Stoffwechsel der Mikroben belegt. Daraus
folgern die Forschenden, dass im Gegensatz zu den bisher bekannten
Photosynthese betreibenden Mikroben auch lichtunabhängige Chemosynthese
basierte Mikroben Stromatolithe aufbauen können - und zwar auch in der
Tiefsee.

Stromatolithe sind die häufigsten Fossilien in Gesteinsformationen, die
älter als 541 Millionen Jahre sind. Ähnlich wie im heutigen Arabischen
Meer gab es in den Meeren vor dieser Zeit, im so genannten Präkambrium,
nur wenig Sauerstoff im Wasser. Die Entdeckung der auf Chemosynthese
basierenden Stromatolithe im Arabischen Meer liefert neue Erkenntnisse
darüber, wie diese alten Fossilien entstanden sein könnten. "Bisher kannte
man nur Photosynthese basierte Stromatolithe, zum Beispiel von den Bahamas
oder der Shark Bay an der Westküste Australiens. Diese unterscheiden sich,
im Gegensatz zu den Chemosynthese basierten Stromatolithe, im Aufbau und
ihrer internen Struktur von vielen präkambrischen Stromatolithen", erklärt
Tobias Himmler. Die Forschenden spekulieren daher darauf, dass
Chemosynthese häufiger als bisher angenommen zum Wachstum der
Stromatolithe im Präkambrium vor mehr als 541 Millionen Jahren beigetragen
hat.

Originalveröffentlichung:

Tobias Himmler, Daniel Smrzka, Jennifer Zwicker, Sabine Kasten, Russell S.
Shapiro, Gerhard Bohrmann, and Jörn Peckmann:

Stromatolites below the photic zone in the northern Arabian Sea formed by
calcifying chemotrophic microbial mats.

Geology 2018.

DOI: 10.1130/G39890.1

Beteiligte Institute:


	MARUM-Zentrum für Marine Umweltwissenschaften und Fachbereich Geowissenschaften, Universität Bremen,

	Department für Geodynamik und Sedimentologie, Erdwissenschaftliches Zentrum, Universität Wien, Österreich

	Alfred-Wegener-Institut Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung, Bremerhaven

	Fachbereich Geowissenschaften, Universität Bremen
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MARUM entschlüsselt mit modernsten Methoden und eingebunden in
internationale Projekte die Rolle des Ozeans im System Erde - insbesondere
im Hinblick auf den globalen Wandel. Es erfasst die Wechselwirkungen
zwischen geologischen und biologischen Prozessen im Meer und liefert
Beiträge für eine nachhaltige Nutzung der Ozeane. Das MARUM umfasst das
DFG-Forschungszentrum und den Exzellenzcluster "Der Ozean im System Erde".


Weitere Informationen unter:

http://pubs.geoscienceworld.org/gsa/geology/article/528309/Stromatolites-below-the-photic-zone-in-the

http://www.marum.de/Entdecken/Stromatolithe-in-der-Tiefsee.html

http://www.marum.de/Entdecken/Kalkstein-in-der-Tiefsee.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution314
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MARUM - Zentrum für Marine Umweltwissenschaften an der Universität Bremen,
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





EUROPA/1697: Zwei Jahre EU-Türkei-Vereinbarung - Kein Jubiläum zum Feiern


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. März 2018

Zwei Jahre EU-Türkei-Vereinbarung - Kein Jubiläum zum Feiern



Anlässlich des zweijährigen Bestehens der EU-Türkei-Vereinbarung erklärt Luise Amtsberg, Sprecherin für Flüchtlingspolitik:

Wir fordern die Bundesregierung auf, die Zusammenarbeit mit der Türkei neu auszurichten und den bestehenden Deal aufzukündigen. Ein wesentlicher Aspekt der Zusammenarbeit muss die Stärkung der legalen Wege nach Europa, so zum Beispiel das Resettlement oder die Familienzusammenführung, sein.

Wir haben uns immer dafür eingesetzt, dass die Nachbarstaaten des Bürgerkriegslandes Syrien bei der Aufnahme, Versorgung und Integration von Flüchtlingen unterstützt werden. Dazu gehört auch die Türkei, die allein dreimal so viele Flüchtlinge aufgenommen hat, wie ganz Europa. Statt aber bei den Verhandlungen darauf zu drängen, dass die Türkei die Genfer Flüchtlingskonvention vollumfänglich ratifiziert und sich die Bedingungen für Flüchtlinge in der Türkei verbessern, hat die Bundesregierung nur ein Ziel verfolgt: weniger Flüchtlinge in Europa.

Um den Deal mit der Türkei nicht zu gefährden, war die Bundesregierung mit Blick auf die innenpolitische Lage in der Türkei sehr schweigsam. Diese Politik ist nicht nur fahrlässig, sondern auch extrem kurzsichtig und gefährlich. Die Türkei produziert mit ihrer Innen- und Außenpolitik täglich neue Flüchtlinge in Syrien und in der Türkei selbst. Durch die Offensive im syrischen Afrin, das vielen syrischen Geflüchteten als letzter sicherer Ort innerhalb Syriens galt, sind zehntausende Menschen nun erneut auf der Flucht. Gleichzeitig ist die Zahl der Asylanträge aus der Türkei in Deutschland enorm angestiegen.

Über 400.000 syrische Flüchtlingskinder können derzeit in der Türkei nicht beschult werden. Wenn sich hieran nichts ändert, wird eine ganze Generation von geflüchteten Kindern und Jugendlichen quasi verloren gehen. Das kann aus menschenrechtlicher Sicht, aber auch aus sicherheitspolitischen Erwägungen nicht im Interesse Europas sein. Auch kann es nicht sein, dass die anderen großen Flüchtlingsgruppen, nämlich aus Irak und Afghanistan, gar keine Berücksichtigung finden. Auch völlig außer Acht lässt die Bundesregierung die kritische Lage auf den griechischen Inseln.

Auf all diese Umstände liefert die Bundesregierung bisher keine befriedigende Antwort. Im Gegenteil: Auf europäischer Ebene wird das Asylsystem derzeit reformiert. Man möchte weiter am Dublin-System festhalten und vermutlich wird die Türkei auf der Liste der europäischen Sicheren Herkunftsstaaten landen. Damit werden die Fehler von 2015 wiederholt und die Chance verpasst, ein krisenfestes gemeinsames europäisches Asylsystem zu schaffen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. März 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52
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Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





EUROPA/1696: Fähigkeit zur zivilen Konfliktprävention der EU erhalten




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. März 2018
 
Fähigkeit zur zivilen Konfliktprävention der EU erhalten

 
Zur drohenden Abschaffung des einzigen EU-Fonds für zivile Konfliktprävention erklärt Ottmar von Holtz, Obmann im Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung:
 
Wir sind entsetzt, dass das Instrument für Stabilität und Frieden nach dem Willen von EU-Kommission und Europaparlamentsmehrheit droht, abgeschafft zu werden. Zwar sind auch wir Grüne nicht zufrieden mit der zunehmenden militärischen Zweckentfremdung der IcSP-Gelder, aber es ist skandalös, dass die EU-Kommission ein zentrales Instrument zur zivilen Krisenprävention und Stabilisierung aus der Hand legt.  Besonders angesichts der zunehmenden weltweiten Konflikten läge es im Interesse und in der Verantwortung des Friedensprojekts EU, Dialog- und friedensbildende Maßnahmen zu einem zentralen Pfeiler der europäischen Außenpolitik zu machen. Wir fordern daher von der Bundesregierung, sich für die Erhaltung des IcSP einzusetzen.
 
 *

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. März 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





UMWELT/1731: Weltweite Waldzerstörung stoppen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. März 2018
 
Weltweite Waldzerstörung stoppen



Zum Internationalen Tag des Waldes am 21. März und zu aktuellen Zahlen der Umweltorganisation WWF, wonach seit 1990 fast 2,4 Millionen Quadratkilometer Wald zerstört worden sind, erklären Harald Ebner, Sprecher für Waldpolitik, und Steffi Lemke, Sprecherin für Naturschutzpolitik: Die Zahlen sind ein Alarmsignal. Die Welt braucht Wald. Schon jetzt ist weltweit viel zu viel davon zerstört. Ohne Wald als Speicher von Kohlendioxid und Wasser, als Klimaregulator und als Lebensraum für Tiere und Pflanzen funktioniert unser Ökosystem nicht.

Auch wenn die größte Waldzerstörung heute in Afrika und Südamerika betrieben wird, sind auch wir dafür verantwortlich. Denn die Tropenwälder werden vor allem deshalb unwiederbringlich abgeholzt, um in Monokulturen Ölpalmen zur Palmölproduktion und mit massivem Glyphosateinsatz Gensoja anbauen zu können, als Futter für die Fleischproduktion in Deutschland und Europa. Diese Entwicklung muss dringend gestoppt werden.

Die neue Bundesregierung muss dazu beitragen, indem sie national, europaweit und global die politischen Weichen stellt für den Kurswechsel zu einer nachhaltigen Agrarpolitik auf regionaler Basis statt weiter auf Fleisch-Massenproduktion zu setzen, die nur mit Waldzerstörung in anderen Teilen der Welt funktioniert. Durch eine erweiterte Gentechnik-Kennzeichnung für tierische Produkte, die mit Gensoja-Futter erzeugt wurden, würde die Nachfrage nach solchen Produkten zurückgehen. Der schwarz-rote Neuaufguss hat dieses Ziel, das immerhin noch im letzten Koalitionsvertrag stand, offenbar komplett aufgegeben.

Aber auch beim Wald in Deutschland gibt es Handlungsbedarf. Durch die Umwandlung zu Laubmischwäldern und hin zu mehr alten Bäumen im Wald ließe sich eine fast dreimal höhere Kohlendioxid-Bindung und mehr biologische Vielfalt erreichen, hat kürzlich das Öko-Institut Freiburg nachgewiesen. Um dieses Klimaschutzpotential auszuschöpfen und zugleich unsere Wälder robuster gegenüber Sturmschäden, Trockenheit und anderen Folgen der Klimakrise zu machen, muss die neue Bundesregierung eine verbindliche gute fachliche Praxis im Wald und Anreize wie Vertragsnaturschutz schaffen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. März 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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INNEN/3356: Kampf gegen Einbruchskriminalität muss Teil des 100-Tages-Programms sein


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 20. März 2018

Kampf gegen Einbruchskriminalität muss Teil des 100-Tages-Programms
sein

Erste Berichte aus den Ländern deuten auf Rückgang der Einbruchskriminalität hin



Die BILD-Zeitung hat heute auf der Grundlage des Securitas-Reports
über einen deutlichen Rückgang der Einbruchsdiebstähle berichtet.
Dazu erklärt der stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im
Deutschen Bundestag, Stephan Harbarth:

"CDU und CSU werden auch in dieser Wahlperiode jede Anstrengung
unternehmen, um den Einbruchsdiebstahl zu bekämpfen. Eine Aufstockung
des erfolgreichen KfW-Programms "Kriminalprävention durch
Einbruchsicherung" haben wir im Koalitionsvertrag durchgesetzt. Zudem
werden wir mit unserem Koalitionspartner auch über weitere
Instrumente für die Sicherheitsbehörden sprechen.

Wohnungseinbrüche traumatisieren viele Opfer für Jahre. CDU und CSU
haben deshalb bereits in der vergangenen Wahlperiode einen
umfangreichen Maßnahmenkatalog zur Bekämpfung der
Einbruchskriminalität ins Werk gesetzt. Dazu gehören etwa das
KfW-Programm zur Einbruchsprävention mit einer Fördersumme von 50
Millionen Euro im Jahr, die härtere Bestrafung des
Einbruchsdiebstahls und zusätzliche Ermittlungsbefugnisse für die
Sicherheitsbehörden.

Die Ergebnisse des Securitas-Berichts liegen auf einer Linie mit den
Zahlen, die einzelne Länder - so etwa Baden-Württemberg und Hessen -
bereits in ihrer Polizeilichen Kriminalstatistik für das Jahr 2017
veröffentlicht haben. Sollten die dort vorgestellten Zahlen einen
landesweiten Trend beschreiben, wären die Einbruchsdiebstähle im
vergangenen Jahr in Deutschland deutlich zurückgegangen und auch die
Aufklärungsquote leicht gestiegen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





SOZIALES/1887: Renten sollen um 3,2 Prozent im Westen und um 3,4 Prozent im Osten steigen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 20. März 2018

Renten sollen um 3,2 Prozent im Westen und um 3,4 Prozent
im Osten steigen



"Erfreuliche Nachrichten für die Rentnerinnen und Rentner in
Deutschland: Aufgrund der guten wirtschaftlichen Entwicklung werden
die Renten auch in diesem Jahr wieder deutlich steigen. Im Westen
wird die Erhöhung voraussichtlich 3,2 Prozent betragen und im Osten
3,4 Prozent. Beide Werte liegen über der voraussichtlichen
Inflationsrate, so dass die Kaufkraft der Rentnerinnen und Rentner in
Deutschland erneut spürbar zunehmen wird.

Im Koalitionsvertrag wurden weitere Verbesserungen unter anderem bei
der Mütterrente und Erwerbsminderungsrente vereinbart, für deren
rasche Umsetzung sich die CDU/CSU-Bundestagsfraktion mit Nachdruck
einsetzen wird.

Zudem wollen wir eine Rentenkommission einrichten, um die Rente
zukunftsgerecht auszugestalten. Hierfür wollen wir in Kürze
Vorschläge unterbreiten."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1683: Türkei muss Urteil umsetzen und Journalisten freilassen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 20. März 2018

Türkei muss Urteil umsetzen und Journalisten freilassen



"Die Verurteilung der Türkei durch den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte bestätigt die Kritik, dass der Rechtsstaat unter der Erdogan-Führung abgeschafft wird. Die Bundesregierung muss nun Druck auf die Türkei ausüben, damit sie das Urteil auch umgehend umsetzt", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE im Bundestag, zum Urteil in den Fällen der inhaftierten türkischen Journalisten Mehmet Altan und Sahin Alpay. Hänsel weiter:

"Die türkischen Gerichte, die sich bislang weigern, die vom eigenen Verfassungsgericht angeordnete Freilassung umzusetzen, müssen Altan und Alpay nun umgehend freilassen. Mit dem heutigen Urteil in Straßburg sind sie offiziell Geiseln der Erdogan-treuen Justiz. Auch das Ausreiseverbot für die deutsche Journalistin Mesale Tolu muss endlich aufgehoben werden. Die Zurückhaltung der Bundesregierung gegenüber Ankara, die sich auch auf die Interessen der deutschen Rüstungsindustrie stützt, stärkt in diesem politisch-juristischen Machtkampf die Erdogan-Seite. Wer weiter auf Beschwichtigung setzt, stützt das Unrecht in der Türkei und lässt die nach wie vor inhaftierten Journalisten und politischen Gefangenen im Stich."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 20. März 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1682: Katja Kipping zu den aktuellen Entwicklungen in Syrien


DIE LINKE - Presseerklärung vom 20. März 2018

Zu den aktuellen Entwicklungen in Syrien



Die Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Katja Kipping äußert sich zu den aktuellen Entwicklungen in Syrien:

Syrien ist kein sicheres Herkunftsland und wer den Familiennachzug aus Syrien aussetzt, ist nur noch ein Unmensch. Schlimmer noch. Die Bundesregierung gab Erdogan grünes Licht für seinen völkerrechtswidrigen Krieg gegen die Kurden. Jetzt fahren brandschatzende und mordende Islamisten auf deutschen Leopard-2-Panzern durch die kurdische Stadt Afrin. Das ist ein schwarzer Tag für die deutsche Außenpolitik und beweist erneut, dass man einem Gewaltherrscher wie Erdogan nicht durch Beschwichtigung zum Einlenken bewegen kann.

Der jüngste schreckliche Bombenangriff im syrischen Ghouta, bei dem 17 Schulkinder und zwei Erwachsene in einem Luftschutzkeller mit einer bunkerbrechenden Rakete gezielt getötet wurden, ist ein unentschuldbares Kriegsverbrechen und ein politisches Fiasko für die Waffenstillstands-Resolution des UN-Sicherheitsrats. Der UN-Sicherheitsrat ist daran gescheitert, die Menschen in Syrien zu schützen.

Ich fordere daher die UN-Mitgliedsstaaten auf, eine Dringlichkeitssitzung der UN-Generalversammlung einzuberufen. Diese soll die Kriegsparteien auffordern, die unmenschlichen und völkerrechtswidrigen Angriffe in Afrin und Ghouta zu beenden, sowie sofortigen und ungehinderten Zugang für humanitäre Hilfe zu schaffen. Ich fordere von der Bundesregierung, dass sie sich ultimativ für ein Rückkehrrecht der vertriebenen Bevölkerung nach Afrin einsetzt und für sofortige humanitäre Hilfe sorgt. Die Bundesregierung muss endlich die völkerrechtswidrigen Annexionspläne von Erdogan in Syrien verurteilen.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 20. März 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SOZIALES/2507: Hubertus Heil muss Rentnern endlich die Wahrheit sagen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 20. März 2018

Hubertus Heil muss Rentnerinnen und Rentnern endlich die Wahrheit sagen



"Alljährliche Rentenerhöhungen von um die drei Prozent sind für Millionen von Rentnerinnen und Rentner notwendig, gut und wichtig. Sie ändern aber nichts daran, dass wir zu einem lebensstandardsichernden Rentenniveau von 53 Prozent zurückkehren müssen", kommentiert Matthias W. Birkwald, rentenpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, die heute verkündete Rentenerhöhung. Birkwald weiter:

"Die Wiederanhebung des Rentenniveaus auf 53 Prozent würde die Standardrente um 139 Euro brutto und 123,62 Euro netto erhöhen. Das ist finanzierbar, denn durchschnittlich verdienende Beschäftigte und ihre Chefs müssten nur 32 Euro mehr in die Rentenkasse zahlen.

Ich fordere den neuen Sozialminister Hubertus Heil auf, den Rentnerinnen und Rentnern endlich die Wahrheit zu sagen: Von einer Rentenerhöhung von 3,2 Prozent im Westen und 3,4 Prozent im Osten bleibt bei einer Inflation von 1,7 Prozent, die die Forschungsinstitute voraussagen, nur rund die Hälfte übrig. Bei einem Kölner Standardrentner würde das - nach 45 Jahren Durchschnittsverdienst - bedeuten, dass er real nicht knapp 45 Euro mehr im Monat erhält, sondern nur gut 21 Euro.

Außerdem rutschen Jahr für Jahr mehr als 50.000 Rentnerinnen und Rentner zusätzlich in die Steuerpflicht. Die sozialdemokratische Stabilisierung des Rentenniveaus auf dem heutigen Stand bringt niemandem auch nur einen Cent mehr. So darf es nicht weitergehen. Es kommt jetzt darauf an, die Rente armutsfest und lebensstandardsichernd umzubauen."

 * 
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UMWELT/621: Fluchtursache Klimawandel


DIE LINKE - Presseerklärung vom 20. März 2018

Katja Kipping "Fluchtursache Klimawandel"



Der Klimawandel könnte Millionen Menschen zum Umsiedeln zwingen, heißt es in einem aktuellen Bericht der Weltbank. Das ist keine neue These, unterstreicht aber umso mehr die Dringlichkeit von Klimagerechtigkeit. Menschen fliehen vor Krieg, politischer Verfolgung, existentieller Not und den Folgen der Umweltzerstörung, die der Klimawandel bewirkt. Das System, das hinter all dem steht, heißt Krisenkapitalismus. Der bringt die hemmungslose Ausbeute von Ressourcen mit sich und begünstigt in vielen Ländern ein Wachstum, das nicht nachhaltig ist und den Klimawandel vorantreibt. Dieses fehlerhafte System wird von der Bundesregierung mitgetragen, die die Klimaziele für 2020 mit ihren bisherigen Maßnahmen drastisch verfehlt. Es ist erschreckend, wenn sich ein Land von der Größe und dem Energieverbrauch der USA, zurück ins klimapolitische Steinzeitalter begibt. Die Bundesregierung redet gern Grün daher, folgt dann aber der Kohle- und Abgaslobby. 2016 lag Deutschland im weltweiten Ranking des CO2 Ausstoßes auf Platz sechs. Notwendigerweise müssen jetzt der Kohleausstieg und die Verkehrswende in Deutschland vorangebracht werden. Europaweit muss Migration endlich in die Entwicklungspläne aufgenommen, und Klimafluchtprozesse müssen näher untersucht werden. Beim Thema Klimaschutz kann sich niemand mehr leisten, auf Zeit zu spielen. Es ist Zeit für die Energiewende und höchste Eisenbahn für die Verkehrswende.

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/2046: Handelskrieg abwenden - ohne faule Deals


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 20. März 2018

Handelskrieg abwenden - ohne faule Deals



"Deutschland ist durch seine extreme Exportabhängigkeit verwundbar. Ein Handelskrieg ist für Donald Trump leicht zu gewinnen, wenn er den Exportjunkie auf kalten Entzug setzt. Die Bundesregierung muss die Binnenwirtschaft stärken, um die Exportüberschüsse kontrolliert abzubauen. Einen faulen Deal nach dem Motto 'Mercedes Benz für Rüstung' - die EU rüstet auf und wird dafür von Strafzöllen verschont - darf es aber nicht geben", kommentiert Fabio De Masi, stellvertretender Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE, die Gespräche von Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier und EU-Handelskommissarin Cecilia Malmström in Washington. De Masi weiter:

"Deutschland und die EU dürfen Trump auch keinen Blankoscheck für einen Handelskrieg gegen China erteilen. Dies könnte wie bei den Russlandsanktionen teuer werden. China unternimmt ernsthafte Anstrengungen, seine Binnenwirtschaft zu stärken, und ist ein Schwellenland. Die chronischen Exportüberschüsse entwickelter Volkswirtschaften, etwa die Deutschlands oder der Eurozone, sind größer als die Chinas. Sie sind die wahre Hypothek für die Weltwirtschaft.

Sollten die US-Strafzölle auf die Autoindustrie ausgeweitet werden, droht Deutschland ein Waterloo. Die USA sind nicht Griechenland. Es macht einen Unterschied, ob ein Schäferhund einen Hamster beißt oder einen Pit Bull. Spätestens im nächsten Abschwung oder bei einem eskalierenden Handelsstreit ist das Bekenntnis der Bundesregierung zur 'schwarzen Null' obsolet. Die Bundesregierung sollte daher endlich die Lohnbremsen der Agenda 2010 und von Hartz IV lösen und die Investitionslücke schließen, um einen Handelskrieg abzuwenden. Dies wäre ein diplomatisches Signal, um den Handelspartnern zu versichern, dass Deutschland sich an sein Stabilitätsgesetz von 1967 sowie an internationale Spielregeln hält."

 * 
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BUNDESTAG/7022: Heute im Bundestag Nr. 170 - 20.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 170

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 20. März 2018, Redaktionsschluss: 13.30 Uhr

1. Mieten in Großstädten ziehen weiter an

2. Linke fragt nach Auftritten der Bundeswehr

3. Fragen der AfD zur Nato-Speerspitze

4. Ausbildung in Pfullendorf im Fokus

5. AfD fragt nach Kulturförderung



1. Mieten in Großstädten ziehen weiter an

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Das Wohnen in deutschen Groß- und
Universitätsstädten wird weiterhin teurer. Sowohl bei Erstvermietungen
von Neubauten als auch bei Erst- und Wiedervermietungen insgesamt sind
im ersten Halbjahr 2017 die Angebotsmieten im Vergleich zum ersten
Halbjahr 2016 teils deutlich gestiegen. Dies geht aus einer Antwort
der Bundesregierung (19/794) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/527) hervor. Demnach liegt München bei der
Erstvermietung im Neubau mit im Schnitt 18,13 Euro pro Quadratmeter
(+5,6 Prozent) deutlich an der Spitze im bundesweiten Vergleich.
Erheblich zugenommen haben die Angebotsmieten im Vergleichszeitraum
laut Antwort auch in Münster (11,90 Euro/m², +11,2 Prozent) und
Wiesbaden (13,11 Euro/m², +9,4 Prozent). Einzig in Freiburg im
Breisgau (14,08 Euro/m², -3 Prozent) ist in der Aufstellung der
Bundesregierung ein Rückgang zu verzeichnen.

Mit Blick auf Angebotsmieten bei Erst- und Wiedervermietungen sticht
laut Darstellung der Bundesregierung vor allem Berlin hervor. Die
Angebotsmiete stieg im Vergleich zum ersten Halbjahr 2016 um 9,7
Prozent und lag im ersten Halbjahr 2017 bei 9,95 Euro/m².
Spitzenreiter in absoluten Zahlen ist in dieser Kategorie ebenfalls
München mit 16,39 Euro/m² (+5,6 Prozent). Starke Mietsteigerungen
gab es auch in Münster (+7,1 Prozent), Darmstadt (+6,5 Prozent) und
Stuttgart (+5,6 Prozent). Das bundesweite Mittel der Steigerung der
Angebotsmieten bei Erst- und Wiedervermietungen lag laut
Bundesregierung bei 4,4 Prozent.

 * 

2. Linke fragt nach Auftritten der Bundeswehr

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Linksfraktion will über die öffentlichen
Auftritte der Bundeswehr im zweiten Quartal 2018 informiert werden. In
einer Kleinen Anfrage (19/1169) will sie unter anderem wissen, an
welchen Messen und Ausstellungen Beteiligungen und welche Vorträge von
Jugendoffizieren und Karrierebratern an Schulen und Hochschulen
geplant sind. Zudem möchte sie über Auftritte des Musikkorps, über
Gelöbnisse und andere Veranstaltungen außerhalb militärischer Anlagen
unterrichtet werden.

 * 

3. Fragen der AfD zur Nato-Speerspitze

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD verlangt Auskunft über die Personal- und
Materialsituation bei der Panzerlehrbrigade 9, die ab 2019 als
Leitverband der sogenannten Nato-Speerspitze dienen soll. In einer
Kleinen Anfrage (19/1193) will sie unter anderem wissen, aus welchen
anderen Truppenteilen die Brigade Personal und Ausrüstung erhalten
soll, um fehlende Kapazitäten auszugleichen. Zudem möchte sie
erfahren, warum der Schützenpanzer Puma noch keine Einsatzreife hat.

 * 

4. Ausbildung in Pfullendorf im Fokus

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion will über aktuelle Vorfälle im
Ausbildungszentrum Spezielle Operationen der Bundeswehr in Pfullendorf
informiert werden. In einer Kleinen Anfrage (19/1201) will sie unter
anderem wissen, ob die Soldaten, die einen Marsch wegen Erschöpfung
abbrechen mussten, bleibende Schäden davontrugen. Zudem möchte sie
erfahren, gegen welche Vorschriften die Ausbilder verstoßen haben, und
welche Disziplinarmaßnahmen gegen sie verhängt wurden.

 * 

5. AfD fragt nach Kulturförderung

Kultur und Medien/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD verlangt Auskunft über die Förderung des
Künstlerkollektives "Zentrum für politische Schönheit" (ZPS) durch den
Hauptstadtkulturfonds. In einer Kleinen Anfrage (19/1158) will sie
unter anderem wissen, ob der Staatsschutz tätig werden musste, weil im
Rahmen des ZPS-Projektes "Erster Europäischer Mauerfall" Freiwillige
mit Bussen zu EU-Grenzanlagen gefahren wurden, um diese
niederzureißen. Zudem möchte sie erfahren, aus welchen inhaltlichen
und künstlerischen Kriterien Fördermittel für dieses Projekt vergeben
und warum sie nicht zurückgefordert wurden. Die AfD-Fraktion verweist
darauf, dass im Rahmen des ZPS-Projektes 14 Gedenkkreuze für die
Mauertoten in Berlin-Mitte ohne Erlaubnis entwendet wurden.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 170 - 20. März 2018 - 13.30 Uhr
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BUNDESTAG/7021: Heute im Bundestag Nr. 169 - 20.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 169

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 20. März 2018, Redaktionsschluss: 11.31 Uhr

1. AfD fordert Überprüfung von Grenzwerten

2. Herausforderungen in Fukushima

3. Schweinepest bei Wildschweinen

4. Sisha nur mit Steuerzeichen

5. Bürokratieabbau im Gesundheitssystem



1. AfD fordert Überprüfung von Grenzwerten

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion fordert von der Bundesregierung,
eine Überprüfung der europäischen Grenzwerte für Stickstoffdioxid
herbeizuführen. Zur Begründung verweist die Fraktion in ihrem Antrag
(19/1213) unter anderem auf eine Sachverständigenanhörung im Rahmen
des Diesel-Untersuchungsausschusses der vergangenen Legislaturperiode.
Die Abgeordneten führen aus, dass der EU-Grenzwert von 40 µg/m³
(Jahresmittelwert) demnach "übertrieben und unverhältnismäßig" sei.
Für die entstehenden wirtschaftlichen Schäden gebe es weder eine
medizinische noch eine naturwissenschaftliche Rechtfertigung. In der
Begründung verweist die Fraktion zudem unter anderem auf die
Grenzwerte in den "überaus unweltsensiblen USA" von 100 µg/m³ und
höher im Jahresmittel. Diese seien Mitte 2017 nach einer erneuten
Überprüfung bestätigt worden.

 * 

2. Herausforderungen in Fukushima

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die aktuelle Lage rund um das havarierte japanische
Atomkraftwerk Fukushima ist Gegenstand einer Antwort der
Bundesregierung (19/1057) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/772). Die Bundesregierung sieht demnach als größte
kurzfristige Herausforderung die "Vermeidung einer unkontrollierten
radiologischen Freisetzung in die Umgebung" an. Mittelfristig sei die
Entladung der Brennelemente aus den Lagerbecken der Blöcke 1 bis 3
eine große Herausforderung. Technische Lösungen für diese beiden
Herausforderungen sind nach Darstellung der Bundesregierung bereits
vorhanden oder in Erprobung. Noch untersucht werden laut Antwort
hingegen technische Lösungen für die langfristig größte
Herausforderung: die Bergung der geschmolzenen Materialien,
insbesondere des Coriums aus den Sicherheitsbehältern der Blöcke 1
bis 3.

 * 

3. Schweinepest bei Wildschweinen

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Verbreitung der Afrikanischen Schweinepest (ASP)
verläuft in Wildschweinbeständen bisher unabhängig von Ausbrüchen bei
Hausschweinen. "In den betroffenen osteuropäischen Staaten der EU
konnten ASP-Ausbrüche bei Hausschweinen schnell und problemlos getilgt
werden", heißt in einer Antwort der Bundesregierung (19/1206) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zu den
Übertragungswegen der ASP (19/760). Weiter führt die Regierung dazu
aus, dass die gesetzlich vorgeschriebenen Maßnahmen zur Bekämpfung der
ASP gute Erfolge erzielen würden. "Das konsequente und rasche Vorgehen
der Behörden hat sich bewährt und gezeigt, dass die ASP beim
Hausschwein mit klassischen Bekämpfungsmaßnahmen (Standstill, Tötung
der Schweine in seuchen- und ansteckungsverdächtigen Beständen,
Gebietsrestriktionen) erfolgreich zu bekämpfen ist." Im Gegensatz dazu
erweise sich das ASP-Geschehen in der Wildschweinpopulation als sehr
komplex und schwer kontrollierbar. Nach bisherigen Erkenntnissen
verhalte sich die ASP in den betroffenen Wildschweinpopulationen wie
eine auf ein begrenztes Gebiet gebundene Seuche ohne Tendenz zur
schnellen Ausbreitung. Dennoch befürwortet die Bundesregierung die
vermehrte Bejagung der heimischen Wildschweinpopulation, weil dadurch
das Ausbreitungsrisiko im Falle einer Einschleppung verringert werden
könne. "Eine hohe Wildschweinedichte, wie zurzeit in Deutschland
vorhanden, würde allerdings die Ausbreitung der ASP begünstigen, falls
das ASP-Virus in die Wildschweinpopulation gelangt." Allerdings könne
eine verstärkte Bejagung zur Anpassung des Verhaltens der Tiere
führen, zum Beispiel zu kompensatorischem Wachstum und zum Zuzug von
Wildschweinen aus benachbarten Territorien. Als alleinige Maßnahme
reiche daher die Reduzierung der Wildschweinpopulation zur
Verhinderung der Ausbreitung der ASP wohl nicht aus. Nach den
bisherigen Erfahrungen der von ASP betroffenen Länder sei die
Entfernung der Kadaver potenziell infizierter Wildschweine aus der
Umwelt als wirksame Maßnahme empfehlenswert.

 * 

4. Sisha nur mit Steuerzeichen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Sogenannte Sisha-Bars können Kleinverkaufspackungen
mit Wasserpfeifentabak an ihre Kunden abgeben und damit beim Betrieb
der Bars das geltende Tabaksteuerrecht einhalten. Die Bundesregierung
widerspricht in ihrer Antwort (19/1152) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/865) der Einschätzung, Wasserpfeifentabak könne in
den Bars oft nur in loser Form abgegeben werden und werde häufig auch
mit anderen Stoffen zur Erzeugung unterschiedlicher
Geschmacksrichtungen gemischt. Eine Änderung des Gebots, wonach Tabak
nur in Verpackungen mit Steuerzeichen abgegeben werden darf, lehnt die
Regierung ab. "Es sind zahlreiche bereits verbrauchsfertig
aufbereitete Wasserpfeifentabake mit den unterschiedlichsten
Geschmacksnoten verfügbar. Eine Notwendigkeit zur Vornahme einer
nachträglichen Aromatisierung oder Befeuchtung, welche eine
tabaksteuerrechtlich relevante Herstellungshandlung begründen würde,
besteht für den Betrieb einer Sisha-Bar nicht", heißt es in der
Antwort.

 * 

5. Bürokratieabbau im Gesundheitssystem

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Nach Ansicht der FDP-Fraktion ergeben sich einige
Fragen zur wirtschaftlichen Entwicklung im Gesundheitsbereich. So habe
der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung viele Verbesserungsvorschläge gemacht, teilweise schon
seit Jahre, ohne dass es zu Änderungen gekommen sei, heißt es in einer
Kleinen Anfrage (19/1236) der Fraktion.

Das Gremium habe etwa vor den Folgen des demografischen Wandels
gewarnt und erklärt, die derzeit stabile Finanzlage sei nicht von
Dauer. Die Abgeordneten wollen nun wissen, wie die Bundesregierung die
konkreten Warnungen bewertet und wo Möglichkeiten zum Bürokratieabbau
in den Bereichen Gesundheit und Pflege gesehen werden.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7020: Heute im Bundestag Nr. 168 - 20.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 168

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 20. März 2018, Redaktionsschluss: 09.45 Uhr

1. Bildungsoffensive zum Digitalpakt

2. Nutzung von Satellitenbildern

3. Entwicklung der Kosten in Pflegeheimen

4. Beiträge zur Pflegeversicherung

5. Kontrolle des DRK-Blutspendedienstes

6. Schlachten ohne Betäubung



1. Bildungsoffensive zum Digitalpakt

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Durch die nicht erfolgte Regierungsbildung habe
lange keine entscheidungsreife Grundlage für den Abschluss der
Gespräche zur Strategie "Bildungsoffensive für die digitale
Wissensgesellschaft" vorgelegen. Die Gespräche sollen nun nach Bildung
einer neuen Bundesregierung fortgeführt werden. Zunächst müsse aber
noch die Verabschiedung des Bundeshaushalts sowie entsprechend der
Verständigung im Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD eine Änderung
des Grundgesetzes erfolgen. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/1168) auf die Kleine Anfrage der FDP (19/868).

Die Abgeordneten der FDP hatten in ihrer Anfrage darauf hin gewiesen,
dass die frühere Bundesministerin Johanna Wanka (CDU) für das Programm
"rund fünf Milliarden Euro" in Aussicht gestellt habe und gemahnt,
dass eine haushälterische Entscheidung des Deutschen Bundestages über
die Bereitstellung finanzieller Mittel immer noch ausstehe.

Zur Erschließung der Potenziale digitaler Bildung hatte das
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) im Oktober 2016
unter Leitung von Wanka einen Vorschlag für einen Digitalpakt zur
Förderung des Aufbaus digitaler Infrastruktur und zur Umsetzung
digitaler Bildung vorgestellt. In einer digitalen Wissensgesellschaft
sei digitale Bildung die Voraussetzung, um Menschen auf die
Anforderungen der Arbeitswelt vorzubereiten und sie zur
gesellschaftlichen Teilhabe zu befähigen.

In ihrer Antwort weist die Bundesregierung darauf hin, dass der
Ausgangspunkt der Verhandlungen zwischen Bund und Ländern zum
Digitalpakt Schule im Januar 2017 zwar die Erklärung von
Bundesministerin Wanka gewesen sei, dass aber haushälterische,
sachliche und rechtliche Fragen nach der Bundestagswahl von der
nachfolgenden Bundesregierung geklärt würden.

 * 

2. Nutzung von Satellitenbildern

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will von der Bundesregierung
wissen, in welchem Umfang das Bundeskriminalamt und die Bundespolizei
in Ermittlungsverfahren oder zur Gefahrenabwehr Bilder aus der
Satellitenaufklärung nutzen. Ferner erkundigt sie sich in einer
Kleinen Anfrage (19/1142) unter anderem danach, welche Stellen hierfür
angefragt werden und welche Auflösung diese Satellitenbilder haben.

 * 

3. Entwicklung der Kosten in Pflegeheimen

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die finanzielle Überlastung von Menschen in
Pflegeheimen ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/1170) der Fraktion
Die Linke. Derzeit häuften sich Berichte über drastisch steigende
Heimkosten vor allem in ostdeutschen Pflegeheimen. Viele Menschen
könnten sich die Kosten für den Platz im Pflegeheim nicht mehr leisten
und seien dann auf Hilfe zur Pflege angewiesen.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun unter anderem
erfahren, wie sich die Eigenanteile für Pflegeheimbewohner in den
vergangenen Jahren entwickelt haben.

 * 

4. Beiträge zur Pflegeversicherung

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die unterschiedlichen Beiträge zur gesetzlichen
Pflegeversicherung sind Thema einer Kleinen Anfrage (19/1197) der
AfD-Fraktion. Der Gesetzgeber hat 2005 gesetzlich versicherte
Kinderlose mit einem Beitragszuschlag belegt. Die Abgeordneten wollen
nun wissen, wie die Bundesregierung diese Beitragsregelung bewertet
und ob sie angesichts "der sich verschärfenden demografischen Krise"
eine Überprüfung für sinnvoll hält.

 * 

5. Kontrolle des DRK-Blutspendedienstes

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit dem Blutspendedienst des Deutschen Roten Kreuzes
(DRK) befasst sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/1214). Mehr als 70 Prozent des Bedarfs an Blutprodukten in
Deutschland decke das DRK, das nach eigenen Angaben die Blutspenden
zum Selbstkostenpreis zur Verfügung stelle. Überschüsse würden sofort
in Reinvestitionen und Modernisierungen gesteckt. Dennoch belaufe sich
die Vermögen der sechs regionalen Blutspendedienste nach Presseangaben
auf insgesamt fast 600 Millionen Euro.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun unter anderem
wissen, wer die Plausibilität der DRK-Angaben zu den anfallenden
Kosten überprüft und wie viele öffentliche Gelder das DRK in den
vergangenen Jahren bekommen hat.

 * 

6. Schlachten ohne Betäubung

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Alternative für Deutschland (AfD)
stellt rituelle Schlachtungen von Nutztieren in den Mittelpunkt einer
Kleinen Anfrage (19/1171). Die Abgeordneten fordern einen
statistischen Überblick über Schlachtungen ohne Betäubung -
sogenanntes Schächten - in Deutschland. Die Bundesregierung soll die
Gesamtzahl der jährlich geschächteten Tiere seit dem Jahr 1998 nach
Bundesländern und Nutztierarten aufgeschlüsselt angeben.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1634: Kanzlerin Merkel und der polnische Ministerpräsident Morawiecki, 19.03.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz im Warschau - Montag, 19. März
2018

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem polnischen
Ministerpräsidenten Morawiecki

(Die Ausschrift des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultandolmetschung.)



MP Morawiecki: Vielen Dank! Ich bin sehr glücklich, dass ich Sie heute hier
in Warschau begrüßen darf. Ich habe Sie zur erneuten Wahl zur
Bundeskanzlerin von Deutschland beglückwünscht, und wir freuen uns sehr,
dass wir in ihrer Person eine Regierungschefin haben, die unser Freund ist,
eine gute Partnerin und gute Freundin Polens ist. Wir können unsere Arbeit
bezüglich der Lösung der europäischen und der bilateralen Probleme weiter
fortsetzen, aber auch der Probleme, die noch weiter gehen, nämlich der
weltweiten Probleme.

Ich freue mich sehr, dass die deutsch-polnische Partnerschaft entsprechend
auch im Koalitionsvertrag Berücksichtigung gefunden hat. Polen ist auch
bereit, diese Partnerschaft mit Inhalten zu füllen, sowohl bilateral als
auch im internationalen Kontext.

Wir sind der Auffassung, dass eine enge Zusammenarbeit zwischen unseren
Staaten absolut notwendig ist, um eine sehr gute Zusammenarbeit in ganz
Europa zu gewährleisten, und zwar angesichts der neuen Agenda für die Zeit
nach 2019, also nach dem Brexit, aber auch im Rahmen der Ausarbeitung eines
neuen Finanzrahmens sowie im Rahmen der Digitalpolitik, der
Sicherheitspolitik beziehungsweise auch der Industriepolitik. Auch die
jüngsten protektionistischen Maßnahmen, die es weltweit gegeben hat, haben
wir beide als etwas sehr Beunruhigendes kommentiert.

Wir haben auch über den Giftgasanschlag in Salisbury gesprochen, und wir
sind so verblieben, dass es vor allem einer entschlossenen Antwort der
Europäischen Union bedarf. Wir erwarten, dass in den Schlussfolgerungen des
Rats auch dieses Thema entsprechend berücksichtigt werden wird.

Ich habe mit Freude zur Kenntnis genommen, dass im Koalitionsvertrag auch
der Wille zur Fortsetzung des Weimarer Dreiecks bekundet wird. Wir sind
Befürworter der Nutzung dieser Plattform zur Besprechung der wichtigsten
Themen der europäischen Agenda. Wir hoffen sehr, dass es zu einem baldigen
Treffen des Weimarer Dreiecks kommen wird.

Wir haben uns auch sehr positiv über die wirtschaftliche Zusammenarbeit
unserer beiden Staaten geäußert. Der Handelsaustausch spielt hierbei eine
Vorbildrolle. Wir haben einen Handelsumsatz in Höhe von mehr als 100
Milliarden Euro. Das sind Rekordzahlen. Diese Konvergenz zwischen der
polnischen und der deutschen Volkswirtschaft, die natürlich viel, viel
besser entwickelt ist - heute, nach mehr als 20 Jahren, ist sie immer noch
viel weiter entwickelt -, gibt es schon.

Ich habe der Frau Bundeskanzlerin auch die wichtigsten Ansätze der
Wirtschafspolitik unserer Regierung vorgestellt. Wir wollen das
Wirtschaftswachstum natürlich mit der Wahrung der wichtigsten Mechanismen
des Binnenmarkts verknüpfen. Wir haben über die Entsenderichtlinie sowie
über die Dienstleistungsfreiheit als einen Mechanismus zur Steigerung der
Konkurrenzfähigkeit auf dem Binnenmarkt gesprochen. Ich habe in diesem
Kontext die Bedeutung der europäischen Solidarität hervorgehoben, auch im
Kontext der Arbeit an der neuen finanziellen Vorausschau. Wir sprechen uns
dafür aus, dass die Beiträge der einzelnen Mitgliedstaaten aufgrund der
Lücken, die aufgrund des Brexit entstehen werden, erhöht werden, obwohl wir
der Auffassung sind, dass Großbritannien vielleicht in einer bestimmten
Form weiterhin am europäischen Haushalt partizipieren sollte. Wir sind auch
dafür, dass die gemeinsame Strukturpolitik aufrechterhalten wird.

Im Kontext der europäischen Zukunft waren wir uns einig, dass es eine
Schlüsselaufgabe ist, die Einheit der Europäischen Union beizubehalten, und
zwar dadurch, dass wir uns auf die Erwartungen der europäischen Bürgerinnen
und Bürger konzentrieren, und dadurch, dass wir uns auch auf die praktische
Seite des Funktionierens der Europäischen Union konzentrieren. Die
Bürgerinnen und Bürger sollen den eigentlichen Mehrwert der Europäischen
Union erkennen. Stabilität und Sicherheit sind die wichtigsten Elemente,
die von den Bevölkerungen erwartet werden, und diese Themen kommen bei den
Wahlen in den Mitgliedstaaten zum Ausdruck.

Auch im Bereich der Migrationspolitik haben wir unsere Positionen
vorgestellt und uns hierüber ausgetauscht. Wir haben unterstrichen, dass es
notwendig ist, gemeinsame Asylregeln auszuarbeiten, die heute sehr
unterschiedlich sind. Wir schauen darauf, dass wir die Spannungen zwischen
den Ländern an der Peripherie der Europäischen Union abbauen. Wir haben
auch darauf hingewiesen, dass wir im Zusammenhang mit dem 
russisch-ukrainischen Krieg viele Flüchtlinge aus Zentralasien, aus Tschetschenien
und aus der Ukraine aufnehmen.

Polen hat auch einen wesentlichen Anteil an den Hilfsinstrumenten und einen
Beitrag übernommen. Wir haben 50 Millionen Euro in die Europäische
Investitionsbank einbezahlt. Es bedarf in der nächsten finanziellen
Vorausschau eines großen Unterstützungssystems. Die Angel und nicht der
Fisch soll den verschiedenen Bevölkerungen gegeben werden, den Menschen,
die unsere Hilfe brauchen. Ich habe der Frau Bundeskanzlerin auch
versichert, dass wir gegenüber dem Dialog aufgeschlossen sind, was die
Kommission und die verschiedenen europäischen Einrichtungen angesichts der
Debatten, die es hier gibt, anbelangt.

Zu den bilateralen Beziehungen: Wir haben uns hier über verschiedene
wirtschaftliche Fragen unterhalten. Die Wirtschaft entwickelt sich sehr
gut. Der Handelsaustausch ist hervorragend, wie ich bereits gesagt habe.
Ich möchte mich auch sehr dafür bedanken, dass wir vielleicht - die Frau
Bundeskanzlerin hat uns das vorgeschlagen - auf eine symbolische Art und
Weise an einem Wirtschaftsevent teilnehmen, das unsere
Interessensgemeinschaft hier noch zusätzlich hervorheben wird.

Sehr geehrte Damen und Herren, vielen Dank auch an die deutsche Delegation,
dass Sie so schnell nach Vereidigung der Bundesregierung gekommen sind!
Herzlich willkommen, Frau Bundeskanzlerin, herzlich willkommen, deutsche
Delegation! Ich freue mich, dass wir bereits jetzt, in diesem kurzen
Gespräch, auf sehr wichtige Fragen eingegangen sind. Beim Abendessen können
wir das Ganze noch vertiefen. Vielen Dank!

BK'in Merkel: Sehr geehrter Herr Premierminister, lieber Mateusz
Morawiecki, meine Damen und Herren! Ich freue mich, dass wir die
Gelegenheit haben, so kurz nach meiner Wiederwahl heute unserem Nachbarn
Polen einen bilateralen Besuch abzustatten. Mir war das sehr wichtig, und
die gesamte deutsche Regierung möchte die guten nachbarschaftlichen
Beziehungen pflegen und stärken. Sie haben darauf hingewiesen, dass das
auch im Koalitionsvertrag verankert ist, aber es wird auch in die Tat
umgesetzt. So war der Bundesaußenminister schon vergangene Woche hier in
Polen, und heute bin ich hier. Wir wollen damit zeigen, dass wir, selbst
wenn wir manchmal auch nicht ganz einfache Gespräche haben, uns als
Nachbarn eng verbunden sind, die Beziehungen entwickeln wollen und vor
allen Dingen auch voranschreiten wollen.

Ein positiver Teil unserer Beziehungen sind mit Sicherheit die sehr engen
wirtschaftlichen Beziehungen. Ein Handelsaustausch von 110 Milliarden Euro
ist ein Rekord, und ich glaube, wir haben hier sogar noch weiteres
Potenzial. Deshalb freue ich mich, dass wir auch vereinbart haben, im
Zusammenhang mit den nächsten Regierungskonsultationen auch einmal unsere
Wirtschaft zusammenbringen, um auch symbolisch zu danken und zu überlegen,
wo wir etwas noch besser machen können; denn jede Art von
Wirtschaftsaustausch bedeutet natürlich letztlich auch Kontakte von
Menschen untereinander.

Ich freue mich auch sehr, dass wir uns jetzt bald mit der Finanzierung der
Begegnungsstätte Kreisau beschäftigen wollen; denn es ist einer der Orte,
an denen wir gerade angesichts der sehr schwierigen Geschichte, die unsere
beiden Länder miteinander haben, in die Zukunft schauen können. Mir
persönlich ist das sehr, sehr wichtig - gerade auch, dass unsere Jugend mit
diesen Fragen befasst wird, immer wieder auch diskutiert und zusammenkommt.
Wir unterstützen auch sehr das Format des Weimarer Dreiecks und werden uns
mit dafür einsetzen, dass in diesem Rahmen Formate zustande kommen können.

Auch was unsere bilateralen Beziehungen anbelangt, haben wir gemeinsame
Interessen, und zwar zum einen innerhalb der Europäischen Union, aber auch
mit Blick auf die außenpolitischen Anstrengungen. Hier haben wir beide
heute in gleichem Maße den Einsatz von Nervengift in Großbritannien
verurteilt. Auch ich hatte mit der britischen Premierministerin gesprochen,
und wir stehen hier an der Seite Großbritanniens. Ich denke, es ist
selbstverständlich, dass wir auch beim nächsten Europäischen Rat, der in
dieser Woche, am Donnerstag, beginnen wird, mit Theresa May noch einmal
darüber sprechen und möglichst auch gemeinsame und klare Schlussfolgerungen
treffen werden.

Im Zusammenhang mit Großbritannien haben beide Länder - auch Deutschland -
das Interesse, in Zukunft gute, freundschaftliche, enge Beziehungen mit
Großbritannien zu haben, auch wenn Großbritannien sich entschieden hat, die
Europäische Union zu verlassen. Deshalb ist die Nachricht, dass heute die
Einigung über eine Übergangsphase gelungen ist, sicherlich eine gute
Nachricht für unsere beiden Länder. Wir werden jetzt ja auch in die
Verhandlungen über die zukünftigen Beziehungen Großbritanniens zur
Europäischen Union eintreten, und hier haben wir die feste Absicht, eng
zusammenzuarbeiten.

Die Europäische Union hat bis Juni insbesondere verschiedene Aufgaben zu
erledigen. Hierbei geht es zum einen um den Versuch - und ich hoffe, einen
erfolgreichen Versuch -, ein gemeinsames europäisches Asylsystem
auszuarbeiten. Ich hoffe, dass wir hierfür Wege finden. Sie haben heute
noch einmal betont, dass auch Polen Flüchtlinge aufnimmt und so - auch wenn
sie vielleicht geografisch aus anderen Ländern kommen - seinen Beitrag
leistet. Wir sind uns einig, dass die Arbeit der Grenzschutzagentur Frontex
gestärkt werden muss, und wir haben auch außerhalb der Europäischen Union
gemeinsame Projekte zur Bekämpfung von Fluchtursachen. Dass wir den
illegalen Schleppern und Schleusern das Handwerk legen wollen, versteht
sich von selbst. Das heißt, wir müssen an guten Perspektiven in den Ländern
arbeiten, aus denen heute noch Flüchtlinge kommen.

Mit Blick auf die Ukraine haben wir eine vollkommen gleiche Sichtweise, und
auch das beschäftigt uns in der Europäischen Union immer wieder. Es gibt
leider noch keine sichtbaren und großen Fortschritte im Zusammenhang mit
dem Minsker Abkommen. Auf solche Fortschritte werden wir gemeinsam weiter
drängen.

Wir haben dann das Thema der Bankenunion miteinander besprochen. Hier
arbeiten Polen und Deutschland auch sehr auf einer Linie. Ich glaube, diese
Arbeit können wir auch gut fortsetzen.

Es geht natürlich auch um die gemeinsame Verteidigungspolitik innerhalb der
Europäischen Union. Auch hier gibt es ein hohes Maß an Übereinstimmung
darüber, die Verteidigungspolitik in der Europäischen Union nicht gegen die
Nato, sondern als Stärkung der Nato zu gestalten; auch das ist für uns
wichtig.

Es gab auch eine sehr kohärente Sichtweise mit Blick auf die Androhung von
Zöllen und protektionistische Maßnahmen. Der deutsche Wirtschaftsminister
ist zum Beispiel heute in den Vereinigten Staaten von Amerika, die
Kommission wird sprechen, und wir werden alles unternehmen, um hier
Lösungen zu finden. Unsere beiden Länder bekennen sich aber eindeutig zum
Freihandel; wir glauben, dass wir davon alle profitieren können und dass
Protektionismus uns insgesamt nicht weiterführt.

Wir können nachher das Gespräch noch fortsetzen. Ich freue mich, dass ich
im Anschluss auch die Möglichkeit habe, Präsident Duda zu sehen und mit ihm
ein kurzes Gespräch zu führen.

Insofern hoffe ich und glaube ich, dass diese neue Bundesregierung jetzt
mit neuem Elan an den deutsch-polnischen Beziehungen arbeiten kann. Von
unserer Seite, der deutschen Seite aus wünschen wir uns sehr gute,
intensive, freundschaftliche Beziehungen. Das wird zum Wohle Europas und
zum Wohle unserer beiden Länder sein.

Frage: Eine Frage an Premierminister Morawiecki: Morgen läuft die Frist ab,
die die EU-Kommission für die Beantwortung der Frage gesetzt hat, ob Sie
die drei Gesetze zum Obersten Gericht, zum Justizrat und zu den allgemeinen
Gerichten zurücknehmen, ob das Verfassungsgericht wieder unabhängige Leiter
bekommt und ob nicht veröffentlichte Grundsatzurteile veröffentlicht
werden. Was antworten Sie Brüssel?

Frau Bundeskanzlerin, haben Sie auch darüber gesprochen? Was passiert, wenn
die Regierung von Herrn Morawiecki sagt, dass alles so bleibt, wie es ist?

MP Morawiecki: In diesem Kontext führen wir einen sehr belebten Dialog mit
unseren Partnern von der Europäischen Kommission. Ich habe zwei längere
Treffen mit Herrn Vorsitzenden Juncker absolviert, einmal habe ich mich mit
dem stellvertretenden Vorsitzenden, Herrn Timmermans, getroffen, und auch
beim anstehenden Europäischen Rat werde ich darüber sprechen.

Wir vertreten im Kontext dieser großen Themen die Überzeugung, dass es in
Polen großer Veränderungen in der Justiz bedarf. Es geht also um die
Steigerung der Unabhängigkeit der Richter zur Verbesserung der Objektivität
und der Qualität der Justiz. Natürlich wissen wir um die Zweifel im Rahmen
der Empfehlung Nummer 4; es gibt auch noch weitere Empfehlungen. Wir haben
ein Weißbuch vorgelegt und werden bis zum 20. März unsere ausführlichen
Antworten auf all diese Zweifel und Fragen der Europäischen Kommission
liefern.

Im Kontext der Gespräche, die es jetzt gibt, kann ich Folgendes sagen: Es
gibt ein Licht am Ende des Tunnels, dass wir uns hier einig werden.
Natürlich braucht es ein Verständnis auf beiden Seiten. Wir zeigen gewisse
Fehler und Probleme - und das ist eine sehr delikate Bezeichnung - in der
Justiz auf. Natürlich gibt es Emotionen auf beiden Seiten. Wir schauen
darauf, dass wir diese Emotionen minimieren. Wir haben jetzt einen sehr
konstruktiven Dialog. Ich bedanke mich bei Herrn Juncker, dass auf der
Seite der Europäischen Union auch Verständnis für unsere unterschiedlichen
Belange und für die verschiedenen Charakteristika vorhanden ist.

Was das Spezifikum unseres Justizsystems angeht, so werden die nächsten
zwei Wochen sehr wichtig sein, um wirklich eine konstruktive
Übereinstimmung zu erreichen.

BK'in Merkel: Ich kann von meiner Seite aus nur sagen: Da die Gespräche ja
jetzt gerade sehr intensiv mit der Kommission geführt werden, hoffen wir
von deutscher Seite aus natürlich, dass sich dort auch Lösungen auftun. Wir
werden uns natürlich weiter informiert halten. Aber für mich wäre es sehr
erfreulich, wenn die Kommission uns dann auch sagen könnte, dass diese
Gespräche erfolgreich gewesen sind.

Frage: Gibt es, was diesen Doppelagenten angeht, auf den ein Anschlag
verübt wurde, die Möglichkeit für einen Dialog mit Polen? Was soll in
dieser entschlossenen Antwort enthalten sein, die man diesbezüglich
liefert?

MP Morawiecki: Wir sprechen uns dafür aus, dass es eine entschlossene
Antwort der gesamten Europäischen Union ist. Der Anschlag hat in einem
Mitgliedsland der Europäischen Union und im Hoheitsgebiet eines 
Nato-Mitglieds stattgefunden. Wir sind der Auffassung, dass hier eine
harmonisierte und solidarische Antwort nötig ist, damit der russische
Aggressor weiß, dass er sich eine solche Politik des Angreifens von 
Nato-Mitgliedern, von EU-Mitgliedern nicht erlauben darf. Wir werden sicherlich
beim EU-Gipfel über meinen Vorschlag diskutieren - das habe ich auch mit
der Frau Bundeskanzlerin besprochen -, dass dies in den vereinbarten
Konklusionen des Gipfels berücksichtigt wird.

BK'in Merkel: Ich möchte mich dem voll anschließen. Wir sind, wie gesagt,
der Meinung, dass es sehr ernsthafte Hinweise darauf gibt, dass Russland
damit etwas zu tun hat. Es ist jetzt an Russland, zu zeigen, dass das nicht
der Fall ist. Ich begrüße, dass Großbritannien die Dinge transparent der
Organisation für das Verbot chemischer Waffen übergibt. Ich glaube, wir
werden diesbezüglich zu starken und gemeinsamen Schlussfolgerungen auf dem
Europäischen Rat kommen. Deutschland wird sich jedenfalls dafür einsetzen.

Frage: Meine Frage richtet sich sowohl an den Ministerpräsidenten als auch
an die Frau Bundeskanzlerin Es geht um den künftigen Finanzrahmen der
Europäischen Union. Soll die Zuteilung von Mitteln im Zusammenhang mit
diesem Finanzrahmen an die Rechtsstaatlichkeit geknüpft werden? Nach
welchen Kriterien könnte man dabei vorgehen? Könnte zum Beispiel die
Initiierung eines Artikel-7-Verfahrens schon ein Grund sein, diese
Verknüpfung herzustellen?

Soll außerdem die Aufnahme von Flüchtlingen ein Kriterium für die Zuteilung
von Mitteln im Rahmen des EU-Finanzrahmens sein?

BK'in Merkel: Ich hoffe - das habe ich ja eben gesagt -, dass die Frage des
Artikel-7-Verfahrens zwischen der Kommission und Polen geregelt werden
kann. Die Gespräche laufen ja jetzt, und deshalb brauchen wir überhaupt
keine Spekulationen. Wir werden alle Hände voll zu tun haben, überhaupt
einen mittelfristigen Finanzrahmen aufstellen zu können. Das wird eine
extrem schwierige Aufgabe sein, weil uns natürlich durch den Austritt
Großbritanniens Mittel fehlen, weil die Aufgaben eher mehr geworden sind
und weil wir natürlich auch Länder wie Polen, die diese Mittel sehr
effizient einsetzen, stärken wollen.

Ich muss sagen: Nach den Gesprächen, die wir jetzt geführt haben, bin ich
optimistischer, wenn ich auch noch nicht optimistisch bin. Aber vielleicht
schaffen wir es ja auch im Zusammenhang mit dem europäischen Asylsystem,
vernünftige Lösungen zu finden, die allen Belangen Rechnung tragen, und
dann muss man sich auch mit dieser Frage nicht beschäftigen. Es ist
unstrittig, dass manche Länder sehr von den Flüchtlingsfragen betroffen
sind. Ich nenne jetzt gar nicht Deutschland, sondern ich nenne jetzt zum
Beispiel Italien, das ja nichts dafür kann, dass in Libyen eine völlig
instabile Struktur vorhanden ist und das natürlich mit der Frage der
Grenzsicherung noch einmal in ganz anderer Weise konfrontiert ist. Wir
wollen Italien dabei mit allen Kräften stützen. Man kann sich dann ja auch
überlegen, ob man Ländern, die diese Außenlage haben, Lasten, die sie
tragen, in einer mittelfristigen Vorausschau in bestimmter Weise bevorzugt
anrechnet.

Es ist vieles im Fluss. Jetzt müssen wir erst einmal schauen, ob wir bis
Juni ein gemeinsames europäisches Asylsystem hinbekommen - die Kommission
wird ja erst im Mai den Haushalt und Ende Mai die Strukturverordnung
vorlegen, und man wird überhaupt erst im Juni wissen, wie die Vorstellungen
der Kommission sind -, und dann reden wir über Finanzen.

MP Morawiecki: Was den ersten Teil Ihrer Frage angeht, hat die Frau
Bundeskanzlerin schon sehr ausführlich geantwortet. Ich stimme voll mit dem
überein, was sie gesagt hat.

Zum zweiten Teil Ihrer Frage darf ich Folgendes sagen: Natürlich liegt uns
viel daran, dass solche gemeinsamen Systeme und Mechanismen ausgearbeitet
werden, die von allen akzeptiert werden und die auch Solidarität zeigen.
Ein solches Programm kann auch sehr viel kosten. Das sollten gemeinsame
finanzielle Anstrengungen sein, die dem gewidmet sind. Wir möchten unsere
Partner bitten, dass gewisse Sensibilitäten entsprechend berücksichtigt
werden, dass man die interne Souveränität respektiert, dass man
respektiert, wer von wem aufgenommen werden möchte und was die Grundsätze
für die Aufnahme sind.

Es gilt das, was auch die Frau Bundeskanzlerin vorhin gesagt hat: Wir sind
der Auffassung, dass Frontex hier verstärkt funktionieren sollte, um eben
die Außengrenzen schützen zu können. Wir sind auch der Auffassung, dass das
gesamte Asylsystem, das Migrationssystem und das Flüchtlingsaufnahmesystem
in Europa umgebaut und neu aufgestellt werden müssen. Wir möchten bei
dieser Neuausgestaltung mit unseren europäischen Partnern zusammenarbeiten,
und zwar auf eine sehr enge Art und Weise.

Frage: Eine Frage zur Zukunft der Europäischen Union, Frau Bundeskanzlerin,
und zwar im Zusammenhang mit dem Ende der Legislaturperiode verschiedener
Institutionen: Was ist die Zukunft? Können wir von einer gemeinsamen Agenda
für Europa sprechen?

BK'in Merkel: Ja, ich glaube, wir können das. Dort, wo wir das nicht haben,
müssen wir daran arbeiten. Mir liegt die Zukunft Europas sehr am Herzen,
und zwar eines Europas der 27 Mitgliedstaaten und nicht nur eines Europas
der Eurozone oder einer anderen Gruppe. Ich glaube, angesichts der
Situation um uns herum auf der Welt verstehen wir doch alle, dass wir
unsere Stimme nur machen können, wenn wir miteinander ein starkes Bündnis
eingehen und unsere Anliegen auch weltweit gemeinsam vorbringen. Das
erfordert eine gewisse Sensibilität den jeweiligen Empfindungen gegenüber.
Das erfordert die Fähigkeit, den Wunsch und die Bereitschaft, auch
Kompromisse zu suchen. Ich glaube, das ist auch vorhanden.

Natürlich ist die Europäische Union nicht irgendein Bündnis, sondern ein
Bündnis, das auf Rechtsstaatlichkeit beruht, das auf Demokratie beruht.
Deshalb sage ich: Ich werde alles daransetzen - das gilt für die ganze
Bundesregierung, für die neue Bundesregierung -, dass wir in Europa eine
gemeinsame Agenda haben. Dabei müssen wir an einigen Stellen besser werden.
Aber wenn ich einmal an die strukturierte Zusammenarbeit im Rahmen der
Verteidigungspolitik denke, dann ist es so, dass wir das über Jahrzehnte
nicht geschafft haben. Ich glaube, dass wir angesichts neuer
Herausforderungen, neuer Bedrohungen eine gute gemeinsame Politik
entwickeln können. Wir können eine gute gemeinsame Politik gegenüber Afrika
entwickeln; wir müssen gegenüber Russland eine gemeinsame Politik
entwickeln, auch gegenüber China. Wir werden bei der Europawahl für ein
starkes und einheitliches Europa eintreten.

Montag, 19. März 2018

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1633: Kanzlerin Merkel und die Ministerpräsidentin Islands, Katrín Jakobsdóttir, 19.03.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz im Bundeskanzleramt - Montag, 19. März
2018

Pressestatements von Bundeskanzlerin Merkel und der Ministerpräsidentin
Islands, Katrín Jakobsdóttir

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultandolmetschung)



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, ich freue mich, dass die
Ministerpräsidentin Islands, Frau Katrín Jakobsdóttir, heute bei uns ist.
Ich begrüße sie ganz herzlich, denn die Beziehungen zwischen Deutschland
und Island stehen nicht jeden Tag im Rampenlicht, aber sie sind sehr
freundschaftlich. Deshalb ist es schön, Sie zum ersten Mal hier begrüßen zu
können.

Island feiert den 100. Jahrestag seiner Souveränität, und insofern sind wir
froh, dass die Ministerpräsidentin uns anlässlich dieses Tages auch
besucht. Wir haben gerade darüber gesprochen: In diesem Jahr begehen wir in
Deutschland den 100. Jahrestag der Einführung des Frauenwahlrechts, den
Island seinerseits schon vor einigen Jahren begehen konnte.

Die vertrauensvollen Beziehungen zwischen unseren Ländern sind länger und
älter, als wir es manchmal wissen: Die Handelsbeziehungen gehen bis auf die
Hansezeit zurück. Der erste isländische Bischof wurde auch in Deutschland
geweiht, der bayerische Staatsrechtler Konrad Maurer unterstützte bereits
im 19. Jahrhundert die isländischen Unabhängigkeitsbestrebungen, und der
Ring der Nibelungen von Richard Wagner besteht zu einem nicht unerheblichen
Teil aus der isländischen Edda-Saga - es gibt also viele Beziehungen
kultureller Art. 2019 jährt sich auch der 70. Jahrestag der Ankunft der
deutschen Frauen in Island. Es ist etwas in Vergessenheit geraten, dass
gerade deutsche Frauen die größte Einwanderungsgruppe in Island waren.

Heute fahren etwa 2 Millionen Touristen pro Jahr aus Deutschland auf die
Insel, erfreuen sich an der unglaublichen Schönheit - von der ich mir
allerdings noch kein Bild machen konnte - und erleben die isländische
Gastfreundschaft. Touristen aus Deutschland belegen immerhin den dritten
Platz in Island. Dabei hat sich die Schengen-Mitgliedschaft Islands als ein
großer Vorteil erwiesen. Natürlich wissen wir auch, dass viele Isländer
auch im Handball und im Fußball zur Belebung der deutschen Sportszene
beitragen. Davon haben wir auch schon profitiert.

Interessant ist, dass trotz der Tatsache, dass wir als Partner etwas
ungleiche Größen haben, der Handel zwischen unseren Ländern doch sehr
intensiv ist. Das ist sicherlich auch dem Sachverhalt zugute zu halten,
dass Island zum EWR, also zum Europäischen Wirtschaftsraum, gehört. Es
freut uns natürlich sehr, dass Island jetzt auch seine Finanz- und
Wirtschaftskrise, die das Land ja sehr, sehr hart getroffen hatte,
überwinden konnte.

Darüber hinaus sind wir sicherheitspolitische Partner in der NATO und auch
dadurch verbunden.

Noch einmal ganz herzlich willkommen! Ich freue mich, dass wir die
Gelegenheit zum Gespräch haben.

MP'in Jakobsdóttir: Herzlich Dank, Frau Bundeskanzlerin! Es ist traurig,
dass ich Ihre wunderschöne Sprache nicht sprechen kann, aber ich freue mich
sehr, dass ich heute hier bin. Ich freue mich sehr, dass ich heute in
Berlin bin, einer großartigen Stadt, die natürlich auch junge Isländer sehr
anzieht, die gern hierher kommen und sich hier auch für ihre kreative
Arbeit Anregungen suchen.

Die Isländer sind mit den Deutschen schon seit Jahren auf hervorragende
Weise in den unterschiedlichsten Bereichen verbunden. Wir teilen die
gleichen Werte, wir teilen Demokratie, wir teilen die Verpflichtungen für
die Rechtsstaatlichkeit. Wir fühlen uns den Prinzipien der
Gleichberechtigung zwischen Mann und Frau und auch der Stärkung der Rolle
der Frau sehr verpflichtet. Ich werde heute später noch an einer Konferenz
der nordischen Botschaften über Gleichberechtigung teilnehmen. Das ist in
den letzten Jahren eines der Schlüsselthemen in der isländischen Politik
geworden. Das ist eine sehr interessante Entwicklung.

Die Freundschaft zwischen unseren beiden Staaten gründet sich auf das
Gefühl der Solidarität, aber auch der Zusammenarbeit in vielen der
Bereiche, die sich heute als sehr komplexe Problembereiche darstellen, wie
die Bundeskanzlerin schon gesagt hat. Zusammenarbeit haben wir schon seit
sehr langer Zeit. Ich habe an der Universität isländische Literatur
studiert und kenne also auch die kulturellen Beziehungen, die von sehr
langer Dauer sind und vor allen Dingen natürlich auch im Bereich der
Literatur schon eine große Tradition haben. 2011 waren wir Gastland der
Frankfurter Buchmesse. Das hat für uns eine große Rolle gespielt, da wir
uns auch als kulturelle Nation verstehen.

Wir werden sicherlich über alle diese Themen sprechen, wenn wir uns oben
treffen, natürlich auch über die großen europäischen Themen. Island ist
Teil des Europäischen Wirtschaftsraumes. Das ist für uns eine sehr wichtige
Sache, seit wir vor 25 Jahren dem EWR beigetreten sind. Wir teilen
natürlich auch die gleichen Herausforderungen und Probleme, was zum
Beispiel Migration und Flüchtlinge und all diese verschiedenen, für Europa
sehr wichtigen Fragen angeht.

Ich werde später, wie gesagt, in den nordischen Botschaften über die
Gleichberechtigung sprechen und freue mich sehr, dass die Bundeskanzlerin
auch den hundertsten Jahrestag der Erlangung der isländischen Souveränität
erwähnt hat. Wir haben 1918 unsere Souveränität erklärt. Dieses Jahr feiern
wir. So ein kleines Land - 330 Menschen. Aber diese Unabhängigkeit ist für
uns eine ganz wichtige Sache. Dieses Jubeljahr wollen wir vor allen Dingen
durch die Unterstützung von zwei Botschaften besonders begehen. Eine davon
ist die Botschaft hier; denn wir wissen die Beziehung zu Ihnen sehr zu
schätzen.

Ich habe noch eine Botschaft der Schüler einer Sekundarschule, die am
Erasmusprogramm teilgenommen haben und hier waren. Sie haben sich mit Ihnen
getroffen und über erneuerbare Energien und Nachhaltigkeit gesprochen. Sie
haben Sie nach Island eingeladen und zu mir gesagt: Katrín, du musst Frau
Merkel daran erinnern, dass wir sie eingeladen haben. - Ich fände es
wunderbar, wenn Sie kommen und dann vielleicht mit mir in der isländischen
Natur wandern gingen. Sie sind also jederzeit willkommen.

BK'in Merkel: Danke schön, das ist eine Versuchung.
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Regierungspressekonferenz vom 19. März 2018

Themen: Paralympics in Südkorea, Präsidentschaftswahlen in Russland,
Interviewaussagen des niederländischen Ministerpräsidenten zu Europa,
Zuständigkeiten des neuen Bundesinnenministeriums, Interviews des
Bundesinnenministers zum Islam und zu Grenzkontrollen, Syrien-Konflikt,
Reise der Bundeskanzlerin nach Polen, Iranpolitik, Regierungsumbildung in
den USA, Fall einer aufgrund von Terrorvorwürfen in der Türkei inhaftierten
Person mit deutscher sowie türkischer Staatsangehörigkeit, Forderung der
GdP nach einer bundesweiten Statistik über Messerangriffe, mögliche
Subsidiaritätsrüge des Deutschen Bundestages aufgrund eines Vorschlags für
eine EU-Verordnung über die Bewertung von Gesundheitstechnologien, Zahl der
politischen deutschen Gefangenen in Europa, mögliche Novellierung des
§ 219a StGB - Werbung für den Abbruch der Schwangerschaft, Berufung
des Co-Vorsitzenden der deutschen Sektion der Investmentfirma Goldman Sachs
zum Staatssekretär im Bundesfinanzministerium


Sprecher: StS Seibert, Flosdorff (BMVg), Breul (AA), Dimroth (BMI),
Steffen (BMJV), Maschke (BMG), Kolberg (BMF)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Tag, meine Damen und Herren. Gestern endeten die
Paralympischen Winterspiele in Pyeongchang. Ich möchte für die
Bundeskanzlerin sagen, dass sie jedem deutschen Medaillengewinner, jeder
Medaillengewinnerin mit einem persönlichen Glückwunschschreiben gratulieren
wird. Unser Land ist durch unsere Sportler und Sportlerinnen auf wunderbare
Weise vertreten worden. Das drückt sich auch, aber nicht nur in den
zahlreichen Medaillen aus, die von deutschen Athleten gewonnen wurden. Wir
danken alle Beteiligten, den Sportlern, aber insbesondere auch den
südkoreanischen Gastgebern für harmonische und friedliche Spiele.

Frage: Gestern wurde auf der ukrainischen Halbinsel Krim trotz aller
Proteste von ukrainischer Seite die russischen Präsidentschaftswahlen
durchgeführt. Wie schätzen Sie das ein?

StS Seibert: Ich muss nachfragen: Ist das jetzt die Frage, wie wir das
Ergebnis der Präsidentschaftswahlen einschätzen, oder wie wir die Tatsache
einschätzen - -

Zusatz: Nein, der Fakt, dass sie auf der Krim durchgeführt wurde.

StS Seibert: Die Haltung der Bundesregierung dazu ist eindeutig und bekannt
und hat sich natürlich auch nicht verändert. Die Annexion der Krim war aus
unserer Sicht ganz klar ein völkerrechtswidriger Akt. Deswegen wird die
Krim von uns nicht als ein Teil Russlands betrachtet.

Die Ostukraine ist noch einmal ein eigenes Thema. Die Ostukraine ist ein
Teil des ukrainischen Territoriums.

Zusatzfrage: Immer wieder reisen deutsche Politiker zur Krim. Dieses Mal
sind es AfD-Bundestagsabgeordnete. Denken Sie, dass die Reisewarnung nicht
genug ist?

StS Seibert: Wir haben darüber in der Vergangenheit anlässlich einer
anderen Reise schon einmal gesprochen. Für Reisehinweise ist das Auswärtige
Amt zuständig. Ich kann Ihnen für die Bundesregierung nur - das habe ich
hoffentlich klar getan - unsere Haltung zur Krim und ihrem Status noch
einmal darlegen.

Frage : Herr Seibert, ich hatte den Eindruck, dass Sie gerade einen
Kommentar zu den gestrigen Wahlen abgeben wollten. Ich würde Ihnen gern die
Möglichkeit dazu geben. Dazu noch zwei Fragen.

Erste Frage: Hat denn die Bundeskanzlerin dem russischen Präsidenten schon
gratuliert, in welcher Form auch immer?

Zweite Frage: In der letzten Woche hat sie den Eindruck erweckt, dass sie
darauf hofft, dass nach diesen Wahlen eine Bewegung in den Minsker Prozess
kommt. In welcher Form denkt sie, dass es zu einer solchen Bewegung kommen
könnte? Wie sind denn die Erwartungen an Moskau, jetzt nach dieser Wahl?

StS Seibert: Das Wahlergebnis in Russland hat die Bundesregierung natürlich
zur Kenntnis genommen. Erwartungsgemäß bleibt Wladimir Putin für weitere
sechs Jahre der Präsident der Russischen Föderation und bleibt damit auch
Ansprechpartner für die Bundesregierung. Es gibt natürlich viel
Gesprächsbedarf.

Zu Ihrer konkreten Frage: Die Bundeskanzlerin wird ihn, wie in solchen
Fällen üblich, beglückwünschen. Sie wird ein Telegramm schreiben, und zwar
sehr bald. Ich kann dem Inhalt des Glückwunsches hier nicht vorgreifen.
Natürlich wird auch in einem solchen Glückwunsch, denke ich, über die
Herausforderungen, denen wir im deutsch-russischen Verhältnis
gegenüberstehen, zu sprechen sein.

Wir haben Meinungsverschiedenheiten mit Russland. Wir kritisieren Russlands
Politik an manchen Punkten ja auch sehr klar und deutlich: Ukraine, Syrien.
Gleichwohl ist uns der Kontakt, der nicht abreißende Gesprächsfaden mit der
russischen Staatsführung, auch mit dem Präsidenten persönlich, immer sehr
wichtig.

Zusatzfrage : Kommt das Telegramm heute noch?

StS Seibert: Recht bald. Wir sagen Bescheid, wenn es darüber etwas zu
berichten gibt.

Frage : Erste Frage: Herr Seibert, plant denn die Bundeskanzlerin, da ja
der Gesprächsfaden nicht abreißen darf, demnächst ein Treffen, oder wird
sie vielleicht einen Vorstoß für ein neues Treffen im Normandie-Format -
das letzte liegt schon sehr lange zurück - oder vielleicht für ein
bilaterales Treffen mit Herrn Putin machen? Auch nach der Wahl
beziehungsweise der Regierungsbildung hier in Deutschland wäre es
vielleicht Zeit dafür.

Zweite Frage: Wie kommentiert denn die Bundeskanzlerin die
Sanktionsforderungen gegen Herrn Schröder, ihren Vorgänger?

StS Seibert: Ich fange von hinten an: Sanktionsforderungen gegen
Alt-Bundeskanzler Schröder. Die Bundesregierung, auch die Bundeskanzlerin,
sieht keine Veranlassung, Überlegungen dieser Art anzustellen.

Zweitens. Ein weiteres Normandie-Treffen der Präsidenten und
Regierungschefs, danach fragen Sie. Die Bundesregierung steht - das wird
eigentlich auch fast wöchentlich deutlich - in permanentem Kontakt mit den
Partnern, die wir in diesem Normandie-Format haben. Es ist derzeit kein
konkreter Termin für ein nächstes Treffen der Präsidenten, der
Regierungschefs, vereinbart, aber auf Arbeitsebene stehen alle im
fortlaufenden Kontakt, und die Forderungen, die erfüllt werden müssen und
an denen gearbeitet wird, sind ja auch hier oft besprochen worden. Wir
brauchen endlich einen Waffenstillstand, der wirklich dauerhaft nachhaltig
trägt. Dann kann man über vieles Weitere sprechen. Es gibt zahlreiche
Ansätze, an denen Deutschland, Frankreich, die Ukraine und auch die
russische Staatsführung intensiv arbeiten.

Zusatzfrage: Es gibt heute auch Stimmen, die im Verhältnis zu Putin
durchaus als Eskalation verstanden werden können. Die
Verteidigungsministerin etwa sagt, Putin sei schon lange kein Partner mehr.
Herr Weber sagt aus Brüssel, Putin führe einen modernen Krieg gegen den
Westen. Stehen wir denn vor einem neuen Kalten Krieg, und ist Herr Putin
noch ein Partner für Deutschland?

StS Seibert: Wir wollen als Bundesregierung gute Beziehungen mit Russland,
mit dem russischen Volk, auch mit der russischen Regierung, aber wir müssen
auch realistisch sehen, wofür die russische Regierung international wie
national ihre Mittel einsetzt. Das bringt uns zu den
Meinungsverschiedenheiten, auch zu der sehr deutlichen Kritik, die wir an
der russischen Rolle in einigen internationalen Konflikten immer wieder
äußern. Dies bringt uns dennoch - ich habe es hoffentlich vorhin klar
gesagt - immer wieder zu dem Punkt, dass wir, da, wo
Meinungsverschiedenheiten sind, reden müssen. Das hat sich im Fall der
Ukraine, obwohl man sicherlich nicht sagen kann, dass das Problem in
irgendeiner Weise befriedigend gelöst wäre, dennoch bewährt. Denn ohne den
mühsamen, detailreichen Normandie- und Minsker Prozess wäre die Situation
dort - ich glaube, da braucht man nicht Prophet zu sein - deutlich
schlechter, als sie jetzt ist.

Frage: Der Außenminister hat sich leicht skeptisch über die Qualität der
Wahl in Russland geäußert. Beurteilt auch die Bundeskanzlerin die Wahl als
nicht durchgängig sauber und fair?

StS Seibert: Um so etwas wirklich zu beurteilen, gibt es ja die
internationalen Wahlbeobachter von OSZE und ODIHR. Deren abschließende
Bewertung über den Ablauf der Wahlen liegt noch nicht vor. Die würde ich
sehr gerne abwarten. Natürlich haben auch wir Berichte über
Unregelmäßigkeiten am Wahltag zur Kenntnis genommen. Die internationale
Presse war ja voll davon. Was uns Sorgen macht, ist, dass verschiedene
Nichtregierungsorganisationen, die sich die Beobachtung des Wahlgangs zum
Ziel gesetzt hatten, vom russischen Staat gelistet und als ausländische
Agenten inkriminiert wurden. Eine solche Beschränkung der Tätigkeit
zivilgesellschaftlicher Organisationen, die wirklich unverzichtbar sind,
damit eine lebendige Demokratie entstehen kann, halten wir für nicht
hinnehmbar. Die Menschenrechtsbeauftragte der Bundesregierung hat sich in
dem Sinne auch in der Vergangenheit, also kurz vor dem Wahltag, bereits
geäußert. Aber die abschließende Bewertung, denke ich, sollte man erst
einmal den OSZE- und ODIR-Wahlbeobachtern überlassen und sich dann dazu
äußern.

Zusatzfrage: Bedeutet das, dass Sie als Sprecher nach dem Vorliegen des
Berichts von sich aus hier eine Bewertung vornehmen werden?

StS Seibert: Das bedeutet, dass sich die Bundesregierung erst einmal genau
anschauen wird, was die Beobachtungen der Wahlbeobachter - es waren, soweit
ich weiß, auch 60 Deutsche darunter; außerdem noch Vertreter vieler anderer
Nationen -, in Summe wirklich aussagen.

Frage: Ich habe eine Antwort bekommen, aber die Frage bezog sich auf die
Aussage von Ursula von der Leyen, Putin sei schon lange kein Partner mehr.
Wie kommentieren Sie das? Wer ist Russlands Präsident für die deutsche
Regierung? Partner, Gegner oder vielleicht Feind?

Flosdorff: Wenn Sie sich das Interview anschauen, dann können Sie auch
sehen, dass auch die Frage gestellt worden ist, ob Präsident Putin denn ein
Gegner sei. Das hat sie klar verneint. Sie hat gesagt: Der russische
Präsident ist bei dem derzeitigen Verhalten Russlands, das wir schon einige
Jahre beobachten, kein Partner. Die Vergleichsgröße ist die ganze Breite
der Kooperation und Verlässlichkeit, die wir früher einmal mit Russland
hatten. Auf dem Status sind wir sicherlich nicht mehr.

In unserem Weißbuch von 2016 können Sie auch nachlesen: Das ist jetzt keine
neue Haltung, sondern die Politik des Kreml ist für uns schon seit vielen
Jahren eine sicherheitspolitische Herausforderung. Russland bleibt aber
selbstverständlich ein Dialogpartner, zum Beispiel im Nato-Russland-Rat.
Die Verteidigungsministerin begrüßt immer wieder ausdrücklich, dass der
Dialog wiederaufgenommen worden ist.

Das ist ein mächtiges und großes Land, ohne das viele Probleme auf der Welt
nicht zu lösen sind, und es ist auch ein wichtiger Nachbar in Europa.
Trotzdem: Eine partnerschaftliche Beziehung in der Tiefe und in der
Verlässlichkeit, in der Weise der Kooperation, die wir einmal hatten - das
ist heute nicht mehr der Fall.

Frage: Ich habe ein paar Verständnisfragen. Herr Breul, wie viele Deutsche
OSZE-Wahlbeobachter waren vor Ort? Können Sie uns das sagen?

Herr Flosdorff, wenn für Frau von der Leyen Herr Putin kein Partner mehr
ist, wie soll sich das denn zum Beispiel in Syrien und in der
Anti-ISIS-Koalition ausdrücken? Dort arbeitet die Anti-ISIS-Koalition ja
auch mit den Russen, zumindest im Luftraum, zusammen.

Plädiert sie auch dafür, die Geheimdienstzusammenarbeit zwischen deutschen
und russischen Geheimdiensten einzustellen?

Flosdorff: Es wird Sie nicht überraschen, dass ich über Letztes an dieser
Stelle weder Kenntnisse habe noch Ihnen Auskunft darüber geben dürfte, wenn
es denn der Fall wäre. Bitte verwechseln Sie nicht das, was als
Deconflicting im syrischen Luftraum und auch über dem Irak stattfindet,
diese technische Zusammenarbeit, mit der man physische Kollisionen von
Luftfahrzeugen verhindert, mit einer Partnerschaft in dem Sinne, dass man
dort gemeinsame politische und militärische Ziele verfolgt.

Breul: Zu der Anzahl der Wahlbeobachter. Herr Seibert sagte es gerade
schon: 60 Deutsche. - Ob es 61 oder 62 waren, kann ich Ihnen gern
nachreichen. Insgesamt waren über 600 Wahlbeobachter in Russland.

Frage: Noch eine Frage zu Herrn Schröder. Sie sagten gerade, dass
Sanktionen nicht in Rede stehen. Aber vielleicht können Sie noch zwei Sätze
dazu sagen, wie die Bundesregierung denn das Engagement von Herrn Schröder
in Bezug auf die deutsch-russischen Beziehungen bewertet, ob es hilfreich
ist oder eher nicht.

StS Seibert: Diese Bewertung überlasse ich ganz Ihnen.

Frage: Noch eine Verständnisfrage. Vielen galt der Kandidat Nawalny als
liberaler Hoffnungsträger für die russischen Wahlen. Vor allen Dingen in
Russland ist er aber vielen als Nationalist und sogar als Rassist bekannt.
Wie schätzt die Bundesregierung den politischen Aktivisten Nawalny
eigentlich ein?

StS Seibert: Ich habe hier keine Bewertungen einzelner russischer
Kandidaten abzugeben, zumal es Herr Nawalny letztlich nicht zum
Präsidentschaftskandidaten gebracht hat. Die Gründe sind Ihnen bekannt. Wir
haben hier mehrfach davon gesprochen, dass wir den Ausschluss von Herrn
Nawalny von einer Kandidatur für ein negatives Signal hielten. Das heißt
nicht, dass wir damit irgendeine Äußerung über Überzeugungen oder die
ideologische Ausrichtung von Herrn Nawalny gemacht haben, auch nicht über
die, die Sie hier genannt haben.

Zusatzfrage: Vielleicht können Sie mich korrigieren, aber soweit ich weiß,
büßt Nawalny eine Bewährungsstrafe ab und wurde deswegen von den russischen
Präsidentschaftswahlen ausgeschlossen. Ist das für Sie ein fragwürdiges
Vorgehen?

StS Seibert: Über dieses Thema haben wir hier vor vielen Wochen und
anlässlich der verschiedenen Verfahren, die Herr Nawalny vor russischen
Gerichten durchlaufen musste, gesprochen. Heute haben wir über die
Präsidentschaftswahlen zu sprechen und nicht mehr über das, was vor vielen
Wochen war. Aber die Haltung der Bundesregierung ist damals sehr deutlich
gemacht worden.

Breul: Wenn ich kurz ergänzen darf: Auch der Europäische Gerichtshof für
Menschenrechte hat das Verfahren gegen Herrn Nawalny ausdrücklich als
politisch motiviert eingestuft. Wir haben das damals mit unseren
EU-Partnern auch in aller Deutlichkeit kritisiert.

Frage: Die Bundeskanzlerin wird heute in Warschau erneut die Kritik Polens
und der Ukraine an Nord Stream 2 hören. Im Zusammenhang mit der
Russland-Wahl ist diese jetzt auch wieder erneuert worden. Wie ist die
Haltung der Bundesregierung dazu?

StS Seibert: Sie ist erstens bekannt, und zweitens gibt es heute Abend in
Warschau eine Pressekonferenz, auf die ich Sie gern verweise.

Frage: An Herrn Flosdorff die Frage: Politische Verhältnisse werden
üblicherweise in einem Vierer-Raster "Feind, Gegner, Partner, Freund"
definiert. Wenn jetzt Putin nach Aussage Ihrer Ministerin weder Gegner noch
Partner ist, welches ist Ihr Begriff dazwischen? Welchen Status hat Herr
Putin? Nur zu sagen, er ist weder Partner noch Gegner, Feind oder Freund
schon gar nicht - was ist Ihr Begriff für das Verhältnis im Moment?

Flosdorff: Ich möchte mir keines Ihrer Raster zu Eigen machen. Ich habe es
eben schon einmal gesagt. Präsident Putin steht Russland vor. Russland ist
ein großes, bedeutendes Land, das sehr wichtig ist für uns in Europa, das
wichtig ist, um viele Konflikte in der Welt lösen zu können. Es empfiehlt
sich, auf der einen Seite die Veränderung des russischen Verhaltens in den
letzten Jahren kritisch zu betrachten. Es empfiehlt sich aber genauso, in
einem konstanten, stetigen Dialog mit Russland zu bleiben und immer wieder
auch das Verbindende zu suchen und zu versuchen, Probleme, die wir alle auf
der Welt sehen und die wir gern lösen würden, gemeinsam zu lösen.

Zusatzfrage: Würden Sie mir zustimmen, dass jemand, mit dem man in einen
Dialog tritt, ein Dialogpartner ist?

Flosdorff: Sie benutzen genau das Wort, das ich Ihnen eben genannt habe.

Zusatzfrage: Also Partner nein, aber Dialogpartner ja?

Flosdorff: Wenn Sie davon ausgehen, dass man alleine keinen Dialog führen
kann, dann gebe ich Ihnen in dem Punkt recht.

Frage: Ich habe eine Frage zu dem Interview von Ministerpräsident Rutte aus
den Niederlanden im deutschen Magazin "DER Spiegel" am Wochenende. Darin
hat Ministerpräsident Rutte eigentlich sehr deutlich nee, also nein, zu
vielen Reformvorschlägen aus Paris, aber auch aus Berlin gesagt. Unter
anderem möchte er auf gar keinen Fall ein höheres EU-Budget haben, keine
Vertragsveränderungen bezüglich der Umstrukturierung des ESM in Richtung
europäischer Währungsfonds, ein Eurozonen-Budget auch nicht, keinen
europäischen Finanzminister und auch keine europäische Einlagensicherung.
Dazu hat er eine Allianz von acht Ländern in Europa gegründet, die das mehr
oder weniger auch so sehen.

Meine Frage ist, Herr Seibert: Können Sie bezüglich dieser Punkte sagen, ob
Sie davon vielleicht etwas enttäuscht sind, ob Deutschland möglicherweise
in wichtigen Fragen einen wichtigen Partner verliert? Vielleicht können Sie
auf die Fragen von Geld und auf diese Vorschläge eingehen.

StS Seibert: Wahrscheinlich nicht so weit, wie Sie sich das wünschen
würden. Als dieses Acht-Länder-Papier herauskam - wann war das? vor zehn
Tagen, würde ich sagen -, habe ich bereits für die Bundesregierung begrüßt,
dass diese Länder, die Niederlande und die anderen, sich an einer wichtigen
europäischen Debatte beteiligen. Das ist in der Tat eine wichtige Debatte.
Wie können wir dafür sorgen, welche Maßnahmen müssen wir ergreifen, dass
die Wirtschafts- und Währungsunion stark und stabil ist? Wie können wir
wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit in Europa noch weiter voranbringen?
Das sind entscheidende Fragen. Diese Debatte sollten möglichst alle
europäischen Mitgliedstaaten führen. Deswegen haben wir das Papier der acht
Staaten begrüßt.

Das ist eigentlich auch meine Haltung zu dem, was Ministerpräsident Rutte
jetzt gesagt hat. Ich werde darauf nicht im Einzelnen eingehen; denn genau
für so etwas gibt es jetzt am Ende dieser Woche den Europäischen Rat in
Brüssel, der sicherlich ein wichtiger Zwischenschritt auf dem Weg zu dem
dann noch wichtigeren Rat im Juni ist, auf dem die Europäer in einigen
dieser Punkte dann auch wirklich Klarheit miteinander und übereinander
bekommen wollen.

Deutschland und Frankreich bringen sich ein - das konnten Sie
wahrscheinlich auch am Freitag in Paris beobachten -, aber immer auch im
Austausch mit den anderen Partnern. Für uns sind die Niederlande, ist
Ministerpräsident Rutte ein besonders wichtiger Gesprächspartner.

Frage: Ich habe eine Frage zum neuen Innenministerium, erweitert um den
Begriff "Heimat". Es gibt fast 100 Mitarbeiter und eine neue Abteilung, die
sich um diesen emotionalen Begriff jetzt kümmern. Wie soll denn Heimat
konkret politisch umgesetzt werden?

Dimroth: Sie können sich vorstellen, dass natürlich gerade viel Arbeit im
Gange ist. Aber ganz grundsätzlich: Das, was sich der neue
Bundesinnenminister politisch unter dieser neuen Zuständigkeit vorstellt,
unterlegt mit der, wie Sie richtig sagen, in Gründung befindlichen neuen
Abteilung, hat er im Prinzip schon zum Ausdruck gebracht.

Es geht ihm einerseits insbesondere um den vorhandenen Befund, dass wir es
mit einem Auseinanderdriften innerhalb unserer Gesellschaft zu tun haben,
wenn man sich bestimmte Entwicklungen insbesondere an den Rändern unserer
Gesellschaft anschaut, auf die er Antworten finden möchte, die er
adressieren möchte und nicht sozusagen außerhalb der politischen
Einflussnahme stehen lassen möchte.

Das andere ist das Thema zunehmender Unterschiede in bestimmten Räumen in
Deutschland. Auf der einen Seite gibt es bestimmte ländliche Räume, wo wir
erkennen können, dass es infrastrukturelle Defizite gibt -
Versorgungsfragen, öffentlicher Nahverkehr, Arbeitsplätze -, gleichzeitig
erkennen wir aber, dass bestimmte Ballungszentren - das muss ich Ihnen
nicht sagen - im Begriff sind, sich gewissermaßen etwas zu überhitzen, was
Zuzug und Attraktivität insbesondere auch für Arbeitgeber anbetrifft. Das
Thema der gleichwertigen Lebensverhältnisse ist letztlich hier die
Überschrift.

All das soll in dieser Zuständigkeit gebündelt behandelt werden.
Organisatorisch ist es so vorgesehen, dass es eine Abteilung im
Bundesinnenministerium geben soll und die dann drei Unterabteilungen
erhalten soll. Das ist einmal die Unterabteilung für den gesellschaftlichen
Zusammenhalt. Das ist das, was ich sozusagen als ersten Handlungsbedarf
versucht habe zu erläutern. Das Zweite ist die Raumordnung. Sie war bislang
im Verkehrsministerium, ist zukünftig in unserem Bundesministerium
angesiedelt. Und das Dritte ist diese Abteilung "Gleichwertige
Lebensverhältnisse". Worum es dabei geht, hat der Minister mehrfach gesagt.
Erst einmal negativ abgegrenzt: Es geht nicht darum, Zuständigkeiten aus
anderen Ressorts herüberzuziehen, sondern insbesondere darum, Strategien zu
entwerfen und eine Koordinierungsfunktion auszuüben.

Das sind die drei Füße, auf denen diese neue Abteilung steht - noch einmal:
- mit den politischen Inhalten, die ich gerade zu beschreiben versucht
habe.

Zusatzfrage: Jetzt hat er am Freitag das Interview gegeben, dass der Islam
nicht zu Deutschland gehört. Heißt das, dass Muslime hier keine Heimat
finden können?

Dimroth: Dazu habe ich am Freitag wirklich sehr ausführlich Stellung
genommen, der Minister gestern auch noch einmal seinerseits. Ich bitte ein
Stück weit um Verständnis, dass das, was er gesagt hat, zunächst einmal für
sich steht und ich mich hier nicht berufen fühle, das im Einzelnen zu
interpretieren oder zu bewerten. Das müsste ich vielmehr im Ergebnis Ihnen
überlassen.

Frage: Eine kurze Lernfrage, Herr Dimroth: Gibt es spezielle
Qualifizierungen, die diese neuen Mitarbeiter mitbringen müssen? Ein
ausgeprägtes Heimatgefühl?

Dimroth: Das wird man sich jetzt sehr genau anschauen müssen. Tatsächlich
ist ja der nächste Schritt der, dass das Parlament diese Stellen bewilligen
muss. Da gibt es ja, wenn man so will, eine Hoheit, die einseitig beim
Parlament liegt. Diesen Schritt - ich denke, das nötigt uns schon der
Respekt vor dem Parlament ab - muss man erst einmal abwarten. Dann ist es
tatsächlich so, dass man sehr rasch sehr konkret wird anschauen müssen:
Welche Bedarfe gibt es hier, vor allem in dem Bereich "Gleichwertige
Lebensverhältnisse"? Welche Qualifikation, welche Schlüsselqualifikation,
welche Erfahrung braucht man, um diese wichtige Aufgabe angehen zu können?

Das wird dann in einen entsprechenden Ausschreibungs- und
Stellenbesetzungsprozess umgemünzt werden. Ich kann Ihnen jetzt aber nicht
sagen, ob man da sieben Juristen, zwei Volkswirte oder umgekehrt braucht.
Das wird man sicherlich erst endgültig entscheiden können, wenn man a)
weiß, ob und wie viele Stellen man wirklich bekommt, und b) dieses
Gesamtkonstrukt auch organisationsrechtlich mit konkreten
Zuständigkeitsbeschreibungen unterlegt, aus denen sich dann wiederum die
Bedarfe an Qualifikation und Erfahrung ableiten lassen.

Frage: Herr Seibert, weil die Interviews von Herrn Seehofer noch einmal
angesprochen wurden: Ist es von regierungspolitischer Relevanz, wenn die
Bundeskanzlerin sagt, der Islam gehöre zu Deutschland, und wenn der
Innenminister sagt, der Islam gehöre nicht zu Deutschland? Genießt der
Bundesinnenminister noch das uneingeschränkte Vertrauen der
Bundeskanzlerin?

StS Seibert: Selbstverständlich. Im Übrigen wärmen wir jetzt eine hier
ausführlich geführte Diskussion vom Freitag wieder auf. Den Sinn kann ich
nicht so recht erkennen. Die Haltungen sind am Freitag sehr deutlich
geworden, und es ist hoffentlich auch deutlich geworden, dass diese
Bundesregierung in allererster Linie daran arbeiten will, dass Integration
in diesem Land gelingt, dass ein gutes, harmonisches Zusammenleben in
diesem Land auf der Basis unserer Rechts- und Werteordnung gelingt.

Zusatzfrage: Die Frage war, ob es von regierungspolitischer Relevanz ist,
wenn die Kanzlerin und der sich berufen und zuständig fühlende
Bundesinnenminister in einer zentralen Frage völlig unterschiedlicher
Meinung sind.

StS Seibert: In der Frage, die ich Ihnen gerade beschrieben habe, gibt es
keine unterschiedliche Meinung, sondern ein gemeinsames Arbeiten aller
Mitglieder der Bundesregierung.

Zusatzfrage: Und das heißt in der Frage der Heimat des Islam?

StS Seibert: Lesen Sie das Protokoll vom Freitag nach.

Zuruf: Das habe ich gemacht!

StS Seibert: Ich könnte es jetzt nur noch einmal vortragen. Ich glaube, das
würde niemandem so recht gefallen.

Frage: Um direkt beim Thema zu bleiben und in die Aktualität zu gehen: Wie
steht denn die Bundeskanzlerin zur Forderung Herrn Seehofers aus einem
weiteren Interview, die Grenzkontrollen in Deutschland ohne Befristung
fortzusetzen und gegebenenfalls zu verstärken?

StS Seibert: Auf dieses Interview gehe ich gerne ein, in dem doch sehr klar
gesagt wurde, was wiederum die Haltung der gesamten Bundesregierung ist:
Die Schengen-Freizügigkeit, also die grenzüberschreitende Freizügigkeit der
Bürger, ist einer der großen Schätze der Europäischen Union. Da wird
europäische Einigung für Bürger greifbar und erlebbar. Deswegen wollen wir
diese Errungenschaft bewahren. Sie kann aber nur funktionieren, wenn die
Europäer andererseits einen umfassenden Schutz ihrer Außengrenzen
organisieren.

Dabei ist in den letzten Jahren viel geschehen. Das Thema hat heute eine
Aufmerksamkeit, die es vor einigen Jahren noch nicht hatte. Es werden auch
sehr viel Mittel, es wird sehr viel mehr Personal dafür eingesetzt.
Deutschland wird sich dafür einsetzen, diesen Außengrenzschutz weiter zu
verbessern, und zwar zügig. Das ist unser gemeinsames Ziel.

Die Bundeskanzlerin und der Innenminister haben sich darüber abgesprochen,
dass eine Verlängerung der Kontrollen an der deutschen Grenze derzeit
notwendig ist, weil eben der europäische Außengrenzschutz noch nicht
vollkommen ist, woran wir aber zusammen mit unseren europäischen Partnern
arbeiten. Das ist eine Absprache im Grundsatz, nicht in den dann noch zu
beschließenden Details.

Zusatzfrage: Unter "Details" wäre dann die unbefristete Verlängerung zu
verstehen? Über die wird also noch gestritten?

StS Seibert: Ich glaube, da sollte Herr Dimroth für das BMI ins Spiel
kommen.

Dimroth: Sehr gerne! - Ich bitte Sie, zunächst vielleicht das in
Augenschein zu nehmen, was der Bundesinnenminister tatsächlich gesagt hat.
Er hat gesagt: Solange die EU es nicht schafft, die Außengrenzen wirksam zu
schützen, ist er für eine Verlängerung. Das ist keine unbefristete und
keine unbegrenzte, sondern, genauso wie Herr Seibert das hier gerade
vorgetragen hat, eine bedingte. Insofern kann ich an dieser Stelle null
Differenz erkennen.

Es gibt einen kausalen Zusammenhang, den im Übrigen ja auch die
Vorgängerregierung schon aufgemacht hat, zwischen dem Funktionieren des
EU-Außengrenzschutzes und der Schlussfolgerung, dass, solange dieser nicht
für hinreichend angesehen wird, Binnengrenzkontrollen erforderlich sind.
Insofern ist es keine unbegrenzte oder unbedingte, die er jetzt ins Spiel
bringt, sondern die auf den Zusammenhang mit den
EU-Außengrenzschutzmaßnahmen reduzierte.

Frage: Der Bundesinnenminister hat ja auch erwogen, dass man möglicherweise
die stationären Kontrollen ausweitet. Mich würde einmal interessieren, Herr
Dimroth, wie viele stationäre es derzeit an den Grenzen Deutschlands gibt.
Wo sind sie lokalisiert?

Dimroth: Sie wissen, dass wir zu polizeitaktischen operativen Maßnahmen in
der Regel wenig bis gar nichts sagen können, um deren Zweck nicht zu
gefährden. Es ist aber nun kein Geheimnis, dass derzeit ausschließlich an
der deutsch-österreichischen Grenze, was die Landgrenzen Deutschlands
betrifft, eine entsprechende rechtliche Grundlage gegeben ist und
dementsprechend sich diese Maßnahmen, was Grenzkontrollen betrifft, auch
auf die deutsch-österreichische Grenze beschränken.

Es ist ebenso bekannt, dass die stationären Grenzkontrollen an den
grenzüberschreitenden Verkehrswegen von besonderer Bedeutung stattfinden.
Das sind die drei Bundesautobahnen, die jeweils sozusagen
grenzüberschreitend verlaufen.

Daneben gibt es anlass- und lageabhängig eben nicht stationäre
Grenzkontrollen, zu denen ich Ihnen naturgemäß aus den vorab genannten
Gründen nichts sagen kann, weil es sich eben um täglich neu zu beurteilende
Frage handelt. Daneben gibt es natürlich das Instrument der
Schleierfahndung, was insbesondere auch in sehr enger Abstimmung mit den
Kollegen der bayerischen Landespolizei stattfindet, die ja überdies
wiederum ihrerseits auch die Bundespolizei bei der Aufgabenwahrnehmung der
Grenzkontrolle an der deutsch-österreichischen Grenze unterstützt.

Zusatzfrage: Herr Dimroth, die Zahlen an der deutsch-österreichischen
Grenze sind meines Wissens sehr stark zurückgegangen. Wie sieht es bei den
Zahlen der Flüchtlinge aus, die über Polen, Tschechien beziehungsweise
Frankreich und die Beneluxstaaten kommen?

Dimroth: Es ist an den anderen genannten Grenzabschnitten so, dass dort
eben keine stationären Grenzkontrollen stattfinden. Wir haben dafür -
derzeit jedenfalls - keine europarechtliche Grundlage. Das aktuelle
Grenzkontrollregime läuft Mitte Mai aus. Das heißt, über eine Verlängerung
oder auch Veränderung wäre ca. bis Mitte, Ende April zu entscheiden, weil
es bestimmte Notifizierungspflichten gibt, die einen zeitlichen Vorlauf
erforderlich machen, sozusagen vor Ergreifen, Verlängerung, Ausweitung,
Reduzierung - wie auch immer - der Maßnahme. Das ist ungefähr der zeitliche
Horizont, über den wir sprechen.

Welche Zahl genau erfragen Sie jetzt? Die Anzahl unerlaubt eingereister
Personen? Ist es das, was Sie interessiert?

Zusatz: Nein, der registrierten Personen, die über die Ostgrenze
beziehungsweise über die Westgrenze kommen.

Dimroth: Ich hatte Ihnen, ehrlich gesagt, schon vorher in der E-Mail
geschrieben, dass wir Ihnen mangels Grenzkontrollen natürlich an der Stelle
keine Auskunft über bei Grenzkontrollen festgestellte Personen geben
können. Wenn dort keine Grenzkontrollen stattfinden, gibt es auch keine
Zahl der dort bei Grenzkontrollen festgestellten Personen. Das wäre ja
sozusagen beinahe schon übernatürlich.

Was ich Ihnen aber sagen kann, ist die Zahl derjenigen, von denen wir
aufgrund insbesondere von Schleierfahndungsmaßnahmen annehmen dürfen, dass
sie über die jeweils von Ihnen angefragten Grenzen unerlaubt eingereist
sind. Dafür gibt es Erkenntnisse. Das ist ja das, was wir immer wieder
vortragen, dass eben mindestens in Ergänzung zu dauerhaft an bestimmten
Hotspots stattfindenden Grenzkontrollen das Instrument der Schleierfahndung
so wichtig ist, weil es eben einen Erkenntnisgewinn gerade zu der
möglicherweise dann von Ihnen angesprochenen Frage ermöglicht.

Was den Zeitraum des Jahres 2017 angeht, waren es aus Frankreich etwas
weniger als 4000 unerlaubt eingereiste Personen, genau 3946, Benelux
fragten Sie, also Luxemburg 328, Niederlande 1654, Polen 2148, Tschechische
Republik 4035.

Frage: Herr Dimroth, eine Verständnisfrage: Wenn Sie sagen "Solange die EU
es nicht schafft, ihre Grenzen zu schützen, ist das der Wunsch des
Bundesinnenministers", können Sie dann einmal definieren, an welchen
Kriterien - Zahlen oder woran auch immer - Sie festmachen, dass das BMI
sagen würde "Ab da ist dann dieser Schutz gelungen"?

Eine weitere Verständnisfrage zum Begriff "auf unbestimmte Zeit": Gibt es
rein rechtlich irgendeine zeitliche Beschränkung oder kann das ohne ein
Zeitmesser geschehen?

Dimroth: Die letzte Frage kann ich Ihnen aus dem Stand nicht ohne Weiteres
abschließend beantworten, weil der Schengener Grenzkodex dafür ganz
unterschiedliche rechtliche Instrumente kennt. Es gibt einmal die
europarechtliche Grundlage, und dann gibt es die nationalen Möglichkeiten,
die jeweils auch unterschiedliche Fristen kennen. Ich wäre dankbar, wenn
Sie vielleicht zunächst einmal eine eigene Recherche anstellen.

Der geltende Schengener Grenzkodex kennt verschiedene Fristen bei
verschiedenen rechtlichen Grundlagen. Die kann ich Ihnen auswendig jetzt
nicht darlegen, aber die lassen sich eigentlich durch wenige Mausklicks
selbst recherchieren.

Noch einmal zum Begriff "unbegrenzt": Jedenfalls in dem Sinne hat der
Bundesinnenminister das nicht gefordert, sondern er hat eine Kausalität
aufgestellt. Das ist ja letztlich Ihre erste Frage, auf die ich Ihnen jetzt
allerdings auch nicht mit einer scharfen Zahl im Sinne von "Wenn wir im
Jahr 2018 - in Anführungszeichen - X Personen feststellen, die unerlaubt
eingereist sind, dann ist der Zustand erreicht, wo man davon ausgehen darf,
dass das auf entsprechende Maßnahmen im EU-Außengrenzschutz zurückzuführen
ist" antworten kann.

Ich glaube, das wäre verkürzt. Es geht ja vielmehr darum, dass man parallel
mit Hochdruck - da ist viel geschehen, aber vielleicht eben doch noch nicht
genug - die EU-Außengrenzschutzmaßnahmen fort- und weiterentwickelt. Man
braucht sich nur bestimmte Grenzabschnitte anzuschauen und wird
feststellen, dass das vielleicht noch nicht den Stand erreicht hat, den man
sich erhofft, vielleicht auch erhofft hat, als man Schengen eingeführt hat,
der es aus Sicht des Bundesinnenministers rechtfertigen würde, auf diese
wichtige Kontrollmaßnahme zu verzichten. Ich kann Ihnen jetzt nicht sagen:
Bei der Zahl X oder der Größe Y wäre dieser Zustand eindeutig erreicht oder
nicht. Das ist sicher eine Gesamtschau, die hier anzustellen ist, die man
nicht auf eine Kerngröße reduzieren kann.

Dennoch: Wenn ich die Zahlen, die ich gerade genannt habe, hier in
Erinnerung rufe, dann sind das durchaus nennenswerte Größen, über die wir
hier sprechen, was beispielsweise die Zahl der festgestellten unerlaubten
Einreisen angeht. Das ist ja sozusagen auch eine Folge dessen. Das ist
spiegelbildlich mit einer nennenswerten Zahl von Zurückweisungen verbunden,
die ja auch heute schon stattfindet - jedenfalls dort, wo Grenzkontrollen
stattfinden.

Frage: Herr Dimroth, eine Frage zu den EU-Außengrenzen. Gestern vor zwei
Jahren ist das EU-Türkei-Abkommen in Kraft getreten. Ich würde Sie bitten,
einfach kurz Bilanz in Form von Zahlen zu ziehen. Wie sieht es mit den
Zahlen der Rückführungen von Griechenland in die Türkei und dementsprechend
die Verteilung aus der Türkei heraus aus?

Jenseits der Zahlen hört man immer wieder von desaströsen Zuständen auf den
griechischen Inseln und die Problematik, dass dort nicht registriert wird
und viele Leute aufgrund dieser Zustände auf das griechische Festland
weiterreisen. Welche Erkenntnisse haben Sie über diese Zustände? Was gilt
es, vielleicht zu tun?

Dimroth: Vielen Dank. - Ich bräuchte für Ihre angefragte Bilanz, was
insbesondere die Zahlen betrifft, noch eine Minute, Herr Vorsitzender, wenn
ich darf, weil ich das erst einmal hier in meinem Konvolut finden muss. Wir
können vielleicht später darauf zurückkommen.

StS Seibert: Ich könnte vielleicht einmal eine politische Bewertung dieses
heute vor zwei Jahren in Kraft getretenen EU-Türkei-Abkommens
beziehungsweise der EU-Türkei-Erklärung, wie es ja eigentlich heißt,
abgeben.

Das ist für die Bundesregierung ganz klar ein gemeinsamer Erfolg für Europa
wie für die Türkei. Es ist durch dieses Abkommen gelungen, das tödliche
Geschäft der Schleuser in der Ägäis wirkungsvoll zu bekämpfen. Das heißt
vor allem auch, dass mit Inkrafttreten dieses Abkommens weit weniger
Menschen in der Ägäis bei dem Versuch ertrunken sind, nach Griechenland zu
kommen, als das vorher der Fall war.

Zweite wichtige Folge: Das Leben der Flüchtlinge, die sich in der Türkei
aufhalten - das sind weit über zwei Millionen, im Wesentlichen Syrer -, ist
durch die finanzielle Hilfe, die die EU der Türkei für verschiedene
Projekte geleistet hat und weiter leisten wird, erheblich verbessert
worden. Darum ging es, und darum geht es auch weiter.

Dimroth: Was die politische Einschätzung anbetrifft, kann ich das, was Herr
Seibert gerade gesagt hat, nur eins zu eins unterschreiben. Auch aus
unserer Sicht ist das ein großer Erfolg, ein wichtiger Baustein bei der
politischen Bearbeitung des Migrationsthemas und auch ein ganz wesentlicher
Schritt, der zur Zahl in Deutschland, die Sie ja aufgrund der monatlich
veröffentlichten Zahlen aus dem BMI kennen, was Reduzierung, Kontrolle,
Begrenzung von Migration angeht, seinen Anteil geleistet hat.

Was die Zahlen anbetrifft, so handelt es sich ja, Frau von Mallinckrodt,
wie Sie wissen, um eine EU-Türkei-Vereinbarung. Das heißt, die Zahlen, die
ich Ihnen jetzt hier vortrage, sind Zahlen der Europäischen Kommission,
also nicht eigene, sondern letztlich nur wiedergegebene. Danach sind es
knapp 13 Personen, die derzeit auf den griechischen Inseln aufhältig sind.
Die durchschnittlichen Ankünfte im Gesamtzeitraum seit Inkrafttreten liegen
ungefähr bei 80. Seit Beginn Februar dieses Jahres bis Mitte März liegt der
Durchschnitt der täglich dort Ankommenden bei 40. Rückführungen unter der
EU-Türkei-Erklärung von den griechischen Inseln in die Türkei hat es 1558
gegeben. Es wurden über 40 Asylanträge auf den griechischen Inseln
gestellt. Was den Punkt Resettlement und humanitäre Aufnahme von Syrern aus
der Türkei in Mitgliedstaaten angeht, waren es über 12 Fälle.

Zusatz: Die Frage nach den Zuständen auf den griechischen Inseln und die
offensichtlichen Klagen der Behörden, dass sie etwas überfordert sind, war
noch offen.

Dimroth: Das hören wir gelegentlich auch. Das ist so. Aber das wäre
tatsächlich auch eine Frage, die letztlich die Europäische Kommission
beantworten müsste, weil sie auch in dem entsprechenden institutionellen
Austausch und Kontakt mit den griechischen Behörden steht und da auch
gegebenenfalls entsprechende Bedarfe entgegennehmen müsste, um sie dann,
soweit erforderlich und sinnvoll, an die Mitgliedstaaten zu transportieren.
Aber der Kommunikationskanal läuft sozusagen institutionell nach Brüssel.

Frage: Zwei kurze Fragen an Herrn Seibert in dem Zusammenhang. Herr
Seibert, ist es immer noch so, dass das Kanzleramt von Interviews von
Ministern vorab im Groben und im Einzelnen unterrichtet wird? Gibt es da
einen Aufmerksamkeitsstatus, der erreicht ist, ehe die Interviews dann in
Medien erscheinen?

Ist das Stichwort "gemeinsame Profilbildung" auch ein Thema auf der
Kabinettsklausur oder hat die Kanzlerin vor, die Interviews und mehr oder
weniger öffentlich erregte Debatten über die eine oder die andere These von
Herrn Spahn oder von Herrn Seehofer jetzt vier Jahre so weiterlaufen zu
lassen?

StS Seibert: In Ihrer Frage liegt die Behauptung, es sei so. Sie können
noch deutlich weiter in die Vergangenheit der Berliner Politik
zurückblicken als ich, aber ich kann nicht bestätigen, dass es so ist. Die
Ressorts haben ihre Ressortzuständigkeit und die Minister und Ministerinnen
geben in dieser Ressortzuständigkeit natürlich auch Interviews zu ihren
Fachbereichen. Von dem einen oder anderen erfährt man vorher. Das ist aber
keineswegs grundsätzlich so und muss auch keineswegs so sein.

Zusatzfrage: Darauf bezog sich das. Haben Sie - -

StS Seibert: Das ist das, was ich dazu zu sagen habe. Es gibt keinen Grund,
von dem, was sich in den vergangenen Legislaturperioden bewährt hat,
abzuweichen.

Zusatzfrage: Die Frage zum Thema Profilbildung auf der Kabinettsklausur?

StS Seibert: Über eine Kabinettsklausur werde ich Ihnen dann berichten,
wenn es eine gibt oder gegeben hat.

Zweitens. Wir haben eine neue Bundesregierung mit einer Vielzahl von neuen
Ministerinnen und Ministern am Start. Das Interesse der Medien ist groß. Es
ist völlig normal, dass sich diese Minister und Ministerinnen dann mit
ihren Vorstellungen, ihren Überzeugungen, dem, was sie umsetzen wollen,
auch in den Medien darstellen.

Frage: Zu den Grenzkontrollen: Herr Dimroth, die Zahl der unerlaubten
Einreisen über Frankreich ist ja nicht unerheblich - in etwa 4000, haben
Sie gesagt. Ähnliches gilt für die Zahl derjenigen, die über Tschechien
kommen; die Zahlen für Polen sind mir gerade entgangen. Es sind jedenfalls
keine kleinen Zahlen. Deswegen möchte ich nachfragen: Warum gibt es an der
deutsch-österreichischen Grenze diese Kontrollen, aber zum Beispiel nicht
an der tschechischen oder polnischen Grenze? Und wie ist es mit der
Schweiz?

Dimroth: Die Antwort ist relativ einfach - ich glaube, Sie erinnern sich
auch selbst noch -: Die Hauptmigrationsroute nach Deutschland war und ist
auch noch heute die deutsch-österreichische Grenze, sodass man sich
prioritär eben auf diesen Grenzabschnitt beschränkt hat. Das ist der
schlichte Grund, und der gilt auch noch an. Die Zahl der unerlaubten
festgestellten Einreisen über die deutsch-österreichische Grenze ist nach
wie vor mit Abstand die größte.

Zusatzfrage: Wie hoch war die noch einmal?

Dimroth: 16 für das Jahr 2017. Für den Vergleich: Bei Frankreich waren es
knapp 4000. Ich glaube, es ist relativ eindeutig, dass es da eine
signifikante Spitze gibt, und insofern ist das bis jetzt der tragende
Grund. Ob und inwieweit das zukünftig fortgilt, wird zu entscheiden sein,
wenn es zu entscheiden ist, nämlich, wie ich gesagt hatte, Mitte April.

Zusatzfrage: Eine kurze Erkenntnisfrage: Wie hoch muss die Zahl sein -
5000, 10, 15? -, bis es quasi von einer Schleierfahndung zu einer
Grenzkontrolle übergeht?

Dimroth: Ich glaube, man sollte sich Politik grundsätzlich nicht als
Rechenspiel oder einfache Mathematik vorstellen; das wäre vielleicht der
Sache und der Komplexität dieser in Rede stehenden Fragen auch nicht
angemessen. Man wird also nicht zwei Zahlen definieren können, sodass man
sagen könnte: Oberhalb dieses Zahlenraums gibt es dauerhafte
Grenzkontrollen, dazwischen gibt es irgendwie lageabhängige
Grenzkontrollen, und beim darunter gibt es Schleierfahndung. Die
Sachverhalte, die hier politisch bewertet und entschieden werden müssen,
sind vielmehr deutlich komplexer, und deren Komplexität würde man
sicherlich unterschreiten, wenn man schlichtweg ein Mathespiel vornehmen
würde.

Zusatzfrage: Es ist ein politisches Spiel, aber keine amtliche Festsetzung?

Dimroth: Ich habe nicht gesagt ein politisches Spiel - ich habe gesagt, das
wäre ein reines Rechenbeispiel, und ein Rechenexempel wird, glaube ich, der
Komplexität der hier in Rede stehenden Fragen nicht gerecht.

Frage: Herr Dimroth, ganz kurz dazu: Haben Sie in irgendeiner Form einen
Zusammenhang zwischen der vermehrten Kontrollaktivität an der Grenze zu
Österreich in Relation zu zum Beispiel eben Frankreich oder den
Beneluxländern feststellen können? Man könnte ja auch davon ausgehen, dass
dort, wo mehr kontrolliert wird, schlicht und einfach mehr festgestellt
wird.

Zum Zweiten würde ich sehr gerne wissen, ob der Vorstoß von Herrn Seehofer
zu dem Zeitpunkt, als er ihn unternommen hat, auf europäischer Ebene in
irgendeiner Form abgestimmt war? Denn in diesem Jahr steht auf EU-Ebene ja
einiges an, was auch diesen Bereich betrifft.

Dimroth: Zu Ihrer ersten Frage: Ich hatte ja auch auf den historischen
Kontext hingewiesen. Ich glaube, ich muss Ihnen nicht in Erinnerung rufen,
wo Hauptmigrationsströme nach Deutschland gehen; das ist, ehrlich gesagt,
kein Geheimnis. Insofern, glaube ich, spricht das eigentlich für sich. Dass
wir immer auch mit einer Dunkelziffer rechnen müssen, ist genauso wahr und
eigentlich ein Allgemeinplatz. Ich hatte ja schon erwähnt, dass ein
Indikator dafür, dass diese Maßnahme ihren Sinn hat - in dem
europarechtlichen Kontext, in dem Freizügigkeitskontext, den Herr Seibert
hier vorgetragen hat -, wenn man sich die Zahl der Zurückweisungen
anschaut. Es hat eben beispielsweise im Jahr 2017 an der
deutsch-österreichischen Grenze über 7000 solcher Zurückweisungen von
Menschen gegeben, die hier keinerlei Aufenthaltsrecht geltend machen
können, kein gültiges Reisedokument vortragen und keinen Schutz nachsuchen.
Das ist, ehrlich gesagt, eine nennenswerte Größe; ich finde, die steht
insoweit für sich.

Der Bundesinnenminister ist selbstverständlich dabei, den Kontakt - soweit
nicht schon vorhanden - zu seinen europäischen Kollegen und/oder den
zuständigen Kommissaren zu suchen und auszubauen. Ich bin völlig ohne
Zweifel, dass bei den Gelegenheiten, die in Zukunft bestehen - und
sicherlich auch in naher Zukunft bestehen -, auch solche Themen wie die
hier in Rede stehenden besprochen und zu einem konsensualen Ergebnis
geführt werden.

Zusatzfrage : Darf man es jetzt als Ziel des Innenministers auf
europäischer Ebene betrachten, die Möglichkeit zu schaffen, dass, solange
die europäische Außengrenze so ist, wie sie ist - oder vielleicht auch nur
marginal besser -, reguläre Grenzkontrollen eingeführt werden? Das war ja
in der Vergangenheit bezüglich Schengen eher strittig. Ist das ein Ziel von
Herrn Seehofer?

Dimroth: Ich weiß jetzt nicht genau, auf was die Frage münzt. Wenn Sie
sozusagen fragen wollen, ob der Bundesinnenminister eine Rechtsänderung auf
europäischer, dann würde ich das jedenfalls den Interviewäußerungen, die
hier jetzt in Rede stehen, nicht entnehmen; denn der geltende rechtliche
Rahmen lässt ja solche Maßnahmen zu. Das mögen andere anders sehen, aber
auch unsere europäischen Partner nutzen ja die gegebenen europarechtlichen
Möglichkeiten jedenfalls teilweise sehr weitreichend aus. Schon daran
können Sie sehen, dass eine große Zahl von Experten davon ausgeht, dass die
geltenden rechtlichen Rahmenbedingungen hier hinreichend flexibel sind. Ich
glaube, so sieht es auch der Bundesinnenminister.

Frage: Laut einem aktuellen Bericht der Vereinten Nationen ist die SDF,
also die Spezialeinheit der libyschen Einheitsregierung, in Syrien für
allerschwerste Menschenrechtsverbrechen wie Folter, Menschenschmuggel etc.
verantwortlich. Wie lässt sich auf dieser Basis die Kooperation der
Bundesregierung mit der libyschen Einheitsregierung überhaupt noch
rechtfertigen?

StS Seibert: Ich kenne diese Untersuchungen, die Sie ansprechen, noch
nicht; das muss ich mir erst heranziehen. Das wird in der Bundesregierung
dann sicherlich auch sehr aufmerksam studiert werden. Für uns gilt
grundsätzlich, dass eine Zusammenarbeit nicht heißt, dass wir
Menschenrechtsthemen ausklammern. Im Gegenteil: Wir sprechen mit all
unseren Partnern auch über diese Themen. Aber wie gesagt, ich kenne diesen
konkreten Befund nicht, insofern müsste ich mir das erst einmal anschauen.

Zusatzfrage: Vonseiten der Vereinten Nationen gab es ja schon diverse
Berichte dieser Art - ich glaube, den letzten im Februar dieses Jahres -,
insofern müsste Ihnen das mittlerweile sicherlich schon bekannt sein. Was
für eine Einschätzung haben Sie denn eigentlich von der libyschen
Einheitsregierung, die immer wieder mit solchen Vorwürfen konfrontiert wird
und mit der die Bundesregierung doch sehr eng militärisch und politisch
kooperiert?

StS Seibert: Das Letzte, was aus Libyen hervordrang und, ich denke, die
ganze Welt empört hat, waren die Vorwürfen - gegründet auf einen
CNN-Bericht -, dass es zu Handlungen gegenüber Migranten und Flüchtlingen
gekommen ist, die an das unselige Erbe der Sklaverei erinnern. Das war ein
großes Thema, als sich die europäischen Regierungschefs mit den
afrikanischen Regierungschefs vor einigen Monaten in Abidjan trafen. Da ist
die libysche Regierung sofort der Sache nachgegangen und hat sofort gesagt,
sie werde alles tun, um diese Zustände abzustellen. Das ist ja auch das
Notwendige. Wir wissen auch, dass es in Lagern - so muss man es
wahrscheinlich nennen -, in denen Migranten in Libyen gehalten werden - und
zwar nicht in Lagern, die unter Kontrolle der libyschen Einheitsregierung
sind, sondern in Lagern, die unter Kontrolle diverser Milizen oder anderer
krimineller Schlepperorganisationen sind -, zu entsetzlichen Zuständen
gekommen ist. Deswegen war es immer unsere Forderung, allen humanitären
Organisationen, insbesondere aber der IOM und dem UN-Flüchtlingswerk,
Zugang zu solchen Stellen und zu solchen Stätten zu verschaffen, damit sie
im Interesse der Migranten und Flüchtlinge Verbesserungen erreichen können.
Das heißt, in unserer Politik gegenüber Libyen spielt die Wahrung der
Menschenrechte dieser betroffenen Menschen immer eine sehr große Rolle.

Breul: Ich kann vielleicht nur kurz ergänzen: Sie beziehen sich in Ihrer
Frage wahrscheinlich auf den Bericht einer Fernsehsendung in der letzten
Woche, in der sich die Journalisten wiederum auf einen Expertenbericht der
Vereinten Nationen beziehen, der nicht ein öffentlicher Bericht, sondern
erst einmal ein interner Bericht ist. Diese internen Berichte kommentieren
wir grundsätzlich nicht. Sie haben natürlich recht und haben darauf
hingewiesen: Es gibt immer wieder unterschiedliche Berichte über
Menschenrechtsverletzungen in Libyen. Herr Seibert hat zu Recht darauf
hingewiesen: Genau da liegt der Schwerpunkt unseres Handelns vor Ort. Wir
wollen die Einheitsregierung ertüchtigen, Menschenrechtsstandards
durchsetzen zu können, und arbeiten da aufs Engste zusammen. Wie Sie
wissen, ist das Umfeld alles andere als einfach; das Herrschaftsgebiet der
Regierung ist begrenzt.

Von daher: Ja, es stimmt, es kommt zu schlimmsten
Menschenrechtsverletzungen. Das verurteilen wir. Wir weisen in Gesprächen
mit der Regierung darauf hin, dass darauf die Priorität gelegt werden
sollte, und dementsprechend sind auch unsere Projekte vor Ort ausgerichtet.

Zusatzfrage: Sie sagten jetzt gerade, dass Sie die libysche
Einheitsregierung ertüchtigen wollen und dass Sie darauf hinarbeiten.
Gleichzeitig wird immer wieder auch von einer wertebasierten Außenpolitik
als Fundament der deutschen Außenpolitik gesprochen. Wie Sie gerade selber
einräumten, ziehen sich diese Berichte über einen Zeitraum von Monaten,
wenn nicht mittlerweile Jahren, hin. Wie ist es da denn um diese
Ertüchtigung der Einheitsregierung bestellt? Da muss doch einmal eine Art
Evaluation erfolgen. Sie können sicherlich nachvollziehen, dass das etwas
dürftig klingt.

Breul: Wie immer liegt die Bewertung letztlich bei Ihnen. Wir haben noch im
Dezember 120 Millionen Euro an zusätzlichen Mitteln für solche Projekte zur
Verfügung gestellt. Das ist für uns ein absoluter Schwerpunkt. Eins ist
aber auch klar: Richtige Fortschritte wird man erst erzielen können, wenn
es einen politischen Prozess in Libyen gibt.

Frage GMYZ: Ich möchte nach dem heutigen Besuch von Bundeskanzlerin Merkel
in Warschau fragen. In Warschau gibt es ziemlich hohe Erwartungen an diesen
Besuch, weil es nach dem Antrittsbesuch in Paris ihr zweiter Antrittsbesuch
ist. Welche Bedeutung hat dieser Besuch und welche Schwerpunktthemen werden
heute Abend mit Präsident Duda und Ministerpräsident Morawiecki besprochen?

StS Seibert: Allein die Tatsache, dass es der zweite offizielle
Antrittsbesuch der Bundeskanzlerin nach der Reise nach Paris ist, zeigt
Ihnen ja schon, dass die Bundeskanzlerin gerne zum Ausdruck bringen möchte,
wie hoch der Stellenwert des deutsch-polnischen Verhältnisses, der
deutsch-polnischen Freundschaft und Nachbarschaft, für sie ist. Darin, dass
es jetzt nach Warschau geht, liegt also natürlich auch schon eine Aussage.

Ich möchte auch hier den Gesprächen nicht vorgreifen. Wir wollen alles tun,
damit sowohl auf der staatlichen als vor allem auch auf der Ebene der
Völker beider Länder das Zusammensein, die Nachbarschaft, so gut wie
möglich, so herzlich wie möglich gelebt werden kann. Dafür gibt es viele
Initiativen auf zivilgesellschaftlicher Ebene, Jugendaustausch usw. - all
das wollen wir verstärken. Ansonsten gilt für das Gespräch mit
Ministerpräsident Morawiecki heute natürlich auch, dass wir vor einem
Europäischen Rat stehen. Das heißt, Themen sind - ich habe sie vorhin ja im
Zusammenhang mit den Niederlanden angesprochen -: Weiterentwicklung der
Wirtschafts- und Währungsunion, Wettbewerbsfähigkeit in Europa stärken. Wir
haben über das Thema des Außengrenzschutzes, also das wichtige Thema, wie
wir uns der Herausforderung der Migration stellen, gesprochen. Das alles
sind Themen heute Abend - und natürlich auch das Bilaterale. Ich würde Sie
aber trotzdem bitten, auf die Pressekonferenz zu warten, denn dann wird
klar sein, was wirklich besprochen wurde. Das sind aber die Dinge, die im
Raum stehen, und über allem steht als Überschrift die Wertschätzung für
Polen als einem Land, mit dem wir diese enge Nachbarschaft und Freundschaft
pflegen wollen, weil wir wissen, dass es vor dem Hintergrund unserer
gemeinsamen Geschichte alles andere als selbstverständlich war, dass wir
überhaupt an diesen Punkt kommen.

Frage: Wird in das Gespräch heute Abend möglicherweise auch das Thema der
Rechtsstaatlichkeit mit einfließen? Die Europäische Union hat in den
letzten Jahren 87 Milliarden Euro für Autobahnen, Züge, Bahnhöfe,
Landwirtschaft und viele andere Sachen an Polen überwiesen; das war also
die Solidarität der Europäischen Union mit Polen. Meine Frage ist, ob es
für das nächste Mehrjahresbudget der Europäischen Union vielleicht eine
Bedingung sein soll, dass auch die Rechtsstaatlichkeit eingehalten wird.
Wird die Rechtsstaatlichkeit als Bedingung für die künftige Solidarität der
Europäischen Union - und auch von Deutschland, das den größten Anteil an
diesen Solidaritätsmaßnahmen mit Polen hat - heute Abend also ein Thema
sein?

StS Seibert: Ich schließe überhaupt keine Themen für heute Abend aus.

Zusatzfrage: Aber noch einmal: Wird die Einhaltung der Rechtsstaatlichkeit
jetzt eine Bedingung sein?

StS Seibert: Herr Savelberg, ich sage Ihnen jetzt nicht - das tue ich
grundsätzlich vor Gesprächen nicht -, was die Themen sein werden, mit denen
die Bundeskanzlerin und Herr Morawiecki heute ihr Gespräch bestreiten. Sie
spricht im Übrigen auch noch mit Staatspräsident Duda. Da wird es
internationale, europäische, bilaterale Themen geben. Dass das, was Sie
ansprechen, nämlich der Dialog zwischen der Europäischen Kommission und der
polnischen Regierung in Sachen Rechtsstaat, der ja nun schon einige Monate
läuft, auch ein Thema wird, ist jetzt nicht sehr prophetisch. Darüber
hinaus sage ich Ihnen dazu jetzt aber nichts.

Zusatzfrage: Können Sie vielleicht einmal generell die Meinung der
Bundesregierung zur Einhaltung der Rechtsstaatlichkeit vorformulieren? Ich
glaube, es wäre doch ein relativ wichtiges Thema.

StS Seibert: Die Rechtsstaatlichkeit ist in der Tat sozusagen ein
essenzielles Thema für Europa, weil Europa ein Raum des Rechts ist. Auf das
Recht gründet sich die europäische Einigung.

Frage: Das Thema Iran sollte heute in Brüssel erörtert werden. Man spricht
darüber, dass Deutschland, Frankreich und Großbritannien über neue
Sanktionen nachdenken. Welche konkreten Vorschläge hat die Bundesregierung,
um das ballistische Programm Irans zu stoppen? Sieht die Bundesregierung
irgendeine Bereitschaft seitens des Iran, über ein Zusatzabkommen zum
Wiener Abkommen zu sprechen?

Breul: Sie machen es mir ein bisschen schwer, die Sitzung läuft ja gerade
in Brüssel. Von daher kann ich parallel zu den dort stattfindenden
Beratungen hier eigentlich keine Stellung dazu nehmen; wir werden die
Ergebnisse abwarten müssen. Klar ist aber auch, dass wir seit Monaten und
Jahren fordern, dass der Iran in der Region endlich eine konstruktive Rolle
einnimmt, insbesondere natürlich mit Blick auf Syrien, Libanon und den
Jemen. Gleichzeitig haben wir große Sorge über den Ausbau des iranischen
Raketenprogramms. Diese Themen müssen jetzt angegangen werden. Dazu reden
wir mit dem Iran, das wissen Sie. Das Angebot zum Dialog steht, und es gab
ja auch schon erste Gespräche am Rande der Münchner Sicherheitskonferenz.
Auf der anderen Seite finden wir, dass sich der Iran nicht bewegt und der
Druck erhöht werden sollte. Über diese Frage beraten in diesem Moment die
Außenminister in Brüssel.

Zusatzfrage: Heißt das, dass Sie noch eine Chance sehen, den Rücktritt
Washingtons vom Wiener Abkommen in weniger als einem Monat zu verhindern?

Breul: Das habe ich jetzt nicht gesagt. Ich habe jetzt ja gezielt das
Raketenprogramm und die Rolle des Iran in der Region angesprochen. Wir sind
der Meinung, dass das Wiener Nuklearabkommen davon getrennt behandelt
werden sollte, weil wir der festen Überzeugung sind, dass es funktioniert
und dass es einen sehr wichtigen Beitrag zur Abrüstungs- und
Nichtverbreitungsarchitektur in der Region leistet. Das ist unsere
Position.

Frage: Was genau kritisieren Sie denn eigentlich an der Rolle des Iran in
der Region, beispielsweise im Gegensatz zu der Rolle Saudi-Arabiens, also
einem sehr, sehr guten Freund der Bundesrepublik in der Region?

Breul: Ich kann da keinen Gegensatz erkennen; den haben Sie jetzt gerade
konstruiert.

Zusatzfrage: Deswegen frage ich ja so. Vielleicht habe ich es
missverstanden. Sie sagten, Sie würden sich eine konstruktivere Rolle und
Fortschritte des Irans etc. wünschen. Deswegen noch einmal die
Verständnisfrage: Was genau kritisieren Sie quasi am Iran, im Gegensatz
beispielsweise zu Saudi-Arabien, an dem keine hörbare Kritik laut wird?

Breul: Die Bewertung, wo Sie Kritik wahrnehmen und wo nicht, können nur Sie
vornehmen. Ich denke auch nicht, dass es zielführend ist, die drei
Regionalkonflikte, die ich gerade aufzählte, hier in aller Breite
aufzublättern. Wir sind der Meinung, dass der Iran keine konstruktive Rolle
bei der Lösung der Konflikte in Syrien, im Libanon und im Jemen spielt.

StS Seibert: Ich kann Ihnen aber gern ein Beispiel geben, wenn Sie das
hören wollen. Wir hatten ja gerade die Frage des israelischen
Korrespondenten. Wir fordern den Iran auf, seine aggressive Grundhaltung
gegenüber dem Staat Israel aufzugeben. Wir fordern den Iran auf, sich
endlich einmal verlässlich und nachhaltig zum Existenzrecht Israels zu
bekennen und antizionistische und - auch das kommt gelegentlich vor -
antisemitische Ausfälle zu unterlassen.

Frage: Herr Seibert, ich wollte es schon am Freitag fragen. Wie bewertet
die Bundesregierung die Regierungsumbildung in den USA? Dort wurde der
Außenminister entlassen. Es gibt einen neuen Außenminister und eine neue
CIA-Direktorin.

StS Seibert: Die Bundesregierung bewertet sie nicht.

Zusatzfrage: Gina Haspel soll die neue CIA-Chefin werden. Sie ist
nachweislich an Folter beteiligt gewesen. Sie hat ein Foltergefängnis in
Thailand geleitet. Deutschland hat die Antifolterkonvention unterschrieben.
Wollen Sie also auch angesichts der Verpflichtungen, die Deutschland in der
Antifolterkonvention eingegangen ist, speziell diese Ernennung nicht
kommentieren?

StS Seibert: Die Haltung der Bundesregierung zur Folter könnte überhaupt
nicht klarer sein. Wir lehnen die Folter in jeder Form ab, und zwar
gegenüber jedem Land, mit dem wir international zu tun haben, auch im
Gespräch mit Ländern, die unsere Partner sind. Das ist die grundsätzliche
Haltung. Ich nehme dennoch zur geplanten personellen Umbesetzung in der
amerikanischen Regierung jetzt keine Stellung. Das ist nicht meine Rolle.

Zusatzfrage: Ist angesichts Ihrer klaren Haltung zur Folter davon
auszugehen, dass die Bundesregierung mit dieser CIA-Chefin, mit dieser CIA
ab sofort nicht mehr zusammenarbeiten wird? Wäre das nicht eine logische
Schlussfolgerung aus dem, was Sie gerade gesagt haben?

Frau Steffen, ist davon auszugehen, dass die CIA-Chefin, wenn sie deutschen
Boden betritt, festgenommen wird? Denn das wäre ja eine Maßnahme.

StS Seibert: Wovon Sie ausgehen können, ist, dass die Bundesregierung ihre
klare Haltung gegen die Folter weiterhin vertreten wird, und zwar überall.

Zusatz: Es geht um die Folterer, um die Menschen, die Folter begangen
haben.

StS Seibert: Ich habe mich jetzt so geäußert.

Steffen: Ich muss sagen, ich bin so baff über die Frage, dass ich darauf
gerade keine adäquate Antwort finde.

Zusatzfrage: Können Sie sie nachreichen?

Steffen: Wenn ich die Antwort finde, werde ich sie nachreichen, ja.

Frage: Eine Frage an das Auswärtige Amt: Hat sich die Familie eines
73-jährigen Deutschtürken, der seit mehr als einem halben Jahr in der
Türkei wegen Terrorvorwürfen inhaftiert ist, mit der Bitte um intensivere
Hilfe im Verfahren gegen ihn an die Bundesregierung gewandt? Ihnen ist der
Fall bekannt. Gibt es in diesem Fall eine jüngere oder jüngste Entwicklung,
zum Beispiel was die konsularische Betreuung angeht? Offensichtlich ist sie
im Moment nicht möglich. Bemüht man sich darum? Was kann man der Familie
sagen, die intensiv nach außen an die Öffentlichkeit geht und darum bittet,
in dem Fall des 73-Jährigen zu helfen?

Breul: Auch wir haben gesehen, dass sich ein Teil der Familie an die
Öffentlichkeit gewandt hat. Die Botschaft in Ankara steht mit den
türkischen Behörden und auch mit der Familie zu diesem Fall in Kontakt. Ein
Besuch wurde uns bislang nicht genehmigt. Der Betroffene ist
Doppelstaatler. Über die Doppelstaatlerproblematik haben wir uns hier schon
ausreichend unterhalten.

Der Fall wird wie alle anderen Fälle von Deutschen in türkischer
politischer Haft regelmäßig angesprochen. Darüber hinaus haben wir vom
Betroffenen selbst keine Genehmigung, weitere Details an die Öffentlichkeit
zu geben.

Frage: Eine kurze Frage an Herrn Dimroth, und zwar zum Thema der Statistik
über Messerangriffe in Deutschland: Die Gewerkschaft der Polizei fordert
eine bundesweite Erhebung, die es so nicht gibt. Wird es sie künftig geben?
Werden Sie dem nachkommen?

Dimroth: Wir haben diese Forderung zur Kenntnis genommen. Ich kann Ihnen
jetzt nicht berichten, dass es entsprechende Bemühungen oder Planungen
gibt. Grundsätzlich ist es erst einmal Aufgabe der Landesbehörden,
entsprechende Informationen hierüber zusammenzusammeln, wenn es
nennenswerte neue Entwicklungen oder Trends gibt.

Ich kann mir aber sehr wohl vorstellen, dass das beispielsweise im Rahmen
der Innenministerkonferenz einmal beraten wird, kann Ihnen aber, wie
gesagt, jetzt von hier aus nicht mehr mitteilen, als dass wir die Forderung
der Gewerkschaft zur Kenntnis genommen haben.

Frage: Der Bundestag wird höchstwahrscheinlich am Freitag eine
Subsidiaritätsrüge wegen eines Vorschlages für eine EU-Verordnung über die
Bewertung von Gesundheitstechnologien aussprechen. Wie sieht die
Bundesregierung diese Initiative des Bundestages? Wird die Bundesregierung
versuchen, auf EU-Ebene Änderungen zu diskutieren oder über sie zu
verhandeln?

Welche anderen EU-Regierungen unterstützen Deutschland in dieser
Initiative?

Maschke: Ich kann leider nur sagen, dass ich gerade keine Antwort direkt
parat habe. Aber wir reichen sie selbstverständlich nach. Wir können auch
gern nachher noch einmal kurz miteinander sprechen.

Breul (zu den Präsidentschaftswahlen in Russland): Ich kann eine Zahl
nachreichen, weil danach gefragt hatte. Konkret nehmen 61 deutsche
Kurzzeitbeobachter und elf Langzeitbeobachter an der OSZE-Mission teil.
Insgesamt sind es also 72.

Frage: Eine Frage an das Auswärtige Amt: Offenbar hat der Außenminister
beim Außenministertreffen in Brüssel erklärt, Russland bleibe ein
schwieriger Partner. Das hat er vermutlich in Kenntnis der Äußerung der
Verteidigungsministerin gesagt. Das ist eine deutlich andere Position:
entweder Partner oder nicht.

Setzt er sich damit bewusst ab und bezieht eine eigene Position?

Breul: Ich weiß nicht, ob es wirklich sinnvoll ist, sich an diesem einen
Wort festzuklammern. Ich bin eigentlich der festen Überzeugung, dass meine
beiden Vorredner und auch wir im Auswärtigen Amt letztlich genau der
gleichen Meinung sind, es nur anders formulieren. Bundesminister Maas hat
heute Morgen die Formulierung "schwieriger Partner" gewählt. Das soll
ausdrücken, dass es durchaus Unterschiede in Einschätzungen und in
Politiken und dass es Dinge gibt, über die wir zu reden haben, dass
Russland aber natürlich eine wichtige Nation ist, dass Russland da ist, wo
es ist, und auch nicht weggehen wird und dass wir Russland für die Lösung
bestimmter Probleme brauchen. Ich denke, das haben wir in unterschiedlicher
Form auszudrücken versucht.

Zusatz: Auf der anderen Seite haben Worte und Sätze aber auch Bedeutung.
Das haben wir ja am Freitag im Hinblick auf das Stichwort "Islam" reichlich
diskutiert. Deswegen frage ich nach. Wenn Sätze mit außerordentlich
unterschiedlicher Bedeutung gesagt werden und hinterher hier erklärt wird,
eigentlich meine man doch das Gleiche, dann ist das schwierig in der
Kommunikation. Ein schwieriger Partner ist immer noch ein Partner. Wenn
aber vorher von einer anderen Ministerin gesagt wurde, nein, das sei kein
Partner, dann sind das für mich zwei unterschiedliche Positionen.

Breul: Es ist Ihr gutes Recht, diese Interpretation vorzunehmen.

Frage: Herr Breul, ich hatte vor ein paar RegPKs schon einmal nach den
deutschen politischen Gefangenen in Europa gefragt. Dazu hatten Sie die
Zahl von 861 deutschen Staatsangehörigen nachgereicht, die in Europa
inhaftiert sind. Das war aber nicht die Antwort auf meine Frage. Können Sie
heraussuchen, wie viele politische deutsche Gefangene es in Europa gibt,
nicht wie viele Inhaftierte an sich? Das müssen Sie wahrscheinlich
nachreichen.

Breul: Ich habe, ehrlich gesagt, die schriftliche Antwort auf Ihre Frage
nicht gesehen. Das schaue ich mir gern noch an. Ich vermute fast, dass wir
das europaweit nicht erfassen. Aber ich gehe dem gern nach. Das reichen wir
Ihnen dann nach.

Zusatz: Sie müssten es ja erfassen, weil Sie ja jedes Mal konsularischen
Zugang bekommen müssen.

Breul: Grundsätzlich hat jeder deutsche Staatsangehörige, der im Ausland in
Haft gerät, die Möglichkeit, um konsularische Betreuung zu bitten.

Zusatz : Eben.

Breul: Darauf haben Sie ja eine Antwort erhalten. Aber wie gesagt, ich
schaue es mir noch einmal genau an, und wir sehen, was wir Ihnen noch
schicken können.

Frage: Eine Frage an das BMJV, wie ich vermute, und vielleicht auch das
Gesundheitsministerium, aber über das Letzte bin ich mir noch nicht ganz im
Klaren. Es geht um den Zeitplan zur Neugestaltung des 219a des
Strafgesetzbuches, wenn es so etwas geben soll, respektive um Absprachen.
Gibt es so etwas? Gibt es bereits Zieltermine für die Überarbeitung?

Steffen: Die Ministerin hat sich dazu am Wochenende noch einmal geäußert
und gesagt, dass die gesamte Bundesregierung daran arbeiten wird, dass
Rechtssicherheit für die Ärztinnen und Ärzte geschaffen wird. In der Tat
werden wir zeitnah einen Vorschlag vorlegen.

Zusatzfrage: Können Sie ein bisschen eingrenzen, was "zeitnah" heißt?

Steffen: Leider nicht.

Frage: Herr Kolberg, noch eine Personalienfrage: Es wird berichtet, dass
Jörg Kukies ins Finanzministerium wechselt. Wenn man hört, dass Trump in
Amerika Goldman-Sachs-Leute in die Regierung holt, dann lachen alle. Warum
sollten wir jetzt hier nicht lachen? Welchen Wert bringt dieser Mann mit?

Kolberg: Ich kann bestätigen, dass Herr Kukies, 50 Jahre alt,
Staatssekretär für das Thema der Europa- und Finanzmarktpolitik im
Bundesfinanzministerium wird. Herr Kukies war Partner und Co-Vorsitzender
der deutschen Sektion der Investmentfirma Goldman Sachs. Dieser hat er in
unterschiedlichen Funktionen 17 Jahre angehört. Er ist Aktienexperte und
soll sich vor allem um die Fragen der Finanzmarktregulierung sowie der
weiteren Absicherung des europäischen Bankensektors und die übrigen
europäischen Dossiers kümmern.

Zusatzfrage: Das beantwortet nicht wirklich meine Frage. Sieht Herr Scholz
es als Vorteil, dass Herr Kukies bei Goldman Sachs war?

Kolberg: Ich habe Ihnen eben geschildert, dass er Erfahrungen in dem
Bereich mitbringt, für den er im BMF verantwortlich sein wird. Das kann ich
Ihnen zum derzeitigen Stand mitteilen.

Frage: Mir ist aufgrund der Biografie Herrn Kukies durchaus bewusst, dass
er vom Fach ist. Aber es ist ja ein Unterschied, ob man vom Fach auf der
einen Seite oder ob man vom Fach auf der anderen Seite ist. Er soll ja,
wenn ich es richtig verstanden habe, in erster Linie die regulatorischen
Rahmenbedingungen in der EU mit bearbeiten. Hat er in dem Segment auch
spezielle Expertise, die diese ministerielle Tätigkeit in irgendeiner Form
rechtfertigt?

Kolberg: Ich habe Ihnen eben geschildert, welche Erfahrung er hat. Er wird
im BMF in den Bereichen tätig werden, die ich geschildert habe, und dort
seine Expertise einbringen.

Montag, 19. März 2018

 * 

Quelle:
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2322: Anhörung im Verkehrsausschuss zu Mobilitätskonzepten der Zukunft (Li)


Landtag intern 2/2018

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

Zu Wasser, zu Lande und in der Luft

Anhörung im Verkehrsausschuss zu Mobilitätskonzepten der Zukunft

von Thomas Becker



21. Februar 2018 - Stau auf der Straße, Verspätungen auf der
Schiene, marode Brücken: Die Fraktionen von CDU und FDP fordern einen
"Neustart" der Verkehrspolitik in Nordrhein-Westfalen. Bei einer
Anhörung im Verkehrsausschuss haben sich Sachverständige zu
Mobilitätskonzepten der Zukunft geäußert.


Grundlage war der Antrag "Neustart in der Verkehrspolitik
- Gemeinsam die Zukunft der Mobilität gestalten!" (Drs. 17/1282). Die
Landesregierung solle "ideologiefrei alle notwendigen Schritte zur
umfassenden Ertüchtigung der Infrastruktur aller Verkehrsträger"
angehen, heißt es im Antrag. Mobilität müsse "ganzheitlich betrachtet
werden, um die Effizienz der Verkehrsnetze verkehrsträgerübergreifend
auf Straßen, Schienen, im Wasser, in der Luft sowie im Personen- und
im Güterverkehr zu erhöhen". Auch Carsharing-Modelle, Konzepte für
Radfahrerinnen und Radfahrer sowie die Potenziale der Digitalisierung
sollten weiterentwickelt werden.

Alle Sachverständigen stimmten der Beobachtung zu, dass die
Verkehrsinfrastruktur in Nordrhein-Westfalen derzeit an ihre
Kapazitätsgrenzen stoße. Die Deutsche Bahn AG geht davon aus, dass es
in Zukunft nötig sein wird, "viel konsequenter als bisher auf neue
Technologien und Digitalisierung zu setzen". Die Bahn habe das
Programm "Digitale Schiene" gestartet. Ziel sei es, beispielsweise
durch digitale Leit- und Sicherungstechnik sowie digitale Stellwerke
im Schienennetz "bis zu 20 Prozent mehr Kapazität zu schaffen, ohne
dass neue Strecken gebaut werden müssen".

Der ADAC Nordrhein stellte fest, dass es in Ballungsräumen eine
"zunehmende Verdichtung" des Verkehrs gebe, während in ländlichen
Räumen die "Mobilitätssicherung" im Vordergrund stehe. Die Zukunft
gehöre "integrierten Mobilitätskonzepten". Menschen müssten dabei
"emissionsfrei, automatisiert und in einer vernetzten Systemmobilität
aus öffentlichem Personennahverkehr (ÖPNV) und Individualverkehr
unterwegs sein können".

Der Fahrgastverband Pro Bahn NRW bemängelte, dass der Antrag der
Fraktionen überwiegend auf die Situation im Straßenverkehr eingehe. Im
Schienenverkehr seien allerdings auch "fehlende baureife Planungen"
festzustellen. Das Streckennetz der Deutschen Bahn sei in den
vergangenen Jahren im Gegensatz zum Straßennetz weiter geschrumpft.
Verspätungen seien "immer häufiger auf Mängel oder Bauarbeiten im Netz
zurückzuführen".



"Kapazitäten ausgeschöpft"





Der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen Nordrhein-Westfalen verwies
in seiner Stellungnahme auf die aktuell diskutierte Forderung nach
einer kostenlosen Nutzung des öffentlichen Nahverkehrs. Hier sei
"dringend" zu beachten, "dass die ÖPNV-Systeme gerade in den
Ballungsräumen und besonders im Berufsverkehr praktisch keine
nennenswerten Kapazitätsreserven mehr besitzen".

Der Verkehrsclub Deutschland - Landesverband NRW stellte "mit
Erstaunen und Sorge" fest, dass im Antrag von CDU und FDP "die Umwelt
mit keinem Wort erwähnt wird, obwohl von Klimaschutz über Lärmschutz
bis Luftreinhaltung schwerwiegende akute Umweltprobleme des Verkehrs
zu lösen sind". Um eine EU-Klage abzuwenden, müssten dringend
Luftreinhaltepläne aufgestellt werden. Es brauche eine "koordinierte
Umwelt- und Verkehrspolitik".

Der Bundesverband der Deutschen Binnenschifffahrt bemerkte, dass in
keinem anderen Bundesland so viele Güter über Flüsse und Kanäle
transportiert würden wie in Nordrhein-Westfalen. Der Gütertransport
auf dem Wasser stelle zudem "die umweltschonendste Lösung" dar.
"Binnenschiffe verursachen keinen Stau, emittieren im Vergleich zu
Straße und Schiene mit Abstand die geringsten klimaschädlichen Gase
(CO2) und sind auch in puncto Lärm und Unfallzahlen vorbildlich."

Das Technologie-Unternehmen door2door bemerkte, dass in Zukunft
digitale Technologien gerade für den ÖPNV eine zunehmende Rolle
spielten - etwa bei sogenannten Ridesharing-Modellen: Eine
Smartphone-App bündele dabei die Anfragen mehrerer Fahrgäste, ein
Shuttlebus bringe sie sicher ans Ziel. Digitale Angebote sollten von
ortsansässigen Verkehrsverbünden und der Stadt als ergänzendes Angebot
zum ÖPNV realisiert werden.

Das Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie stellte fest, dass
sich Mobilität und Verkehr aktuell im massiven Umbruch befänden. Der
Straßenbau müsse "in seiner Kapazitätsauslegung heute schon völlig
neue Mobilitätsmuster antizipieren". Das gelte insbesondere für
Sharing-Modelle im Verkehr sowie Optionen des autonomen Fahrens.

Der Bundesverband der Deutschen Luftverkehrswirtschaft bemerkte, dass
die Verkehrsinfrastruktur in NRW "seit Jahren - auch im Luftverkehr
- an ihre Kapazitätsgrenzen stößt". Über das "richtige Bekenntnis zum
Ausund Neubau der Verkehrsinfrastruktur sowie zur Beschleunigung von
Planungs-, Genehmigungs- und Bauvorhaben hinaus" bleibe der vorgelegte
Antrag "sehr im Allgemeinen".

 * 
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THÜRINGER LANDTAGSKURIER - Ausgabe 3/2018

Aus dem Plenum und den Ausschüssen



AUS DEM LANDTAG

Landtagsgalerie um Diezel-Porträt erweitert

Am 14. Februar wurde das Porträtbild der ehemaligen
Landtagspräsidentin Birgit Diezel im Rahmen eines Empfangs im
Thüringer Landtag vor mehr als 80 Gästen erstmals der Öffentlichkeit
präsentiert. Das Gemälde des Geraer Künstlers Sven Schmidt erweitert
die Landtagsgalerie der Porträts der ehemaligen Landtagspräsidentinnen
und Landtagspräsidenten.

Die Alterspräsidentin des Thüringer Landtags Elke Holzapfel
gratulierte Diezel zunächst zu deren 60. Geburtstag, der nur wenige
Tage zurücklag. Zudem würdigte Holzapfel in ihrer Rede die ehemalige
Landtagspräsidentin und Ministerin: "Wenn ich das Porträt der
Landtagspräsidentin Diezel betrachte, denke ich an ihre faire
Sitzungsleitung, an sachliche Diskussionen und an ihren großen
Erfahrungsschatz. Die Thüringer Landschaft im Hintergrund steht für
Ihre Bodenständigkeit und Ihre Verbundenheit zu Heimat, Land und
Leuten."

Nach Worten des Fraktionsvorsitzenden Mike Mohring und des
Porträtisten Sven Schmidt wandte sich Birgit Diezel an die Gäste: "Ich
danke Sven Schmidt für sein gelungenes Porträt. Die Szenerie lässt
spüren, wie der Maler und ich durch unsere gemeinsame vogtländische
Heimat verbunden sind. Das Wachsen, Werden und Reifen dieses
Kunstwerks zu beobachten und zu begleiten, war ein spannender und
lehrreicher Prozess." In Bezug auf ihre Präsidentschaft habe es Diezel
besonders bewegt, wie der Bericht des ersten
NSU-Untersuchungsausschusses im Plenum in Anwesenheit von
Hinterbliebenen der Opfer vorgestellt wurde. Zu den Erfolgen ihrer
Präsidentschaft zählte sie unter anderem das Etablieren des Landtags
als Ort der Begegnung und die mediale Umsetzung der Onlinediskussion
von Gesetzesvorhaben. Zu den Gästen des Empfangs gehörten unter
anderem Ministerpräsident Bodo Ramelow, die ehemaligen
Ministerpräsidenten Christine Lieberknecht und Dieter Althaus, sowie
die ehemaligen Landtagspräsidenten Prof. Dr. Dagmar Schipanski, Dr.
Frank-Michael Pietzsch und Dr. Gottfried Müller.

Birgit Diezel war von 2009 bis 2014 Präsidentin des Thüringer
Landtags, dem sie insgesamt 15 Jahre angehörte. Von 2002 bis 2009 war
sie Finanzministerin und von 2004 bis 2009 gleichzeitig
stellvertretende Ministerpräsidentin Thüringens.


Ministerpräsident a.D. Josef Duchac zum 80. Geburtstag im
Landtag geehrt

Landtagspräsident Christian Carius gratulierte zu Beginn der
Plenarsitzung am 21. Februar dem ersten Ministerpräsidenten des Landes
Thüringen, Josef Duchac, der am Montag zuvor seinen 80. Geburtstag
gefeiert hatte. "Wir wünschen Ihnen vor allem Glück und Gesundheit.
Sie leisteten in Landtag und Regierung mutige Pionierarbeit für unsere
Heimat. Das verdient Respekt. Dafür gebührt Ihnen unser herzlicher
Dank", erklärte Carius im Thüringer Landtag.

"Ministerpräsident Duchac war ein Mann des Ausgleichs", so der
Landtagspräsident weiter. "Der Aufbau einer funktionierenden
Verwaltung und die Förderung von Mittelstand und Industrie waren Ihnen
ein zentrales Anliegen. Sie übernahmen Verantwortung für das junge,
wiedergegründete Land Thüringen, als hier Demokratie, Parlamentarismus
und Verwaltung noch in den Kinderschuhen steckten. Wir haben Ihnen
wichtige ökonomische und politische Weichenstellungen zu verdanken. In
Ihre Amtszeit fällt unter anderem die Wiederansiedelung von Opel in
Eisenach und der geordnete Übergang von Carl Zeiss zu Jenoptik."

Vor dem Plenum fand im Landtag ein Empfang zu Ehren des ehemaligen
Ministerpräsidenten statt, auf dem Landtagspräsident Carius im Namen
des Landtags dem Jubilar ein Faksimile des Protokolls der ersten
Kabinettssitzung des wiedergegründeten Landes Thüringen als Geschenk
überreichte.

Josef Duchac wurde am 8. November 1990 vom ersten frei gewählten
Landtag zum Ministerpräsidenten des neu gegründeten Landes Thüringen
gewählt. Duchac übernahm später die Leitung verschiedener
Auslandsvertretungen der Konrad-Adenauer-Stiftung, zuerst in Lissabon,
später in St. Petersburg und Budapest.


26. Parlamentarischer Abend des Handwerks

Am 21. Februar begrüßt Landtagspräsident Christian Carius den 26.
Parlamentarischen Abend des Thüringer Handwerkstags e.V. im Thüringer
Landtag mit einer Rede. Der Landtagspräsident sagte: "Im letzten Jahr
wurde ein Viertel der Thüringer Wirtschaftsleistung im Handwerk
erarbeitet. Es gibt über 30.000 Handwerksbetriebe mit fast 6.500
Auszubildenden. Diese Erfolgsgeschichte verdient Aufmerksamkeit.
Handwerk ist zudem auch ein Stück Kulturgut unserer Heimat. Daher ist
es gut, mit dem Thüringer Handwerk hier im Landtag ins Gespräch zu
kommen. Es zeigt sich ein ungebrochener Trend hin zur Universität. Im
Thüringer Handwerk gab es hingegen im letzten Jahr 22.000 unbesetzte
Stellen, jeder dritte Betrieb ist davon betroffen. Das gefährdet die
wirtschaftliche Entwicklung Thüringens. Eine Akademisierung um ihrer
selbst willen, am Bedarf vorbei, darf es nicht geben. Es braucht nicht
nur Fachleute, die ein Haus planen können, sondern auch solche, die es
bauen können. Die jungen Menschen im Land müssen schon frühzeitig für
die Chancen und Möglichkeiten im Handwerk begeistert werden."

Im Anschluss sprachen Stefan Lobenstein, Präsident des Thüringer
Handwerkstags, sowie Ministerpräsident Bodo Ramelow. Danach schloss
sich ein moderiertes Gespräch mit den Fraktionsvorsitzenden aller fünf
im Landtag vertretenen Fraktionen an.

 * 

Die CDU-Fraktion im Thüringer Landtag

Geschäftsstelle

Tel.: 0361 37 72201

Fax: 0361 37 72414

www.cdu-landtag.de

Schulstudie stützt Bildungsstaatsvertrag der Länder

Der Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktionsvorsitzendenkonferenz, Thüringens
CDU-Fraktionsvorsitzender Mike Mohring, und der Sprecher der von CDU
und CSU gestellten Kultusminister in der Kultusministerkonferenz, der
Bayerische Kultusminister Dr. Ludwig Spaenle, werben für den Abschluss
eines Bildungsstaatsvertrags zwischen den Bundesländern. Sie
präsentierten eine von der Fraktionsvorsitzendenkonferenz der CDU/CSU
in Auftrag gegebene aktuelle Schulstudie auf der Bundespressekonferenz
in Berlin. Danach sprechen sich 72 Prozent der Befragten für einen
derartigen Staatsvertrag aus, der für mehr Vergleichbarkeit im
deutschen Bildungssystem und mehr Einfluss des Bundes auf die
Bildungspolitik sorgen soll."Vor allem Eltern erwarten, dass der
Bildungsföderalismus nicht zum Mobilitätshindernis wird und ihr
Nachwuchs überall in Deutschland vergleichbare Bildungschancen hat,
und zwar auf hohem Niveau", erklärte Mohring.


 Willkür bei geplanten Neugliederungen

Die CDU-Fraktion verlangt von der Landesregierung durchschaubare und
rechtssichere Verfahren bei den freiwilligen Neugliederungen auf
Gemeindeebene. Das hat die Abgeordnete Gudrun Holbe gefordert. Laut
Holbe "ist schwer nachvollziehbar, nach welchen Kriterien es einige
Anträge in das Neugliederungsgesetz schaffen und andere nicht". Das
Kabinett gehe überdies hemdsärmelig über fehlende rechtliche
Grundlagen in der Thüringer Kommunalordnung (ThürKO) hinweg und agiere
in einzelnen Fällen gegen den Willen bestehender
Verwaltungsgemeinschaften oder Gemeinden, die sich zukünftig
unfreiwillig durch andere Gemeinden erfüllen lassen sollen. "Wir
unterstützen freiwillige Neugliederungen ausdrücklich, sie müssen
jedoch fair und auf sicheren rechtlichen Fundamenten erfolgen", so die
Innenpolitikerin. "Ihrem eigenen Leitbild zuwider, will die
Ramelow-Regierung Gemeinden erfüllen lassen. Andererseits werden
Anträge unter Berufung auf dieses Leitbild abgelehnt. Der geltenden
ThürKO zuwider sollen Gemeinden aus Verwaltungsgemeinschaften
austreten können. Dies alles sieht nach einem gerüttelt Maß
politischer Willkür aus", sagte Holbe."Befremdlich" ist nach ihren
Worten auch, dass die Landesregierung unter Vorgriff auf eine
Rechtslage handelt, die der Landtag noch gar nicht hergestellt hat.
"Das ist Arroganz der Macht und eine Missachtung des Parlaments", so
Holbes Urteil.


Landesinitiative für suchtbelastete Familien

Die sozialpolitische Sprecherin der Fraktion, Beate Meißner, hat eine
Landesinitiative für ein flächendeckendes Netzwerk an
niedrigschwelligen Hilfsangeboten für Kinder aus suchtbelasteten
Familien gefordert. "Kinder aus solchen Familien sind gesundheitlichen
und sozialen Risikofaktoren ausgesetzt und brauchen deshalb unsere
besondere Fürsorge", erklärte sie anlässlich der "Aktionswoche für
Kinder aus Suchtfamilien". Aus Sicht der CDU-Politikerin muss eine
solche Landesinitiative deshalb Weiterbildungsangebote und
Unterstützung von Familienhebammen, Schulsozialarbeitern sowie den
Mitarbeitern des Allgemeinen Sozialen Dienstes in den Kommunen
beinhalten."Ein wichtiger Baustein hierfür ist die Weiterentwicklung
und der Ausbau der Eltern-Kind-Zentren,um auch im Kindergartenalter
betroffene Familien zu erreichen", so Meißner.


Linkskoalition will keine Body-Cams

Rot-Rot-Grün hat einen Antrag der CDU mit dem Ziel, die Thüringer
Polizei zeitnah mit Bodycams auszustatten, abgelehnt. Die
Landesregierung sollte aufgefordert werden, ab Anfang 2019
Körperkameras bei der Thüringer Polizei flächendeckend und
rechtssicher einzuführen. "Wir kommen bei der Einführung von Body-Cams
nicht voran, weil die Linkskoalition in dieser Frage tief zerstritten
ist", zeigte sich der CDU-Innenpolitiker Raymond Walk enttäuscht.
"Gewalt und Respektlosigkeit gegenüber Polizisten sind aber ein
ernstes Problem. Es gibt Einsatzlagen und lokale Brennpunkte, in denen
sie gehäuft auftritt. Da sind die Bodycams - wenn auch kein
Allheilmittel - ein guter Weg, um unsere Beamten zu schützen",
erklärte Walk. Auch die Polizeigewerkschaften erwarten deshalb, dass
Thüringens Polizisten zügig mit den Kameras ausgestattet werden.


Investitionsquote auf tiefstem Stand

"Noch nie seit Beginn der Wahlperiode hat Thüringen so wenig
investiert wie 2017.Noch nie war die Investitionsquote so niedrig."
Das hat CDU-Haushaltspolitiker Maik Kowalleck zu dem von Thüringens
Finanzministerin Heike Taubert vorgelegten Jahresabschluss 2017
gesagt. Geplante Investitionen mit einem Volumen von rund 570
Millionen Euro sind laut Kowalleck seit Antritt der rot-rot-grünen
Regierungskoalition nicht realisiert worden. Aufs Jahr gesehen sanken
die Investitionen von 1,22 Milliarden Euro in 2015 auf 1,04 Milliarden
Euro in 2017. "Wenn die Ramelow-Regierung fortwährend mehr Geld
einplant, als sie tatsächlich ausgeben kann, ist es auch nicht schwer,
mit hohen Überschüssen zu glänzen. Das grenzt jedoch an
Hütchenspielerei", sagte Kowalleck. Die Entscheidung, den Überschuss
von 897 Millionen Euro zur Tilgung und die Rücklage zu nutzen,
begrüßte der CDU-Abgeordnete.


Überfällige Digital-Strategie

"Seit 2015 haben wir immer wieder eine Digitalisierungsstrategie vom
Wirtschaftsminister eingefordert, vorgelegt wird sie erst drei Jahre
später. Wenn die zum Teil überfälligen Maßnahmen jetzt im selben Tempo
umgesetzt werden, bleibt Thüringen bei der Digitalisierung auf der
Strecke." Das hat der wirtschaftspolitische Sprecher der Landtags-CDU,
Dr. Mario Voigt, zu der von Wirtschaftsminister Tiefensee
vorgestellten Digitalisierungsstrategie für Thüringen gesagt. Zwar
seien inhaltlich viele Punkte aus dem CDU-Forderungskatalog zur
Digitalisierung übernommen worden. "An vielen Stellen hätten wir uns
aber deutlich konkretere Maßnahmen gewünscht", zeigte sich Voigt
enttäuscht. Gerade bei der Digitalisierung der Schulen gebe es noch
viel zu tun.

 * 

Fraktion.DIE LINKE im Thüringer Landtag

Geschäftsstelle

Tel.: 0361 37 72295

Fax: 0361 37 72416

www.die-linke-thl.de

Siemens: Jobs und Standorte erhalten!

Am 15. Februar 2018 war der Betriebsratsvorsitzende des
Siemens-Generatorenwerks Erfurt, Mario in der Au, auf Einladung der
rot-rot-grünen Fraktionen zu Gast im Wirtschaftsausschuss des
Landtags. Er berichtete zum aktuellen Stand des von Verkauf oder
Schließung bedrohten Werks und stellte Pläne der Beschäftigten zum
Erhalt des Betriebs vor.

Im Oktober 2017 war bekannt geworden, dass Siemens tausende Jobs
streichen will. Gegen den Kahlschlag, der auch Erfurt treffen kann,
protestieren Beschäftigte seit Monaten. DIE LINKE unterstützt die
Forderungen nach Erhalt der Jobs und der Standorte. Mario in der Au
erklärte, dass die diskutierte Verlagerung der Produktion in die USA
betriebswirtschaftlich keinen Sinn ergibt, weil Erfurt das
leistungsfähigere und effizientere Werk sei. Mit der Fertigung von
Teilen für Windenergie sei das Werk zudem gut aufgestellt.

In der Au bedankte sich im Namen der Belegschaft bei der Politik für
die Unterstützung ihres Arbeitskampfes. Dieter Hausold,
wirtschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE im Thüringer
Landtag, dankte dem Betriebsratsvorsitzenden für das Engagement und
sagte: "Ich freue mich, dass wir auch im Rahmen des
Wirtschaftsausschusses den Dialog mit dem Betriebsrat des
Siemens-Generatorenwerks fortsetzen. Für mich bleibt es dabei:
Milliardengewinne und Massenentlassungen müssen sich ausschließen. Die
Beschäftigten in Erfurt und den anderen Standorten haben durch ihre
Arbeit den Erfolg und die hohen Gewinne erst ermöglicht. Sie haben
einen sicheren Arbeitsplatz im Siemens-Verbund verdient."


Herausragendes Tourismusjahr

Knut Korschewsky freut sich: "Mit 9,9 Millionen Übernachtungen schaut
Thüringen auf ein hervorragendes Jahr 2017 für den Tourismus zurück.
Unterstützt vom Reformationsjubiläum, aber auch dank der
Neuausrichtung des touristischen Marketings in dieser Wahlperiode,
können wir auf eine erfolgreiche Entwicklung zurückschauen", sagt der
tourismuspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE im Thüringer
Landtag.

Korschewsky ergänzt: "Zehn Prozent mehr ausländische Gäste belegen,
dass das Auslandsmarketing mit Schwerpunkt USA gut funktioniert hat.
Die persönliche Unterstützung des Ministerpräsidenten Bodo Ramelow und
des Wirtschaftsministers in den Vereinigten Staaten haben ebenso einen
Anteil daran wie die engagierte Arbeit der Thüringer Tourismus GmbH.
Die Zahlen belegen, dass von der neuen Tourismusstrategie ganz
Thüringen profitiert. Am deutlichsten wird dies mit den starken
Zuwächsen im Hainich." Abschließend sagte Korschewsky: "Ich hoffe,
dass sich die gute Entwicklung verstetigt und viele begeisterte
Besucher uns bald wieder aufsuchen. 2019 steht mit dem Bauhausjubiläum
das nächste Großereignis ins Haus."


Gegen Gewalt an Frauen

Unter dem Motto "Solidarität gegen die Ausbeutung von Frauen" tanzten
am 14. Februar über 30 Frauen auf dem Erfurter Anger und taten es
damit rund 60.000 Menschen in 178 weiteren Orten in Deutschland nach.
Anlass dafür war die Aktion "One Billion Rising" ("Eine Milliarde
erheben sich"), ein weltweiter Aktionstag gegen Gewalt an Frauen.
Erstmals fand die Aktion 2012 statt und greift eine UN-Statistik auf.
Diese stellte fest, dass jede dritte Frau in ihrem Leben körperliche
und sexuelle Gewalt erfährt, also mehr als einer Milliarde Frauen und
Mädchen weltweit. Die gemeinsame Tanzaktion wurde in Erfurt vom
Thüringer Frauennetzwerk organisiert. Getanzt wurde zu dem Lied "Break
The Chain" ("Zerstöre die Ketten") - ein Lied, das für "One Billion
Rising" geschrieben wurde und sinnbildlich für das Aufbegehren gegen
Gewalt steht. "Es ist nicht nur ein Tanz. Es ist ein Zeichen des
Bewusstmachens eines Missstandes, welcher nach wie vor alltäglich ist.
An Onlinekampagnen wie '#MeToo' sehen wir, dass ein gemeinsamer Kampf
gegen Gewalt an Frauen und Mädchen immer noch wichtig ist. ,One
billion Rising' ist dafür ein Moment der Solidarität und der
Bestärkung", betont Karola Stange, Sprecherin für Gleichstellung der
Fraktion DIE LINKE im Thüringer Landtag.


"Zukunftsprojekt Ostdeutschland"

Niedrigere Löhne, schlechtere Renten, weniger Industrie und Forschung
- bis heute sind die neuen Bundesländer benachteiligt. Damit muss
Schluss sein! Die ostdeutschen Landtagsfraktionen der LINKEN haben am
17. Februar 2018 in Erfurt ihren "Aktionsplan Ost" vorgestellt. Das
Ziel: Ein Zukunftsprojekt für ein modernes Ostdeutschland und konkrete
Vorhaben für soziale Gerechtigkeit. Dr. Dietmar Bartsch,Vorsitzender
der Linksfraktion im Bundestag, sagte dazu auf der Konferenz der
linken Fraktionsvorsitzenden: "Deutschland ist weiterhin sozial,
ökonomisch und kulturell zwischen Ost und West gespalten. Deshalb
bleibt die Aufgabe der Überwindung der innerdeutschen Spaltung bei der
LINKEN Chefsache."

Susanne Hennig-Wellsow, Vorsitzende der Thüringer Linksfraktion,
ergänzte: "Wir haben einen Vorschlag erarbeitet, um die
Benachteiligung der neuen Bundesländern zu beenden. In den Ländern mit
linker Regierungsbeteiligung werden wir Möglichkeiten für ein
,Zukunftsprojekt Ostdeutschland' aufzeigen. Auf die ostdeutschen
Probleme hat die Große Koalition im Bund keine Antwort. Stattdessen
müssen wir konkrete und glaubwürdige Angebote für soziale
Gerechtigkeit machen. Wir brauchen einen neuen Sozialstaat und eine
Renaissance der öffentlichen Daseinsvorsorge." Den "Aktionsplan Ost"
gibt es unter www.die-linke-thl.de.

 * 
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"Wir haben uns in der r2g-Koalition darauf verständigt, für alle, die
das Merkzeichen GL* zuerkannt bekommen haben, einen finanziellen
Nachteilsausgleich von 100 Euro monatlich zu schaffen. So ermöglichen
wir eine bessere Teilhabe und mehr Selbstbestimmung für ca. 1.900
Menschen in Thüringen - das freut mich sehr."

Birgit Pelke

Mitglied des Landtages

Durchbruch bei der finanziellen Unterstützung für Menschen mit dem
Merkzeichen "Gehörlose" im Schwerbehindertenausweis*. Dazu äußert sich
die sozialpolitische Sprecherin der SPD-Fraktion Birgit Pelke.


Rentenlücken schließen und Rentengerechtigkeit schaffen

Wer sein Leben lang gearbeitet hat, der soll im Alter nicht von
Sozialleistungen abhängig sein müssen. Für ein Rentensystem, das
Sicherheit bietet, finanzierbar ist und noch dazu ein gutes Leben im
Alter sichert, will sich die SPD auf allen Ebenen einsetzen. Denn die
auch rund 30 Jahre nach der Wiedervereinigung bestehende Ungleichheit
der Lebensverhältnisse zwischen Ost und West wird vor allem in der
gesetzlichen Rente deutlich. Trotz langjähriger Berufstätigkeit wird
ein Großteil künftiger Rentnerinnen und Rentner lediglich Leistungen
der Grundsicherung im Alter beziehen.

Nun hat die thüringische SPD-Fraktion noch einmal einen deutlichen
Appell an die künftige Bundesregierung gesendet: Die Angleichung der
Lebensverhältnisse sind nun konkret in den Fokus zu nehmen und einen
Fonds aus Steuermitteln mit einem Volumen von mindestens 500 Millionen
Euro jährlich für all jene Menschen in Ostdeutschland zu schaffen, die
durch die Rentenüberleitung der Nachwendezeit Nachteile erlitten
haben. Gleiches gilt für die in der DDR geschiedenen Frauen.

"Die soziale Einheit muss endlich fertig vollzogen werden."
 



Dazu die arbeitsmarktpolitische Sprecherin der SPD-Fraktion, Diana
Lehmann: "Die soziale Einheit muss endlich fertig vollzogen werden. Es
muss eine Lohnsteigerung verbunden mit Tarifbindungen geben und eine
armutsfeste, steuerfinanzierte Mindestrente. Außerdem appellieren wir
an die künftige Bundesregierung, endlich für alle Benachteiligten
einen Fonds für Gerechtigkeit einzuführen und so für die verlorenen
Anwartschaften zu entschädigen. Einen solchen Fonds einzurichten war
auch ein wesentlicher Teil des Regierungsprogramms."



Freiwillige Neugliederung kreisangehöriger Gemeinden anerkennen

"Wir müssen den Gemeinden, die erkannt haben, dass sie andere Wege
gehen müssen, schnellstmöglich eine sichere Rechtsgrundlage geben.
Alles andere wäre unfair",sagte die kommunalpolitische Sprecherin der
SPD-Fraktion Claudia Scheerschmidt (Foto) zum Gesetz zur freiwilligen
Neugliederung kreisangehöriger Gemeinden. Es sei absehbar, dass gerade
kleine Gemeinden ihre Herausforderungen der Zukunft sonst nicht mehr
stemmen können.

Die Vorlage des Gesetzesentwurfs regelt zunächst die freiwilligen
Zusammenschlüsse von 46 Kommunen. Der im Februar-Plenum vorgelegte
Entwurf stärkt die Kommunen, mit den Herausforderungen der Zukunft
selbstbewusst umgehen zu können. Diese liegen neben dem demografischen
Wandel auch im internationalen Wettbewerb um Wirtschafts- und
Forschungseinrichtungen.


PLENUM KURZ UND KNAPP

Modernisierung Polizei. Ein umfassendes Konzept zur
Digitalisierung und Modernisierung der Thüringer Polizei soll nun auf
den Weg gebracht werden,um die Polizei bei ihrer täglichen Arbeit zu
entlasten. Durch die Ausstattung mit einem integrierten modernen
Kommunikationssystem werden Datenabgleiche sowie die Aussagen- und
Anzeigenaufnahme vor Ort erleichtert und der Mehraufwand, der durch
die Nachbereitung von Einsätzen entsteht, vermindert. Zudem soll die
Präsenz in sozialen Netzwerken ausgebaut werden.

BAföG-Reform: Bundesratsinitiative zum BAföG verabschiedet:
Nach der verabredeten Zustimmung zur 25. BAföG-Novelle im Dezember
2014 folgt nun ein weiterer Schritt, um die finanziellen
Ausgangsbedingungen von Studierenden zu verbessern und vor allem den
Kreis der BAföG-Empfangenden wieder zu vergrößern. Wer im Studium
keine staatliche Unterstützung erhält, muss häufig nebenher jobben und
hat zu wenig Zeit für sein Studium. Diese Entwicklung muss eine
künftige Bundesregierung stoppen.

Klimagesetz. Unsere energiepolitische Sprecherin Eleonore
Mühlbauer unterstützt das Vorhaben,mit dem ersten Thüringer
Klimagesetz eine verbindliche Regelung zu schaffen, klimaschädliche
Treibhausgase zu verringern. Dabei sollte Thüringen keinen Sonderweg
gehen. Alle an dem Gesetz Beteiligten sollten zusammen kommen, und die
Gelegenheit haben, darüber zu beraten. Mühlbauer betonte, die
Thüringer Wirtschaft soll durch das geplante Gesetz nicht gegängelt
werden, sondern kann davon profitieren - so ist etwa das Handwerk bei
Montagearbeiten für Solaranlagen gefragt.

 * 
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Höcke: Ramelow beschädigt das Amt des Ministerpräsidenten

Zu einem Eklat kam es am Freitag, den 23. Februar, am Ende der Debatte
um einen Alternativantrag der AfD-Fraktion zur Verbesserung der
Leistungsfähigkeit der gesetzlichen Rentenversicherung.
Ministerpräsident Bodo Ramelow bezeichnete den
AfD-Fraktionsvorsitzenden Björn Höcke laut desses Aussage als
"Arschloch". In einem Mitschnitt soll dies zu hören sein. Ramelow
behauptet, die Beleidigung nicht getätigt zu haben. Dazu sagt Björn
Höcke: "Der Angriff beweist, wie angespannt das Nervenkostüm des
Ministerpräsidenten ist." Die AfD-Fraktion habe mit ihrem Antrag
bewiesen, dass sie Sozialpolitik besser könne als die "Phrasendrescher
von Rot-Rot-Grün". Weil Ramelow die Argumente gefehlt hätten, habe er
in die unterste Schublade seines Wortschatzes gegriffen. Höcke: "Mich
trifft diese vulgäre Beleidigung von Bodo Ramelow nicht. Jedoch
beschädigt er mit seinem wiederholt an den Tag gelegten,
unkontrollierten Verhalten das Amt, das er maximal noch anderthalb
Jahre innehat."


Keine ideologische Manipulation unserer Sprache!

Den Gesetzentwurf "Thüringer Gesetz zur Aufhebung von Maßnahmen der
geschlechterpolitischen Sprachmanipulation im Bereich der öffentlichen
Verwaltung" hat die AfD-Fraktion im Februar im Plenum des Thüringer
Landtags eingebracht. Warum sich die AfD-Fraktion dieses Themas
annahm, zeigt das Beispiel der Umbenennung des Studentenwerks in
"Studierendenwerk". "Das war völlig nutzlos", sagt Corinna Herold,
gleichstellungspolitische AfD-Fraktionssprecherin. Zu allem Überdruss
habe die Namensänderung auch noch 100.000 Euro gekostet. "Selbst der
SPD-Politiker Wolfgang Tiefensee, der als Wissenschaftsminister für
die Umbenennung zuständig war, hielt diese für unnötig", so Herold.
Die AfD-Fraktion lehne manipulative Eingriffe in die Sprache
vollständig ab. Herold: "So etwas gibt es in autortäten Regimes aber
nicht in Demokratien. Wir treten für eine freie Weiterentwicklung der
Sprache im alltäglichen Gebrauch der Bürger ein."

Der Gesetzentwurf der AfD-Fraktion zielt auf zwei Änderungen ab. Im
Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetz soll konkretisiert werden, dass
die Amtssprache die deutsche Sprache "in ihrer üblichen und bewährten
Form" sein solle. Geschlechterpolitische Sprachregelungen sollen keine
Anwendung finden. Im Thüringer Gleichstellungsgesetz will die
AfD-Fraktion den Paragraph 28 streichen. Dieser schreibt vor, dass in
amtliche Schreiben und Veröffentlichungen geschlechtsneutrale
Bezeichnungen verwendet werden.


Rot-Rot-Grün versagt in der Bildungspolitik

Nach Aussage des Thüringer Lehrerverbands mussten an 74 Prozent der
Schulen des Freistaats aufgrund der personellen Situation Anpassungen
am Stundenplan vorgenommen werden. Durchschnittlich würden 20
Lehrerwochenstunden - also fast eine ganze Lehrerstelle - pro Schule
fehlen. Diese Schlüsse zog der Lehrerverband aus einer nicht
repräsentativen Blitzumfrage unter den Thüringer Schulen Mitte
Februar. An der Online-Befragung haben 234 Schulen teilgenommen. Das
waren 28 Prozent der 834 staatlichen Schulen in Thüringen.

Für Wiebke Muhsal, die bildungspolitische AfD-Fraktionssprecherin,
versagt Rot-Rot-Grün in der Bildungspolitik."Der Lehrermangel an
Thüringer Schulen und die hohe Anzahl an Stundenausfällen sind seit
langem bekannt. Die Zahlen des Lehrerverbands zeigen, dass sich trotz
der Lippenbekenntnisse von Rot-Rot-Grün nichts verbessert hat",
erklärte Muhsal. Bildungsminister Helmut Holter (Die Linke) setze die
falschen Prioritäten und belaste die Lehrer mit Inklusion und
Integration noch zusätzlich. "Die AfD-Fraktion hat sich dagegen in den
vergangenen Haushaltsberatungen für die Schaffung von 1.000 neuen
Lehrerstellen ausgesprochen. Unsere Kinder brauchen keine
rot-rot-grünen Ideologieprojekte, sondern eine gute Bildung und dafür
genügend und hochmotivierte Lehrer", so Muhsal.

 * 
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Rückendeckung für den Klimaschutz 

"Endlich haben wir das Klimagesetz im Parlament", freut sich Roberto
Kobelt, umwelt- und energiepolitischer Sprecher der Thüringer
Landtagsfraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. "Damit steht ein Vorhaben
auf der Tagesordnung, das Thüringen ökologisch wie auch ökonomisch
voranbringt wie kein anderes".

Das vorgelegte Klimagesetz definiert den Fahrplan für eine Begrenzung
der klimaschädlichen Treibhausgasemissionen und setzt wichtige
ökonomische Anreize bei Energieeinsparungen.

"Wir müssen zur Kenntnis nehmen, dass der Klimawandel nicht auf uns
wartet", so Roberto Kobelt weiter. Beschleunigte Klimaveränderungen
hätten bereits heute Auswirkungen auf unsere Land- und
Forstwirtschaft, auf die Kosten der Energieversorgung sowie die ganz
individuelle Umwelt von uns Menschen.

Im Landeshaushalt für die Jahre 2018/2019 wurden von Rot-Rot-Grün
bereits wichtige Schwerpunkte - z.B. durch die Programme GreenInvest,
KlimaInvest und SolarInvest - für ein Vorankommen beim Klimaschutz und
für Energieeinsparungen gesetzt. "Mit dem Klimagesetz bekommen wir nun
künftig noch mehr Rückendeckung für den Klimaschutz", ist sich Roberto
Kobelt sicher. "Wir Bündnisgrüne haben lange dafür gestritten, dass
Thüringen beim Thema Klimaschutz auf dem Feld steht und nicht nur am
Spielfeldrand. Mit dem Klimagesetz steht Thüringen in den Startlöchern
für mehr Klimaschutz und ein lebenswertes Thüringen", so der
Umweltpolitiker abschließend.


"Thüringen ist kein Ort für Nazis!"

Kürzlich legte der Verein Mobile Beratung in Thüringen (MOBIT)
Ergebnisse ihrer Studie "Hass und Kommerz" zur Anzahl der
Rechtsrockkonzerte in Thüringen vor. Madeleine Henfling, Sprecherin
für Strategien gegen Rechtsextremismus und Obfrau im
NSU-Untersuchungsausschuss der Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
nennt die Ergebnisse besorgniserregend. "Die Anzahl der
Rechtsrockveranstaltungen in Thüringen ist auch im vergangenen Jahr
hoch geblieben. Die Verdopplung der Teilnehmerzahlen bei den
Rechtsrockevents bedeutet nicht nur einen florierenden
Rechtsrocktourismus nach Thüringen, sondern auch, dass über Eintritte
und andere Einnahmen bei den Konzerten - z.B. durch den Verkauf von
Merchandise-Artikeln - die rechtsextremistischen Strukturen finanziert
und gestärkt werden", so Madeleine Henfling. Durch die Anmeldung der
Veranstaltungen als politische Versammlung schöpfen die Anmelderinnen
und Anmelder ohne Steuern zu zahlen satte Gewinne ab.

Die bündnisgrüne Abgeordnete nimmt hier besonders die zuständigen
Behörden in die Pflicht: "Die Behörden müssen genau hinschauen und
prüfen,ob ein Missbrauch des Versammlungsrechts vorliegt und diesen
gegebenenfalls unterbinden. Darüber hinaus müssen die
zivilgesellschaftlichen Akteurinnen und Akteure, die sich vor Ort im
ländlichen Raum engagieren, stärker unterstützt werden", fordert
Madeleine Henfling. "Wir müssen den extremen Rechten zeigen, dass sie
in Thüringen unerwünscht sind und Thüringen kein Ort für Nazis ist",
so ihr Appell.


Polizei 4.0 voranbringen

Im Februar beschloss der Thüringer Landtag einen Antrag der
rot-rot-grünen Koalitionsfraktionen, der darauf abzielt, ein Konzept
für die Digitalisierung und Modernisierung der Thüringer Polizei zu
erarbeiten und umzusetzen. Der Fraktionsvorsitzende und
innenpolitische Sprecher der Landtagsfraktion von BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, Dirk Adams, sieht darin einen wichtigen Schritt für die
Verbesserung der Polizeiarbeit. Die derzeitige Situation für die
Beamtinnen und Beamten sei nicht mehr zeitgemäß und deshalb nicht
hinnehmbar. Ein Beispiel mache dies deutlich: "Anzeigen und
Zeugenaussagen werden von Streifenbeamtinnen und -beamten derzeit noch
vor Ort handschriftlich erfasst, später erneut abgetippt und Zeuginnen
und Zeugen müssen dann ein weiteres Mal vorgeladen werden." Außerdem
seien in vielen Polizeidienststellen Computerarbeitsplätze mit
Internetzugang Mangelware. "Die Polizeibeamtinnen und -beamten können
nicht einmal einfach nach Informationen im Netz recherchieren ohne den
Arbeitsplatz zu wechseln. Sie notieren sich dann die
Rechercheergebnisse und bringen diese zu ihrem regulären Platz und
werden dadurch zu einer 'menschlichen Schnittstelle' - ein Unding im
Jahre 2018", so Dirk Adams.

Der Antrag von Rot-Rot-Grün 'Polizei 4.0' will das mit einem
umfassenden Konzept ändern und die Mittel für technische Ausstattung
aufstocken.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Der § 219a, der ein Werbeverbot für Abtreibungen vorschreibt,
kriminalisiert Ärztinnen und Ärzte, die einen guten Job machen und
ihre Patientinnen informieren möchten. Dazu greift er in die sexuelle
Selbstbestimmung ein. Parallel zur Debatte im Bundestag über den
Paragraphen § 219a setzte die Thüringer Landtagsfraktion von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ein Zeichen und machte deutlich: Er gehört
abgeschafft.

- Volles Haus beim Fachgespräch "Raus aus der Kreidezeit! Bildung im
digitalen Zeitalter - Herausforderung für Schulentwicklung und
Infrastruktur" der bündnisgrünen Fraktion. Astrid Rothe-Beinlich,
bildungspolitische Sprecherin der Fraktion, und Madeleine Henfling,
Sprecherin für Digitale Gesellschaft, diskutierten mit ca. 50 Gästen,
ob und wie weit die Thüringer Schullandschaft auf Chancen und
Herausforderungen der Digitalisierung vorbereitet ist.

Dieses Broschüre dient der Öffentlichkeitsarbeit des Thüringer
Landtags. Sie darf weder von Wahlwerbern noch von Wahlhelfern im
Zeitraum von fünf Mornaten vor einer Wahl zum Zwecke der Wahlwerbung
verwendet werden. Dies gilt für Landtags-, Bundestags-, Kommunal- und
Europawahlen. Auch ohne zeitlichen Bezug zu
einer bevorstehenden Wahl darf diese Broschüre nicht in einer Weise
verwendet werden, die als Parteinahme des Thüringer Landtags zugunsten
einzelner politischer Gruppen verstanden werden könnte.

 * 

DER BÜRGERBEAUFTRAGTE DES FREISTAATS THÜRINGEN

Bürgerbeauftragter übergibt Jahresbericht an den Landtag

Am 14. März 2018 übergibt der Bürgerbeauftragte des Freistaats
Thüringen seinen Jahresbericht an den Präsidenten des Thüringer
Landtags Christian Carius. Anschließend wird Dr. Kurt Herzberg im
Beisein des Landtagspräsidenten den Bericht im Rahmen einer
Pressekonferenz der Öffentlichkeit vorstellen. Auch im vergangenen
Jahr haben den Bürgerbeauftragten wieder eine Vielzahl von Anliegen
der Bürgerinnen und Bürgern erreicht. Die Zahl liegt auf
dem Vorjahrsniveau und signalisiert, dass der Wunsch der Bürger nach
Unterstützung im Umgang mit der öffentlichen Verwaltung weiterhin groß
ist. Auffällig ist, dass die Betroffenen vor allem den direkten, d. h.
mündlichen Kontakt per Telefon, bei Gesprächsterminen im Landtag und
bei den Sprechtagen in den Landkreisen schätzen. Dies sei für ihn, so
Dr. Herzberg, ein untrügliches Zeichen dafür, dass "für die Menschen
noch immer der 'direkte Draht', das persönliche Gespräch eine sehr
große Bedeutung hat".

Ein Schwerpunkt der Anliegen und damit auch des Berichts nimmt der
Bereich Soziales ein. Diese machen fast ein Drittel der Bürgereingaben
aus. In diesem Themenfeld dominieren vor allem die Bereiche für
Leistungen nach dem SGB II (so genannte Hartz-IV-Leistungen) sowie
Gesundheit, Behinderung und Krankenkassen. Gerade dies macht einmal
mehr deutlich,dass insbesondere bei komplexen Sachverhalten die
rechtlichen Regelungen oft nicht nachvollzogen werden können. Herzberg
wörtlich: "Wenn dann noch Leistungen gekürzt oder versagt werden,
empfinden die Betroffenen dies meist reflexhaft als Zurücksetzung oder
als das Vorenthalten von Rechten. Auch hier gilt: Nur wer die
Sachverhalte versteht, kann sie auch akzeptieren." Der Jahresbericht
2017 enthält wiederum einige Problemanzeigen. Beispiele sind etwa die
Wasser- und Abwasserproblematik in vielen Kommunen oder auch Fragen
der regelmäßigen Beschulung von Schülern bei längerfristigen
Erkrankungen. Ab dem 14. März 2018 ist der Bericht auch online unter
www.buergerbeauftragter-thueringen.de abrufbar.




LANDESBEAUFTRAGTER FÜR DEN DATENSCHUTZ UND DIE INFORMATIONSFREIHEIT


Der TLfDI stellt seine neuen Tätigkeitsberichte 2016/2017 vor!


Am 28. Februar stellte der Landesdatenschutzbeauftragte Thüringens,
Dr. Lutz Hasse, seinen 3. Tätigkeitsberichts im nicht-öffentlichen
Bereich und seinen 12. Tätigkeitsberichts im öffentlichen Bereich vor.
Er hatte die Vertreter der Presse, der Fraktionen sowie interessierte
Bürgerinnen und Bürger zu einer Pressekonferenz eingeladen. Dass
Datenschutz Hochkonjunktur hat, merkt man beim TLfDI vor allem am
Arbeitsumfang im Berichtszeitraum 2016/2017. Die Zahl der
registrierten Posteingänge des TLfDI von 2011 bis 2017 hat sich nahezu
verdreifacht; von 2016 auf 2017 ist sogar ein Anstieg von knapp 50
Prozent zu verzeichnen. Offenbar ist es gelungen, Bürger, Unternehmen,
aber auch Behörden für den Schutz der Privatsphäre, für die der
Datenschutz immer bedeutender wird, zu sensibilisieren. Auch die ab
25. Mai 2018 wirksam werdende Europäische Datenschutz-Grundverordnung
(DS-GVO) wirft Ihre Schatten voraus: Viele Anfragen betrafen (und
betreffen) das neue Datenschutzrecht und der TLFDI war und ist für
Vorträge zu diesem Thema von Unternehmen und Behörden sehr gefragt.
Den TLfDI beschäftigte ein umfangreiches Potpourri an Fällen quer
durch die gesamte Landesverwaltung und die Thüringer Unternehmen.
Beispielhaft sei hier die Frage genannt, ob alle Telefonate der
Thüringer Polizei aufgezeichnet und abgehört wurden. Auch bei den
Kommunen gab es viel zu tun: Spannend war zum Beispiel die Frage, ob
ein Gemeinderat in einer öffentlichen Sitzung entscheiden kann, ob ein
Bürgermeister abgewählt werden soll. Auch im Schulbereich gibt es
immer wieder datenschutzrechtliche Überraschungen. Eine Lehrkraft ließ
es sich nicht nehmen, die Leistungen ihrer Schüler auf Facebook zu
diskutieren. Nicht zuletzt beschäftigen den TLfDI als
Bundesvorsitzenden des Arbeitskreises Datenschutz und Bildung
zahlreiche Probleme aus dem schulischen Bereich, z.B. das der Lehr-
und Lernplattformen. Sie finden die aktuellen Tätigkeitsberichte auf
der Homepage des TLfDI unter www.tlfdi.de, "Datenschutz" und
"Tätigkeitsberichte zum Datenschutz".



LANDESBEAUFTRAGTER DES FREISTAATS THÜRINGEN ZUR AUFARBEITUNG
DER SED-DIKTATUR

Kommunikationsbedarf zum geplanten Naturmonument

Das Monstrum an der Außengrenze des sowjetischen Imperiums mit
DDR-Grenzregime, Minen, Selbstschutzanlagen, Sperrzäunen und dem
Streifen, der von Vegetation freigehalten wurde, war und ist
"einzigartig". Die alten und neuen Biotope sind es nur vermittelt.
Schon aus diesem Grunde sollte die "Iandeskundliche" Bedeutung und die
"Eigenart" des ehemaligen Todesstreifens Priorität beim Vorhaben
"Naturmonument Grünes Band" haben. Wenn das Alleinstellungsmerkmal das
Gedächtnis der Landschaft an dieses Grenzregime ist, muss sich "das
Hauptinstrument zur Betreuung und Entwicklung des Nationalen
Naturmonuments" - der "Pflege-, Entwicklungs- und Informationsplan" -
daran orientieren. Durch willkürliche Zwangsaussiedlungen und
Enteignungen organisierte die SED die Anpassung der Grenzbevölkerung.
Daran zu erinnern, heißt auch, die Ängste der Bewohner in den
betroffenen 88 Thüringer Grenzkommunen vor Wiederholungen ernst zu
nehmen. Auch wenn 40 % der Flächen im Besitz der Stiftung Naturschutz
Thüringen sind,braucht es die Beteiligung der Verantwortlichen vor
Ort. Zur Grenz-Erinnerungskultur gehören die Thüringer Grenzmuseen und
Grenzerinnerungsprojekte, die sich nicht zwangsläufig auf dem Streifen
zwischen dem ehemaligen Kolonnenweg und der Landesgrenze befinden. Sie
haben eine wichtige Funktion in der Bildungs- und Erinnerungsarbeit
übernommen. Sie fragen nun: Welche Qualifizierung haben die
Naturmonument-Verantwortlichen und wie werden sie ihr Engagement
unterstützen. Trägt das Land zukünftig die Erhaltungsmaßnahmen an den
noch bestehenden baulichen Resten und Landmarken des Eisernen
Vorhangs, so wie der Gesetzesentwurf die Sicherung des Kolonnenweges
vorsieht? Gibt es dafür eine Rote Liste gefährdeter Zeugnisse? Und in
welcher Weise werden die Denkmäler für die an der Grenze Ermordeten
Teil des Naturmonumentes?

Die Landesbeauftragten

Der Bürgerbeauftragte des Freistaats Thüringen

Dr. Kurt Herzberg

http://www.buergerbeauftragter-thueringen.de

Tel.: 0361 57 3113871

Fax: 0361 57 3113872

Mail: post@buergerbeauftragter-thueringen.de

Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz

und die Informationsfreiheit

Dr. Lutz Hasse

http://www.tlfdi.de

Tel.: 0361 37 71900

Fax: 0361 37 71904

Mail: poststelle@datenschutz.thueringen.de

Landesbeauftragter des Freistaats Thüringen

zur Aufarbeitung der SED-Diktatur (ThLA)

Christian Dietrich

www.thla-thueringen.de

Tel.: 0361 57 3114951

Fax: 0361 57 3114952

Mail: info@thla.thueringen.de
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FRAKTION/123: Nachwahl Arbeitsgruppen - Sprecher gewählt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. März 2018

Arbeitsgruppen: Außenpolitik, Kultur und Medien

Nachwahl Arbeitsgruppen: Sprecher gewählt



Die Pressesprecherin der SPD-Bundestagsfraktion Lena Daldrup teilt mit:

Die SPD-Bundestagsfraktion hat in ihrer heutigen Sitzung ihre Sprecher (Obleute) für die Ausschussarbeitsgruppen nachgewählt. Die Aufgaben übernehmen:

Außenpolitik:

Nils Schmid

Kultur und Medien:

Martin Rabanus

Sie ersetzen Michelle Müntefering (Kultur und Medien) sowie Nils Annen (Außen), die seit dem 14. März 2018 Staatsministerin bzw. Staatsminister im Auswärtigen Amt sind.

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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Pressemitteilung vom 20. März 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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FRAKTION/122: Nachwahl Haushaltsausschuss - Kandidat für stellvertretenden Vorsitz gewählt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. März 2018

Arbeitsgruppe: Haushalt

Nachwahl Haushaltsausschuss: Kandidat für stellvertretenden Vorsitz gewählt



Die Pressesprecherin der SPD-Bundestagsfraktion Lena Daldrup teilt mit:

Die SPD-Bundestagsfraktion hat ihren Kandidaten für den stellvertretenden Vorsitz des Haushaltsausschuss des Bundestages nachgewählt:

Dennis Rohde

Die Nachwahl wurde erforderlich, weil Bettina Hagedorn inzwischen Parlamentarische Staatssekretärin im Bundesministerium für Finanzen ist.

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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WIRTSCHAFT/2791: Entwicklungspolitik muss globale Strukturpolitik bleiben


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. März 2018

Arbeitsgruppe: Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

Entwicklungspolitik muss globale Strukturpolitik bleiben



Gabi Weber, entwicklungspolitische Sprecherin:

In der neuen großen Koalition muss die Entwicklungspolitik wieder zurück zu ihrer Kernaufgabe: mit langfristiger Strukturpolitik die Partnerländer wirkungsvoll unterstützen - so kann man auch nachhaltig Flucht verhindern. Die ausgeprägte Tendenz des CSU-Ministers Müller, sich und sein Haus in der Öffentlichkeit sichtbar zu platzieren gehört zum Geschäft, aber die Kernaufgaben des Ministeriums dürfen dabei nicht weiter finanziell beschnitten werden.

"Es kann nicht sein, dass aus innenpolitischen Gründen das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) mit kurzfristigem Aktionismus zum Fluchtverhinderungs- und Flüchtlingsrückkehrer-Ministerium wird. Damit kann man vielleicht Bierzelte in Landtagswahlkämpfen beschallen, doch führt dies die entwicklungspolitische Aufgabe eines BMZ ad absurdum und degradiert das Ministerium zum verlängerten Arm des Innenministeriums von CSU-Minister Seehofer.

Entwicklungspolitik hat die Aufgabe, Fluchtursachen erst gar nicht entstehen zu lassen. Anstatt teure, kurzfristig angelegte und in ihrer Wirkung fragwürdige Rückkehrer-Programme aufzulegen, sollte mit dem Geld viel eher in Grund- und berufliche Bildung in den Partnerländern investiert werden. Wer sich in einem sicheren Umfeld mit guter Bildung im Gepäck eine wirtschaftliche Perspektive aufbauen kann, der hat keinen Grund seiner Heimat den Rücken zu kehren.

Die entwicklungspolitischen Aufgaben im Koalitionsvertrag sind umfassend, weisen in die richtige Richtung und verhindern Flucht langfristig: Der Kampf gegen Hunger und Armut wird fortgesetzt, die am wenigsten entwickelten und fragilen Staaten geraten nicht aus dem Fokus und in den fortgeschrittenen Staaten werden wir privates Kapital entwicklungsfördernd mobilisieren und einsetzen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. März 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / BILDUNG





SCHULE/741: Recht auf Schule auch für Flüchtlingskinder (Pro Asyl)


Pro Asyl - 19. März 2018

Recht auf Schule auch für Flüchtlingskinder 



Flüchtlingskinder aus dem bayerischen Transitzentrum Manching haben sich
mit Unterstützung von PRO ASYL vor Gericht das Recht auf regulären
Schulbesuch erstritten. 

Das Recht auf Bildung ist ein Menschenrecht gemäß Artikel 26 der
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte. Im deutschen Grundgesetz ist ein
Recht auf Bildung zwar nicht explizit festgeschrieben, aber die elementaren
Grundsätzen der Menschenwürde und Grundrechte bedeuten, dass keinem
Menschen der Zugang zu Bildung verwehrt werden darf. Und schon gleich gar
nicht aufgrund von Abstammung, Heimat oder Herkunft. Das sagt das
Diskriminierungsverbot in Artikel 3 des Grundgesetzes. Und zu guter Letzt
gibt es die Schulpflicht, die in Deutschland für jeden ab dem vollendeten
6. Lebensjahr für 9 Schuljahre gilt.

In ganz Deutschland? Für alle?

Die Regierung in Bayern sieht das anders und hat bis vor kurzem Kindern aus
den sogenannten »Transitzentren« - das sind die Prototypen der künftig
nach GroKo Plänen einzurichtenden Zentren für Asylsuchende (AnKER) - den
regulären Schulbesuch verwehrt.

Diese vom bayerischen Flüchtlingsrat schon lange angeprangerte Praxis wurde
jetzt vom Münchner Verwaltungsgericht für rechtswidrig erklärt: In sechs
Fällen muss die Regierung von Oberbayern den Regelschulbesuch von Kindern
aus dem »Transitzentrum« Manching zulassen. Erstritten haben sie dieses
Recht mit Hilfe des Münchner Rechtsanwalts Hubert Heinhold und
Unterstützung von PRO ASYL. Da Bewohner dieser Transitzentren auch nicht
arbeiten dürfen und überwiegend Sachleistungen statt Geld bekommen, wurden
die Klagen vom Rechtshilfefonds von PRO ASYL finanziert.

Bislang nur rudimentärer »Ersatzunterricht«

So absurd es klingt, dass die Erlaubnis zum Schulbesuch erst vor Gericht
durchgesetzt werden muss, so wichtig könnte dieses Urteil für viele weitere
Kinder und Jugendliche sein: Ca. 300 berufsschulpflichtige junge Erwachsene
und mehr als 200 schulpflichtige Kinder leben in den oberbayerischen
Transitzentren Manching, Deggendorf und Regensburg und bekommen dort
bislang nur rudimentären »Ersatzunterricht«. Mit einer regulären Bildung
ist dieser Unterricht nicht vergleichbar und beschränkt sich nur auf das
Lernen der deutschen Sprache auf einem Einsteigerniveau.
Oberbayern lenkt offenbar ein

Dank des jetzt erzielten Erfolgs vor Gericht ändert sich das vielleicht
sogar ohne neue Gerichtsverfahren: da sich die Regierung von Oberbayern
keine weitere rechtliche Niederlage in Sachen Schulbesuch einhandeln will,
prüft sie laut Anwalt Heinhold nun auch ohne Richterspruch Einzelfälle. Und
auch die Regierung von Oberfranken will für die Einrichtung in Bamberg
prüfen, welchen Kindern, die gut genug Deutsch sprechen oder bereits an
einer Regelschule unterrichtet wurden, der »normale« Schulbesuch gestattet
werden muss.

Ein paar junge Menschen mehr, die das bekommen, was für alle Kinder
selbstverständlich sein sollte: der tägliche Besuch einer Schule!

(hm)


URL des Artikels auf der Pro Asyl-Homepage:

https://www.proasyl.de/news/recht-auf-schule-auch-fuer-fluechtlingskinder/

 * 

Quelle:

Pro Asyl, 19. März 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 (0) 69 - 24 23 14 - 0, Fax: +49 (0) 69 - 24 23 14 72

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de

mit freundlicher Genehmigung von Pro Asyl
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MELDUNG/585: Lebensmittel wertschätzen - Maßnahmen gegen die Verschwendung von Ressourcen (idw)


Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für
Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 19.03.2018

Lebensmittel wertschätzen - Maßnahmen gegen die Verschwendung von
Ressourcen



Jedes Jahr werden in Deutschland etwa 15 Millionen Tonnen Lebensmittel
weggeworfen. Das muss nicht sein - häufig führen Unachtsamkeiten dazu,
dass Lebensmittel in der Tonne landen. Doch die Ursachen sind komplex.
Forscher des Verbundprojekts REFOWAS (REduce FOod WASte) haben
Möglichkeiten zur Abfallreduzierung bewertet und zukunftsfähige Ansätze
für einen nachhaltigen Umgang mit Lebensmitteln entwickelt. Auf einer
Abschlusskonferenz in Berlin stellen die beteiligten Projektpartner am
19.03.2018 ihre Ergebnisse vor.

"Auf die Lebensmittel, die im Müll landen, entfallen rund 34 Mio. t
CO2-Äquivalente bzw. 20 % aller lebensmittelbedingten Emissionen in
Deutschland. Um der Lebensmittel-verschwendung deutlich gegenzusteuern,
muss an vielen Stellschrauben gedreht werden", sagt Projektkoordinator Dr.
Thomas Schmidt vom Thünen-Institut für Ländliche Räume. Daher wurden in
den einzelnen Arbeitspaketen des REFOWAS-Projektes die praktischen
Umsetzungsmöglichkeiten von Minderungsmaßnahmen erforscht und
Einsparpotenziale ausgewiesen.

Die Verbraucherzentrale NRW hat Hilfen und Materialien erarbeitet, wie
sich Speiseabfälle in der Schulverpflegung vermeiden lassen. Die
Fallstudie Schulverpflegung zeigt, dass bereits mit einfachen Maßnahmen
ein Drittel der Speiseabfälle eingespart und Kosten spürbar gesenkt werden
können. "Deshalb ist es uns wichtig, Schulen, Küchen und Caterer zu
unterstützen, wie sie Abfallmengen erfassen und Abfälle vermeiden können",
betont Frank Waskow, Leiter der Fallstudie. Dazu dienen Ratgeber, Erklär-
Clips und ein Analysetool für die Abfalldaten. Für Lehrkräfte und Schüler
werden Bildungs- und Aktionsmaterialien für mehr Wertschätzung und ein
abfallarmes Verhalten in der Mensa angeboten.

Bei Bäckereiprodukten hat sich gezeigt, dass in Deutschland rund 1.650
Tonnen täglich in den Backläden zurückbleiben. Häufig landen diese als
Tierfutter in Schweinetrögen. Mit Softwarelösungen lässt sich der
Verkaufsbedarf besser abschätzen. Auch ein reduziertes Sortiment, vor
allem am Abend, verringert die Retourmenge. Hier ist allerdings die
Kompromissbereitschaft der Konsumenten gefragt. Bislang gehen Maßnahmen
zur besseren Umverteilung der Backwaren teilweise mit einer schlechteren
Ökobilanz einher. Dies liegt an den zusätzlichen Treibhausgas-Emissionen
der erhöhten Transportwege. Mit softwarebasierten Prognosesystemen kann
diesem Problem begegnet werden und so lassen sich negative Umweltwirkungen
verringern.

Bei der Produktion von Obst und Gemüse ist die Schnittstelle zwischen
Erzeugern und Lebensmitteleinzelhandel ein kritischer Bereich. "Die
Standards der Lebensmitteleinzelhändler liegen höher als gesetzlich
vorgeschrieben. Die Händler haben hierfür zwar gute Gründe, wie den Wunsch
der Kunden nach optisch makellosen Produkten. Allerdings führen diese
hohen Ansprüche auch dazu, dass immer wieder wesentliche Teile der
Erzeugung nicht verkauft werden können", so Dr. Walter Dirksmeyer,
verantwortlicher Wissenschaftler der Fallstudie am Thünen-Institut für
Betriebswirtschaft. Wichtig wäre es hier, den Austausch zwischen Handel
und Verbrauchern zu fördern. Auch eine bessere Beratung von Produktion und
Handel und eine durchgehende Kühlkette vom Feldrand bis zur Ladentheke
würden helfen, Verluste zu verringern.

Fast die Hälfte der Lebensmittelabfälle fällt am Ende der
Wertschöpfungskette bei den privaten Haushalten an. In erster Linie
handelt es sich dabei um verdorbene Lebensmittel. Das zeigt, dass ein
wichtiger Ansatzpunkt zur Abfallvermeidung schon beim Einkauf liegt: In
vielen Haushalten kommt es vor, dass mehr als benötigt eingekauft wird.
Diese Lebensmittel landen schließlich verdorben in der Tonne. Ein
bedarfsgerechter Einkauf von Lebensmitteln durch die Verbraucher könnte
von den Einkaufsstätten unterstützt werden, wenn diese darauf verzichten
würden, durch Großpackungen etc. zum Mehrkauf zu animieren. Außerdem sind
weiterhin Aufklärungs- und Informationsmaßnahmen wichtig, um Verbrauchern
das große Ausmaß und die weitreichenden Konsequenzen von
Lebensmittelabfällen bewusst zu machen.



Das Projekt REFOWAS ist eines von 30 Forschungsprojekten, die einen
Beitrag zu "Nachhaltigem Wirtschaften" leisten. Das Bundesministerium für
Bildung und Forschung (BMBF) fördert damit die Entwicklung von
Perspektiven für eine ökologisch verträgliche, sozial inklusive und
wettbewerbsfähige Wirtschaft. Dafür stellt das BMBF in der
Sozial-ökologischen Forschung rund 31 Millionen Euro bereit. Sie ist Teil
der Leitinitiative Green Economy im Rahmenprogramm "Forschung für
Nachhaltige Entwicklung" (FONA). 

Weitere Informationen gibt die Webseite

www.fona.de/de/nachhaltiges-wirtschaften-sozial-oekologische-forschung-17399.html

Weitere Informationen und Programm:

http://refowas.de/aktuelles/abschlusskonferenz

Die Hilfen und Materialien zur Schulverpflegung finden Sie zum Download
unter:

http://refowas.de/hilfen-zur-schulverpflegung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1208

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für

Ländliche Räume, Wald und Fischerei, Dr. Michael Welling, 19.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BERICHT/313: Newroz Hannover - Verteidigung Afrins ... (SB)


Millionen Menschen feiern am 21. März Newroz als Beginn des Neuen Jahres
und des Frühlings. Das kurdische Volk begeht Newroz gemäß der Legende, nach
welcher der Schmied Kawa den Tyrannen Dehaq besiegte und so jahrhundertelanger
Unterdrückung ein Ende bereitete, als Fest des Friedens, der Freiheit und der
Demokratie [1].




Im Zuge ihres völkerrechtswidrigen Angriffskriegs sind die türkischen
Streitkräfte und dschihadistischen Söldner der "Freien Syrischen
Armee" (FSA) in das Zentrum der Stadt Afrin eingerückt. Die türkische
Armee hatte in den zurückliegenden Tagen ihre Luft- und
Artillerieangriffe auf die belagerte Stadt verstärkt und dabei auch
ein Krankenhaus getroffen, in dem mindestens 16 Menschen starben und
zahlreiche weitere verletzt wurden. Nach Informationen der
Nachrichtenagentur ANF wurden zudem bei einem Luftangriff auf einen
Autokonvoi mit Flüchtlingen Hunderte Menschen getötet. Wie der
Kovorsitzende des Kantonalrates von Afrin, Asman Scheik Isa,
mitgeteilt hat, sei ein Großteil der Bevölkerung in die benachbarte
Scheba-Region evakuiert worden. Die stellvertretende Vorsitzende der
Hilfsorganisation Kurdischer Roter Halbmond, Cemile Heme, berichtete
gegenüber dem ZDF von einem Massenexodus, dem sich fast alle rund
900.000 Einwohner des Kantons angeschlossen hätten. [2] Bis zu 200.000
Menschen sind in den vergangenen Tagen aus der Stadt Afrin in Richtung
Süden geflohen, halten sich aber immer noch innerhalb der
Provinzgrenzen auf. Zehntausende Menschen schlafen irgendwo entlang
der Straßen, in Scheunen und unter Bäumen, berichteten Flüchtlinge. Es
seien schreckliche Verhältnisse, und die Menschen befänden sich
weiterhin in dem umkämpftem Gebiet. [3]
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Die kurdischen Volks- und Frauenverteidigungskräfte YPG und YPJ hatten
ihre Kampfstellungen verlassen, um weitere Opfer unter der
Zivilbevölkerung und die Zerstörung der Stadt zu vermeiden. Sie sind
eigenen Angaben zufolge jedoch nach wie vor in Afrin präsent und
setzen den Widerstand gegen die Besatzer fort. Nach den Worten Othman
Sheikh Issas sei die Schlacht noch nicht geschlagen. Kurdische
Einheiten bekämpften den türkischen Feind und seine Söldner wo immer
es gehe, bis ganz Afrin wieder befreit sei und die Familien in ihre
Häuser zurückkehren könnten. [4]

Söldner der "Freien Syrischen Armee" zogen marodierend und plündernd
durch die Straßen, raubten Wohnhäuser und Geschäfte aus und verluden
ihre Kriegsbeute wie Kisten mit Lebensmitteln, Decken, Motorräder und
sogar Ziegen auf ihre Pick-ups, mit Traktoren wurden Autos aus der
Stadt hinausgeschleppt. [5] Cahit Basar von der Kurdischen Gemeinde in
Deutschland berichtete im Gespräch mit dem Deutschlandfunk [6] von
öffentlichen Hinrichtungen, Folterungen und anderen Drangsalierungen.
Mit Planierraupen stürzten islamistische Kämpfer unter dem Ruf "Allah
ist groß" die Statue des kurdischen Nationalhelden Kawa von ihrem
Sockel, der in der 4.000 Jahre alten Newroz-Mythologie als Befreier
von der Tyrannei gilt. Dieser gezielte Übergriff unterstreicht, daß
die Angreifer die kurdische Bevölkerung töten oder vertreiben wie auch
ihre Kultur und Geschichte auslöschen wollen. Was in Afrin geschieht,
sobald es dauerhaft unter türkische Kontrolle fällt, ist aus anderen
syrischen Orten bekannt, die von der Türkei besetzt wurden. In den
Schulen unterrichten schwarz verschleierte Frauen türkische Kultur und
Sprache, Ankara kontrolliert die lokale Verwaltung und Polizei.
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Auf dem Rücken der KurdInnen ...
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Besonders hart trifft es einmal mehr ezidische Menschen, die aufgrund ihrer
Religion massiv vom IS verfolgt und massakriert wurden. Dem Schattenblick
berichteten ezidische AktivistInnen in Hannover, daß ihre Glaubensgemeinschaft
auch im nordirakischen Shingal nicht sicher leben könne. Dort sei es ähnlich
gefährlich für sie wie in Afrin, wo 24 Dörfer mit ezidischer Bevölkerung unter
anderem mit deutschen Waffen beschossen und bombardiert wurden. Es gebe keinen
Strom, kein Telefon und kein Wasser mehr, niemand wisse, was aus den Menschen
geworden ist. "Unser ezidischer Glaube wird mit NATO-Waffen zusammengeschossen",
so eine Aktivistin, die die Frage, ob sie denn durch die Bundesrepublik
unterstützt würden, verneinte. Auch im demokratischen Deutschland seien sie
nicht sicher, sondern würden als Kurden und Eziden doppelt verfolgt.
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Recep Tayyip Erdogan macht kein Geheimnis aus seinem Vorhaben: "Zuerst
säubern wir Afrin, dann Manbidsch und die Gebiete östlich des
Euphrats, bis zu unserer Grenze mit dem Irak." Er will die kurdischen
Gebiete in der fast 800 Kilometer langen syrischen Grenzregion
vollständig zerschlagen. Die Türkei plant nach eigenen Angaben, in der
Region nichtkurdische Flüchtlinge anzusiedeln, die vor dem Bürgerkrieg
aus Syrien geflohen waren. "Wir können nicht auf Dauer 3,5 Millionen
Syrer behalten", erklärte Erdogan vergangene Woche. Allein in die
Provinz Afrin sollen bis zu 500.000 arabische Muslime gebracht werden.

Die YPG/YPJ haben den IS erfolgreich bekämpft und im Kriegsland Syrien
eine der wenigen sicheren Regionen geschaffen, in die zahlreiche
Menschen keineswegs nur kurdischer Herkunft geflüchtet sind. In den
nordsyrischen Kantonen wurde eine Selbstverwaltung aufgebaut, deren
demokratische und säkulare Strukturen, in denen die Gleichberechtigung
der Frauen von zentraler Bedeutung ist, ein gesellschaftliches Vorbild
und Modell für diese Weltregion sein könnten. Der Haß der
Dschihadisten und des türkischen Regimes, aber auch deren
klammheimliche bis offene Unterstützung seitens der beteiligten
Weltmächte zeugt von einer gemeinsamen Stoßrichtung, diesen
emanzipatorischen und konföderalen Gesellschaftsentwurf auszurotten.
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Die Bundesrepublik spielt in diesem Zusammenhang eine besonders schändliche
Rolle, da sie ihren historischen Verbindungen mit der Türkei allemal den Vorzug
gegenüber den im Munde geführten Menschenrechten gibt. Die kurdische Bewegung
wird mit deutschen Waffen bekämpft, im Schulterschluß der Geheimdienste
ausspioniert, mit hiesigen Gesetzen, Verurteilungen und Inhaftierungen verfolgt.

Größte Sorge deutscher Regierungspolitik ist denn auch nicht das Schicksal der
Kurdinnen und Kurden in Afrin, die sich gegen türkische Armee und
dschihadistischen Banden verteidigen, sondern die Frage, ob sich Teile der
kurdischen Gemeinschaft hier in Deutschland radikalisieren. So warnt der
Parlamentarische Staatssekretär im Innenministerium Maier davor, sie könnten
sich mit "linksextremistischen Gruppen" zusammentun. Vierhändig spielt es sich
eben auf der Klaviatur des Terrorverdikts gleich doppelt so gut, wenn Erdogan
die YPG/YPJ als "Terroristen" bezichtigt, die er vernichten werde, während sich
die kurdische Bewegung hierzulande mit der Forderung konfrontiert sieht, der auf
der deutschen Terrorliste geführten PKK abzuschwören und die radikale Linke zu
meiden.
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Die kurdische Freiheitsbewegung von Verboten umstellt

Am Samstag waren in Hannover rund 20.000 Kurdinnen und Kurden sowie
deutsche und türkische Linke zusammengekommen, um das Neujahrsfest
(Newroz) zu feiern und ein Zeichen gegen den Angriff auf Afrin zu
setzen. Eisige Temperaturen und ein schneidend kalter Wind hielten die
Menschen nicht davon ab, sich an zwei Demonstrationszügen durch die
Innenstadt zu beteiligen und im Anschluß daran mehrere Stunden lang
auf dem zentralen Opernplatz vor der großen Bühne auszuharren, auf der
unablässig Redebeiträge und Musikdarbietungen wechselten. Auch das
behördlicherseits erlassene Verbot, Speisen und Getränke anzubieten,
konnte das Engagement der Menschenmenge nicht mindern, mit immer
wieder aufbrandenden Sprechchören und einem rot-gelb-grünen Fahnenmeer
buchstäblich Flagge zu zeigen. 




[image: Menschenmenge in zwei Richtungen - Fotos: © 2018 by Schattenblick]

[image: Menschenmenge in zwei Richtungen - Fotos: © 2018 by Schattenblick]

Erster Stopp am Landeskriminalamt kurz nach Beginn der Demo
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Demo vor Landesinnenministerium 
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Wie sehr die Maßregelung politischer Gruppen inzwischen Sache der Polizei ist,
zeigte sich beim Demonstrationszug, der sich am Schützenplatz formierte. Zwar
war die Verbotsverfügung des Bundesinnenministeriums, die auch die Fahnen mit
den Symbolen der kurdischen, im Kanton und der Stadt Afrin kämpfenden
Selbstverteidigungskräfte YPG und YPJ betrifft, anläßlich der Demonstration
aufgehoben worden. Zugleich durften aber weder Bilder von Abdullah Öcalan noch
von den im Januar 2013 von einem türkischen Geheimagenten in Paris ermordeten
Aktivistinnen Sakine Cansiz, Fidan Dogan und Leyla Saylemez gezeigt werden.
Dementsprechend wurden Parolen mit Bezug zu diesen Personen oder zur verbotenen
PKK zum Anlaß genommen, den Demonstrationszug zu stoppen und solange warten zu
lassen, bis die Demoleitung die entsprechenden Zensurforderungen durchgesetzt
hatte. Dabei wurde stets gedroht, bei Nichtbefolgung der Auflagen auch das
Verbot der YPG- und YPJ-Fahnen zu reaktivieren. 
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Vorbei am Neuen Rathaus vorwärts in Richtung NORD/LB
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Solidaritätsgrüße türkischer KommunistInnen
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Demostopp am Aegidientorplatz
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Diese Auflagen führten dazu, daß der Demonstrationszug zweimal für längere Zeit
gestoppt wurde, was angesichts der bitteren Kälte und des Zornes der Menschen
über die türkische Aggression in Afrin eine besondere Belastungsprobe
darstellte. Zweifellos war es für die OrdnerInnen der Dachorganisation NAV-DEM
schwierig, insbesondere die Jugendlichen, denen auf deutschem Boden das Diktat
der Kurdenfeindlichkeit Erdogans aufgedrückt wurde, daran zu hindern, mit den
verbotenen Fahnen und Parolen Anlaß für Polizeiinterventionen zu geben. Am
Aegidientorplatz, wo die Demo, von der keinerlei Gewalttätigkeiten ausgingen,
fast eine Stunde lang aufgehalten wurde, fuhren denn auch drei Wasserwerfer auf
und richteten ihre Wasserkanonen drohend auf die von mehreren Ketten Polizei
aufgehaltene Menschenmenge. Im Hintergrund formierten sich weitere
Zugriffskräfte, so daß niemand wissen konnte, ob die Demo nicht plötzlich von
allen Seiten angegriffen würde. Man kann sich vorstellen, was ein
Wasserwerfereinsatz bei Minusgraden und eiskaltem Wind bedeutet hätte. Da die
Polizei stets auf offensive Weise Druck machte, ist es der Besonnenheit der
DemonstrantInnen zu verdanken, daß es dazu nicht kam.
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Düsterer Empfang für farbenfrohe Demo am Opernplatz
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Auf dem rundum von Polizeiwagen umstellten Opernplatz, wo das eigentliche
Newroz-Fest stattfinden sollte, sofern den Menschen in Anbetracht der bedrängten
Lage ihrer Freunde und Verwandten in Afrin überhaupt zum Feiern zumute war,
setzte sich diese Symbole und Parolen kriminalisierende Form der Repression
fort. Mehrmals mußten die VeranstalterInnen die Menschen auffordern,
Öcalan-Bilder wieder herunterzunehmen. Ein Angriff der Polizei auf ein von
zahlreichen Familien mit Kindern besuchtes Fest und eine dichtgedrängte Menge
von rund 20.000 Menschen, die keine Flucht- und Ausweichmöglichkeiten gehabt
hätten, wäre für viele lebensgefährlich gewesen. Zwar folgten die Menschen dem
wiederholten Auruf des Versammlungsleiters, eine Eskalation mit unabsehbaren
Folgen zu vermeiden, doch werden sie sich dabei nicht viel anders als in der
Türkei gefühlt haben.

Sollte es Polizei und Verwaltung der niedersächsischen Landeshauptstadt darum
gegangen sein, den Ball der kurdischen Frage flach zu halten, so schossen die
Behörden mit ihren Versuchen, das zentrale Newrozfest zu verbieten, zu behindern
oder auszulagern, gewissermaßen ein Eigentor. Im Zuge des zähen Ringens zwischen
den OrganisatorInnen und ihrem amtlichen Gegenpart wechselten die
Veranstaltungsorte und zeitlichen Abläufe mehrfach, was in Nachrichtensendungen
und Verkehrsmeldungen zur Information der motorisiert anreisenden und
konsumfreudigen Bevölkerung ständig aktualisiert wurde. Wer bis dahin noch
nichts von der Newroz-Kundgebung gehört haben mochte, wurde nun sozusagen mit
der Nase darauf gestoßen, daß diese im Innenstadtbereich stattfand, weshalb mit
Behinderungen zu rechnen sei.

Im Umgang mit polizeilicher Drangsalierung erfahren, wußten sich die
zum Newrozfest zusammengekommenen Menschen mit teils unkonventionellen
Manövern zu helfen, die auf uniformierter Seite phasenweise Verwirrung
zu stiften schienen. So machte sich überraschend eine größere
Menschenmenge vom Opernplatz auf, um entlang der angrenzenden
Einkaufstraße dem Demonstrationszug entgegenzugehen, der
zwischenzeitlich wegen Mitführens verbotener Symbole aufgehalten
worden war. Trupps von Polizisten eilten im Lauf- und Gleichschritt
hin und her, um ein geschlossenes Vorgehen zu simulieren, das längst
abhanden gekommen, aber auch gar nicht erforderlich war. Die beiden
Züge trafen zusammen, begrüßten einander freudig und verschmolzen,
worauf es auf der genehmigten Route weiterging.
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Newroz auf dem Opernplatz
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Solidarität aus sozialdemokratischem Munde

Als alle wieder auf dem Opernplatz eingetroffen waren und sich vor der
großen Bühne versammelten, lösten Redebeiträge die musikalischen
Darbietungen ab, die bis dahin die rasch wachsende Menschenmenge
unterhalten hatten. Die ehemalige niedersächsische Landesministerin
Heidi Merk begrüßte die Kurdinnen und Kurden, für deren freie
Betätigung in Deutschland sie sich einsetze. Sie hätten gegen den IS
auch für unsere Freiheit gekämpft und würden nun von der Türkei
abermals unter Druck gesetzt. Dazu dürfe Europa nicht länger
schweigen, die deutschen Waffenlieferungen müßten eingestellt werden.
Sie schäme sich dafür, daß ein ehemaliger deutscher Außenminister die
Kurdinnen und Kurden bis zuletzt verschachert habe.
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Herbert Schmalstieg und Heidi Merk solidarisch
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Der frühere langjährige Oberbürgermeister Herbert Schmalstieg
bezeichnete Hannover als eine Stadt der Toleranz und des Friedens, in
deren Zentrum selbstverständlich das Newroz-Fest gefeiert werden
dürfe. Er brachte Grüße der Kurdischen Gemeinde Deutschlands, deren
Beiratsprecher er ist. Er habe nicht verstanden, daß die Polizei
dieses Fest verboten hat. Aber er sei stolz darauf, daß es in
Deutschland Gerichte gibt, die frei und unabhängig entscheiden und die
Kundgebung genehmigt haben: "Das ist anders in der Türkei. Dort sind
die Gerichte gleichgeschaltet, dort hat nur einer etwas zu sagen, der
das Land auf den Weg in die Diktatur geführt hat. Erdogan bestimmt
dort alles, und wer nicht seiner Meinung ist, wird entlassen oder
kommt ins Gefängnis." Er fordere die Freilassung aller politischen
Gefangenen in der Türkei, darunter auch die seines Freundes Selahattin
Demirtas und seiner Kollegin Gültan Kisanak. Die Weltgemeinschaft
dürfe nicht länger zusehen, wie ein NATO-Staat einen
völkerrechtswidrigen Überfall auf Syrien unternimmt und die Menschen
in Afrin vernichtet. Was hat die Türkei noch in der NATO zu suchen?
Sie dürfe angesichts dieser Situation auch nicht Mitglied der EU
werden. Schmalstieg schloß seinen Beitrag mit der Forderung nach einem
uneingeschränkten Selbstbestimmungsrecht der Kurdinnen und Kurden.
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Totenklage symbolisch
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Anklage gegen Erdogan
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"Erdogan Terrorist!" - Linkspartei bezieht Position

Was unter Sozialdemokraten offenbar nur einer älteren Generation eine
Herzensangelegenheit ist, scheint für die Linkspartei uneingeschränkt
zu gelten. So wurde eine Grußbotschaft der Hamburger Linken verlesen,
die der Bundeskanzlerin vorwirft, ihre schützende Hand über Erdogan zu
halten: "Schluß mit dem völkerrechtswidrigen Krieg! Schluß mit der
Herrschaft Erdogans! Es lebe Afrin, es lebe Kurdistan, Frieden auf der
Welt!" Auch Anja Stoeck, Landesvorsitzende der Linken in
Niedersachsen, entbrachte auf der Bühne herzliche und solidarische
Grüße.
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Linkspartei solidarisch
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Wie der Ko-Vorsitzende auf Bundesebene Bernd Riexinger versicherte,
stehe seine Partei fest an der Seite des kurdischen Volkes. Der
völkerrechtswidrige Einmarsch Erdogans in Syrien, in Afrin müsse
sofort gestoppt werden. Riexingers Rede war besonders häufig von
Sprechchören "Erdogan Terrorist!" aus der Menschenmenge begleitet, dem
kurzgefaßten Leitmotiv des Tages. Erdogan sei ein Diktator, der
unschuldige Menschen töte, unterstrich auch der Parteichef der Linken.
Vor gut eineinhalb Jahren habe ihm Selahattin Demirtas in Köln gesagt:
"Bernd, wenn du das nächste Mal in die Türkei kommst, mußt du mich im
Gefängnis besuchen." Jetzt sitzt er seit über 15 Monaten im Gefängnis!
Die politischen Gefangenen in der Türkei müssen freigelassen werden!
In Afrin herrsche Demokratie, dort seien die Frauen gleichberechtigt.
In der Türkei werden die Menschen ins Gefängnis geworfen, wenn sie
eine abweichende Meinung äußern. Die Bundesregierung dürfe diesem
undemokratischen Gebaren nicht länger zuschauen: "In Afrin werden
Menschen mit deutschen Waffen getötet, Panzer aus Deutschland werden
von der türkischen Armee benutzt, um auf Kinder, auf Frauen, ältere
Menschen zu schießen. Raus aus Kurdistan! Die Türkei ist Mitglied der
NATO. Solche Gestalten wie Erdogan müssen aus der NATO rausgeworfen
werden - wir würden auch gern rausgehen."

Er habe überhaupt kein Verständnis dafür, daß Menschen in Deutschland
nicht demonstrieren dürfen, daß PKK-Fahnen verboten werden. Der
schmutzige Deal mit Erdogan müsse beendet werden. Die Mehrheit der
deutschen Bevölkerung lehne den Einmarsch in Afrin ab. Sie sei
dagegen, daß dort Menschen umgebracht werden, daß Kinder getötet
werden, daß bombardiert wird, daß die Wasserversorgung abgestellt
wird, daß Terror herrscht. "Deshalb fordern wir die Bundesregierung
auf, die Zusammenarbeit mit Erdogan zu beenden. Keine Waffen mehr in
die Türkei! Das PKK-Verbot muß aufgehoben werden! Alle politischen
Gefangenen müssen freigelassen werden!"
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Leyla Imret, Bürgermeisterin im Exil 
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Künstler ergreifen Partei

Diether Dehm, musikalisch begleitet von Michael Lenz, trug das
bekannte Partisanenlied "Bella Ciao" in deutscher Version vor und
widmete es allen eingekerkerten Antifaschisten, vor allen Dingen
Abdullah Öcalan. Hätte er dessen Bild, würde er es hier hinstellen und
die Polizei bitten, dies als künstlerischen Beitrag für alle
inhaftierten Antifaschisten, Gewerkschafter, Künstlerinnen und
Künstler, Journalisten zu akzeptieren. Daraufhin nahm ihn eine Kurdin
beim Wort und reichte ihm ein Bild Öcalans hoch auf die Bühne. Nun
konnte Dehm nicht umhin, zu seiner Ansage zu stehen: Er könne der
Staatsanwaltschaft und Polizei sagen, daß seine Immunität als
Bundestagsabgeordneter schon zweimal wegen eines solchen Bildes
aufgehoben worden sei. Das hindere ihn nicht daran, es hier abermals
hochzuhalten.

Dies sollte nicht folgenlos bleiben, wurde Dehm doch nach Verlassen
der Bühne von der Polizei mit dem Vorwurf konfrontiert, eine Straftat
begangen zu haben. Da eine Festnahme zu drohen schien, kam es zu einem
Auflauf am Rande des Backstage-Bereichs. Die Turbulenzen endeten
damit, daß eine Strafanzeige ausgesprochen wurde.
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Dieter Dehm mit der Fahne des Anstoßes
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Zuvor hatte Dehm noch eingedenk der 75-Jahr-Feier zu Stalingrad daran
erinnert, daß deutsche Waffen in aller Welt gemordet haben. Es sei in
seinem Leben ein Imperativ, daß in deutschem Namen und mit
Finanzierung deutscher Großkapitalisten 27 Millionen Sowjetmenschen
umgebracht worden sind. Dessen solle man gedenken, wenn Russen-Bashing
erneut auf die Tagesordnung gesetzt werde. Er habe sich als Deutscher
vor diesen 27 Millionen Menschen zu verneigen, die in deutschem Namen
ermordet worden sind.

Von Konstantin Wecker, der an der Teilnahme gehindert war, wurde ein
Grußwort an die "Mitstreitenden für den Frieden" eingespielt. Ihn
mache unglaublich wütend zu verfolgen, wie die türkische Armee in
Afrin aufrichtige Menschen hinmetzele. Erdogan delegitimiere seine
Kritiker als "Terroristen", wo er doch nur in den Spiegel zu schauen
brauche, um einen echten Terroristen zu erblicken. Wie Wecker
unterstrich, glaube er nicht an Kriege im Namen von mehr
Menschlichkeit. Wie der Krieg gegen den Irak nur noch größeres Elend
über die Bevölkerung gebracht habe, befürworte er auch keine Invasion
der Kriegsherren der sogenannten freien Welt in Syrien.

Man müsse sich aber im klaren darüber werden, mit wem man sich
solidarisiere. Angesichts der unübersichtlichen Lage in Syrien mit
seinen vielen Kriegsparteien sei man versucht wegzuschauen und die
Menschen ihrem Schicksal zu überlassen: "Unsere Sympathie darf nicht
automatisch Muslimen oder Christen, Ost oder West, Regierung oder
Opposition gelten. Vielmehr müssen wir in unserem Herzen immer bei den
Opfern jeglicher Couleur sein, den Unterdrückten, den Gedemütigten und
Hingemetzelten." Die Kurden seien in der Türkei Verfolgte, und
Erdogan, der Totengräber der türkischen Restdemokratie, habe ihre Lage
noch verschärft. Aus einem Machtkalkül heraus verfolge und ermorde er
sie über die Grenzen seines Landes hinaus. "Dabei müßte allen
Beteiligten, ob im Kanzleramt oder im Kreml, ob im Weißen Haus oder in
der syrischen Regierung, klar sein, die tapferen Kurdinnen und Kurden
ein fester Bestandteil einer friedlichen Lösung im Nahen Osten sind.
Sie sind eine Hoffnung für Demokratie, Gewerkschaftsrechte,
Künstlerrechte und Frauenrechte." Deswegen sollten ihnen in
Deutschland nicht noch zusätzlich Steine in den Weg gelegt werden. Man
dürfe sich der Propagandalogik des Diktators am Bosporus nicht
anschließen: "Die PKK muß runter von der deutschen Terrorliste, und es
darf nie wieder Waffenlieferungen an Terroristen wie Erdogan geben.
Ich bin im Herzen bei euch!"

Kamen Konstantin Weckers solidarische Worte sicher nicht unverhofft,
so erstaunte denn doch, daß auch Dieter Hallervorden eine ebenfalls
eingespielte Grußadresse entbot. Er stehe voll und ganz zu den
Kurdinnen und Kurden, die Rojava vor den Islamisten geschützt haben
und deren Kämpfer jetzt in Afrin von der türkischen Soldateska
hingemordet werden. Er stehe zu all denen, die in Deutschland gegen
diesen Aggressor Erdogan demonstrieren: "Ich hoffe, daß Erdogan so alt
wird, daß er für seine verbrecherische Politik vor einem
internationalen Gerichtshof zur Rechenschaft gezogen werden kann. Kurz
gesagt, ich, Dieter Hallervorden, bin mit euch solidarisch. Es lebe
die PKK!"
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Medizinische Katastrophe im Bürgerkriegsland

Der Arzt Prof. Dr. Gerhard Trabert (Armut und Gesundheit in
Deutschland e.V.) berichtete aus den Städten Tabka, Manbidsch und
Rakka, die er vor kurzem bereist hatte. Überall seien die
Krankenhäuser verwüstet, die Innenausstattungen komplett zerstört. Das
internationale Embargo verhindere, daß die dringend benötigten
Hilfslieferungen in diese Region gebracht werden. Untersuchungen
zufolge seien seit Ausbruch des Bürgerkrieges 300.000 Zivilisten
mangels Medikamenten gestorben. Dieser stille Tod der Menschen in
Syrien werde von der hiesigen Öffentlichkeit kaum wahrgenommen. Der
Angriff der türkischen Armee am 20. Januar diesen Jahres in der
Afrin-Region sei ein völkerrechtswidriger Akt. Millionen von Menschen
würden kriminalisiert und als Terroristen diffamiert. Dies sei ein
Kriegsverbrechen Erdogans, so Trabert.
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Gerhard Trabert
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Er habe in Rakka mit einem kurdischen Arzt gesprochen, der in
Gefangenschaft des IS mit seinem Smartphone ein Bild von einem
IS-Kämpfer und seinem Kollegen machen mußte. Unmittelbar danach wurde
der Kollege von diesem IS-Kämpfer getötet, worauf der Arzt abermals
ein Bild anfertigen mußte. "Diese Menschen werden von Erdogan als
Terroristen diffamiert. Dabei haben sie so sehr unter diesem
Terrorismus gelitten." Es sei eine Lüge, wenn die Türkei behaupte, sie
nehme Rücksicht auf die Zivilbevölkerung. Vielmehr würden gezielt
Zivilisten getötet und die Infrastruktur, die Wasserversorgung, die
Stromversorgung zerstört. Das alles sei dokumentiert, werde aber von
den deutschen Medien weithin ausgeblendet. Es gelte indessen zwischen
der Türkei und Erdogan zu differenzieren: "Auch in der Türkei haben
viele Ärzte gegen dieses Kriegsverbrechen protestiert. Sie wurden
kriminalisiert und ins Gefängnis gesteckt. Die Menschen, die dort
leben, benötigen unsere Hilfe und Solidarität." Die Bundesregierung
müsse endlich die Erdogan-Administration für dieses Kriegsverbrechen
anklagen, die Waffenexporte einstellen und eine Rückkehr zur
Demokratie und Wahrung der Menschenrechte einfordern.




[image: MLPD auf der Bühne - Foto: © 2018 by Schattenblick]

Foto: © 2018 by Schattenblick




Internationalismus contra Imperialismus

Daß die Kurdinnen und Kurden nicht allein stehen, bekräftigte auch
eine Delegation der MLPD. Die revolutionäre Weltorganisation ICOR habe
dazu aufgerufen, an diesem 21. März zum Newroz-Fest einen weltweiten
Aktions- und Kampftag zu Afrin durchzuführen. In der ICOR seien 50
Parteien aus 40 Ländern vertreten. An diesem Tag seien alle
revolutionären, alle fortschrittlichen Menschen aufgerufen, den
kurdischen Befreiungskampf zu stärken und in den
internationalistischen Kampf gegen den Imperialismus einzubinden: "Es
lebe unser gemeinsamer Kampf für Frieden, Freiheit, Sozialismus!"

Kämpferische Grüße überbrachte auch eine anwesende Genossin, die bei
Volkswagen in Hannover arbeitet und 2015 als Brigadistin am Aufbau des
Gesundheitszentrums in Kobane beteiligt war [7]. Sie habe beim Überfall
des IS miterlebt, was Terrorismus und Faschismus ist. Sie habe aber
auch gesehen, wie die YPG und YPJ für Frieden, Freiheit und Demokratie
kämpfen. Was dort aufgebaut wird, sei das Selbstbestimmungsrecht der
Völker: "Wir Arbeiter haben kein Vaterland. Deswegen müssen wir alle
gemeinsam solidarisch mit jedem Kampf um Freiheit und Demokratie sein.
Hoch die internationale Solidarität!"
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Zum Bilder- das Bücherverbot

Eine Aktivistin erinnerte auf der Bühne daran, daß nur wenige Tage zuvor der
Mezopotamien-Verlag in Neuss zum Ziel einer sich über mehrere Tage erstreckenden
Durchsuchungs- und Beschlagnahmeaktion geworden war. Ganze sieben
Lastwagenladungen mit Büchern und Tonträgern wurden von der Polizei konfisziert.
Das freie Wort nicht nur eines Abdullah Öcalan, der mit dem demokratischen
Konföderalismus das glatte Gegenteil dessen vorgeschlagen hat, was dem Verlag als Verstoß
gegen den Gedanken der Völkerverständigung angelastet wird, sondern auch
international bekannter Autoren wie Yasar Kemal, Orhan Pamuk, Nazim Hikmet, Leo
Tolstoi oder Victor Hugo fielen dieses Mal zwar nicht den Flammen zum Opfer,
werden aber doch der Lektüre durch Menschen vorenthalten, die über den
Tellerrand bloßen Konsums und ohnmächtiger Beherrschbarkeit hinausschauen
wollen. 

Bezeichnenderweise wurde die Beschlagnahmung vom Verwaltungsgericht Düsseldorf
kurz nach dem Deutschlandbesuch des türkischen Außenministers Mevlüt Cavusoglu
angeordnet [8]. Daß kurdische Literatur in seinem Land beschlagnahmt wird, kann in
Anbetracht eines Regimes, das seine BürgerInnen schon in den Knast wirft, wenn
sie nur laut ein Wort der Kritik an dem völkerrechtswidrigen Überfall auf Syrien
äußern, nicht erstaunen. Daß man in der kulturbeflissenen Bundesrepublik, wo die
Verhaftung eines deutschen Journalisten in der Türkei monatelang auf allen
Kanälen als schwerer Angriff auf Presse- und Meinungsfreiheit gewertet wurde,
einen ganzen Verlag im Zeichen der Terrorismusbekämpfung leerräumt, scheint die
Feuilletonisten und Großdenker der Republik nicht weiter zu interessieren. Die
sich mit dem Mezopotamien-Verlag solidarisch erklärenden AutorInnen, Buchläden
und Verlage [9] stehen allesamt unter Linksverdacht, bekannte Namen aus dem
Bereich der bürgerlichen Publizistik und Presse sucht man dort vergebens.




[image: Lila Fahne - Foto: © 2018 by Schattenblick]

Frauenbefreiung trotz allem

Foto: © 2018 by Schattenblick




Ein Zeichen gegen den Ausnahmezustand

Beim Newroz-Fest in Hannover ahnten die Menschen noch nicht, daß die
türkischen Invasoren und ihre dschihadistischen Söldner tags darauf
das Zentrum der Stadt Afrin besetzen und ihr Schreckensregime
errichten würden. Um so bedeutsamer war die Zusammenkunft auf dem
Opernplatz, setzte sie doch ein Zeichen übergreifender Solidarität mit
den Kurdinnen und Kurden, wo immer sie verfolgt und drangsaliert
werden. Insbesondere muß auch deutscher Regierungspolitik und
Polizeiwillkür Einhalt geboten werden, ist doch die repressive
Formierung der Gesellschaft im Ausnahmezustand beileibe kein
Alleinstellungsmerkmal des Erdogan-Regimes in der Türkei.


Fußnoten:


[1] https://isku.blackblogs.org/4012/newroz-2017-nein-zur-diktatur-ja-zu-demokratie-und-freiheit/

[2] www.jungewelt.de/artikel/329207.widerstand-geht-weiter.html

[3] www.welt.de/print/die_welt/politik/article174687299/Afrin-ist-gefallen-der-Krieg-geht-weiter.html

[4] www.tagesschau.de/ausland/afrin-pluenderung-103.html

[5] www.spiegel.de/politik/ausland/afrin-tuerkische-einheiten-und-verbuendete-zerstoeren-kurdische-symbole-a-1198695.html

[6] www.deutschlandfunk.de/krieg-in-syrien-die-kurden-fuehlen-sich-im-stich-gelassen.694.de.html?

[7] http://www.schattenblick.de/infopool/buerger/report/brri0119.html

[8] https://www.jungewelt.de/artikel/328894.kurdische-verbände-kriminalisiert.html

[9] https://anfdeutsch.com/pressefreiheit/solidaritaet-mit-dem-mezopotamien-verlag-3077
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INTERVIEW/403: Newroz Hannover - BRD Anpassungskurs unzulässig ...    Bernd Riexinger im Gespräch (SB)


Der Bundestagsabgeordnete und Kovorsitzende der Partei Die Linke Bernd Riexinger
begrüßte die am 17. März zur Newroz-Feier in Hannover [1] versammelten KurdInnen
mit einer Solidaritätsadresse seiner Partei, deren Abgeordnete den kurdischen
Freiheitskampf auf Bundes- wie Landesebene mit Nachdruck unterstützen.
Anschließend beantwortete er dem Schattenblick einige Fragen.
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Bernd Riexinger auf der Bühne des Newroz-Festes auf dem Opernplatz
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Schattenblick (SB): Herr Riexinger, Sie haben in ihrer Ansprache die politischen
Gefangenen in der Türkei erwähnt. In Deutschland wird KurdInnen und TürkInnen
linker Parteien der Prozeß gemacht. Was wäre dazu die Forderung der Linkspartei?

Bernd Riexinger (BR): Wir fordern, daß das PKK-Verbot aufgehoben wird und die
KurdInnen in Deutschland nicht kriminalisiert werden. Wir erleben gerade, daß
ganz restriktiv und repressiv vorgegangen wird. Dafür habe ich, ehrlich gesagt,
kein Verständnis. Daß man die Demo auflöst und die Menschen kriminalisiert, wenn
hier auf einer Kurdendemonstration ein paar PKK-Fahnen oder Fahnen mit dem Bild
Öcalans gezeigt werden, dann gehört sich das für einen demokratischen Rechtstaat
nicht. Zumal die Bundesregierung unglaubwürdig ist. Man hat immer gelobt, daß
die Kurden die Eziden gegen Jihadisten geschützt haben und gegen den IS
vorgegangen sind. Sie wurden dazu sogar von der amerikanischen Regierung
bewaffnet, und hier können sie sich nicht frei betätigen, das ist nicht in
Ordnung.

SB: In der Bundesrepublik gibt es den Paragraphen 129 b StGB, mit dem politische
Taten ohne Inlandsbezug strafrechtlich verfolgt werden. Hat Die Linke dazu eine
Position?

BR: Ja, natürlich. Den müssen wir aufheben. Das hat ja auch nichts mit
Terrorismus zu tun.

SB: Die Bundeswehr wird demnächst im Irak stationiert werden. Es war sogar die
Rede davon, daß auf die irakische Regierung Einfluß genommen werden soll. Was
sagen Sie zu dieser Politik?

BR: Die Mandate zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr hat Die Linke im Bundestag
allesamt abgelehnt. Wir sind dagegen, daß die Bundeswehr überhaupt militärische
Einsätze im Ausland unternimmt, aber im Irak ist das besonders problematisch,
weil Erdogan angekündigt hat, daß er bis in den Irak vormarschieren will. Die
Türkei ist NATO-Partner, das heißt die Bundeswehr wird direkt involviert in
einen völkerrechtswidrigen Militäreinsatz der Türkei. Da gibt es nur eine klare
Antwort, die Bundeswehr muß raus aus der Türkei und im übrigen auch aus dem
Irak.

SB: Hat die NATO überhaupt noch Legitimität,wenn ihre Mitgliedstaaten
völkerrechtswidrige Kriege führen?

BR: Die NATO hat längst ihre Glaubwürdigkeit verloren, deswegen ist sie auch
überflüssig. 

SB: Herr Riexinger, vielen Dank für Ihre Worte.


Fußnote:

[1] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0313.html
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INTERVIEW/402: Newroz Hannover - immerhin wird hier noch Recht gesprochen ...    Herbert Schmalstieg im Gespräch (SB)


Der SPD-Politiker Herbert Schmalstieg war 34 Jahre lang Oberbürgermeister von
Hannover. Zur Newroz-Feier am 17. März [1] hieß er die in die niedersächsische
Landeshauptstadt gekommenen KurdInnen herzlich willkommen und setzte damit
einen wohltuenden Akzent der Unterstützung dieser von türkischer wie deutscher
Repression betroffenen Minderheit. Im Anschluß beantwortete er dem Schattenblick
einige Fragen.
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Herbert Schmalstieg
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Schattenblick (SB): Herr Schmalstieg, was erwarten Sie von Ihrer Partei, die in
Regierungsverantwortung steht, hinsichtlich des Angriffes der Türkei auf das
nordsyrische Afrin?

Herbert Schmalstieg (HS): Zunächst gehe ich davon aus, daß auch die bisherige
Bundesregierung sich bemüht hat, auf Erdogan einzuwirken, um zu einer
Veränderung der Situation zu kommen. Aber das war nicht ausreichend und ist
offensichtlich nicht gelungen. Deswegen erwarte ich von der jetzigen, neuen
Regierung, daß sie ganz klare Linien zieht, daß es keine Waffenlieferungen mehr
gibt an die Türkei, daß man die Türkei auffordert, den Übergriff auf Syrien und
auf die Kurdinnen und Kurden in Afrin zu stoppen. Vor allen Dingen muß auch
die Rechtstaatlichkeit in der Türkei wiederhergestellt werden, müssen darüberhinaus
die politischen Gefangenen freigelassen werden, die Abgeordneten der HDP, die
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, die in den Gefängnissen sitzen, das können
wir nicht zulassen. Wir müssen wirklich darauf achten, daß wir nicht schweigen
wie nach 1933, als viele Nachbarstaaten und -länder geschwiegen haben, als man
dabei zusehen konnte, wie hier in Deutschland eine Diktatur entstand.

SB: Was sagen Sie dazu, daß in Deutschland das Bild eines in der Türkei
im Gefängnis sitzenden Politikers zum Anlaß genommen wird, Demonstrationen zu
unterbinden? 

HS: Es besteht dieses Verbot, deswegen wären die Kurdinnen und Kurden gut
beraten, wenn sie ihre Sache nicht dadurch gefährden, daß sie mit dem Zeigen
dieses Porträts vielleicht die eine oder andere Provokation auslösen und die
Polizei aufgrund der Rechtslage eingreifen muß. Vom Grundsatz her halte ich
nichts davon, daß man Symbole verbietet, da sollte man drüber nachdenken, ob
nicht dieser Erlaß, der glaube ich, von De Maizière stammt, aufgehoben werden
sollte. 

SB: Wem ist maßgeblich zu verdanken, daß das Newroz-Fest hier in Hannover auf
dem Opernplatz doch noch zustandekam?

HS: Das ist der Unabhängigkeit unserer Gerichte zu verdanken. Denn wir sind ein
Rechtstaat, was die Türkei zur Zeit nicht ist. Dort ist die Justiz
gleichgeschaltet. Bei uns ist das nicht der Fall. Bei uns ist die Unabhängigkeit
der Gerichte ein verfassungsmäßig verbrieftes Recht. Deswegen hat das
Verwaltungsgericht klar entschieden, daß das Fest unter Auflagen stattfinden
kann. Und ich glaube auch, die Polizei wäre gut beraten gewesen, wenn sie von
vorneherein das Fest genehmigt hätte mit den Auflagen, wie sie es jetzt getan
hat. 

SB: Herr Schmalstieg, vielen Dank für Ihre Worte.
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Herbert Schmalstieg zwischen Tobias Pflüger und Dieter Dehm (PDL) in dem vom Schützenplatz startenden Demonstrationszug

Foto: © 2018 by Schattenblick




Fußnote:

[1] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0313.html
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GEWERKSCHAFT/278: Internationaler Tag gegen Rassismus - ver.di fordert Verbesserung des Schutzes von Beschäftigten (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
20. März 2018

Internationaler Tag gegen Rassismus: ver.di fordert Verbesserung des
Schutzes von Beschäftigten vor Diskriminierung in der Arbeitswelt



Berlin - Einen "effektiven Schutz vor Diskriminierung in der Arbeitswelt"
fordert Romin Khan, Referent für Migrationspolitik beim
Bundesvorstand der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) von
der neuen Bundesregierung. Aktuelle Untersuchungen der
Antidiskriminierungsstelle des Bundes verdeutlichen, dass im
Arbeitsleben das Diskriminierungsrisiko am höchsten ist. Fast jeder
zweite Befragte mit Diskriminierungserfahrung (48,9 Prozent) gab an,
in diesem Bereich in den letzten 24 Monaten nach eigener Wahrnehmung
häufig oder gelegentlich Diskriminierung erlebt zu haben.

Dies betrifft im besonderen Maße Beschäftigte mit
Einwanderungsgeschichte und schwarze Menschen in Deutschland. "An
vielen Stellen sehen wir, dass Diskriminierung Teilhabe verhindert
und Integration nicht vor Rassismus schützt", so Khan.

Weitere Untersuchungen zeigten, dass die Chance bei Angabe etwa eines
türkischen Nachnamens zu einem Vorstellungsgespräch eingeladen zu
werden - trotz gleicher Qualifikation der Bewerber/-innen - um 14
Prozent, bei kleineren Betrieben sogar um 24 Prozent sinke. "Gerade
beim Übergang von der Schule in den Beruf werden dadurch vielen
Jugendlichen aus eingewanderten Familien Steine in den Weg gelegt",
so Khan weiter.

"Angesichts dieser Situation fordert ver.di die Bundesregierung auf,
eine nachhaltige Antidiskriminierungspolitik und wirksame Strategien
gegen Diskriminierung in der Arbeitswelt zu entwickeln", so Khan
anlässlich des Internationalen Tages gegen Rassismus, in dessen
Rahmen bundesweit über 1.500 Veranstaltungen stattfinden. ver.di
veranstaltet dazu ein Gespräch mit Ibrahim Arslan, einem Überlebenden
des rassistisch motivierten Anschlags in Mölln vor 26 Jahren. Die
Veranstaltung findet am Mittwoch, den 21.03.2018, 18:30 Uhr in der
ver.di-Bundesverwaltung, Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin im Raum
7.A Picasso-Kahlo-Klee statt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 20.03.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Daniela Milutin - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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RENTE/704: Renten steigen zum 1. Juli im Westen um 3,2 Prozent, im Osten um 3,4 Prozent (BMAS)


Bundesministerium für Arbeit und Soziales - Pressemitteilung vom 20. März
2018

Renten steigen zum 1. Juli im Westen um 3,2 Prozent, im Osten um 3,4
Prozent

Gute Beschäftigungs- und Lohnentwicklung führt zu höheren Altersbezügen;
Anpassung im Osten leicht über gesetzlich festgelegtem Anpassungsschritt



Nach den nun vorliegenden Daten des Statistischen Bundesamtes und der
Deutschen Rentenversicherung Bund steht die Rentenanpassung zum 1. Juli
2018 fest: In Westdeutschland steigt die Rente um 3,22 Prozent, in den
neuen Ländern um 3,37 Prozent. Der aktuelle Rentenwert (Ost) steigt damit
auf 95,8 Prozent des aktuellen Rentenwerts West (bisher: 95,7 Prozent).

Bundesarbeitsminister Hubertus Heil:

Auch in diesem Jahr führen die gute Lage am Arbeitsmarkt und die
Lohnsteigerungen der Vergangenheit zu besseren Renten. Das ist eine
erfreuliche Nachricht für die über 20 Millionen Rentnerinnen und Rentner.
Und es zeigt: Die gesetzliche Rente ist und bleibt die zentrale Säule der
Alterssicherung in Deutschland. Diese Säule werden wir nun weiter stärken:
mit einer Grundrente, die jahrzehntelangen Einsatz im Arbeitsleben, bei der
Pflege und in der Kindererziehung honoriert; mit der Stabilisierung von
Rentenniveau und Beitragssatz; und mit einer weiteren deutlichen
Verbesserung der Absicherung bei Erwerbsminderung. Auf dem Weg zu gleichen
Rentenwerten in Ost und West kommen wir mit der Rentenanpassung 2018 somit
gut voran. Der Rentenwert (Ost) erreicht 95,8 Prozent des Westwerts. Bis
spätestens zur Rentenanpassung 2024 wird der aktuelle Rentenwert (Ost) auf
100 Prozent des Westwerts ansteigen.

Einzelheiten:

Grundlage der Rentenanpassung ist die Lohnentwicklung. Neu in der
diesjährigen Anpassung ist, dass in diesem Jahr für die neuen Bundesländer
die Regelungen des Rentenüberleitungsabschlussgesetzes greifen, wonach der
aktuelle Rentenwert (Ost) mindestens so anzupassen ist, dass er 95,8
Prozent des Westwerts erreicht. Kommt es unter Berücksichtigung der
Lohnentwicklung in den neuen Ländern in der Anpassungsformel jedoch zu
einem günstigeren Ergebnis, wird dieses angewendet. Das ist in diesem Jahr
der Fall, denn der mit der Lohnentwicklung berechnete aktuelle Rentenwert
(Ost) fällt um einen Cent höher aus.

Mit dem Rentenüberleitungsabschlussgesetz wurde geregelt, dass der aktuelle
Rentenwert (Ost) spätestens am 1. Juli 2024 100 Prozent erreichen wird, so
dass ab dann in ganz Deutschland ein einheitlicher aktueller Rentenwert
gelten wird. Sofern die Lohnentwicklung in den neuen Ländern positiver
ausfällt, könnte dies aber schon früher der Fall sein. Steigende Löhne und
ein hoher Beschäftigungsstand sorgen weiterhin für eine gute Finanzlage der
gesetzlichen Rentenversicherung. Die gesetzliche Rente bleibt dadurch ein
solides Fundament der Alterssicherung in Deutschland.

Die für die Rentenanpassung relevante Lohnsteigerung beträgt 2,93 Prozent
in den alten Ländern und 3,06 Prozent in den neuen Ländern. Sie basiert auf
der vom Statistischen Bundesamt gemeldeten Lohnentwicklung nach den
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR), wobei der Einfluss der
Arbeitsgelegenheiten mit Entschädigungen für Mehraufwendungen 
("Ein-Euro-Jobs") außer Acht bleibt. Darüber hinaus wird die beitragspflichtige
Entgeltentwicklung der Versicherten berücksichtigt, die für die
Einnahmensituation der gesetzlichen Rentenversicherung entscheidend ist.

Neben der Lohnentwicklung wird durch den Nachhaltigkeitsfaktor die
Entwicklung des zahlenmäßigen Verhältnisses von Rentenbeziehenden zu
Beitragszahlenden bei der Anpassung der Renten berücksichtigt. In diesem
Jahr wirkt sich der Nachhaltigkeitsfaktor mit +0,29 Prozentpunkten positiv
auf die Rentenanpassung aus. Außerdem wird durch den so genannten Faktor
Altersvorsorgeaufwendungen die Veränderung der Aufwendungen der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beim Aufbau ihrer Altersvorsorge auf die
Anpassung der Renten übertragen. Da sich der Beitragssatz in der
allgemeinen Rentenversicherung 2017 jedoch nicht verändert hat und die
sogenannte "Riester-Treppe" bereits 2013 letztmals zur Anwendung kam, wirkt
sich der Faktor Altersvorsorgeaufwendungen in diesem Jahr nicht auf die
Rentenanpassung aus.

Auf Basis der vorliegenden Daten ergibt sich damit ab dem 1. Juli 2018 eine
Anhebung des aktuellen Rentenwerts von gegenwärtig 31,03 Euro auf 32,03
Euro und eine Anhebung des aktuellen Rentenwerts (Ost) von gegenwärtig
29,69 Euro auf 30,69 Euro. Dies entspricht einer Rentenanpassung von 3,22
Prozent in den alten Ländern und von 3,37 Prozent in den neuen Ländern. Der
aktuelle Rentenwert (Ost) erreicht damit 95,8 Prozent des Westwerts.

Zum Vergleich: Mit einer Anhebung gemäß dem ersten Schritt der
Rentenangleichung, wäre der aktuelle Rentenwert (Ost) um 3,33 Prozent
angepasst worden und läge bei 30,68 Euro. Die Berücksichtigung der
tatsächlichen Lohnentwicklung Ost bei der Rentenanpassung in den neuen
Ländern führt also zu einem geringfügig günstigeren Ergebnis. Damit kommt
in diesem Jahr die mit dem Rentenüberleitungsabschlussgesetz eingeführte
Vergleichsprüfung zum Tragen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. März 2018

Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS)

Öffentlichkeitsarbeit und Internet

Wilhelmstraße 49, 10117 Berlin

Postanschrift: 11017 Berlin

Telefax: 030 18 527 2236

E-Mail-Adresse: info[at]bmas.bund.de

Internet: http://www.bmas.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





ARBEIT/2793: Schichtarbeit - Gesundheitliche Belastungen durch bessere Organisation begrenzen (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 19.03.2018

Neue Analyse - Schichtarbeit: Gesundheitliche Belastungen durch bessere
Organisation begrenzen



Schichtarbeit ist für die Gesundheit riskant. Immerhin lässt sie sich
verträglicher gestalten, als es heute vielerorts üblich ist. Zu diesem
Schluss kommen Dr. Yvonne Lott von der Hans-Böckler-Stiftung und Dr. Anna
Arlinghaus vom Beratungsunternehmen Ximes. Die Forscherinnen haben
zusammengestellt, was die Arbeitswissenschaft über die Risiken der
Schichtarbeit herausgefunden hat - und welche Maßnahmen in Sachen
Arbeitszeit und Arbeitsgestaltung den Betroffenen helfen.* Ihr Fazit:
Schichtarbeit kann nur gute Arbeit sein, wenn sie vernünftig gestaltet
wird.

Jeder fünfte Beschäftigte in Deutschland arbeitet außerhalb der "normalen"
Zeiten von 7 bis 19 Uhr. 13 Prozent aller Arbeitnehmer müssen sich mit
wechselnden Schichten arrangieren: Früh- und Spät-, oft auch Nachtschicht.
Laut einer aktuellen Befragung der IG Metall sind nur 35 Prozent der
Schichtarbeiter mit ihren Arbeitszeiten zufrieden. Von den übrigen
Beschäftigten sind es 54 Prozent (siehe auch die Infografik; Link unten).

Nachtschicht widerstrebt der Natur des Menschen. Das ist eine
wissenschaftlich anerkannte Tatsache. Sie bringt die innere Uhr
durcheinander, den Mechanismus, der den Aktivitätsrhythmus von Lebewesen
mit der Drehung der Erde in Einklang bringt. Für die Erforschung dieser
Zusammenhänge haben drei Mediziner im vergangenen Jahr den Nobelpreis
bekommen.

Eine Lebensgestaltung, die den natürlich Tag-Nacht-Rhythmus ignoriert,
kann die Gesundheit aus verschiedensten Gründen beeinträchtigen, so
Arlinghaus und Lott. Schlafstörungen, insgesamt kürzere Schlafzeiten, also
über lange Zeiträume angesammelte Schlafdefizite, treten bei
Schichtarbeitern häufig auf. Dadurch verschlechtert sich zum Beispiel die
Reaktionsfähigkeit, was Unfälle begünstigt. Statistisch sind auch
Zusammenhänge zwischen Schichtarbeit und Diabetes, Herz-
Kreislauferkrankungen und sogar Krebs nachgewiesen. Ob die Abkopplung vom
normalen Tag-Nacht-Schema und daraus folgende Schlafdefizite die
Abwehrkräfte schwächen und auf diese Weise allen möglichen Krankheiten
Vorschub leisten oder ob es engere Zusammenhänge zwischen diesem
Arbeitszeitmodell und bestimmten Leiden gibt: Das ist nicht abschließend
geklärt. "Uneinheitlich" seien die Befunde, was die Gesundheit betrifft,
schreiben die Wissenschaftlerinnen.

Häufig steht Schichtarbeit dem Sozialleben im Wege, denn sie durchbricht
nicht nur den biologischen Rhythmus, sondern auch die soziale Norm:
Feierabend und freies Wochenende sind für die Mehrheit selbstverständlich,
Schichtarbeiter tun sich mit der Teilnahme an regelmäßigen Terminen, zum
Beispiel in Vereinen, aber schwer. Anderseits kommen versetzte
Arbeitszeiten manchmal den familiären Anforderungen entgegen - etwa wenn
Väter nach der Frühschicht die Kinder aus der Kita abholen können, während
die meisten anderen noch einige Stunden im Büro sitzen müssen. "Insgesamt
überwiegen aber die familiären Nachteile der Schichtarbeit", urteilen
Arlinghaus und Lott.

Grundsätzlich sei es auch eine Altersfrage, wie Beschäftigte mit der
Schichtarbeit zurechtkommen, so die Forscherinnen. Ältere haben meist
größere Probleme als Jüngere. Was allerdings nicht bedeutet, dass
wechselnde Zeiten in jungen Jahren immer unproblematisch sind. Das lasse
sich schon daran ablesen, dass sich relativ viele bereits in der
"Anpassungsphase", den ersten fünf Jahren im Schichtdienst, einen anderen
Job suchen. Diese "Selbstselektion" erschwere im Übrigen die Analyse der
langfristigen Auswirkungen von Schichtarbeit. Denn bei denen, die schon
Jahrzehnte zu rotierenden Zeiten arbeiten, dürfte es sich um die Gruppe
mit den geringsten Problemen handeln.

Trotz aller Nachteile lehnen Arlinghaus und Lott die Schichtarbeit nicht
in Bausch und Bogen ab. Ein kompletter Verzicht auf Schichtarbeit, etwa
Nachtdienst im Krankenhaus, sei gar nicht möglich. Aber wenigstens lasse
sie sich häufig besser organisieren. Mit ihren Anregungen stützen sich die
Wissenschaftlerinnen auf positive Praxisbeispiele. Die wichtigsten Punkte:

• Bei der Ausarbeitung von Schichtsystemen sollten
arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse berücksichtigt werden. Besser
verträglich sind für die meisten Menschen vorwärts rotierende Systeme,
also Nachtschicht - Frühschicht - Spätschicht. Nachtschichtphasen sollten
kurz gehalten und stets genügend Pausen vorgesehen werden. Wichtig ist,
dass Beschäftigte lange genug im Voraus planen können und nicht durch
plötzliche Änderungen aus ihrem Rhythmus gerissen werden.

• Nachtschicht sollte möglichst vermieden werden. Ein Praxisbeispiel aus
der Automobilindustrie zeigt, dass dies in vielen Betrieben möglich ist.
Denn nicht alles, was normalerweise zu einer Schicht gehört, muss zwingend
auch in der Nacht erledigt werden. Bestimmte Tätigkeiten, etwa
Vorbereitungen für den Werkzeugwechsel, können auch am Tag erfolgen. Im
untersuchten Musterbetrieb ließen sich so 14 Prozent der Arbeitsinhalte
von der Nacht in den Tag verlagern. Der Teil der Beschäftigten, der am
schlechtesten mit der Nachtarbeit zurechtkam, konnte in ein
Zweischichtsystem wechseln.

• Ein gewisses Maß an Zeitsouveränität, etwa durch Gleitzeiten oder
kürzeren Arbeitszeiten, lässt sich auch in Schichtsystemen verankern.

• Besondere Belastungen sollten möglichst nicht durch Geld, sondern durch
Freizeit zur Erholung kompensiert werden.


Weitere Informationen unter:

https://www.boeckler.de/pdf/p_fofoe_report_003_2018.pdf

- (*) Anna Arlinghaus, Yvonne Lott: Schichtarbeit gesund und
sozialverträglich gestalten,

Forschungsförderungs-Report Nr. 2, März 2018

https://www.boeckler.de/fotostrecke_boeckler_impuls-r.htm?id=112996&chunk=1

- Infografik zum Download im Böckler Impuls

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, Rainer Jung, 19.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1627: Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst - ver.di weitet Warnstreiks massiv aus (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
20. März 2018

Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst: ver.di weitet Warnstreiks
massiv aus



Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) hat am Dienstag
ihre Warnstreiks im öffentlichen Dienst bundesweit massiv ausgeweitet
und damit den Druck auf die Arbeitgeber in der laufenden
Tarifauseinandersetzung erhöht. Nachdem am Montag bereits mehrere
Tausend Beschäftigte im Ausstand waren, beteiligten sich am Dienstag
bundesweit rund 35.000 Menschen an den Arbeitskampfmaßnahmen.

Schwerpunkt der Streiks war Nordrhein-Westfalen. Dort beteiligten
sich rund 26.000 Beschäftigte an den zum Teil ganztägigen
Warnstreiks. In Dortmund, Bochum, Essen, Wuppertal, Recklinghausen
und Duisburg kam der öffentliche Personennahverkehr zum Erliegen. Zu
Ausständen kam es auch in Jobcentern, Sparkassen, Kindertagesstätten,
Stadtverwaltungen und Entsorgungsbetrieben. Neben Nordrhein-Westfalen
waren weitere Streikschwerpunkte Schleswig-Holstein,
Mecklenburg-Vorpommern, Baden-Württemberg und Bayern.

In den kommenden Tagen sind weitere Arbeitsniederlegungen geplant,
vor allem am Mittwoch. Ein Schwerpunkt am Mittwoch wird wieder
Nordrhein-Westfalen sein, insbesondere wird der öffentliche
Personennahverkehr in Köln und Düsseldorf bestreikt.

Die Arbeitgeberseite hatte bei der letzten Tarifrunde immer noch kein
Angebot vorgelegt. ver.di-Chef Frank Bsirske warf daraufhin den
Arbeitgebern eine Hinhaltetaktik vor, die in keiner Weise zur Lösung
des Tarifkonfliktes beitrage. Bsirske: "Die Antwort auf diese
Blockadehaltung kommt jetzt aus den Betrieben!" Er hoffe, dass die
Arbeitgeber in der nächsten Tarifrunde Mitte April auf einen
konstruktiven Weg hin zu einem Abschluss zurückkehrten.

Angesichts der guten Konjunktur und der sprudelnden Steuereinnahmen
müssten die Beschäftigten im öffentlichen Dienst an dieser positiven
Entwicklung teilhaben, so Bsirske. "Das ist nicht nur fair, sondern
auch zukunftssichernd für den öffentlichen Dienst. Denn der braucht
dringend Fachkräfte", mahnte der Gewerkschaftsvorsitzende.

Die Gewerkschaft ver.di fordert für die rund 2,3 Millionen
Tarifbeschäftigten des öffentlichen Dienstes in Bund und Kommunen
sechs Prozent mehr Lohn und Gehalt, mindestens aber 200 Euro pro
Monat. Gleichzeitig sollen die Ausbildungsvergütungen und
Praktikantenentgelte um 100 Euro pro Monat erhöht werden. Zudem
verlangt ver.di, Auszubildende nach einem erfolgreichen Abschluss
verpflichtend zu übernehmen.

Die nächste Tarifverhandlungsrunde wurde für den 15. und 16. April in
Potsdam vereinbart.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 20.03.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Richard Rother - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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GEWERKSCHAFT/1626: Deutsche Telekom - ver.di erhöht Druck vor dritter Tarifverhandlungsrunde (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
19. März 2018

Deutsche Telekom: ver.di erhöht den Druck vor der dritten
Tarifverhandlungsrunde in Berlin



Berlin - Im Vorfeld der dritten Tarifverhandlungsrunde bei der Deutschen
Telekom ruft die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) zu
ersten vollschichtigen Warnstreiks auf. "Die Arbeitgeber haben die
beiden ersten Verhandlungsrunden ohne ein Angebot verstreichen
lassen, darauf werden wir jetzt angemessen reagieren und den Druck
erhöhen", sagte ver.di-Streikleiter Peter Praikow am Montag.

Die Verhandlungen für die rund 62.000 Tarifangestellten,
Auszubildenden und dual Studierenden bei der Telekom werden am
Mittwoch und Donnerstag in Berlin fortgesetzt. Die ersten beiden
Verhandlungsrunden waren ohne Ergebnis vertagt worden
In den vergangenen Tagen haben bereits mehr als 6.000 Beschäftigte
der Technik-, Vertriebs- und Servicebereiche mit Protesten und
Warnstreiks ihre Unterstützung für die Tarifforderungen deutlich
gemacht.

Die Gewerkschaft ver.di fordert in der laufenden Tarifrunde unter
anderem eine tabellenwirksame Entgelterhöhung um 5,5 Prozent bei
einer Laufzeit von zwölf Monaten. Die Ausbildungsvergütungen und die
Vergütungen für dual Studierende sollen um jeweils 75 Euro angehoben
werden.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 19.03.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Richard Rother - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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SCHACH-SPHINX/06510: Kompliment an den Irrwitz (SB)


Der Wiener Meister Savielly Tartakower war ein Kind zweier
Schachwelten. Seine Lehrjahre durchwanderte er zweifellos die Gefilde
der konventionellen Zentrumsbeurteilung, die mit Wilhelm Steinitz,
Emanuel Lasker und Siegbert Tarrasch hervorragende Denker und Lehrer
der Schachkunst auf ihrer Seite hatte. Als nach dem Ende des Ersten
Weltkrieges freilich eine Avantgarde kühner Strategen das Feld betrat
und alte, verhärtete Dogmata wie Frevler in Frage stellte, galt
plötzlich die Besetzung des Zentrums mit Figuren und Bauern eben nur
als eine Möglichkeit neben anderen. Nun wechselte Tartakower auf das
revolutionäre Lager über, was ihm seitens seiner ehemaligen
Kampfgenossen wie Verrat angehängt wurde. Ja, fortan führten sie im
Falle einer eigenen Niederlage gar das absonderliche Argument auf den
Lippen, nur aus dem Grunde verloren zu haben, weil Tartakower die
Partie "falsch" behandelt habe. So kommentierte beispielsweise Efim
Bogoljubow seine Verlustpartie gegen Tartakower im Turnier zu Pistyan
1922 mit den in ihrer Unverfrorenheit geradezu erheiternden Worten:
"Es ist nur natürlich, daß ich verloren habe. Ist etwa so ein
verrücktes Spiel eines Großmeisters wie Tartakower würdig? Er hat Züge
gemacht, die der gesunden Strategie widersprechen und ohne
Zusammenhang waren. Dadurch habe ich jede Lust zum Kämpfen verloren."
Kompliment an den Irrwitz! Besser hätte es einer von Shakespeares
Narren auch nicht sagen können. Indes hatte Tartakower bei all seiner
Experimentierfreudigkeit auch düstere Stunden auf dem Brett erlebt,
wie beispielsweise im heutigen Rätsel der Sphinx aus dem Groninger
Turnier 1946. Mit den weißen Steinen hatte Tartakower die
Abtauschvariante der Französischen Verteidigung gewählt, wohl aus
einem Remisgedanken heraus. Immerhin war Tartakower seinerzeit schon
59 Jahre alt und wollte gegen den jungen aufstrebenden Russen Michail
Botwinnik, der zwei Jahre später Weltmeister werden sollte, etwas
beschaulicher zu Werke gehen. Schließlich entstand folgende Stellung,
in der Tartakower zuletzt 1.a2-a4 gespielt hatte. Nun, Wanderer, war
der Freibauer schnell genug, um der Mattdrohung gegen den weißen König
zuvorzukommen?






[image: SCHACH-SPHINX/06510: Kompliment an den Irrwitz (SB)]



Tartakower - Botwinnik

Groningen 1946


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Es lebe das Kaffeehaus! Es lebe der Geist der Unbeschwertheit! Nach
diesem Motto verfuhr denn auch Deschappelles und setzte ungeniert Matt
mit 1...Df3-e4+ 2.Kc2-b3 Sc6-a5+ 3.Kb3-a4 Sa5-c4 4.Dd2-e1 De4-c2+ 5.b2-
b3 Sf2-d3 6.Sf1-e3 - sonst wäre die Dame verlorengegangen - 6...Sc4xe3
7.De1-d2 Sd3-b2+ 8.Ka4-b5 c7-c6+ 9.Kb5-a5 Se3-c4+ 10.b3xc4 Dc2-a4#
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MELDUNG/087: Geschichten in Bewegung - Verbundprojekt zum historischen Lernen in der Migrationsgesellschaft (idw)


Universität Paderborn - 19.03.2018

Geschichten in Bewegung: BMBF-Verbundprojekt zum historischen Lernen in
der Migrationsgesellschaft



Mit dem Projekt "Geschichten in Bewegung. Erinnerungspraktiken,
Geschichtskulturen und historisches Lernen in der deutschen
Migrationsgesellschaft" (HiLMig) ist an der Universität Paderborn ein
neues Forschungsvorhaben zur historischen Bildung an den Start gegangen.
Ziel ist es, die vielfältigen Erinnerungsbedürfnisse innerhalb der
Migrationsgesellschaft sichtbar zu machen. "HiLMig", das eine Laufzeit von
dreieinhalb Jahren hat, wird vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) mit rund einer Million Euro gefördert. Davon gehen
238.000 Euro an die Universität Paderborn.

Prof. Dr. Johannes Meyer-Hamme, Sprecher des Historischen Instituts der
Universität Paderborn, nimmt mit seinem Team insbesondere Prozesse der
non-formalen historischen Bildung in den Blick: "Die verschiedenen
Erinnerungsbedürfnisse innerhalb der Migrationsgesellschaft sind bisher
kaum erforscht worden. Aber gerade informelle Bildungsangebote außerhalb
von Organisationen sind in diesem Zusammenhang von Bedeutung. Das Projekt
zielt darauf ab, Konzepte historischen Lernens weiter zu entwickeln, damit
Jugendliche befähigt werden, sensibel und kompetent mit den historischen
Erinnerungsformen umzugehen", so Meyer-Hamme. Letztendlich sollen so auch
inklusive und zum kritischen Umgang mit einer vielfältigen Geschichts- und
Erinnerungskultur befähigende Bildungsmaterialien entstehen.

An dem Verbundprojekt sind außerdem die Universität Hildesheim, die Freie
Universität Berlin und das Georg Eckert Institut Leibniz Institut für
internationale Schulbuchforschung beteiligt. In Zusammenarbeit mit der
Stiftung "Erinnerung - Verantwortung - Zukunft", der Bundeszentrale für
politische Bildung sowie verschiedenen Museen, Gedenkstätten und
Instituten der Lehrerfortbildung, Akteuren der non-formalen historischen
Bildung und dem Schulbuchbereich werden Konzepte für historisches Lernen
in der Migrationsgesellschaft entwickelt.


Weitere Informationen unter:

http://www.upb.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution98

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Paderborn, Nina Reckendorf, 19.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHAUSPIEL/1167: Bielefeld - "Heisenberg" am 5., 6., 7., 13. und 14.4.2018


Heisenberg

Ein Stück von Simon Stephens



Eine ungewöhnliche Begegnung. Er: ledig, Metzger, Musikliebhaber,
Tagebuchschreiber, liebt Gewohnheiten und alles Planbare. Wann er das
letzte Mal Sex hatte, lässt sich dagegen eher in Jahren als in Monaten
ausdrücken. Sie: Killerin, nein, Kellnerin, nein, Sekretärin ... ist
schwer einzuordnen, weil sie wie ein Wasserfall redet, aber selten die
Wahrheit sagt. Ihre Lebensgeschichte von der kinderlosen Witwe
jedenfalls ist erstunken und erlogen, die von der Mutter eines
verlorenen Sohns, der 19-jährig in die USA ausgewandert ist, könnte
schon eher stimmen. Aber genau weiß man das bei dieser Frau nie.
Georgie Burns ist unberechenbar, überschwänglich und von entwaffnender
Unverschämtheit, Alex Priest introvertiert und nüchtern.
Unterschiedlicher könnten die beiden nicht sein, was sie verbindet,
ist ihre Einsamkeit.

Simon Stephens mag Überraschungen und sein neuestes Stück ist voll
davon. Ausgehend von Werner Heisenbergs Unschärferelation erzählt er
eine Liebesgeschichte, die durch ihre unerwarteten Wendungen alle
Kategorien über den Haufen wirft. Irrationale Handlungen erscheinen
plötzlich vernünftig, gesicherte Tatsachen ungültig, moralische
Urteile obsolet. Nachdem alle Züge Richtung goldene Zukunft abgefahren
sind, ist Platz für Großzügigkeit und eine zärtliche, unmögliche
Liebesgeschichte: »Ob das wohl das Seltsamste ist, was Menschen je in
der Geschichte der Welt angestellt haben?«

Ort: Theater am Alten Markt

Alter Markt 1, 33602 Bielefeld

Termine:

05.04.2018 - 20:00 Uhr

06.04.2018 - 20:00 Uhr

07.04.2018 - 19:30 Uhr

13.04.2018 - 20:00 Uhr

14.04.2018 - 19:30 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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SCHAUSPIEL/1166: Bielefeld - Molière "Der Menschenfeind" am 15. und 26. April 2018


Molière "Der Menschenfeind"



Alceste kann nicht anders, er sagt, was er denkt. Das ist nicht ohne
Tücke, lügen doch alle anderen ständig. Sei es aus Höflichkeit, Angst,
Nachsicht, Dummheit, Unkenntnis oder Professionalität. Ein Herz, das
keine Unterschiede kennt, ist Alceste zu groß, er will der sein, der
er ist. Ein Freund für alle ist ihm kein Freund, deshalb verstößt er
Philinte. Gegen Oronte prozessiert er, weil er dessen Gedichte hasst.
Einen Verteidiger lehnt er ab, da er sich auf die Wahrheit verlassen
will. Dem Richter zu schmeicheln kommt ihm nicht in die Tüte.
Ausgerechnet dieser radikale Idealist verliebt sich in Célimène. Die
strahlende Salonlöwin, leichtfertige wie verführerische Königin des
Gossip und Mittelpunkt der Gesellschaft, lästert über jeden und
verscherzt es sich mit niemandem. Alceste sieht sich als ihr Retter
und träumt von einem zurückgezogenen gemeinsamen Leben. Er macht den
Beziehungsfehler Nummer eins: Er glaubt zu wissen, wie sie »wirklich«
ist und will ihr helfen, sich zu ändern.

Worauf kommt es eigentlich an: auf Überzeugung oder Manieren? Und
wann wird Meinung zum Vorurteil? Wann ist es besser, nicht laut zu
denken? Ist Small Talk überflüssig oder überlebensnotwendig? In Zeiten
eines beliebigen Umgangs mit Fakten scheint Molières
Gesellschaftskomödie wie aus dem Diskurshimmel herabgefallen. Ihre
schwebenden Wortduelle bringen dem verbissenen Ringen um Wahrheit in
einer verlogenen Welt Leichtigkeit und Gedankenschärfe zurück.

Ort: Stadttheater

Niederwall 27, 33602 Bielefeld

Termine:

15.04.2018 - 19:30 Uhr

26.04.2018 - 20:00 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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SPIELPLAN/839: Hamburg - Kampnagel Veranstaltungen April 2018


Kampnagel Termine April 2018

Kampnagel - Internationales Zentrum für schönere Künste



Er würde REQUIEM POUR L. als Oper bezeichnen, in der verschiedene
Kunstformen zusammen kämen, sagt Alain Platel über seine neueste
Arbeit, die vom 5. bis zum 7. April auf Kampnagel gezeigt wird. Der
belgische Theatermacher hat dafür (wie z.Bsp. auch in COUP FATAL)
erneut mit dem Komponisten Fabrizio Cassol zusammen gearbeitet, der
Mozarts Requiem mit Musikstilen aus aller Welt konfrontiert und von
einem Ensemble spielen lässt, das hauptsächlich aus dem Kongo und
Südafrika kommt. Platel hat dazu berührende Bilder geschaffen: Das
Stück begleitet eine Frau, L., beim Sterben, ihr ist diese
zeitgenössische Totenmesse gewidmet.

Ebenfalls auf der großen Bühne und zum ersten Mal auf Kampnagel ist
vom 26. bis zum 28. April das Nationalballett Kosovo mit der Arbeit
SYN- von Jochen Roller und Friederike Lampert. Die beiden deutschen
Choreografen nutzen das Vokabular des klassischen Balletts, um mit den
13 Tänzer*innen der Company eine neue Sprache jenseits der aus den
Medien präsenten Bilder von Krieg, Trauma und Zerstörung zu finden.
Den Esprit der jüngsten Nation Europas bringen sie zum Sound des Deep
House aus der Clubszene der Hauptstadt Pristina überzeugend auf die
Bühne.

Im weitesten Sinne um Gemeinschaft geht es in den beiden Hamburger
Uraufführungen: Regisseur Benjamin van Bebber und Komponist Leo
Hofmann entwerfen in ihrem neuen Musiktheater ABHÄNGIGKEITSERKLÄRUNG
ein szenisches Konzert für einen extrem gemischten Chor. Dieser Chor
steht für die Möglichkeit, aktuelle gesellschaftliche Strukturen
musikalisch zu verhandeln, ist ein wandelbares, kollektives Gefüge und
Gegenentwurf zu identitären Formen von Gemeinschaft. Van Bebber und
Hofmann wollen herausfinden, wie ein Chor klingen kann, in dem ein
eigener Rhythmus und Fremdheit ebenso viel Platz haben wie Bedürfnisse
nach Gemeinschaft und Harmonie. Uraufführung ist am 4. April.
Das Hamburger Künstlerinnenduo Helen Schröder und Ekaterina Statkus
will in ihrer Produktion DAS DILETTANTENSTADL (5.-7. April) gemeinsam
mit den Zuschauer*innen den Dilettantismus feiern. Schröder und
Statkus gründen auf der Bühne kurzerhand eine Band, um mit dem
Publikum das schönste Musikvideo aller Zeiten zu drehen.

Der Berliner Choreograf Laurent Chétouane ist regelmäßiger Gast auf
Kampnagel. Neben seiner aktuellen Arbeit OUT OF JOINT / PARTITA 1 (6.
& 7. April), in der Chetouane zu Bachs "Partita Nr. 1" (h-Moll für
Violine solo) das Verhältnis zum Körper, zum Anderen, zum Raum und zur
Umwelt untersucht, gibt er einen Einblick in seine neueste
künstlerische Recherche. In INVISIBLE PIECE #1: DUETT FÜR HÖRENDE
KÖRPER beschäftigt er sich damit, wie Tanzen ohne Sehen funktioniert.
(4. April)

Am Wochenende 14. und 15. April gibt es eine neue Ausgabe des
Musiktheaterfestivals für Kinder KLANGFEST (bis 2017 "BigBang") in
Kooperation mit KinderKinder und anderen.
Und am 27. April ist Martin Sonneborn, Ex-Titanic Chefredakteur und
Gründer von Die Partei mit seinem Programm KRAWALL UND SATIRE auf
Kampnagel.

Konzerte gibt es im April von: Stephen O'Malley / PNIN, Jamie Stewart
(XiuXiu), BabaZula und Station 17.

Kampnagel Führung

So. 02.04. / 11:00

Benjamin van Bebber / Leo Hofmann

ABHÄNGIGKEITSERKLÄRUNG

Szenisches Konzert für extrem gemischten Chor

Mi. 04.04. bis Sa. 07.04. /19:00

Uraufführrung

Laurent Chétouane

INVISIBLE PIECE #1: DUETT FÜR HÖRENDE KÖRPER

Mi. 04.04. / 20:30

OUT OF JOINT / PARTITA 1

Fr. 06.04. & Sa. 07.04. /20:30

Alain Platel & Fabrizio Cassol / Les Ballet C De La B

REQUIEM POUR L.

Do. 05.04. bis Sa. 07.04. / 20:00

Schröder & Statkus

DAS DILETTANTENSTADL

Do. 05.04. bis Sa. 07.04. / 20:30

Uraufführung

Jochen Roller / Friederike Lampert & Nationalballett Kosovo

SYN-

Do. 26.04. bis Sa. 28.04. / 20:00

Martin Sonneborn

KRAWALL UND SATIRE

Fr. 27.04. / 20:00

KLANGFEST

Musik für Kinder

14. bis 16. April


Konzerte April 2018

A TRIBUTE TO TONY CONRAD

Stephen O'Malley (SUNN O))) ) / PNIN

+ Filmscreening: "Completely in the present"

Do. 05.04. / 21:00

Station 17

Blick

Fr. 06.04. / 21:00

Jamie Stewart (XiuXiu)

Solo Konzert

Support: Akapulko

Do. 12.04. / 21:00

Baba Zula

Support: Peacetanbul Soundsystem

Fr. 13.04. / 21:00

SWEET-ASS-QUEEREEOKÉ

Sugar Daddy Meets Cotton Candy

Sa. 07.04. / 22:00

Oriental Karaoke

Fr. 27.04. / 21:00

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg, Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Pressestelle:

Mareike Holfeld / Tel.: 040 270 949 17

Email: mareike.holfeld@kampnagel.de

Karten: 040 270 949 49, Fax: 040 270 949 62

Mo-Fr / 13-19 Uhr, Sa, So 16-19 Uhr

Internet: www.kampnagel.de
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POLITIK/830: Agrarausschuss des Bundestags berät über Tiertransporte (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 20. März 2018

Agrarausschuss des Bundestags berät über Tiertransporte



In die politische Debatte um Tiertransporte in Drittstaaten kommt Bewegung:
Der Agrarausschuss des Bundestags debattiert morgen (21. März) über Anträge
der Fraktionen FDP und Bündnis 90/Die Grünen. Die Grünen fordern in ihrem
Antrag ein Aussetzen der Transporte - solange bis die Vorgaben der
EU-Verordnung zu Lebendtiertransporten in Drittstaaten wirklich eingehalten
werden - sowie begrenzte Transportzeiten. Die FDP fordert die Unterbindung
der Transporte, wenn diese nicht den europarechtlichen Mindeststandards
entsprechen, sowie die Einhaltung der EU-Verordnung mit entsprechenden
Kontrollen. Der Deutsche Tierschutzbund ruft die Mitglieder des Ausschusses
in einem Schreiben auf, die Tierqual während der Transporte und der
anschließenden Schlachtung unverzüglich zu beenden.

"Wir appellieren an die Ausschussmitglieder, sich für ein sofortiges Ende
der grausamen Praxis der Tiertransporte in Drittstaaten und der
anschließenden Schlachtung einzusetzen", sagt Thomas Schröder, Präsident
des Deutschen Tierschutzbundes. "Es gilt, dass EU-Recht auch über die
EU-Grenzen bis zum Bestimmungsort einzuhalten ist. Die Dokumentationen von
Missständen belegen, dass regelmäßig bei diesen Transporten gegen EU-Recht
verstoßen wird und es offenbar auch nicht kontrollierbar ist. Daher sollte
keine Veterinärbehörde in Deutschland und Europa derzeit Transporte in
Drittstaaten freigeben. Ziel muss sein, keine lebenden Tiere mehr zu
exportieren, sondern Tiere immer am nächstgelegenen Schlachthof zu
schlachten und dann Fleisch zu transportieren."

Hintergrund Lebendtiertransporte

Bei ihrem Weg aus der EU in Drittländer sind Tiere qualvoll lange und oft
unter tierschutzwidrigen Bedingungen unterwegs. Ein Anfang März
veröffentlichter Auditbericht der DG Sante (Generaldirektion Gesundheit und
Lebensmittelsicherheit der EU-Kommission) hatte jüngst Missstände, die
eigentlich schon lange bekannt sind, erneut bestätigt: Lange Wartezeiten an
der Grenze, keine adäquate Versorgung der Tiere und Hitzestress sind die
Regel, in dem Fall an der Außengrenze der EU zur Türkei. Obwohl es ein
Urteil des Europäischen Gerichtshofs gibt, dass EU-Recht und damit
Tierschutzvorgaben bis zum Bestimmungsort der Tiere einzuhalten sind, wird
dies in der Praxis nicht umgesetzt. Die Tierschutzbestimmungen in den
Zielländern sind zudem oft unzureichend oder gar nicht vorhanden. Der
Deutsche Tierschutzbund hatte bereits mehrfach in den letzten Jahren durch
Recherchen das Leid von Rindern, Schafen, aber auch Pferden und anderen
Tieren in Transporten dokumentiert.


Mehr Informationen unter:

www.tierschutzbund.de/kampagne-tiertransporte

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 20. März 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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INSEKTEN/285: Winterharter Weidenfreund (BUNDmagazin)


BUNDmagazin - 1/2018

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND

Friends of the Earth Germany

Schmetterling des Jahres

Winterharter Weidenfreund



Der »Große Fuchs« ist der Schmetterling des Jahres 2018 - dazu hat
ihn der BUND mit der Naturschutzstiftung seines Landesverbandes in
Nordrhein-Westfalen ernannt. Warum gerade diese Art?

In Deutschland droht er bald richtig selten zu werden. Zwar gilt der
Große Fuchs europaweit noch als verbreitet, doch schon jetzt ist er
kaum mehr irgendwo häufig - was ihn auf die Vorwarnliste der
gefährdeten Tiere gebracht hat. Der Große Fuchs fliegt in
trockenwarmen, halboffenen Landschaften. Beobachten kann man ihn an
besonnten Waldrändern, in naturnahen Gärten oder auf Streuobstwiesen.

Nicht nur Nektar

Während die meisten der 180 heimischen Tagfalter die kalte Jahreszeit
als Raupe verbringen, überwintert der Große Fuchs als ausgewachsener
Schmetterling. Daher sucht er schon früh im Jahr Nahrung. Seine erste
Futterquelle sind blühende Weidenkätzchen. Dazu Jochen Behrmann vom
BUND NRW: »Leider roden Förster viele Salweiden, ihr Holz bringt nur
wenig ein. Wesentlich deshalb ist der Große Fuchs so viel seltener
geworden.« Zudem engen die intensive Landwirtschaft und der
Flächenfraß neuer Baugebiete und Straßen seinen Lebensraum immer
stärker ein.

Der Große Fuchs ist ein besonderer Schmetterling. Er saugt nicht nur
Nektar, sondern auch Baumsäfte und an Exkrementen und Aas. Mit über
fünf Zentimetern Spannweite gehört er zu den großen Arten. Im Frühjahr
sonnt er sich mit aufgeklappten Flügeln an Baumstämmen und ist dann
gut zu sehen. Die orange Oberseite seiner Flügel ist schwarz und
gelblichweiß gefleckt, der dunkle Hinterrand bläulich gefleckt. Im
April und Mai heften die Weibchen ihre Eier an dünne Zweige in der
Krone von Salweiden, Pappeln oder Obstbäumen. Hier fressen später die
schwarzgrauen, 45 Millimeter langen Raupen mit ihren orangefarbigen,
verästelten Stacheln. Sie leben zunächst gesellig in einem Netz aus
Spinnfäden, bevor sie sich im Frühsommer verpuppen. Zwei bis drei
Wochen später schlüpfen die Falter. Die aber ziehen sich zum
Überwintern bald in Verstecke zurück, sind also im Herbst nur noch
selten zu beobachten.

Seit 2003 wirbt der BUND mit dem »Schmetterling des Jahres« für den
Schutz unserer Tag- und Nachtfalter und die biologische Vielfalt. Als
ungefährdet gelten heute nur noch jeder dritte Tagfalter und die
Hälfte der heimischen Nachtfalter.


Mehr zum Großen Fuchs:

www.bund-nrw-naturschutzstiftung.de/schmetterling2018



Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

So sehr der Große dem häufigeren Kleinen Fuchs ähnelt - näher verwandt
sind die beiden nicht.

 * 

Quelle:

BUNDmagazin 1/2018, Seite 31

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Friends of the Earth Germany

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Redaktion: Severin Zillich

Tel. 030/27586-457, Fax. 030/27586-440

E-Mail: redaktion@bund.net

Internet: www.bund.net/bundmagazin
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STRAHLUNG/098: Bundesamt für Strahlenschutz für weitere 4 Jahre als Kooperationszentrum der WHO benannt (BfS)


Bundesamt für Strahlenschutz - Pressemitteilung, 19. März 2018

Bundesamt für Strahlenschutz unterstützt WHO künftig auch in den
Bereichen Notfallschutz und Risikokommunikation

BfS für weitere vier Jahre als Kooperationszentrum der WHO benannt



Das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) wird auch in Zukunft als
Kooperationszentrum die Weltgesundheitsorganisation WHO mit seiner
Expertise im Bereich des Strahlenschutzes unterstützen. Neben den
bereits bestehenden Themenfeldern wie der Bewertung gesundheitlicher
Wirkungen der UV-Strahlung oder dem Schutz vor dem radioaktiven
Edelgas Radon und seinen Zerfallsprodukten wird sich das BfS als
Partner der WHO künftig auch im Notfallschutz und in der
Risikokommunikation einbringen.

Geplant sind im Bereich Notfallschutz vor allem Beiträge zur
Dosisabschätzung und zur Risikobewertung in radiologischen Notfällen.
Das BfS wird außerdem zum Verständnis strahlenbezogener Risiken in der
Öffentlichkeit in verschiedenen Themenbereichen beitragen und die WHO
bei der Entwicklung von angemessenen Kommunikationsstrategien
unterstützen. Dazu zählen unter anderem Untersuchungen zu den
psychosozialen Auswirkungen nuklearer und anderer radiologischer
Notfälle.

Langjährige Erfahrung in Notfallschutz und Risikokommunikation

Das BfS, dessen Gründung auf den Reaktorunfall in Tschernobyl
zurückgeht, verfügt über langjährige Erfahrung im Notfallschutz. In
einem Notfall ist es entscheidend, schnell und nachvollziehbar
Analysen und Prognosen zur radiologischen Lage zu erstellen. Dazu
gehört unter anderem die individuelle Abschätzung der durch den
Notfall verursachten Strahlenbelastung für die Bevölkerung, z.B. auch
durch spezielle biologische Verfahren (Biodosimetrie). Diese
Erfahrungen und Erkenntnisse zum Notfallschutz wird das BfS über das
WHO-Netzwerk REMPAN (Radiation Emergency Medical Preparedness and
Assistance Network) in die gemeinsame Arbeit einfließen lassen.

Das BfS verfügt darüber hinaus über breites Wissen in der
Risikokommunikation. Dies ist von entscheidender Bedeutung, wenn es
darum geht, die Forschungserkenntnisse in den Bereichen
Risikowahrnehmung und das Strahlenschutzverhalten in der Bevölkerung
in verständliche Informationen und fundierte Verhaltensempfehlungen
für die Bevölkerung umzusetzen. Hier kann das vom BfS initiierte RENEB
Netzwerk durch personenbezogene Dosisabschätzungen, die rückwirkend
durchgeführt werden, zu einer realistischen Einschätzung der
möglicherweise erhaltenen Dosis beitragen. In einem nuklearen Notfall
geht es auch darum, die psychischen Belastungsfolgen zu verringern.
Gründe hierfür können insbesondere eine erfolgte Evakuierung, Angst
vor sozialer Ausgrenzung oder vor gesundheitlichen Folgen sein.

BfS unterstützt WHO in acht Forschungs- und Arbeitsbereichen

Die Kooperationszentren der WHO sind vom Generaldirektor ernannte
Forschungseinrichtungen oder Institute, die als Teil eines
internationalen Kooperationsverbundes der WHO in Gesundheitsfragen
zuarbeiten. Das BfS als "WHO-Kooperationszentrum für ionisierende und
nichtionisierende Strahlung und Gesundheit" unterstützt die WHO in
jetzt insgesamt acht Forschungs- und Arbeitsbereichen, die sich mit
der Ermittlung und Bewertung von Strahlenrisiken, ihrer Kommunikation
sowie der Entwicklung internationaler Sicherheitsstandards und
technischer Leitlinien befassen:


	Strahlenrisiken im Bereich niedriger Dosen

	Notfallschutz

	Elektrische, magnetische und elektromagnetische Felder

	Optische Strahlung

	Radon

	Medizinische Strahlenexposition

	Entwicklung und Umsetzung von Standards und Leitlinien

	Risikokommunikation



Weltweit gibt es 23 Kooperationszentren im Bereich ionisierender und
nichtionisierender Strahlung, in Deutschland sind es derzeit zwei. Die
Zusammenarbeit der Zentren mit der WHO soll auch den Austausch der
einzelnen Institutionen untereinander fördern.

 * 

BfS-Pressemitteilung, 19.03.2018

Bundesamt für Strahlenschutz

Pressearbeit/PB2

Postfach 10 01 49, 38201 Salzgitter

Tel.: 03018/333-1143, Fax: 03018/333-1150

E-Mail: info@bfs.de

Internet: http://www.bfs.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





VERKEHR/1132: Klimaziele im Verkehr erreichen wir nur mit einer starken Bahn (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 20. März 2018

Schwarzelühr-Sutter: "Die Klimaziele im Verkehr erreichen wir nur mit
einer starken Bahn"



Mehr Energieeffizienz, eine weitere Elektrifizierung und die
vollständige
Deckung des Strombedarfs der Schiene aus erneuerbaren Energien sollen
den
Schienenverkehr in Deutschland noch umwelt- und klimafreundlicher
werden
lassen. Diese und weitere Maßnahmen zur Stärkung des Schienenverkehrs
in Deutschland wurden in dem durch das Bundesumweltministerium
geförderte
Projekt "Klima Dialog: Mehr Klimaschutz mit Schienenverkehr"
erarbeitet. Die Handlungsempfehlungen wurden heute in Berlin
veröffentlicht und abschließend diskutiert.

Rita Schwarzelühr-Sutter, Parlamentarische Staatssekretärin im
Bundesumweltministerium: "Wir brauchen eine starke Schiene für die
Verkehrswende. Diese geht Hand in Hand mit der Energiewende. Und
beides
- Energie- und Verkehrswende - sind notwendige Voraussetzungen, um die
nationalen Klimaschutzziele zu erreichen. Der Koalitionsvertrag
zwischen
SPD, CDU und CSU enthält nicht nur ein klares Bekenntnis zum
Klimaschutz,
sondern ebenfalls ein klares Bekenntnis für einen Schienenpakt von
Politik und Wirtschaft. Damit wollen wir unter anderem einen
Deutschland-Takt einführen, um die Anzahl der Züge auf wichtigen
Zugstrecken zu erhöhen und alle Strecken besser zu vernetzen. Diesen
Pakt
werden wir jetzt auf den Weg bringen."

Um die Umwelt- und Klimabilanz der Schiene weiter zu verbessern und
mehr
Verkehr auf die Schiene verlagern zu können, sollen die Kapazitäten
des
Netzes sowohl durch gezielten Aus- und Neubau als auch durch
Digitalisierung und Automatisierung erhöht werden. Laut einer weiteren
Handlungsempfehlung sollen die Infrastruktur-Entgelte, die
Energiekosten,
die Anrechnung von externen Kosten und die Arbeits- und Sozialstandards
stets so gestaltet werden, dass für alle Bahnunternehmen gleichermaßen
faire Wettbewerbsbedingungen gelten.




Weitere Informationen:

Im Auftrag des BMU hat die Allianz pro Schiene im Rahmen eines
"Klimadialogs" wichtige Akteure aus Politik, Eisenbahnbranche und
Öffentlichkeit zusammengeführt, um Handlungsempfehlungen für mehr
Klimaschutz im Schienenverkehr zu erarbeiten. Diese wurden heute im
Rahmen der Abschlussveranstaltung einem breiten Publikum
vorgestellt:

https://www.allianz-pro-schiene.de/themen/aktuell/klima-dialog-im-umweltbundesamt-mehr-klimaschutz-mit-schienenverkehr/

https://www.facebook.com/bmub.bund

https://www.instagram.com/bmub/

https://twitter.com/bmub

www.youtube.de/umweltministerium

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 060/18, 20.03.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMUB)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





WALD/144: Tag des Waldes - Naturschutzverbände legen Vorschläge für 25 Waldschutzgebiete vor (NABU HE)


NABU Landesverband Hessen - 19. März 2018

Tag des Waldes: Mehr Naturwälder für Hessen!

Naturschutzverbände legen Vorschläge für 25 Waldschutzgebiete vor



Pünktlich zum Tag des Waldes am 21. März präsentieren die
Naturschutzorganisationen NABU Hessen, BUND Hessen, HGON, ZGF,
Greenpeace und WWF Deutschland konkrete Vorschläge für 25 große
Waldschutzgebiete in allen Landesteilen Hessens. Das Konzept zeigt,
wie ein wichtiges, politisches Ziel erreicht werden kann: Eine
natürliche Entwicklung auf fünf Prozent der hessischen Waldfläche bis
zum Jahr 2020. Naturwälder tragen zum Erhalt der Artenvielfalt und zum
Schutz des Klimas bei. Damit schaffen wir wertvolle Naturwälder - für
uns, unsere Kinder und kommende Generationen.

Die Landesregierung hat sich in ihrer hessischen
Biodiversitätsstrategie vorgenommen, auf fünf Prozent der hessischen
Waldfläche auf eine forstwirtschaftliche Nutzung zu verzichten. In
diesen Wäldern sollen Bürger wilde Natur erleben dürfen. Gleichzeitig
profitieren viele Tier-, Pflanzen- und Pilzarten von diesen
Naturwäldern: Die Strukturvielfalt ist viel höher als im
Wirtschaftswald. Statt junger, gerader Bäume gibt es hier viel mehr
alte, dicke und krumme Bäume. Auch abgestorbene Bäume bieten
ökologische Nischen für Arten, die im Wirtschaftswald fehlen. Der
Schutz dieser für Deutschland typischen Arten ist eine internationale
Verpflichtung. So wie afrikanische Staaten große Schutzgebiete für
Löwen und Giraffen ausweisen, müssten hier die für Hessen typischen
Buchenwälder geschützt werden.

Bisher sind vom fünf-Prozent-Naturwälder-Ziel allerdings erst drei
Prozent erreicht. Gemeinsam haben sechs Naturschutzorganisationen
deshalb ein Konzept veröffentlicht, in dem sie 25 große
Waldschutzgebiete im Staatswald vorschlagen. Dort können in Hessen
wichtige Waldlebensräume repräsentativ geschützt werden. Es gibt in
Hessen bereits eine Reihe an kleinen Gebieten, die geschützt sind und
zum fünf-Prozent-Ziel beitragen. Größere Gebiete sind aber deutlich
unterrepräsentiert. Insbesondere geschützte Wälder mit einer
zusammenhängenden Mindestgröße von 1.000 Hektar sind rar, aber
besonders wichtig, wenn möglichst ungestörte Wildnis entstehen soll.

Naturwälder sind eine Bereicherung für uns Menschen

Andere Bundesländer schmücken sich mit ihrem Hochgebirge, Wattenmeer
oder Seen - für Hessen könnten natürliche Wälder ein echtes
Alleinstellungsmerkmal sein. Kein anderes Bundesland hat einen höheren
Waldanteil als Hessen. 38 Prozent der Wälder befinden sich im Besitz
des Landes. Mit seinen ausdehnten Laubwäldern hat Hessen den höchsten
Anteil sehr naturnaher Wälder bundesweit. Hier kann umgesetzt werden,
was anderswo nur schwer erreicht werden kann. Das wäre für Hessen auch
touristisch ein Gewinn: Die Menschen sind ausdrücklich dazu
eingeladen, Naturwälder zu erleben. Egal ob Umweltbildung oder
Wandertourismus, Naturwälder halten für jeden Besucher spannende
Erfahrungen bereit. Der Nationalpark Kellerwald-Edersee ist ein gutes
Beispiel dafür, wie sich ökologischer Mehrwert und mehr Klimaschutz
auch ökonomisch rechnen.

Beteiligte Verbände


	Zoologische Gesellschaft Frankfurt (ZGF)

	Naturschutzbund Deutschland (NABU), LV Hessen

	Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), LV Hessen

	Hessische Gesellschaft für Ornithologie und Naturschutz e.V. (HGON)

	Greenpeace e.V.

	WWF Deutschland (WWF)





Broschüre "Land der Naturwälder" (pdf-Datei): 

https://hessen.nabu.de/imperia/md/content/hessen/waelder/waldschutzgebiete_fuer_hessen.pdf

Weitere Infos zu Naturwäldern in Hessen: 

https://hessen.nabu.de/naturundlandschaft/waelder/waldpolitik/22902.html

 * 
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Pressemitteilung Nr. 11/18, 19.03.2018

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.
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ARTENRAUB/270: Sudan ist tot (WWF)


WWF Pressemitteilung - 20. März 2018

Sudan ist tot

Letztes männliches Nördliches Breitmaulnashorn gestorben



Der 45-jährige Bulle war das bekannteste Nashorn der Erde und wurde
rund um die Uhr von Rangern bewacht. Nun ist das letzte männliche
Nördliche Breitmaulnashorn im Ol Pejeta Reservat in Kenia aufgrund von
altersbedingten Komplikationen am Montag eingeschläfert worden. Die
zwei verbleibenden Weibchen sind Nachkommen des Bullen und nicht mehr
fortpflanzungsfähig. Damit die Unterart nicht ausstirbt, bleibt nur
die Hoffnung auf ein Projekt zur Reproduktion durch künstliche
Befruchtung von Leihmüttern der südlichen Unterart.

"Sudans Tod ist ein trauriger Weckruf, dass wir die biologische
Vielfalt unserer Erde in rasantem Tempo verlieren. Aus eigener Kraft
kann sich diese Nashornunterart nicht mehr retten. Die letzte
Möglichkeit zu überleben, ist künstliche Befruchtung - ein Projekt,
dem wir viel Erfolg wünschen aber dessen Ausgang ungewiss ist. Sudans
Tod verdeutlicht, dass wir alles tun müssen, bevor es soweit kommt,
dass Strohhalme unsere einzige Hoffnung sind", sagt Katharina Trump,
Expertin für Wildartenkriminalität beim WWF Deutschland.

Sudan wurde aus dem Land das ihm seinen Namen gab 1975 in die damalige
Tschechoslowakei in einen Zoo gebracht, von wo er im Jahr 2009 nach
Afrika in das Ol Pejeta Reservat zurückkehrte. Während das Nördliche
Breitmaulnashorn vor dem Aussterben steht, besteht noch Hoffnung für
die südliche Unterart - ihr Bestand wird auf etwa 20.000 Tiere
geschätzt. Hinzu kommen etwa 5.000 Spitzmaulnashörner in Afrika. Der
Hauptfeind der Tiere ist die Wilderei. Im Jahr 2017 wurden allein in
Südafrika 1.028 Tiere getötet, rund drei am Tag. Zwischen 2007 und
2015 nahm die Wilderei auf Nashörner dort um mehr als 9.000 Prozent
zu.

"Der Druck durch die Wilderei ist inzwischen so stark, dass viele
Reservate ihre Bemühungen zum Schutz der Tiere massiv hochfahren und
mit neuster Technologie gegen Wilderer vorgehen", sagt Trump. Den in
Asien vorkommenden Nashörnern droht ebenfalls der Artentod: Vom Java-
und Sumatra-Nashorn haben jeweils nicht einmal 100 Exemplare überlebt
und auch das indische Panzernashorn ist mit 3. 500 Exemplaren extrem
selten. Ein Grund ist der Irrglaube an die heilende Wirkung von
Wildtierprodukten, der vor allem in Asien immer noch weit verbreitet
ist. "Sudans Tod zeigt deutlich, dass der Schutz der Arten mit
Wildhütern und Technologie nur dann Erfolg haben, wenn das Triebwerk
der Wilderei - der Markt in Asien und anderen Ländern - gestoppt
wird", so Trump.

Hintergrund:

Ceratotherium simum, wie das Breitmaulnashorn mit wissenschaftlichem
Namen heißt, ist nach dem Afrikanischen und Asiatischen Elefanten das
drittgrößte Landsäugetier der Erde. Die Nördliche Unterart besteht
weltweit nur noch aus zwei Individuen: Fut und Najin, die im Ol Pejeta
Reservat in Kenia leben.

Ursprünglich war das nördliche Breitmaulnashorn in Uganda, dem Chad,
Sudan und der Zentralafrikanischen Republik sowie der Demokratischen
Republik Kongo verbreitet. Breitmaulnashörner ernähren sich
ausschließlich von Gras, ein Unterscheidungsmerkmal zu den Unterarten
des Spitzmaulnashorns. Letztere ernähren sich vornehmlich von
Blättern, Ästen und Zweigen.

 * 
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KLIMA/523: Gletscherschmelze nicht mehr abwendbar (Uni Bremen) 


Gemeinsame Presseinformation der Universität Bremen und der
Universität Innsbruck - 19. März 2018

Aktuelle Studie zum Klimawandel:

Gletscherschmelze nicht mehr abwendbar



Forscher der Universitäten Bremen und Innsbruck zeigen in einer
aktuellen Studie, dass das weitere Abschmelzen der Gletscher im
laufenden Jahrhundert nicht mehr verhindert werden kann - selbst wenn
alle Emissionen jetzt gestoppt würden. Aufgrund der langsamen Reaktion
der Gletscher auf Klimaänderungen hat unser Verhalten heute über das
21. Jahrhundert hinaus allerdings massive Auswirkungen: Fünfhundert
Meter Autofahrt mit einem Mittelklasse-Fahrzeug kosten langfristig ein
Kilo Gletschereis. Die Studie wurde im Fachmagazin Nature Climate
Change veröffentlicht.




[image: Foto: © Institut für Atmosphären- und Kryosphärenwissenschaften der Universität Innsbruck]

Gletscher machen die Folgen des Klimawandels auch heute bereits
deutlich sichtbar, wie dieses Beispiel zeigt: Im Bild eine Aufnahme
des Hintereisferners und der Weißkugel in Tirol, die im Rahmen eines
Bildfluges des Instituts für Atmosphären- und
Kryosphärenwissenschaften der Uni Innsbruck Ende August 2015 entstand.
Die beiden oberen Seitengletscher (im Bild von rechts) waren vor
wenigen Jahren noch in Verbindung mit dem Hintereisferner. Die
Schneerücklagen reichen nicht mehr aus, um den Gletscher im
Gleichgewicht zu halten.

Foto: © Institut für Atmosphären- und Kryosphärenwissenschaften
der Universität Innsbruck



Gletscher weltweit berücksichtigt

Im "Paris Agreement" haben sich 195 Mitgliedsstaaten der
Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen auf die Begrenzung des
Anstiegs der globalen Durchschnittstemperatur auf deutlich unter 2
Grad, wenn möglich auf 1,5 Grad über dem vorindustriellen Niveau
geeinigt. Die Risiken des Klimawandels sollen dadurch deutlich
reduziert werden. Was bedeutet dieses Vorhaben - sofern erfolgreich -
für die Entwicklung der Gletscher? Die Klimaforscher Ben Marzeion und
Nicolas Champollion vom Institut für Geographie der Universität Bremen
sowie Georg Kaser und Fabien Maussion vom Institut für Atmosphären-
und Kryosphärenwissenschaften der Universität Innsbruck sind dieser
Frage nachgegangen. Die Klimaforscher haben dazu berechnet, welche
Effekte die Einhaltung dieser Klimaziele auf die fortschreitende
Gletscherschmelze hat. "Schmelzende Gletscher haben einen großen
Einfluss auf die Entwicklung des Meeresspiegels. In ihren Berechnungen
haben die Forscher alle Gletscher weltweit - ohne die Eisschilde der
Antarktis und Grönlands - berücksichtigt und in verschiedenen
Klimaszenarien modelliert.

Ein Drittel des Gletschereises nicht mehr zu retten

Für die Entwicklung der Gletscherschmelze in den nächsten 100 Jahren
macht es keinen signifikanten Unterschied, ob die
Durchschnittstemperatur um 2 oder nur 1,5 Grad steigt. "Das spielt
eine überraschend und auch frustrierend geringe Rolle - zumindest für
das laufende Jahrhundert. Etwa 36 Prozent des heute noch in Gletschern
gespeicherten Eises würde langfristig auch ohne weiteren Ausstoß von
Treibhausgasen schmelzen. Das heißt: Gut ein Drittel des heute noch
vorhandenen Gletschereises ist auch mit den ambitioniertesten
Maßnahmen bereits nicht mehr zu retten", sagt Ben Marzeion.

Völlig anders gestaltet sich die Situation allerdings, wenn der
zeitliche Horizont erweitert wird: Über das aktuelle Jahrhundert
hinaus betrachtet, macht es durchaus einen Unterschied, ob nur das 2
Grad-Ziel oder das 1,5 Grad-Ziel erreicht wird. "Gletscher reagieren
langsam auf klimatische Veränderungen. Wenn wir beispielsweise den
aktuellen Umfang des Gletschereis-Bestandes erhalten wollen würden,
müssten wir ein Temperaturniveau aus vorindustriellen Zeiten
erreichen, was natürlich nicht möglich ist. Wir haben in der
Vergangenheit durch Treibhausgasemissionen bereits Entwicklungen
angestoßen, die sich nicht mehr aufhalten lassen. Für die Gletscher
ist es 5 nach 12. Das bedeutet aber auch, dass unser heutiges
Verhalten Auswirkungen auf die langfristige Entwicklung der Gletscher
hat - das sollten wir uns bewusstmachen", ergänzt Gletscherforscher
Kaser.

Marzeion: "500 Meter Autofahrt kosten ein Kilo Gletschereis"

Um diese Auswirkungen greifbar zu machen, haben die Wissenschaftler
errechnet, dass jedes Kilogramm CO2, das wir heute ausstoßen,
langfristig 15 Kilogramm Gletscherschmelze verursachen wird.
"Umgerechnet auf ein 2016 in Deutschland neu zugelassenes
Durchschnittsauto bedeutet das: Alle fünfhundert Meter Autofahrt geht
ein Kilo Gletschereis verloren", verdeutlicht Ben Marzeion.



Die Arbeit wurde vom deutschen Bundesministerium für Bildung und
Forschung (Stipendium 01LS1602A) und der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (Stipendium MA 6966/1-1) gefördert und vom
ehemaligen österreichischen Bundesministerium für Wissenschaft und
Forschung (heute Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und
Forschung) im Rahmen des UniInfrastrukturprogramms der
Forschungsplattform Scientific Computing der Universität Innsbruck
gefördert.




Weitere Informationen: 

Ben Marzeion, Georg Kaser, Fabien Maussion, Nicolas Champollion:
Limited Influence of climate change mitigation on short-term glacier
mass loss. Nature Climate Change X (2018). DOI:
10.1038/s41558-018-0093-1, 

Link: http://dx.doi.org/10.1038/s41558-018-0093-1

Facebook: www.facebook.com/universitaetbremen

Twitter: www.twitter.com/unibremen

Instagram: www.instagram.com/uni_bremen

YouTube: www.youtube.com/universitaetbremen

 * 
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WALD/208: Schwindende Wälder (WWF)


WWF Pressemitteilung - 20. März 2018

Schwindende Wälder

WWF-Bericht: Waldzerstörung schreitet voran / 2,4 Millionen
Quadratkilometer globaler Waldverlust seit 1990



Berlin: Die massive globale Waldzerstörung entwickelt sich zu einer
immer größeren Bedrohung für Artenvielfalt, Klimaschutz und
Menschheit. Darauf macht der WWF in seinem aktuellen Waldbericht
aufmerksam. Laut dem Report "Die schwindenden Wälder der Welt" sind
seit 1990 fast 2,4 Millionen Quadratkilometer Naturwald verloren
gegangen, was mehr als der sechsfachen Fläche Deutschlands entspricht.
"Die Hotspots der Waldzerstörung liegen in den tropischen Wäldern von
Südamerika, Afrika und Südostasien. Das ist besonders dramatisch, denn
sie sind Heimat für die Hälfte aller Tier- und Pflanzenarten der Welt
und speichern gleichzeitig besonders viele Treibhausgase", sagt
Susanne Winter, Programmleiterin Wald beim WWF Deutschland.

Die mit Abstand größten Verluste sind nach Angaben des WWF in Afrika
und Südamerika zu beobachten. Afrika hat seit 1990 zwölf Prozent
seiner Waldfläche verloren (etwa 860.000 Quadratkilometer). Trauriger
Spitzenreiter ist Nigeria, wo im genannten Zeitraum ganze 60 Prozent
des Waldes zerstört wurden. In absoluten Zahlen stellt jedoch der
Amazonas den wichtigsten Schauplatz der weltweiten Waldzerstörung dar.
So hat der größte Regenwald der Erde seit 1995 über 310.000
Quadratkilometer eingebüßt. Während die Abholzung seit der
Jahrtausendwende dank besserer Schutzbemühungen zunächst zurückging,
zieht sie seit 2012 im Zuge der brasilianischen Wirtschaftskrise und
Schwächung des Waldgesetzes wieder deutlich an.

Die Gründe für den Waldverlust variieren von Region zu Region. Der mit
Abstand wichtigste Faktor sei global gesehen jedoch die industrielle
Landwirtschaft. Insbesondere die Viehhaltung und der Anbau von Palmöl
und Soja in riesigen Monokulturen verschlängen immer größere Flächen.
Allein Deutschland importiert landwirtschaftliche Erzeugnisse von
55.000 Quadratkilometer Fläche, die einmal bewaldet waren,
insbesondere Soja als Futtermittel in der Fleischerzeugung. Hinzu
kämen die nicht-nachhaltige Abholzung für die Holz- und
Papierproduktion, der Abbau von Bodenschätzen und
Infrastrukturprojekte in zuvor unberührten Gegenden, die einer
weiteren Zerstörung wiederum Vorschub leisten.

Ein kleiner Hoffnungsschimmer sei, dass sich der Waldverlust insgesamt
verlangsamt. Eine wichtige Rolle spielt hierbei Asien, wo nach
extremer Waldzerstörung jetzt massiv aufgeforstet wird und die
Waldfläche seit 1990 um rund 250.000 Quadratkilometer angewachsen ist.
Auch Europas Wälder konnten sich seither um etwa 150.000
Quadratkilometer ausbreiten. Der WWF bewertet die Aufforstungen als
wichtigen Schritt, sie dürften jedoch nicht von der anhaltende
Zerstörung von Naturwäldern ablenken: "Aufforsten ist notwendig, es
kommt aber auf das Wie an. In den meisten Fällen haben wir es mit
Plantagen-Forsten für die schnelle Holzgewinnung zu tun. Wir pflanzen
artenarme Monokulturen, während artenreiche Naturwälder weiter im
großen Stil abgeholzt werden", so Susanne Winter. Trotzdem sei das
Aufforsten ein Beitrag zum Klimaschutz, zugleich könnten die Plantagen
helfen den Druck von den Naturwäldern zu verringern.

Um die folgenreiche Zerstörung der Wälder zu stoppen, fordert der WWF
eine Abkehr vom Dogma der kurzfristigen Profitmaximierung: "Unsere
Wirtschaftsweise basiert zu großen Teilen auf der Ausbeutung von
Ressourcen, ohne dass wir die Folgen in Betracht ziehen. Kurzfristig
gewinnen wir Wohlstand, aber langfristig sägen wir an dem Ast, auf dem
wir sitzen. Die Wälder sind dafür ein Paradebeispiel. Wälder versorgen
uns mit sauberem Wasser, schützen uns vor Erosion und Fluten und
stabilisieren unser Klima. Setzen wir das aufs Spiel, verlieren wir
mehr als ein paar Prozente Wirtschaftswachstum", sagt Susanne Winter
vom WWF.

Um einen weiteren Niedergang aufzuhalten müssten ein Großteil der
verbliebenen Naturwälder unter strengen Schutz gestellt werden. Für
Klima- und Artenschutz sei darüber hinaus entscheidend,
wirtschaftliche Interessen mit dem Umweltschutz zu versöhnen. Dazu
spricht sich der WWF für Finanzierungsprogramme aus, mit denen eine
naturnahe, die Artenvielfalt erhaltende Waldbewirtschaftung gefördert
wird. Des Weiteren müssten bereits bestehende Gesetze entschiedener
durchgesetzt werden. Gerade in Ländern mit großen Waldbeständen sei
Korruption ein großes Problem, mitunter würden Wälder in
Schutzgebieten oder gar Nationalparks abgeholzt. Doch auch hierzulande
ist laut WWF noch viel zu tun: So werde beispielsweise die
Holzhandelsverordnung, die den Import illegalen Holzes in die EU
verhindern soll, auch in Deutschland nur mangelhaft umgesetzt.

 * 
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FORSCHUNG/696: Tauender Permafrost produziert mehr Methan als erwartet (CEN/GFZ)


Pressemitteilung des Centrum für Erdsystemforschung und Nachhaltigkeit
(CEN) der Universität Hamburg in Kooperation mit dem Helmholtz-Zentrum
Potsdam / Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ - 19. März 2018

Tauender Permafrost produziert mehr Methan als erwartet



Mit einem Laborversuch über sieben Jahre konnte ein Team um Christian
Knoblauch vom Centrum für Erdsystemforschung und Nachhaltigkeit (CEN)
der Universität Hamburg erstmals nachweisen, dass deutlich mehr Methan
in tauenden Permafrostböden gebildet werden kann als bisher
angenommen. Die Ergebnisse werden im Fachmagazin "Nature Climate
Change" veröffentlicht. Sie ermöglichen verbesserte Hochrechnungen,
wie viel Treibhausgase durch ein Auftauen des arktischen Permafrosts
weltweit produziert werden können.




[image: Foto: © UHH/CEN/I.Preuss]

Gewinnung der Proben: Permafrostaufschluss im Sibirischen Lena-Delta.
Ein Teil der Proben stammt von dort. 

Foto: © UHH/CEN/I.Preuss



Methan (CH4) ist ein wirkungsvolles Treibhausgas, das rund 30 Mal
klimaschädlicher ist als Kohlendioxid (CO2). Beide Gase werden in
tauenden Permafrostböden gebildet, wenn fossile Tier- und
Pflanzenreste im Boden von Mikroorganismen zersetzt werden. Methan
entsteht aber nur, wenn kein Sauerstoff vorhanden ist. Bisher galt,
dass mehr Treibhausgase entstehen, wenn die Böden trocken und belüftet
sind, also Sauerstoff verfügbar ist. Christian Knoblauch und seine
Kollegen zeigen jetzt, dass wassergesättigte Permafrostböden ohne
Sauerstoff sogar doppelt so klimaschädlich wirken können wie
trockenere Böden - die Rolle des Methans wurde stark unterschätzt.

Knoblauch konnte jetzt erstmals direkt im Labor messen und beziffern,
wie viel Methan langfristig in tauendem Permafrost gebildet wird. Drei
Jahre lang musste das Team warten, bis die rund vierzigtausend Jahre
alten Proben aus der sibirischen Arktis schließlich Methan
produzierten. Insgesamt hat das Team den Permafrost sieben Jahre lang
beobachtet: Eine Langzeitstudie ohne Beispiel.




[image: Foto: © UHH/M.Dingler]

Christian Knoblauch mit Sedimentproben aus Sibirien.

Foto: © UHH/M.Dingler



Ergebnis: Unter Luftabschluss wird genauso viel Methan produziert wie
CO2. Da Methan aber weitaus klimawirksamer ist, fällt es sehr viel
stärker ins Gewicht. Bisher wurde vermutet, dass im Permafrost unter
Sauerstoffabschluss nur sehr geringe Mengen Methan gebildet werden, da
es nicht gemessen werden konnte. "Es dauert extrem lange, bis sich in
tauendem Permafrost stabile Kulturen von methanbildenden
Mikroorganismen entwickeln", erklärt Knoblauch. "Deshalb war der
Nachweis der Methanbildung bisher so schwer."

"Durch die Kombination aus prozessbasierten und
molekular-mikrobiologischen Methoden konnte unsere Studie erstmals
direkt zeigen, dass die methanbildenden Mikroorganismen im tauenden
Permafrost einen entscheidenden Einfluss auf das Treibhausgasbudget
haben", ergänzt Ko-Autorin Susanne Liebner vom Helmholtz-Zentrum
Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ.

Mit den neuen Daten verbesserte das Team nun Rechenmodelle, die
abschätzen wie viel Treibhausgas sich langfristig im Permafrost bildet
- und erstellte eine erste Hochrechnung: Bis zu einer Gigatonne Methan
und 37 Gigatonnen Kohlendioxid könnten im Permafrost Nordeuropas,
Nordasiens und Nordamerikas bis zum Jahr 2100 entstehen, schätzen die
Autoren. Die Prognose enthält aber Unsicherheiten. Wie tief werden die
Böden bis dahin tatsächlich auftauen? Werden sie eher trocken oder
nass sein? In jedem Fall machen die neuen Daten jetzt genauere
Prognosen zu den Auswirkungen tauender Permafrostböden auf unser Klima
möglich.

Fachartikel:

Knoblauch C, Beer C, Liebner S, Grigoriev M N, Pfeiffer E-M (2018):
Methane production as key to the greenhouse gas budget of thawing
permafrost; Nature Climate Change, DOI: 10.1038/s41558-018-0095-z
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FORSCHUNG/532: Landscape 2018 - Ernährungssicherheit, Klimawandel, Nachhaltigkeit (idw)


Leibniz-Zentrum für Agrarlandschaftsforschung (ZALF) e.V. - 19.03.2018

Landscape 2018: Ernährungssicherheit, Klimawandel, Nachhaltigkeit




Vom 12. bis 16. März 2018 trafen sich rund 250 Teilnehmende aus 25
Ländern zur ersten "Landscape 2018" im Berliner Wissenschafts- und
Technologiepark Adlershof. Die vom Leibniz-Zentrum für
Agrarlandschaftsforschung (ZALF) e. V. gemeinsam mit internationalen
Partnern organisierte Konferenz schärfte den Blick auf die zentralen
Herausforderungen einer globalisierten Landwirtschaft: Klimawandel,
Ernährungssicherheit, Nachhaltigkeit. In mehr als 75 Vorträgen, 70
Postern, vier Themenworkshops sowie drei Feldexkursionen stand die
Vernetzung unterschiedlicher wissenschaftlicher Disziplinen und
Akteure unter der thematischen Klammer der Agrarlandschaftsforschung
im Fokus.

Das Thema Agrarlandschaft ist hochaktuell, denn die Mehrzahl der 2015
verabschiedeten Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen - wie die
Reduktion von klimaschädlichen Treibhausgasen, die Armutsbekämpfung,
oder die Ernährungssicherheit - hängen direkt oder indirekt von der
Nutzung agrarisch geprägter Flächen ab.

Prof. Frank Ewert, Wissenschaftlicher Direktor des ZALF und einer der
Conference Chairs der Konferenz, betonte in seiner Eröffnungsrede die
Bedeutung der Agrarlandschaftsforschung für die Umsetzung dieser
Nachhaltigkeitsziele. "Die zentrale Herausforderung unserer
Disziplinen ist die Balance zwischen Ernährungssicherung für eine
wachsende Weltbevölkerung durch Steigerung der Produktivität auf der
einen Seite und der Anspruch an eine nachhaltige, an den Klimawandel
sowie andere Nachhaltigkeitsziele angepasste Landwirtschaft auf der
anderen", so Ewert. "Die Agrarlandschaftsforschung kann und muss hier
Brücken bauen: zwischen disziplinären und interdisziplinären Ansätzen,
zwischen Anwendungsorientierung und Grundlagenforschung." So könne es
gelingen, auf Trends wie Digitalisierung, Globalisierung und neue
Technologien noch besser zu reagieren, diese zu nutzen sowie den
globalen Herausforderungen so noch effizienter zu begegnen.

Auch Prof. Mark Rounsevell, vom Karlsruher Institut für Technologie
(KIT, IMK-IFU), wies als einer der Conference Chairs auf die zentrale
Rolle der Agrarlandschaftsforschung zur Erreichung der UN-
Nachhaltigkeitsziele hin: "Wie gelingt die Balance zwischen einzelnen
Zielen und wie können Konflikte moderiert werden", war eine der
zentralen Leitfragen seines Vortrags. "Wenn wir etwa Wälder
aufforsten, um dem Klimawandel zu begegnen und Nutzpflanzen zur
Energiegewinnung anbauen, bleibt uns dann genug Fläche für die
Lebensmittelproduktion oder den so wichtigen Erhalt der
Biodiversität?", so Rounsevell.

Die Konferenz gliederte sich inhaltlich in drei Parallelsessions:
Session I - Landschaftsprozesse, Session II - Landnutzung und
Governance sowie Session III Landschaftssynthese und mündete am
letzten Vortragstag in eine Abschlussdiskussion.

Yiqi Luo, Professor am Department of Microbiology and Plant Biology
der University of Oklahoma, eröffnete den ersten Vortragstag mit einer
Key-Note zum Thema "Microbial Modeling and Beyond".

Sandrine Petit, Research Director am Institut National de la Recherche
Agronomique (INRA, UMR Agroecologie), stimmte die Teilnehmen in ihrer
Keynote "Landscape, biodiversity and agroecological services" auf
Fachsession II ein.

"Landscape science: the role of models, data and theory" lautete die
Keynote am letzten Vortragstag, gehalten von Marcel van Oijen vom
Centre for Ecology and Hydrology (CEH).

Am Freitag endete die einwöchige Konferenz mit drei Exkursionen.

"Die Steuerung von Landnutzung im Sinne der Nachhaltigkeitsziele
erfordert mehr disziplinübergreifendes Wissen über die
Wechselwirkungen von natürlichen und gesellschaftlichen Prozessen und
Faktoren, die mit der Nutzung der Landschaft im Zusammenhang stehen.
Nur durch eine enge Verzahnung von neuesten grundlagen- und
anwendungsorientierten Erkenntnissen aus der disziplinären und
interdisziplinären Landschaftsforschung sowie durch den intensiven
Austausch mit gesellschaftlichen Akteuren lassen sich tragfähige
Maßnahmen und Konzepte zu deren Umsetzung erarbeiten", fasst
Conference Host Prof. Katharina Helming vom Leibniz-Zentrum für
Agrarlandschaftsforschung (ZALF) e. V. in der Schlussdiskussion
zusammen. Mit der "Landscape 2018" will das ZALF hierfür langfristig
ein Podium etablieren.



Die Veranstaltung wurde gefördert durch das Bundesministerium für
Bildung und Forschung (BMBF) und die Deutsche Forschungsgemeinschaft
(DFG) sowie unterstützt durch:


	AGMIP - The Agricultural Model Intercomparison and Improvement Project

	ELI - European Land-Use Institute

	BonaRes - Boden als nachhaltige Ressource für die Bioökonomie

	iale - International Association for Landscape Ecology

	MACSUR - Modeling European Agriculture with Climate Change for food Security

	GLP.earth - Global Land Programme

	ESP - Ecosystem Services Partnership

	nature sustainability

	Copernicus.org - Meetings & Open Access Publications

	land - an open access journal by MDPI



Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news691084

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1025

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Zentrum für Agrarlandschaftsforschung (ZALF) e.V., 

Hendrik Schneider, 19.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/332: Glyphosat - Letzte Ausfahrt Produkt-Verbot (Campact)


Campact e.V. - 17. März 2018

Letzte Chance für Verbot von Glyphosat-Produkten:

EU weist auf mögliche Gesundheitsgefahren von Wirkstoff-Mischungen
hin



Verden, 17. März 2018. Ab heute muss die Bundesregierung über die
weitere Zulassung von Spritzmitteln mit Glyphosat entscheiden. Nach
der EU-Zulassung für Glyphosat hatten die Pestizid-Hersteller eine
Frist bis zum 16. März, nationale Zulassungen für Pestizide zu
beantragen. Das Bundesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (BVL) entscheidet gemeinsam mit weiteren
Behörden, ob diese Pestizide für fünf weitere Jahre verkauft und
eingesetzt werden dürfen.

"Das ist jetzt die letzte Chance, Glyphosat in Deutschland zu
verbieten", sagt Gerald Neubauer von Campact. "Agrarministerin Julia
Klöckner (CDU) und Umweltministerin Svenja Schulze (SPD) dürfen nicht
zulassen, dass Pestizide mit Glyphosat noch bis 2023 verkauft werden
dürfen". In Deutschland sind aktuell 37 Glyphosat-Pestizide von zwölf
Firmen mit 105 Handelsnamen auf dem Markt. Die meisten Zulassungen
laufen Ende 2018 aus.

Für den Einsatz in Pestiziden wie Roundup der Firma Monsanto wird
Glyphosat mit weiteren Chemikalien gemischt. Die EU-Kommission und die
Europäische Lebensmittelbehörde EFSA haben darauf hingewiesen, dass
von diesen Mischungen Gesundheitsgefahren ausgehen können. So gebe es
Hinweise, dass diese Mischungen das Erbgut schädigen oder Krebs
auslösen können. Die EU hat bisher nur die gesundheitlichen Gefahren
von reinem Glyphosat untersucht. Die Prüfung der Mischungen in
Pestizid-Produkten ist Aufgabe der nationalen Behörden.

Campact setzt sich seit Jahren für ein Glyphosat-Verbot ein. Das Gift
steht im Verdacht, das Tumor-Wachstum zu begünstigen. Außerdem
vernichtet es alle unerwünschten Samen und Pflanzen, so dass Insekten
wie Bienen keine Nahrung finden und dadurch auch Amphibien und Vögel
hungern.

Fast 450.000 Menschen haben inzwischen den Appell zum Verbot von
Glyphosat in Deutschland unterschrieben
(https://www.campact.de/glyphosat/). Darüber hinaus hatte Campact seit
Februar 2017 in einem europaweiten Bündnis über 1,3 Millionen
Unterschriften in 28 Ländern für ein Verbot gesammelt. Dessen
ungeachtet hatte die EU den Wirkstoff im Dezember 2017 für weitere
fünf Jahre zugelassen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 17.03.2018

Campact e.V., Pressestelle

Artilleriestraße 6, 27283 Verden / Aller

Tel.: 04231/957-440, Fax: 04231/957-499

E-Mail:info@campact.de

Internet: www.campact.de
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MELDUNG/331: Weidetierprämie für Schafe - Rettet die Schafhaltung (BUND SH)


BUND Landesverband Schleswig-Holstein e.V. - Kiel, 20. März 2018

Weidetierprämie für Schafe: Rettet die Schafhaltung



Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) hat am 20. März
2018 bundesweit die Landwirtschaftsminister aufgefordert sich bei der
Bundesregierung für die Einführung einer Weidetierprämie für
Schäfer*innen einzusetzen. Die Schafhaltung sei ein unverzichtbares
Instrument des Landschafts- und Naturschutzes. Insbesondere in
Schleswig-Holstein sei sie für die Deichpflege unerlässlich. Dies
müsse auch wirtschaftlich honoriert werden.

"Deutschland ist das einzige EU-Land welches die Möglichkeit
gekoppelter Prämien aus der 1. Säule der EU-Agrarförderung nicht
nutzt. In 22 EU-Staaten wird dies schon für Weideprämien getan",
erläutert Ole Eggers, BUND-Landesgeschäftsführer in
Schleswig-Holstein. "Auch in Deutschland müssen wir die Möglichkeiten
von Weideprämien endlich nutzen. Die Landesregierung, muss sich bei
der neuen Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner für dieses
Instrument stark machen", fordert Eggers. Bis Ende Juli müsse die
Bundesregierung einen entsprechenden Beschluss nach Brüssel
kommunizieren, damit die Weideprämien noch ab 2019 ausgezahlt werden
könnten.

Die EU erlaubt bis zu acht Prozent der Direktzahlungen an
Landwirt*innen für "gekoppelte Prämien", wie eben Weideprämien, zu
nutzen. Deutschland ist der einzige EU-Staat, der diese Möglichkeit
nicht nutzt, angeblich um Marktverzerrungen zu vermeiden.

"Die wichtige Rolle der Schafhaltung als letzte, weitestgehend
artgerechten Nutztierhaltung für Landschafts-, Natur- und Deichschutz
ist unumstritten. Am Markt wird der Beitrag der Schafe für
Biodiversität und Küstenschutz aber nicht ausreichend honoriert. Bei
der Schäferei liegt ein klares Marktversagen vor", stellt Tobias
Langguth, BUND-Naturschutzreferent, fest. Aus Sicht des BUND sei ein
Eingreifen der Politik deshalb dringend geboten, um zu verhindern,
dass die Schäferei mittelfristig wegfällt. Der BUND stellt sich damit
hinter die Forderungen der Kampagne #SchäfereiRetten, die am 13. Märzu
2018 in Berlin über 75.000 Unterschriften für eine Weidetierprämie an
das Bundeslandwirtschaftsministerium übergab. "Das beste Mittel für
die Erhaltung einer extensiven Weidetierhaltung ist die
Weidetierprämie", schließt Langguth ab.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 20.03.2018

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Schleswig-Holstein

Lorentzendamm Nr. 16, 24103 Kiel

Tel.: 0431/66060-0, Fax: 0431/66060-33

E-mail: bund-sh@bund-sh.de

Internet: www.bund-sh.de
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STANDPUNKT/997: Tag des Waldes - Neue Bundesregierung auf dem Holzweg (ROBIN WOOD)


ROBIN WOOD - Pressemitteilung - Hamburg, den 20. März 2018

Zum Internationalen Tag des Waldes am 21. März 2018

Neue Bundesregierung auf dem Holzweg

ROBIN WOOD fordert Stärkung der naturnahen Waldwirtschaft und
konsequente Bekämpfung von Waldschäden



ROBIN WOOD warnt zum Internationalen Tag des Waldes davor, Wälder als
bloße Holzlieferanten zu betrachten. Die Umweltorganisation
kritisiert, dass die neue Bundesregierung auf eine stärkere
Holznutzung setzt und Naturnähe, Artenvielfalt, Strukturreichtum und
Klimaschutz im Wald vernachlässigt. Zudem werden die Ursachen für die
nach wie vor starken Waldschäden nicht angegangen.

CDU und SPD beziehen sich in ihrem Koalitionsvertrag auf die Charta
für Holz 2.0, die mit eindeutigen Titeln wie "Mehr Holz einsetzen" und
"Nadelholz dauerhaft sichern" überschrieben ist. Das Konzept aus dem
Bundesforstministerium (BMEL) zielt darauf ab, mehr Bäume zu fällen
als nachwachsen. Das schadet dem Klimaschutz, weil durch weniger Holz
im Wald weniger Kohlenstoff gebunden wird. Aus Sicht von ROBIN WOOD
sollte stattdessen der Waldumbau - weg von monotonen und anfälligen
Nadelforsten hin zu durchmischten, mehrschichtigen Waldbeständen -
vorangetrieben werden. Solche naturnahen Wälder bieten auch vielen
gefährdeten Tier- und Pflanzenarten den gesuchten Lebensraum.

"Klimaschutz im Wald heißt, naturnahe Wälder wachsen zu lassen.
Darüber hinaus sollte unsere Holznutzung umgekrempelt werden: weniger
Holz verbrennen, weniger Papier verschwenden und Laubholz langlebig
verwenden", sagt ROBIN WOOD-Waldreferent Jannis Pfendtner. Schon seit
2010 wird jedes Jahr mehr Holz verbrannt als verbaut oder
weiterverarbeitet - ein ökologischer Irrweg!

ROBIN WOOD stellt an die Bundes- und Landespolitik drei Forderungen
zur Kursumkehr: Die Umsetzung der Nationalen Biodiversitätsstrategie
bis 2020, so dass fünf Prozent des Waldes zu dauerhaft geschützten,
ungestörten Wildnis-Entwicklungsflächen umgewidmet werden. Zweitens
das klare Bekenntnis aller staatlichen Waldbesitzer zum naturnahen
Waldbau, zertifiziert durch die Siegel FSC oder Naturland. Drittens
die Neufassung der Waldgesetze, in denen eine "gute fachliche Praxis"
definiert und somit ökologische Mindeststandards der
Waldbewirtschaftung eingeführt werden.

"Es liegt an den politischen Rahmenbedingungen, ob Förster*innen in
Deutschland den Wald naturnäher bewirtschaften können oder nur auf
Holzpreise schauen müssen. Hochwertiges Holz, ökologische
Waldwirtschaft und Klimaschutz können Hand in Hand gehen", sagt
Pfendtner.

ROBIN WOOD fordert die neue Bundesregierung zudem auf, konsequent
gegen die Ursachen von Waldschäden vorgehen. Bislang wurden die
Probleme nicht gelöst, sondern unter den Teppich gekehrt. Der
Waldzustandsbericht für 2017 ist noch immer nicht erschienen. Zum
alarmierenden Waldzustandsbericht von 2016 gab der ehemalige
Bundesminister Christian Schmidt nicht einmal eine Pressemitteilung
heraus. Dabei waren die Befunde eklatant: Nur noch 12 Prozent der
Buchen und 24 Prozent der Eichen waren ohne erkennbare Schäden.

Seit Jahren ist der enge Zusammenhang zwischen Waldschäden und
Ammoniak-Emissionen aus Landwirtschaft und Tierhaltung bekannt. Doch
die Ammoniak-Emissionen wurden im Koalitionsvertrag noch nicht einmal
erwähnt. Dabei ist zum Schutz der Wälder eine drastische Reduktion der
Tierproduktion dringend erforderlich.

Den Internationalen Tag des Waldes hat die Welternährungsorganisation
FAO Ende der siebziger Jahre ausgerufen, um die öffentliche
Aufmerksamkeit auf die weltweit voranschreitende Zerstörung von
Waldflächen zu lenken.




ROBIN WOOD-Informationen rund ums Thema Wald:

https://www.robinwood.de/themen/wald

Artikel aus dem ROBIN WOOD-Magazin "Natur und Klimaschutz gehören
zusammen - auch im Wald!":

https://www.robinwood.de/magazin/natur-und-klimaschutz-geh-ren-zusammen-auch-im-wald

Diese PM online: http://bit.ly/2FZxfgU

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 20.03.2018

Herausgeber:

Robin Wood, Pressestelle

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg (Harburg)

Tel.: 040/380 892-0, Fax: 040/380 892-14

E-Mail: presse@robinwood.de

Internet: http://www.robinwood.de
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BERICHT/136: Das Ende der Natur - Korrekturnot der Agrarkultur ... (SB)
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Dr. Susanne Dohrn liest aus ihrem Buch "Das Ende der Natur"

Foto: © 2018 by Schattenblick



Die langjährige Chefredakteurin der SPD-Zeitung "Vorwärts" Dr.
Susanne Dohrn ist vor vier Jahren in Estland auf Wiesen, Weiden und
Getreidefelder gestoßen, die voller Blütenpflanzen waren und genauso
aussahen wie die Getreidefelder, die sie aus ihrer Kindheit kannte.
In Deutschland dagegen gibt es sie nicht mehr. Was ist da nur
geschehen?

Aus der Betroffenheit ob der Diskrepanz zu den hiesigen vollkommen
blütenlosen, insektenbefreiten und auf stets die gleiche, kurzhalmige
Wuchshöhe gezüchteten Getreidepflanzen oder umgekehrt auf
Gardemaß getriebenen, ihre Licht- und Nährstoffkonkurrenz
beseitigenden Maispflanzen heraus hat die promovierte
Geschichtswissenschaftlerin und Journalistin begonnen, zu
Landwirtschaft und Insektenschwund zu recherchieren. Dazu hat sie auch
zahlreiche Fachleute befragt und im vergangenen Jahr ein Buch zu dem
Thema veröffentlicht: "Das Ende der Natur. Die Landwirtschaft und das
stille Sterben vor unserer Haustür". Es ist im Berliner Ch. Links
Verlag erschienen und liegt inzwischen in zweiter Auflage vor. [1]

Am 14. März 2018 las die Autorin bei einer öffentlichen Veranstaltung
der Naturschutzorganisation NABU in Hamburg aus ihrem Buch vor.
Ergänzt wurde die 20minütige Lesung durch einen Vortrag Dohrns über
"Eine Reise zu Klappertopf, Kaisermantel, Kaulquappe, Kibitz und Co",
also zu Wildkräutern, Insekten, Amphibien und Feldvögeln, "weil diese
Arten am dramatischsten zurückgehen". Abgerundet wurde der Abend mit
einer Podiumsdiskussion mit der Autorin und den beiden
NABU-Mitgliedern Oliver Schumacher vom Landesverband Hamburg und
Sebastian Strumann vom Bundesverband in Berlin unter der Moderation
von Alexander Porschke, dem Vorsitzenden des Hamburger Landesverbands
des NABU.
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Agrarökonomisch-logische, jedoch insektenfreie Zone am Beispiel Getreideanbau in Dithmarschen

Foto: © 2018 by Schattenblick



Das Ausmaß des Insektenschwunds hat selbst Fachleute erschreckt. War
bisher vor allem vom Artensterben die Rede, so wurde inzwischen
festgestellt, daß auch die Masse an Insekten verschwindet. Die Daten,
die der Entomologische Verein Krefeld hierzu in Schutzgebieten von
Nordrhein-Westfalen, Brandenburg und Rheinland-Pfalz gesammelt hat,
weisen einen Biomasseverlust von Insekten von teils über 75 Prozent
auf. [2]

Wenn die Insektenzahl zurückgeht, verschwinden auch die Vögel, weil
ihnen die Nahrungsgrundlage fehlt. Da die meisten Obst- und
Gemüsesorten auf Insektenbestäubung angewiesen sind, drohen auch dem
Menschen erhebliche wirtschaftliche Verluste. Die Kritik Dohrns geht
jedoch insofern auch darüber hinaus, als daß sie den Verlust der
Natur, wie sie sie aus ihrer Kindheit kannte, anprangert. Davon
betroffen sind eben auch andere Tier- und Pflanzenarten und man hat
den Eindruck, als vermisse die Autorin eine bestimmte Lebensweise in
und mit der Natur, welche die Kinder von heute nicht mehr erfahren.
Beispielhaft kann hier durchaus Tornesch, die Heimatstadt Dohrns,
genannt werden. Einst ein beschauliches Dorf, von Baumschulen,
Wäldern, Weiden und Ackerflächen umgeben, wurde Tornesch von der
immer mehr in ihr Umland expandierenden Stadt Hamburg eingeholt.
Sicherlich nicht zuletzt aufgrund der Nähe zur Autobahn A23 stark
industriell orientiert, hat Tornesch eine Entwicklung von einem Dorf,
das vor den Toren einer Großstadt liegt, zu einem ihrer kaum mehr von
den umgebenden Siedlungsstrukturen zu unterscheidenden Vororte vollzogen.

Aus der Betroffenheit heraus eine Frage zu entwickeln und zu
verfolgen gehört sicherlich zu den hehrsten Anliegen des
Publizierens. Ganz im Sinne der Aussage, daß man nur schützen kann,
was man kennt, führte Dohrn im Vortrag wie auch in den von ihr
vorgelesenen Textpassagen einige "Fakten" der Entwicklung des
Agrarraums an, die mit dem Insektenrückgang zu tun haben könnten. So
hat sich die landwirtschaftliche Nutzfläche in Deutschland stark
gewandelt. Heute gibt es viel mehr Ackerland und weniger
Dauergrünland, was bedeutet, daß zur Verwertung vorgesehene
Kulturpflanzen und nichts anderes das Landschaftsbild bestimmen. Auf
den Äckern von früher stand das Getreide locker, der Boden war gut
durchlüftet, und im Unterschied zu den vielen Maispflanzen, deren
Anbau politisch massiv gefördert worden ist, gab es eine weniger hohe
Bodenbedeckung. So konnten sich die Böden erwärmen, was die Insekten
mögen. Dagegen wächst unterhalb von Mais fast nichts, da kann sich
keine Vielfalt entwickeln, und Insekten haben keinen Lebensraum.

Laut dem Bundesumweltamt wurden im Jahr 2015 im Durchschnitt neun
Kilogramm Pflanzenschutzmittel auf einen Hektar Ackerland
ausgebracht. Dazu gehören auch die Insektizide der Klasse der
Neonicotinoide, die seit Beginn der 1990er Jahre sowohl
prophylaktisch als Beizmittel für die Saat eingesetzt als auch auf
dem Feld versprüht werden. Ersteres ist besonders problematisch, da
rund 90 Prozent der Neonics, wie sie verkürzt genannt werden, später
gar nicht von der Pflanze aufgenommen werden, sondern im Boden
bleiben und die dortige Fauna schädigen. Neonics wirken systemisch
und können in sämtlichen Pflanzenbestandteilen nachgewiesen werden.
Durch diese Insektizide werden nicht nur die Zielinsekten getroffen,
sondern auch beispielsweise Bienen, Hummeln und andere Bestäuber, die
den Pollen aufnehmen.

Die Autorin hat mit Prof. Christoph Leuschner von der Universität
Göttingen gesprochen. Der Insektenexperte berichtete ihr, daß mit
jeder Steigerung des Weizenertrags um eine Tonne pro Hektar ungefähr
zehn Ackerwildkräuter verlorengehen. Bereits 1985 wurde in einem
Gutachten des Sachverständigenrats für Umweltfragen festgestellt, daß
mit jedem Ackerwildkraut, das verschwindet, durchschnittlich zwölf
pflanzenfressende Tierarten, die von ihnen leben, verlorengehen. Und
wiederum von diesen Tierarten hängen ebensoviele Tierarten ab, die
diese fressen oder als Parasiten von ihnen leben. "Jeder Verlust
einer Ackerwildkrautart setzt eine ganze Kaskade weiterer Verluste in
Gang", gab Dohrn eine zentrale Beobachtung und Botschaft der
Landschaftsökologie wieder.

Nicht nur die Äcker verzeichnen Verluste an Vielfalt. Auf einem
Quadratmeter naturwüchsiger Wiese lassen sich gut und gerne 90
verschiedene Pflanzenarten finden. Heute dagegen beherrscht schnell
wachsende Grassaat das Feld, das drei- bis sechsmal im Jahr
geschnitten werden kann. Die Ertragssteigerung auf Äckern, Wiesen und
Weiden sorgt für einen allmählichen Verlust der Artenvielfalt, denn
die verbliebenen Wildkräuter werden gekappt, bevor sie Samen
ausbilden können. Darüber hinaus verschwinden in Folge von
Flurbereinigungsmaßnahmen die für Insekten, Wildkräuter und
beispielsweise auch Rebhühner überaus lebenswichtigen Randstreifen.
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"Worauf warten wie noch?" fragt Susanne Dohrn am Ende ihres Vortrags.
Sie selbst hat nicht nur recherchiert, sondern selbst angefangen, in einem Teil ihres Gartens
Wildblumen wachsen zu lassen. Das schildert sie auch in ihrem Buch
und beschreibt, welche Besucher von der Blütenvielfalt angelockt
werden. Außerdem hat sie als Ratsmitglied von Tornesch mit daran
gewirkt, daß dort mehr Blumenbeete als Straßenrandstreifen angelegt
werden.

Das genüge aber nicht, sagt Dohrn und fordert eine andere
Landwirtschaft. Beispielsweise sollten Bauern von der Europäischen
Union Geld dafür erhalten, daß sie Naturschutzflächen schaffen. Eine
Ansicht, der sich auch die beiden NABU-Referenten beim
Podiumsgespräch anschlossen. Öffentliche Gelder für öffentliche
Leistungen, so Sebastian Strumann, der ein flammendes Plädoyer für
die Europapolitik hielt und das Publikum aufforderte, sich an seine
Europaparlamentarier zu wenden und auf sie einzuwirken, damit sie
etwas für eine insektenfreundlichere Landwirtschaft machen. "Auf
europäischer Ebene können wir dagegen ankämpfen!"

Die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) verteile jedes Jahr 60 Mrd. Euro.
Davon erhalte Deutschland sechs Mrd., und für einen Hektar bekomme
der Landwirt knapp 300 Euro pro Jahr, erklärte er. Es sei jedoch
nicht festgelegt, wie die Fläche bewirtschaftet wird, sähe man davon
ab, daß kleinere Auflagen (Cross Compliance) eingehalten werden
müßten. Wiederholt forderte Strumann dazu auf: "Sprechen Sie mit
Ihren Europapolitikern!"

Einen solchen Optimismus teilte nicht jeder aus dem Publikum. In
einem sehr emotionalen, aber deswegen keineswegs geringzuschätzenden
Redebeitrag erklärte eine Frau: "Wir kappen die Evolution" und, auf
einen Artikel zum Klimawandel bei Zeit online (18. September 2017)
Bezug nehmend: "Wir schweigen uns zu Tode." In ihren Worten drückte
sich Fassungslosigkeit aus, die sich nicht so leicht durch schnelle
Antworten beheben ließ. Und Antworten auf die drängenden Probleme
sollten an diesem Abend viele gegeben werden, vielleicht sogar zu
viele, um jene Verzweiflung zu erreichen. Denn wenn das Problem des
Insektenschwunds einfach zu lösen wäre oder, allgemeiner gesagt, wenn
vom "Ende der Natur" gesprochen wird, muß man sich da nicht
unwillkürlich fragen: Ja, wenn es darauf Antworten gibt, wie konnte
es überhaupt dazu kommen?
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Rege Debatte aller Beteiligten zu einem dicht heranrückenden Thema

(von links) Oliver Schumacher, Dr. Susanne Dohrn und Sebastian Strumann

Foto: © 2018 by Schattenblick



Der diplomierte Landschaftsökologe Oliver Schumacher berichtete, daß
in der Europäischen Union noch bis zum Jahr 2007 extensive
Landwirtschaft betrieben wurde. Zehn Prozent der Fläche seien damals
aus der Nutzung herausgenommen worden, was sich positiv auf die
Artenvielfalt ausgewirkt hat. In Deutschland waren das über 800.000
Hektar. Doch von 2007 auf 2008 wurde der Energiepflanzenanbau
auf Brachflächen abgesegnet. Selbst die Grünen haben ihr Okay dazu
gegeben. Die Folge: 50 Prozent dieser Flächen gingen wieder in
Nutzung. "400.000 Hektar mit einem Federstrich verloren!" Diese
dramatische Entwicklung habe sich fortgesetzt.

Der Insektenrückgang ist allerdings selbst auf den 500 Hektar
Landfläche in der Elbtalaue, die der NABU über einen Zeitraum von 45
Jahren zusammengekauft hat, zu beobachten. Im Unterschied zu den
Folgen des Klimawandels tue es niemandem weh, wenn Arten
verschwinden, bot Schumacher einen Erklärungsversuch dafür, daß bis
jetzt so wenig zum Erhalt der Insekten getan wurde.

Wenn schon der Tierfilmer Heinz Sielmann in den 1950er Jahren vor dem
Artensterben gewarnt hat, wie aus dem Publikum angemerkt wurde, und
wenn laut Dohrn der Sachverständigenrat für Umweltfragen 1985
ebenfalls vor dem Artensterben gewarnt hat, haben das dann die von
Strumann so hochgelobten Europaabgeordneten nicht mitbekommen? Haben
sie nicht einst einer Agrarpolitik ihren Segen gegeben, die den
Insektenschwund und nicht den Erhalt der Insekten fördert? Müßte man
nicht annehmen, daß im Europaparlament ganz andere Interessen die
politische Entscheidungsfindung dominieren als die des Naturschutzes?

Mit diesen Fragen soll der Vorschlag des NABU-Mitglieds nicht zur
Gänze verworfen werden. Angesichts des Ausmaßes und der
Geschwindigkeit des Insektenrückgangs und seiner Bedeutung für die
Menschen und ihre Mit- und Umwelt sollte man sicherlich keine Mühe
scheuen und auf keine einzige Maßnahme verzichten, mag sie auch noch
so unbedeutend erscheinen, um dem Trend entgegenzuwirken. Doch als
zentrale Botschaft, mit Europapolitikern zu sprechen? Da scheint dann
doch zu sehr der persönliche Blick des Mitglieds in leitender
Funktion einer Naturschutzorganisation, die ihre Ziele häufig in
Kooperation mit und nicht so sehr in Konfrontation zu politischen
Entscheidungsträgern zu erreichen versucht, Ratgeber gewesen zu sein.

Der Einband zu ihrem Buch sei absichtlich wie eine Todesanzeige
gestaltet, sagte Dohrn und fügte an: "Aber wir wollten Sie nicht mit
dieser deprimierenden Nachricht entlassen." Deshalb seien da zwei
bunte Schmetterlinge abgebildet, ein Bläuling und ein Feuerfalter.
Daß diese Botschaft der Hoffnung durchaus ankommt, wurde in mehreren
Wortbeiträgen des interessierten und engagiert diskutierenden
Publikums deutlich. Abschließend möchte man dem Buch wünschen, daß es
niemals, unter gar keinen Umständen, eine Fortsetzung erfahren wird
... indes gibt es bis jetzt so gut wie keinen Anhaltspunkt dafür, daß
sich die Notwendigkeit, das Phänomen Insektenschwund auch mit den
Mitteln der schreibenden Zunft in Angriff zu nehmen, in absehbarer
Zeit erübrigt.
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Vom Ende der Natur zwischen zwei Buchdeckeln

Foto: © 2018 by Schattenblick




Fußnoten:


[1]

Susanne Dohrn

Das Ende der Natur. Die Landwirtschaft und das stille Sterben vor unserer Haustür

Ch. Links Verlag

2. Auflage, Dezember 2017

272 Seiten

18,- Euro

ISBN: 978-3-86153-960-5

[2] Vor kurzem fand in Münster eine Tagung zum Insektenrückgang
statt, an der die Untersuchungsergebnisse des Entomologischen Vereins
Krefeld an prominenter Stelle besprochen wurden. Die
Berichterstattung des Schattenblick zu der Tagung finden Sie unter
UMWELT / REPORT → BERICHT und UMWELT → REPORT →
INTERVIEW:

BERICHT/133: Insektenschwund - Politik zu träge ... (1) (SB)

BERICHT/134: Insektenschwund - Politik zu träge ... (2) (SB)

BERICHT/135: Insektenschwund - Politik zu träge ... (3) (SB)

INTERVIEW/268: Insektenschwund - Aufgabenvielfalt unterschätzt ...     Prof. Dr. Christoph Scherber im Gespräch (SB)

INTERVIEW/269: Insektenschwund - schon länger in der Peilung ...     Marie Thöne im Gespräch (SB)

INTERVIEW/270: Insektenschwund - Interessengegensätze ...     Prof. Dr. Werner Kratz im Gespräch (SB)

INTERVIEW/271: Insektenschwund - saubere Wissenschaft und konsequenter Naturschutz ...     Dr. Martin Sorg im Gespräch (SB)


20. März 2018
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AKTION/1399: Bocholt - "Selbstporträt mal anders" für junge Leute, 4.-5.4.2018


Kulturrucksack Bocholt: Selbstporträt mal anders

Jugendliche gestalten das etwas andere Selfie

Teilnehmerzahl begrenzt - Jetzt anmelden!



Bocholt (PID). Wie man mit dem Pinsel, Stempel, Kamera und Stiften ein
Selbstportrait erstellen kann, wird am Donnerstag, 5. April 2018, und
Freitag, 6. April 2018, jeweils von 10:30 bis 16:15 Uhr gezeigt. Dann
findet ein Kulturrucksackprojekt für alle Bocholter Jugendliche von 10
bis 14 Jahren im Café Karton, Am Vredepool 7 in Bocholt statt.
Anmeldungen unter Tel. 02871 487586. Die Teilnahme ist kostenlos.

Bereits eine Woche vor dem offiziellen Start des Kulturrucksacks 2018
wird in den Osterferien das Projekt "Selbstportrait mal anders" in der
Bocholter Jugendfreizeiteinrichtung "Café Karton" durchgeführt. In
diesem Workshop können sich die Jugendlichen neu entdecken und ein
eigenes Selbstportrait erstellen.

Von der Malerei zur Fotografie

Malen, Stempeln, Zeichnen, Fotografieren, es ist alles erlaubt. Die
Jugendlichen lernen verschiedene künstlerische Ausdrucksformen und
Techniken der Acrylmalerei kennen, gestalten unterschiedliche
Hintergründe und experimentieren mit Farben.

Danach wechseln die Jugendlichen zum fotografischen Ausdruck und
erstellen im gegenseitigen Miteinander Selbstporträts. Diese Porträts
werden am Rechner bearbeitet und für den nächsten Tag zur weiteren
Verarbeitung ausgedruckt. Schließlich werden die fotografischen
Selbstporträts mit den zuvor gestalteten Hintergründen auf
vorbereiteten Platten verarbeitet. Die entstandenen Arbeiten können
anschließend mit Stempeln und Textzitaten personalisiert werden.

Persönlichkeit darstellen

Britta Schaffeld vom Bonner Atelier Schaffensfelder leitet den
Workshop. "Die Kinder und Jugendlichen drücken normalerweise auf den
Auslöser ihres Smartphones, um ein Selfie zu erstellen", erklärt
Schaffeld. In diesem Workshop sei "das andere Selfie" viel mehr als
nur ein Foto, weiß Schaffeld, hier ginge es darum, dass die
Jugendlichen mit ihren Selbstportraits auch ihre Persönlichkeit auf
künstlerische Weise darstellen.

"Dabei lernen die Jugendlichen verschiedene künstlerische Techniken
kennen und haben zudem sehr viel mehr Spaß an der Entstehung des
Bildes, als einfach nur auf den Knopf des Handy zu drücken", freut
sich Schaffeld auf das Projekt. Die Werke werden zum Ende des
Workshops in einer Ausstellung präsentiert und dürfen anschließend mit
nach Hause genommen werden. Vorkenntnisse sind nicht erforderlich. Die
Teilnehmerzahl ist auf 15 Jugendliche begrenzt, daher sei eine
Anmeldung unter Tel. 02871 487586 erforderlich. Der Kulturrucksack.NRW
ist ein Programm der Landesregierung Nordrhein-Westfalen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 12. März 2018

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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KURSUS/1147: Bielefeld - "Nähen für Anfänger" vom 27. bis 29. März 2018


Nähkurs für Anfänger



Bielefeld (bi). Zu Beginn der Osterferien startet in der
Volkshochschule ein dreitägiger Nähkurs für Jugendliche und
Junggebliebene. Von Dienstag, 27., bis Donnerstag, 29. März, jeweils
von 10 bis 14 Uhr, können in der Ravensberger Spinnerei die Grundlagen
des Nähens erlernt und Taschen, Loops, Kissen oder Stulpen hergestellt
werden. Nähmaschinen sind vorhanden. Informationen zu den
mitzubringenden Arbeitsmaterialien und Anmeldung unter
www.vhs-bielefeld.de oder Telefon (0521) 51 65 21.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 19. März 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TOUR/7162: Lippstadt - Führung "Durch die Nacht - entlang der Lichtpromenade" am 23.3.2018


Durch die Nacht - entlang der Lippstädter Lichtpromenade

Öffentliche Führung am 23. März



Lippstadt. Am Freitag, 23. März, findet die letzte öffentliche Führung
über die Lippstädter Lichtpromenade vor der Sommerpause statt.

Alle Interessierten sind herzlich einladen, sich um 19 Uhr am Rathaus
einzufinden, um mit der Stadtführerin Angelika Bolz einen Rundgang zu
unternehmen. Nach einer Einführung in die recht junge Kunstform der
Lichtkunst unter Einbeziehung des Lippstädter Leitbildes
'Licht-Wasser-Leben', erhalten die Teilnehmer ausführliche
Informationen zu den eindrucksvollen Lichtinstallationen zwischen
Mattenklodtsteg und Friedrichschleuse.

Kosten für die ca. zweistündige Themenführung betragen 6,00 Euro pro
Person, Kinder, Jugendliche und Studenten zahlen 3,00 Euro.

Um Anmeldung in der Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter
02941 - 58515 wird gebeten, da die Teilnehmeranzahl für diese Führung
begrenzt ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 19. März 2018

Stadt Lippstadt

KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Tel. 02941/58515

E-Mail: niedner@kwl-lippstadt.de
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MELDUNG/038: Weltwassertag 2018 - Wasser sparen mit Messer und Gabel (ProVeg)


ProVeg Deutschland e.V. - 20. März 2018

Weltwassertag 2018: Wasser sparen mit Messer und Gabel

Nicht die Dauer des täglichen Duschens ist ausschlaggebend für die Höhe des
eigenen Wasserverbrauchs. Für bis zu 90 Prozent des menschlichen
Wasserfußabdrucks weltweit ist die Lebensmittelproduktion verantwortlich.
Die Herstellung tierischer Lebensmittel verbraucht dabei das meiste Wasser.



Berlin, 20. März 2018 - Jedes Jahr am 22. März lädt der Weltwassertag dazu
ein, den eigenen Wasserkonsum zu hinterfragen. In Deutschland liegt der
durchschnittliche tägliche Wasserverbrauch bei 120 Litern pro Person. Diese
Zahl, die sich aus dem unmittelbaren Wasserverbrauch im Haushalt errechnet,
bildet aber nur einen kleinen Teil der Realität ab. Dem Water Footprint
Network zufolge ist die Menge an Wasser, die zur Lebensmittelproduktion
eingesetzt wird, wesentlich bedeutsamer, denn sie ist für rund 90 Prozent
des weltweiten Wasserverbrauchs verantwortlich. Der größte Anteil davon
fließt in die Erzeugung von Fleisch und anderen tierischen Lebensmitteln.
Wie viel Wasser jeder Mensch tatsächlich verbraucht, hängt also ganz
entscheidend davon ab, wie er sich ernährt. "Pflanzliche Lebensmittel haben
einen deutlich geringeren Wasserfußabdruck, und das in jeder Hinsicht",
sagt Sebastian Joy, ProVeg-Geschäftsführung. "Verglichen mit einer
Ernährung, die Fleisch beinhaltet, spart eine vegetarische Ernährung rund
eine halbe Million Liter Wasser pro Jahr ein - wer rein pflanzlich lebt,
halbiert sogar seinen Wasserfußabdruck", erklärt Joy.

Pflanzliche Lebensmittel schonen Wasservorräte

Die Erzeugung von einem Kilogramm Rindfleisch verbraucht 15.500 Liter
Wasser - genug um 200 Badewannen zu füllen. Käse schlägt mit
durchschnittlich 5.000 Liter Wasser pro Kilogramm zu Buche. Für ein
Kilogramm Eier müssen 3.300 Liter aufgewendet werden. Ein Kilo Weizen
dagegen benötigt nur 1.300 Liter und für die gleiche Menge Äpfel sind
lediglich 820 Liter Wasser notwendig. "Nicht nur, dass die Erzeugung jeden
Kilogramms pflanzlicher Lebensmittel weniger Wasser verbraucht als die
Erzeugung tierischer Produkte. Auch dieselbe Menge an Kalorien kann aus
pflanzlichen Produkten deutlich wassersparender gewonnen werden. Dasselbe
gilt für Proteine und Fette", so Joy.

Futtermittel und Gülle vergeuden wertvolles Frischwasser

In der landwirtschaftlichen Tierhaltung ist vor allem die Erzeugung der
Futtermittel besonders aufwendig. Allein auf einem Drittel der
landwirtschaftlich genutzten Flächen weltweit wachsen Getreide, Mais und
Soja und weitere Futtermittel für Tiere. Entsprechend hoch ist der
Verbrauch von Wasser bereits auf dieser Produktionsstufe. Für die Reinigung
von Ställen, Tiertransportern und Schlachthäusern ist ebenfalls Wasser
notwendig. Auch das Grundwasser, das durch die Unmenge an Gülle auf den
Feldern verunreinigt wird, zählt in die Wasserbilanz mit hinein. All dies
zusammen ergibt den Wasserfußabdruck eines Lebensmittels.(*) "Wasser in die
Erzeugung von Futtermitteln zu investieren, die ja nur indirekt unserer
Ernährung dienen, ist ökologisch nicht sinnvoll. Hinzu kommt, dass der
Anbau häufig in Ländern stattfindet, in denen sauberes Trinkwasser deutlich
knapper ist als in den meisten europäischen Ländern", ergänzt Joy.

Veggie-Ernährung für Umwelt und Fairness

Ein Beitrag zur globalen Fairness und zum Umweltschutz ist, seinen
Wasserverbrauch nachhaltig zu verringern. Das gelingt am effizientesten mit
dem Umstieg auf eine pflanzliche Kost. Durch eine konsequent
vegetarisch-vegane Ernährung können Verbraucher ihren Wasserfußabdruck
halbieren. Wer die ersten Schritte hin zu einer fleischfreien Ernährung
nicht alleine gehen möchte, dem hilft ProVeg mit praktischen Tipps und
leckeren Rezepten dabei, die vegan-vegetarische Lebensweise auszuprobieren.
Auch bei weitergehenden Fragen steht ProVeg allen Interessierten zur Seite.


ProVeg (ehemals VEBU) ist die weltweit erste international tätige
Ernährungsorganisation, die sich für die pflanzliche Lebensweise einsetzt.
ProVeg verfolgt das Ziel, den weltweiten Tierkonsum bis 2040 um 50 Prozent
zu verringern. ProVeg richtet sich an alle, die an einer pflanzlichen
Lebensweise interessiert sind. Mit internationalen Kampagnen und Projekten
sowie nützlichen Tipps unterstützt ProVeg bei der Umsetzung einer
genussvollen pflanzlichen Ernährung. ProVeg arbeitet mit den wichtigsten
Akteuren und einflussreichsten Multiplikatoren aus Politik, Wirtschaft und
Medien zusammen, um den gesellschaftlichen Wandel hin zu einer nachhaltigen
Lebensweise zu beschleunigen. Animal Charity Evaluators bewertet ProVeg als
eine der drei effektivsten und förderungswürdigsten Organisationen gegen
Tierleid in Europa.


Anmerkung:

(*) Die Berechnung des Wasserfußabdrucks berücksichtigt alle Arten der
Wasseraufwendung, die während der gesamten Wertschöpfungskette eines
Lebensmittels anfallen, bis hin zur Klärung und Wiederaufbereitung des
entstandenen Abwassers. Dabei wird zusätzlich zwischen dem Verbrauch von
Oberflächen- und Grundwasser einerseits und Regenwasser andererseits
unterschieden. Aus diesen Faktoren errechnet sich der Wasserfußabdruck
eines Produktes. 

Zahlen und Definitionen entnommen von water footprint network

http://waterfootprint.org/en/water-footprint/product-water-footprint/water-footprint-crop-and-animal... [19.03.2018]


Weitere Informationen zum Zusammenhang von Wasserverbrauch und dem
Konsum tierischer Lebensmittel finden Sie unter:

https://vebu.de/tiere-umwelt/umweltbelastung-durch-fleischkonsum/energie-ressourcenverschwendung/was...

 * 

Quelle:

ProVeg Deutschland e.V. (ehem. VEBU - Vegetarierbund Deutschland e.V.)

Genthiner Straße 48, 10785 Berlin

Telefon +49 30 29 02 82 53-0/-19

E-Mail: presse@proveg.com

Internet: www.proveg.com/vebu-wird-proveg
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